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Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 17: Frage-
stunde. Die Fragen an die Landesregierung liegen Ihnen 
auf Drucksache 5/1816(neu) vor. 

Fragestunde
– Drucksache 5/1816(neu) –

Ich rufe zunächst auf den Geschäftsbereich des Innen-
ministers. Hierzu bitte ich die Abgeordnete Frau Barbara 
Borchardt, Fraktion DIE LINKE, die Fragen 1 und 2 zu 
stellen. 

Barbara Borchardt, DIE LINKE: Herr Minister, ich frage 
Sie: 

 Ende Oktober 2008 soll in Rostock eine inter-
nationale Sicherheitskonferenz stattfinden.

1. Wann und wo genau findet die Konferenz statt?

2. Welche Inhalte stehen auf der Tagesordnung 
und wer wird an der Konferenz teilnehmen?

Minister Lorenz Caffier: Frau Abgeordnete, das ist nun-
mehr die 9. Internationale Sicherheitskonferenz „Dan-
ziger Gespräche“ und sie wird im Zeitraum vom 6. bis 
9. Oktober 2008 diesmal in Rostock-Warnemünde statt-
finden. Das Thema der Konferenz lautet: „Inter nationale 
Zusammenarbeit zur Gewährleistung der inneren Sicher-
heit in Europa“. Als Inhalte werden folgende Themen bei-
spielhaft genannt: 

– Austausch zwischen Polizeibehörden der EU

– Softwarelösungen zur Informationsgewinnung im 
europäischen Vergleich

– Anforderungen an die europäische Sicherheits-
architektur 

– Sicherung der EU-Außengrenzen

– Terrorismusbekämpfung 

– Bewältigung von Großschadenslagen und

– Bekämpfung aktueller Kriminalitätsphänomene

An der Konferenz werden rund 130 hochrangige Vertre-
ter von Polizei, Justiz, Politik und Wirtschaft aus 15 euro-
päischen Staaten teilnehmen. Neben dem Innenminis-
terium und neben mir als Vertreter des Landes nehmen 
der Bundesminister des Innern, der polnische Vize-
minister für Inneres und Verwaltung und der Woiwode 
der Woiwodschaft Pommern als herausragende Persön-
lichkeiten der Politik an dieser Veranstaltung teil. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Ich bitte jetzt den 
Abgeordneten Herrn Toralf Schnur, Fraktion der FDP, die 
Fragen 3 und 4 zu stellen. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Der ist aber neugierig, der Herr Schnur.)

Toralf Schnur, FDP: Sehr geehrter Herr Innenminister! 

3. Beabsichtigt die Landesregierung im Zusam-
menhang mit dem Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts vom 17.09.2008 zur sogenann-
ten Zweitwohnungssteuer das entsprechende 
Landes- oder Kommunalrecht so anzupassen, 
dass die Studenten in unserem Bundesland 
zukünftig generell von der Zweitwohnungs-
steuer befreit werden?

Minister Lorenz Caffier: Herr Abgeordneter, das Bun-
desverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 17. Septem-

Beginn: 9.05 Uhr 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ich begrüße Sie zur 49. Sitzung des 
Landtages. Die Sitzung ist eröffnet. Die Tagesordnung 
der heutigen Sitzung liegt Ihnen vor. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte an 
dieser Stelle unserem Ministerpräsidenten Dr. Harald 
Ringstorff ganz herzlich zu seinem heutigen Geburtstag 
gratulieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen 
der SPD, CDU, DIE LINKE und FDP –

Gratulationen)

Wir setzen unsere Beratungen vereinbarungsgemäß 
fort.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, von den Frak-
tionen der CDU, SPD, DIE LINKE und FDP liegt Ihnen auf 
Drucksache 5/1832 ein Antrag zum Thema „Entschlie-
ßung für den Erhalt des Call-Centers der Deutschen 
Telekom AG in Schwerin und der IT-Services Europe, 
Deutsche Post IT Service GmbH, in Stralsund“ vor. 
Gemäß Paragraf 74 Ziffer 1 unserer Geschäftsordnung 
kann diese Vorlage beraten werden, wenn zwei Drit-
tel der Mitglieder des Landtages die Dringlichkeit beja-
hen. Zugleich muss die Einreihung in die Tagesordnung 
beschlossen werden. 

Wird das Wort zur Begründung der Dringlichkeit 
gewünscht? – Bitte, Herr Dr. Jäger. 

Dr. Armin Jäger, CDU (zur Geschäftsordnung): Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und Herren Kollegen! Die Dring-
lichkeit des Antrages, der Ihnen heute vorgelegt wird, 
ergibt sich daraus, dass es gelungen ist, aus zwei sich 
nicht ganz entsprechenden Anträgen zum selben Thema, 
die unter 18 a) und 18 b) eingeordnet waren, einen Antrag 
zu machen. Das ist ein Wert an sich, denn ich glaube, 
dass es die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der beiden 
Zentren, um die es hier geht, verdient haben, dass sich 
der Landtag mit sehr großer Entschiedenheit und damit 
auch mit sehr vielen Stimmen hierfür ausspricht. 

Ich bitte deshalb, unter Absetzung der beiden Punkte a) 
und b) aus Tagesordnungspunkt 18, den Punkt auf die 
Tagesordnung zu nehmen, der nunmehr von vier Frak-
tionen getragen wird. 

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Jäger. 

Wird das Wort zur Gegenrede gewünscht? – Das ist 
nicht der Fall. 

Wir stimmten jetzt über die Erweiterung der Tagesord-
nung ab. Wer stimmt der Erweiterung der Tagesordnung 
um diese Vorlage zu? – Wer stimmt dagegen? – Gibt es 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Erweiterung der 
Tagesordnung bei einer Stimmenthaltung aus der Frak-
tion der NPD zugestimmt. 

Auf Wunsch der Antragsteller soll dieser Antrag anstelle 
der zurückgezogenen Anträge auf den Drucksa-
chen 5/1782 und 5/1797 zum Tagesordnungspunkt 18 
aufgerufen werden. Ich sehe und höre dazu keinen 
Widerspruch, dann ist auch das so beschlossen.
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ber 2008 in vier Revisionsverfahren entschieden, dass 
Bundesrecht es nicht verbietet, allerdings auch nicht ver-
langt, Studierende, die mit Hauptwohnung bei den Eltern 
gemeldet sind, von der Zweitwohnungssteuer für eine 
Wohnung am Studienort auszunehmen. Das Bundesver-
waltungsgericht hat zudem ausgeführt, dass die Länder 
und Gemeinden bundesrechtlich nicht gehindert seien, 
die Anforderungen an die Erstwohnung strenger auszu-
gestalten mit dem Ergebnis, dass Studierende grund-
sätzlich nicht der Zweitwohnungssteuerpflicht unterlie-
gen. 

Das Kommunalabgabengesetz Mecklenburg-Vorpom-
mern ermächtigt die Gemeinden, eine Zweitwohnungs-
steuer auf der Grundlage einer gemeindlichen Satzung 
zu erheben. Demnach obliegt es den Gemeinden, im 
Rahmen des ihnen grundsätzlich garantierten Rechts 
der kommunalen Selbstverwaltung zu entscheiden, ob 
und wie sie von der landesgesetzlichen Ermächtigung 
zur Erhebung einer Zweitwohnungssteuer Gebrauch 
machen. Die aktuelle Entscheidung des Bundesverwal-
tungsgerichtes erfordert es nicht, diesen gemeindlichen 
Entscheidungsspielraum landesgesetzlich einzuschrän-
ken. Vielmehr bleibt es dabei, dass die Gemeinden über 
das Ob und das Wie einer Zweitwohnungssteuererhe-
bung entscheiden und in diesem Rahmen satzungs-
rechtlich grundsätzlich eine Zweitwohnungssteuerfrei-
heit von Studenten bewirken können. Das hat auch das 
Bundesverwaltungsgericht betont. Die Landesregierung 
wird deshalb nicht in diesen Bereich kommunaler Selbst-
verwaltung eingreifen. Alles andere liefe dem landes-
politischen Ziel der Stärkung der kommunalen Selbst-
verwaltung zuwider. 

Ich persönlich gehe davon aus, dass die Studienstand-
orte zur Stärkung der Standortvorteile auch in Zukunft 
keine Zweitwohnungssteuer erheben werden. Aber noch 
einmal: Das ist eine kommunale Entscheidung, die die 
Kommunalvertreter selbst vertreten sollen und auch 
müssen. 

Toralf Schnur, FDP: Ich würde jetzt Frage 4 stellen. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Ja. 

Toralf Schnur, FDP: 

4. Wie beurteilt die Landesregierung die Situation 
in Bezug zu den Verwaltungen der Landkreise 
und kreisfreien Städte, dass entgegen dem Wil-
len des damaligen Bundesgesetzgebers, beste-
hend aus CDU und FDP aus dem Jahr 1996, die 
Altersteilzeit nicht zur Verjüngung von Verwal-
tungen, sondern im Wesentlichen zum Abbau 
von Personal genutzt wird?

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Na, das ist ja eine wunderbare Frage.)

Minister Lorenz Caffier: Herr Abgeordneter Kol-
lege Schnur, es wurde Ihnen bereits in der Landtags-
drucksache 5/1522 vom 29. Mai dieses Jahres auf Ihre 
Kleine Anfrage mitgeteilt, dass der Landesregierung 
keine Erkenntnisse darüber vorliegen, wie viele von den 
in den Landkreisen und kreisfreien Städten beschäftigten 
Personen in Altersteilzeit durch die Einstellung jüngerer 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ersetzt worden 
sind, weil den obersten Rechtsaufsichtsbehörden ledig-
lich die zur Prüfung der Haushaltsunterlagen übermit-
telten Daten zur Verfügung stehen und dies daraus nicht 
nachvollziehbar ist. Insofern liegen der Landesregierung 

auch keine Erkenntnisse vor, inwieweit die Altersteilzeit 
nach dem Altersteilzeitgesetz und dem Tarifvertrag zur 
Regelung der Altersteilzeitarbeit in den Landkreisen und 
kreisfreien Städten zur Verjüngung von Verwaltung oder 
eben zum Abbau von Personal geführt hat. 

Im Rahmen der Genehmigungsverfahren der Haus-
halte bei den Landkreisen und kreisfreien Städten wer-
den jedenfalls von den grundsätzlich restriktiven Einstel-
lungsauflagen Ausnahmen zugelassen, sofern eigene 
Auszubildende zur dauerhaften Beschäftigung über-
nommen werden. Insofern fördert die Landesregierung 
in dem Rahmen auch die Einstellung junger Menschen. 

Toralf Schnur, FDP: Herr Innenminister, gestatten Sie 
eine Nachfrage? 

Minister Lorenz Caffier: Ja.

Toralf Schnur, FDP: Aufgrund der Situation, dass mir 
nun keine Zahlen zu der Einstellung von Jüngeren vor-
liegen, beabsichtigt die Landesregierung, dieses Zahlen-
material vielleicht in Zukunft zu erheben, um zu sehen, 
wie sich der Stand im Bereich der Einstellung von Jün-
geren entwickelt? 

Minister Lorenz Caffier: Kollege Schnur, die Landes-
regierung beabsichtigt, dies nicht zu tun, weil auch Ihre 
Fraktion gerade die Fraktion ist, die sagt, wir sollen im 
Rahmen von Verschlankung und Entschlackung nicht 
noch zusätzlich statistische Zahlenwerte erheben, die 
in der Frage der kommunalen Selbstverwaltung sowieso 
durch die Kommunen vor Ort entschieden werden. Und 
deswegen beabsichtigen wir, dies nicht zu tun. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Peng!)

Toralf Schnur, FDP: Ich bedanke mich. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Ich bitte jetzt den 
Abgeordneten Udo Pastörs, Fraktion der NPD, die 
Frage 5 zu stellen. 

Udo Pastörs, NPD: Herr Caffier! 

5. Laut „Schweriner Volkszeitung“ vom 6. Septem-
ber 2008 erfolgte im Vorjahr bei 347 Personen 
eine Telefonüberwachung. In 82 Fällen ging es 
demzufolge um mutmaßlich …

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Herr Pastörs, die 
Frage 5 ist auf unserer Übersicht anders formuliert. 

Udo Pastörs, NPD: Ich lese hier ab.

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Sie haben offen-
sichtlich noch die alte Drucksache. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Die ewig Gestrigen. –
Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Oh, oh, oh!)

Udo Pastörs, NPD: Entschuldigen Sie bitte. 

Meine Frage:

5. Polizeikräfte des Landes haben am 08.08.2008 
bei Hohen Sprenz im Kreis Güstrow ein Zelt-
lager der Heimattreuen Jugend aufgelöst. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Und das war gut so.)

In welchem Umfang waren Mitglieder der Landes-
regierung von dieser Maßnahme informiert?

Minister Lorenz Caffier: Herr Abgeordneter Pastörs, 
im genannten Fall wurde der Innenminister des 
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Lan des Mecklenburg-Vorpommern am Morgen des 
8. August 2008 über die erfolgte Durchsuchung am 
07.08. und am Nachmittag des 08.08. über die laufenden 
Maßnahmen der Auflösung des Zeltlagers informiert. 
Weitere Mitglieder der Landesregierung wurden zu die-
sem Zeitpunkt nicht informiert. 

Udo Pastörs, NPD: Sind Ihnen in diesem Zusammen-
hang Rechtsverstöße bei dieser Maßnahme der Polizei 
durch Polizeibeamte bekannt geworden? 

Minister Lorenz Caffier: Herr Abgeordneter Pastörs, 
ich bin über die Maßnahmen der Durchsuchung in -
formiert worden. Alles andere sind polizeiliche Maßnah-
men gewesen, die im Rahmen des Sicherheits- und Ord-
nungsgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
stattgefunden haben. 

Udo Pastörs, NPD: Sie sagen, dass Sie nur informiert 
wurden über den Ausgang. Und konkret über die Maß-
nahmen, die dort durchgeführt wurden, haben Sie bis 
heute keine Kenntnis?

Minister Lorenz Caffier: Das habe ich nicht gesagt. 
Sie haben gefragt, ob ich während der Maßnahme über 
die Vorgänge informiert worden bin. Daraufhin habe ich 
Ihnen geantwortet, dass ich über die Maßnahme selbst 
informiert worden bin, die auf der Grundlage des Sicher-
heits- und Ordnungsgesetzes stattgefunden hat. Weitere 
Ergebnisse und auch die Auswertung der Ergebnisse 
konnten Sie zu großen Teilen alle in den Medien nach-
lesen. Selbstverständlich wurde auch der Innenminister 
des Landes über den Ausgang informiert. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Einen Moment 
bitte. 

Herr Abgeordneter, Sie haben die Möglichkeit gehabt, 
zwei Zusatzfragen zu stellen. Damit ist Ihre Frage-
möglichkeit erschöpft. 

Ich danke dem Innenminister und rufe auf den Geschäfts-
bereich der Justizministerin Frau Kuder. Hierzu bitte ich 
den Abgeordneten Herrn Gino Leonhard, Fraktion der 
FDP, die Fragen 6 und 7 zu stellen. 

Gino Leonhard, FDP: Frau Präsidentin! Frau Ministerin! 

 Im Nachgang zu den staatsanwaltschaftlichen 
Durchsuchungen des Finanzministeriums erhob 
die Finanzministerin hinsichtlich Grund, Art und 
Umfang der Durchsuchung massivste Vorwürfe 
gegen die Staatsanwaltschaft unseres Landes. 
Sie führte überdies aus, dass sie die Justiz-
ministerin zu einer Überprüfung der Maßnah-
men aufgefordert habe.

6. Wie bewertet die Landesregierung diese Kritik 
und in welcher Weise wird sie der Aufforderung 
einer Überprüfung nachkommen?

Ministerin Uta-Maria Kuder: Sehr geehrter Herr 
Leonhard, wie Sie wissen, hat das Finanzministerium 
zwischen zeitlich die gerichtliche Überprüfung der im 
Finanzministerium durchgeführten Durchsuchung bean-
tragt. Diese gerichtliche Entscheidung wird abzuwarten 
sein. Die verfassungsrechtlich verbürgte Unabhängig-
keit der Gerichte gebietet es, jeden Anschein einer Ein-
flussnahme auf deren Entscheidung durch die Landes-
regierung zu vermeiden. 

Gino Leonhard, FDP: Gestatten Sie eine Nachfrage, 
Frau Ministerin?

Ministerin Uta-Maria Kuder: Bitte.

Gino Leonhard, FDP: Ist es Ihrer Ansicht nach üblich, 
dass ein Kabinettsmitglied in dieser Form öffentlich die 
Arbeit der Staatsanwaltschaft unseres Landes kritisieren 
darf? 

Ministerin Uta-Maria Kuder: Ich denke, das, was üblich 
ist oder nicht, ist, glaube ich, hier nicht von entschei-
dender Bedeutung. Entscheidend ist, dass die Gerichte 
jetzt ihre Entscheidungen im Hinblick auf die Durchsu-
chung zu treffen haben. Das wird bald erfolgen. 

Gino Leonhard, FDP: Zweite Frage: 

7. Wie oft wurden in den vergangenen 18 Jahren 
vonseiten des Justizministeriums staatsanwalt-
schaftliche Durchsuchungen intern untersucht 
bzw. überprüft, weil dies von einem Betroffenen 
gefordert wurde, und wie oft ist dabei ein Fehl-
verhalten der Staatsanwaltschaft festgestellt 
worden?

Ministerin Uta-Maria Kuder: Entsprechende Statis-
tiken werden im Justizministerium nicht geführt. Die Prü-
fung der rechtlichen Voraussetzungen und der Art und 
Weise der Durchführung von Durchsuchungen obliegt 
den Gerichten. 

Gino Leonhard, FDP: Vielen Dank. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Ich bitte nun, den 
Abgeordneten Herrn Roolf, Fraktion der FDP, die Frage 8 
zu stellen. 

Michael Roolf, FDP: Frau Ministerin! 

 Mit der Durchsuchung von Räumen des Finanz-
ministeriums vor knapp zwei Wochen fanden 
die fast zweijährigen Ermittlungen der Staats-
anwaltschaft unseres Landes wegen Subven-
tionsbetrug einen vorläufigen Höhepunkt. Im 
Nachgang dazu führte die Finanzministerin aus, 
ihr Ministerium habe jederzeit jegliche Hilfe im 
Rahmen des Ermittlungsverfahrens angeboten.

Frage: 

8. Wie bewertet die Landesregierung die Gründe, 
den Verlauf und den Umfang der vorgenommen 
Durchsuchung nach politischen, rechtlichen 
und tatsächlichen Gesichtspunkten?

Ministerin Uta-Maria Kuder: Sehr geehrter Herr Roolf, 
es wird Sie nicht verwundern, dass ich auch hier sage, 
dass nach der Strafprozessordnung die Überprüf ung 
von Durchsuchungen den Gerichten obliegt. Eine ent-
sprechende gerichtliche Entscheidung hat das Finanz-
ministerium beantragt. Die Entscheidung des zuständigen 
Gerichtes bleibt abzuwarten. Die verfassungs rechtlich 
verbürgte Unabhängigkeit der Gerichte gebietet es, 
jeden Anschein der Einflussnahme auf die gerichtliche 
Entscheidung zu vermeiden. 

Michael Roolf, FDP: Gestatten Sie eine Nachfrage? 

Ministerin Uta-Maria Kuder: Bitte.

Michael Roolf, FDP: Frau Ministerin, nach meiner Kennt-
nisnahme obliegt es den Gerichten nicht, eine politische 
Wertung zu machen. Ich bitte Sie, eine politische Wer-
tung zu machen. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Moment, Herr 
Roolf, Sie haben die Möglichkeit, eine Frage zu stel-
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len. Sie haben eben eine Aufforderung an die Ministerin 
gemacht. 

Michael Roolf, FDP: Entschuldigung. Inwieweit bewer-
ten Sie politisch dieses Vorgehen? 

Ministerin Uta-Maria Kuder: Ich denke, solange ein 
Gericht eine Entscheidung zu treffen hat, ist eine poli-
tische Bewertung nicht opportun. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Ich bitte jetzt den 
Abgeordneten Tino Müller, Fraktion der NPD, die Fra-
gen 9 und 10 zu stellen. 

Tino Müller, NPD: Frau Ministerin! 

 Die Affäre um den mutmaßlichen Subventions-
betrug beim Bau der „Anklamer Siedlung“ in 
Pasewalk weitet sich offenbar zunehmend aus. 
Neben Hausdurchsuchungen bei der kommu-
nalen Wohnungsbaugesellschaft und der Stadt 
Pasewalk im Jahr 2007 wurden kürzlich auch 
Durchsuchungen im Schweriner Finanzminis-
terium sowie in Privatwohnungen durchgeführt. 
Mittlerweile wird gegen mehrere Personen, 
unter anderem gegen die ehemalige Geschäfts-
führerin der Pasewalker Wohnungsbaugesell-
schaft, gegen den Pasewalker Bürgermeister 
sowie gegen mehrere Mitarbeiter vom Bauamt 
und des Finanzministeriums, ermittelt.

Meine Frage: 

9. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregie-
rung zum Sachverhalt vor und wie ist der aktu-
elle Stand der Ermittlungen?

Ministerin Uta-Maria Kuder: Herr Müller, in Anbetracht 
der laufenden Ermittlungen können detaillierte Angaben 
nicht erfolgen, um den Ermittlungserfolg nicht zu gefähr-
den. 

Tino Müller, NPD: Können Sie Auskunft darüber geben, 
gegen welche Personen derzeit direkt ermittelt wird?

Ministerin Uta-Maria Kuder: Nein, auch hierzu kann 
ich Ihnen keine Auskunft geben. 

Tino Müller, NPD: Meine zweite Frage: 

10. In welchen weiteren Städten ist es bei der Ver-
gabe von Subventionen beim Wohnungsbau zu 
Unregelmäßigkeiten gekommen und wie ist dort 
der derzeitige Stand der Ermittlungen?

Ministerin Uta-Maria Kuder: Herr Müller, es wird Sie 
nicht wundern, auch zu dieser Frage kann ich Ihnen 
wegen der laufenden Ermittlungen keine Auskunft 
geben. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Das meiste steht in der Zeitung.)

Tino Müller, NPD: Könnten Sie mir die Frage beant-
worten, in welcher Höhe belaufen sich die Subventionen 
im Einzelnen und aus welchen Fördertöpfen wurden 
diese ausgereicht? 

Ministerin Uta-Maria Kuder: Nein, auch hierzu kann 
ich Ihnen keine Auskunft geben. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Ich bitte jetzt den 
Abgeordneten Herrn Pastörs, Fraktion der NPD, die 
Frage 11 zu stellen. 

Udo Pastörs, NPD: Frau Ministerin!

11. Laut „Schweriner Volkszeitung“ vom 6. Sep-
tember 2008 erfolgte im Vorjahr bei 347 Per-
sonen eine Telefonüberwachung. In 82 Fällen 
ging es demzufolge um mutmaßliche Drogen-
dealer, in 12 um Organisierte Kriminalität, in 
11 um Bandendiebstahl, fünfmal um Mord und 
Totschlag und viermal um räuberische Erpres-
sung, summa summarum 114 Fälle.

 Wie teilen sich die im Beitrag nicht genannten 
Abhörmaßnahmen auf andere Deliktgruppen 
auf?

Ministerin Uta-Maria Kuder: Herr Pastörs, in Meck-
lenburg-Vorpommern wurden im Jahr 2007 in 119 straf-
rechtlichen Ermittlungsverfahren Telekommunikations-
überwachungen gegen 347 Betroffene angeordnet. Die 
Verfahren betrafen in 82 Fällen Betäubungsmitteldelikte, 
in 11 Fällen Bandendiebstahl, in 7 Fällen gemeingefähr-
liche Straftaten, in 5 Fällen Mord und Totschlag, in 4 Fäl-
len wurde eine Überwachung wegen des Verdachts des 
Raubes beziehungsweise der räuberischen Erpressung 
angeordnet, in weiteren 2 Fällen wegen Erpressung, 
in 3 Fällen aufgrund von Straftaten nach dem Auslän-
der- sowie dem Asylverfahrensgesetz. In jeweils einem 
Fall geschah dies bei der Verfolgung von Geldwäsche, 
gewerbsmäßiger Hehlerei, Straftaten gegen die öffent-
liche Ordnung, die persönliche Freiheit sowie nach dem 
Waffengesetz. In der Aufzählung sind die dem Bereich 
der organisierten Kriminalität zuzurechnenden Verfahren 
enthalten. 

Udo Pastörs, NPD: Zusatzfrage: Können Sie uns sagen, 
wie viele unrechtmäßige Abhörmaßnahmen in 2008 vor-
genommen worden sind? 

Ministerin Uta-Maria Kuder: Ich gehe davon aus, dass 
diese alle gerichtlich genehmigt waren und insofern auch 
alle rechtmäßig waren. 

Udo Pastörs, NPD: Können Sie uns vielleicht Angaben 
darüber machen, in welchem Umfang das Landesamt 
für Verfassungsschutz Abhörmaßnahmen durchgeführt 
hat und ob Sie über die Zahl und die Zielsetzung dieser 
Maßnahmen informiert wurden? 

Ministerin Uta-Maria Kuder: Dazu kann ich Ihnen keine 
Angaben machen, zumal die Abteilung Verfassungs-
schutz nicht zu meinem Ressort gehört. 

Udo Pastörs, NPD: Danke schön. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Kuder. 

Ich rufe auf den Geschäftsbereich der Finanzministerin 
und hierzu bitte ich den Abgeordneten Herrn Roolf, Frak-
tion der FDP, die Frage 12 zu stellen. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Die Lieblingsministerin von Herrn Roolf.)

Michael Roolf, FDP: Geht es los? 

Ministerin Sigrid Keler: Ja, bitte.

Michael Roolf, FDP: Prima. 

Frau Ministerin! 

12. Mit der Durchsuchung von Räumen des Finanz-
ministeriums vor knapp zwei Wochen fanden 
die fast zweijährigen Ermittlungen der Staats-
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anwaltschaft unseres Landes wegen Subven-
tionsbetrug einen vorläufigen Höhepunkt. Im 
Nachgang dazu führte die Finanzministerin – 
also Sie – aus, ihr Ministerium habe jederzeit 
jegliche Hilfe im Rahmen der Ermittlungsverfah-
ren angeboten.

Ich frage Sie: 

 Welche Maßnahmen hat die Landesregierung – 
also Sie – eingeleitet, um die Vorwürfe, wonach 
Ministeriumsmitarbeiter die falsche Ausstellung 
von Kerngebietsbescheinigungen geduldet bzw. 
gedeckt haben sollen, durch haus interne Unter-
suchungen umfassend aufzuklären und welche 
Ergebnisse ergaben diese?

Ministerin Sigrid Keler: Frau Präsidentin! Herr Abge-
ordneter Roolf, bevor ich zur Beantwortung Ihrer Frage 
komme, erlauben Sie mir bitte in dieser Angelegenheit 
eine kurze grundsätzliche Anmerkung:

Seit nunmehr zwei Jahren ermittelt die Staatsanwalt-
schaft gegen Mitarbeiter des Finanzministeriums wegen 
Beihilfe zum Subventionsbetrug. Anders, als es mir 
jüngst unterstellt wurde, respektiere ich selbstverständ-
lich diese Ermittlungen. Ich habe auch nie den Versuch 
unternommen, diese mit politischen und anderen Mit-
teln zu behindern. Die Justiz muss aus guten Gründen 
unabhängig arbeiten. Was ich allerdings nicht akzeptie-
ren kann, ist, dass meinem Staatssekretär und mir von 
einem Pressesprecher der Staatsanwaltschaft mehrfach 
öffentlich vorgeworfen wurde, wir hätten die Untersu-
chungen behindert, indem wir trotz zielgerichteter Anfra-
gen keine Akten herausgegeben hätten. Diese eindeu-
tig widerlegbaren Vorwürfe haben in der Öffentlichkeit 
den Eindruck hinterlassen, das Finanzministerium würde 
nicht mit den Ermittlungsbehörden kooperieren, wir wür-
den nicht zuverlässig arbeiten, wir würden gar mögliche 
Beweismittel vertuschen und manipulieren. 

Meine Damen und Herren Abgeordnete, dieser Vorwurf 
trifft mich persönlich hart. Wer mich und meinen Staats-
sekretär in den vergangenen Jahren kennengelernt hat, 
der weiß, dass solch ein Vorwurf absurd ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der
Fraktionen der SPD und DIE LINKE)

Man hätte uns im Vorfeld der Durchsuchung die Chance 
geben müssen, die verlangten Akten im normalen Rah-
men eines Herausgebeverfahrens vorzulegen. Dies ist 
aber nicht passiert. Ich bedauere das sehr.

Und nun zur Antwort Ihrer Frage: Seit dem Jahr 2006 
führt die Staatsanwaltschaft Rostock ein Ermittlungs-
verfahren wegen Subventionsbetruges, Untreue und so 
weiter gegen mehrere Bürger sowie Bedienstete von 
Kommunal- und Finanzbehörden. Unter den Beschul-
digten sind auch Mitarbeiter des Finanzministeriums. 
Das Finanzministerium hat den Finanzausschuss hierzu 
bereits in der Sitzung am 18.01.2007, vergleiche Kurz-
protokoll, mit Schreiben vom 24.05.2007, Ausschuss-
drucksache 5/84, sowie in der Sitzung vom 31.05.2007, 
vergleiche Kurzprotokoll, unterrichtet. Auf den Inhalt die-
ser Unterrichtung nehme ich Bezug. 

Das Finanzministerium ist den Vorwürfen nachgegan-
gen. In dem Schreiben vom 24.05.2007 hat das Finanz-
ministerium bereits Folgendes ausgeführt, ich zitiere mit 
Ihrer Genehmigung, Frau Präsidentin: 

„Nachdem das Bundesministerium der Finanzen am 
28.02.2003 auch Hinweise für die von den Finanzämtern 
zu prüfenden Teile der Investitionszulage (z. B. Art, Zeit-
raum und Umfang der begünstigten Investition, Bemes-
sungsgrundlage, Bindungsreichweite der Bescheini-
gung, Mehrfachförderung) gegeben hatte, wurde am 
08.04.2003 eine Dienstberatung mit den Finanzäm-
tern durchgeführt, in der unter anderem auch auf das 
Bescheinigungsverfahren und die damit verbundene 
geteilte Zuständigkeit bei der Gewährung der Investi-
tionszulage hingewiesen wurde. 

Der Gesetzgeber hat sich bewusst für ein geteiltes 
Verfahren entschieden. Die Frage, ob ein Gebäude in 
einem begünstigten Gebiet liegt, hat ausschließlich die 
Gemeindebehörde zu beantworten. Allein sie ist für die 
Ausstellung, den Inhalt und eine etwaige Rücknahme der 
Bescheinigung zuständig. Damit sind die Verwaltungs-
kompetenzen klar und funktionsgerecht abgegrenzt. 

Selbst die höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 
spricht der Finanzverwaltung die erforderliche Sach-
kunde ab, um bau- und bauplanungsrechtliche Sachver-
halte abschließend beurteilen zu können (Urteil des Bun-
desfinanzhofes vom 22.09.2005, Az. IX R 13/04). 

Folgerichtig unterliegt die Bescheinigung nach der 
Rechtsprechung und einer Anweisung des Bundesfinanz-
ministeriums weder in rechtlicher noch in tatsächlicher 
Hinsicht der Nachprüfung durch die Finanzbehörden. 
Die Finanzämter sind an den Inhalt der Bescheinigungen 
rechtlich gebunden. Das gilt nach einer Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts Greifswald (gerichtlicher Hin-
weis vom 24.03.2004, Az. 4 A 1384/01) selbst dann, 
wenn diese offensichtlich rechtswidrig sein sollte. Liegt 
eine offensichtliche Unrichtigkeit vor, war das Finanz-
amt jedoch gehalten, die ausstellende Behörde um ... 
Prüfung zu bitten. War es auch nach der nochmaligen 
Prüfung durch die Behörde davon überzeugt, dass die 
Bescheinigung nicht richtig sein kann, war der Fall der 
OFD bzw. dem Finanzministerium vorzulegen.“ 

So weit aus dem Schreiben vom 24.05.2008 an den 
Finanzausschuss. 

Das Finanzministerium hat weiterhin anhand von Befra-
gungen und Einsichtnahmen in Kopien der persönlichen 
Mitschriften der Beratungsteilnehmer festgestellt, dass 
sich auch hieraus keine Abweichung zur Rechtslage 
ergibt. Bemerkenswert ist hierbei, dass zum Beispiel das 
Finanzamt Pasewalk erst nach der Dienstberatung vom 
08.04.2003 die unzutreffende Kerngebietsbescheinigung 
für die WOBA Pasewalk gegenüber der Stadt beanstan-
det hat. Weiterhin hat es in den Jahren 2004 und 2005 
drei Schreiben des Finanzministeriums an die Finanz-
ämter Pasewalk, Waren und Ribnitz-Damgarten gege-
ben, die ebenfalls Gegenstand des staatsanwaltschaft-
lichen Ermittlungsverfahrens sind. Gegen den damals 
verantwortlichen Referenten, der nicht mehr im Finanz-
ministerium tätig ist, ist ein Disziplinarverfahren ein-
geleitet worden, das bis zum Abschluss des Strafver-
fahrens ausgesetzt ist. Die strafrechtliche Bewertung 
sämtlicher Vorwürfe bleibt selbstverständlich der Staats-
anwaltschaft Rostock beziehungsweise den unabhän-
gigen Gerichten vorbehalten. 

Unabhängig davon hat das Finanzministerium diejeni-
gen Bescheinigungen, die nach Meldung der Finanz-
ämter Anlass zu weiteren Nachfragen gegeben hatten, 
dem Innenministerium zur Prüfung übergeben. Die Auf-
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hebung unzutreffender Bescheinigungen haben Finanz- 
und Innenministerium gemeinsam überwacht. Über das 
Ergebnis der Prüfungen wird das Finanzministerium den 
Finanzausschuss in Kürze in einem gesonderten Schrei-
ben unterrichten.

Michael Roolf, FDP: Eine Nachfrage: Frau Ministerin, 
haben Sie bei Ihren internen Untersuchungen Anzeichen 
dafür gefunden, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter im Ministerium und auch in den Finanzämtern durch 
die gesamte Situation oder die Diskussion verunsichert 
sind in ihrer Arbeitsweise, und gibt es aus Ihrer Sicht 
Bedarf, sich ganz klar und ganz deutlich stärkend hinter 
Ihre Mitarbeiter sowohl in den Finanzämtern als auch im 
Ministerium zu stellen?

Ministerin Sigrid Keler: Herr Roolf, lassen Sie mich 
erst einmal Folgendes sagen: Das, was wir hier gemacht 
haben mit den Kerngebietsbescheinigungen, das waren 
etwa Bescheide im Umfang von 20.000, das ist also ein 
Massengeschäft gewesen. Und natürlich hat jetzt diese 
Aktion die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei uns im 
Haus und auch in den Finanzämtern verunsichert. Das 
ist gar keine Frage. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Herr Roolf, Sie 
haben eben in Ihrer Fragestellung zwei Fragen formu-
liert. Sie wissen, dass die Frage nicht unterteilt werden 
darf. Ich habe das jetzt als zwei Fragen gewertet, damit 
ist Ihre Möglichkeit der Zusatzfragen erschöpft. 

Offensichtlich gibt es den Bedarf, eine weitere Zusatz-
frage zu stellen. Herr Borrmann.

Raimund Borrmann, NPD: Frau Präsidentin! Frau Minis-
terin, inwieweit – ich mache das ganz langsam – ist 
unterstellt, dass die Staatsanwaltschaft nur Hilfs organ 
einer unabhängigen Justiz und weisungsgebunden 
dem Innenministerium ist, eine Anfrage vonseiten des 
Innenministeriums vor Durchsuchung das mildere Mit-
tel, sodass Ihre Auffassung richtig ist, dass die Durch-
suchung nicht rechtsstaatlich erforderlich gewesen ist, 
solange nicht gegen Sie selbst und gegen Ihren Staats-
anwalt ein dringender Tatverdacht besteht? 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Herr Borrmann, 
diese Frage kann ich so nicht zulassen. Es ist ganz klar 
festgelegt, dass Sie klar, deutlich und einfach die Frage 
zu formulieren haben, die nicht unterteilt sein darf, nicht 
mit Schachtelsätzen und so weiter.

Ministerin Sigrid Keler: Ich hätte sie auch nicht beant-
wortet, Frau Präsidentin. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Bitte, Herr Abge-
ordneter.

Sebastian Ratjen, FDP: Frau Ministerin, wie bewer-
ten Sie jetzt, nachdem die ersten Emotionen sich wie-
der beruhigt haben, Ihr eigenes Verhalten in der direkten 
Reaktion auf das Eingreifen der Staatsanwaltschaft auch 
gegenüber Ihrer Kollegin, der Justizministerin?

Ministerin Sigrid Keler: Ich habe da nichts zurück-
zunehmen.

Sebastian Ratjen, FDP: Danke.

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 
Ministerin.

Es gibt doch noch eine weitere Zusatzfrage. Bitte schön, 
Herr Schnur.

Toralf Schnur, FDP: Frau Ministerin, Sie haben das Urteil 
des Bundesfinanzhofes zitiert. In dem Zusammenhang 
wollte ich ganz gerne einmal fragen, ob bei der Ausstel-
lung von Kerngebietsbescheinigungen grundsätzlich 
jede Pflicht des Finanzamts entfällt, aus Ihrer Sicht eine 
Überprüfung vorzunehmen?

Ministerin Sigrid Keler: Grundsätzlich ja, ich habe es 
Ihnen ja vorgetragen, nur in absoluten Ausnahmefällen 
und dann auch nur wieder zurückgeben an die kommu-
nalen Bereiche. Das ist ganz klar geregelt. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der SPD) 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 
Ministerin.

Ich rufe jetzt auf den Geschäftsbereich des Ministers 
für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus. Dazu bitte ich die 
Abgeordnete Frau Lück, Fraktion DIE LINKE, die Fra-
gen 13 und 14 zu stellen. 

Regine Lück, DIE LINKE: Herr Minister!

13. Wie ist der aktuelle Stand der Inanspruchnahme 
des Bundesprogramms Kommunal-Kombi in 
Mecklenburg-Vorpommern?

Minister Jürgen Seidel: Ich will dazu, Frau Abgeord-
nete, zunächst einmal feststellen, dass das gesamte 
Prüfungs- und Bewilligungsverfahren für das Bundes-
programm Kommunal-Kombi durch das Bundesver-
waltungsamt erfolgt und läuft und damit auch die sta-
tistikführende Stelle das Bundesverwaltungsamt ist. Die 
nachfolgenden Daten – das zur Erklärung – sind also 
Arbeitsdaten des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und 
Tourismus. 

Folgender Stand: Mit dem 19. September 2008 hat das 
Land Mecklenburg-Vorpommern für 383 Anträge mit ins-
gesamt 498 Stellen sein Einvernehmen gegenüber dem 
Bundesverwaltungsamt erklärt. Davon wurden seitens 
des Amtes bisher 262 Anträge mit insgesamt 360 Stel-
len bewilligt. Die Aufteilung der beantragten Stellen auf 
die Kreise und kreisfreien Städte ergibt ein relativ dif-
ferenziertes Bild. Da liegen etwas stärker vorn die Land-
kreise Nordvorpommern mit 99, Rügen 86, Güstrow 72 
und bei den kreisfreien Städten differieren die Antrags-
zahlen ebenfalls stark. Hier ist es so, dass Schwerin 33 
meldet, Stralsund 20, Neubrandenburg 17, Wismar und 
Rostock nur eine Stelle. Greifswald hat bisher keinen 
Antrag gestellt. 

Die beantragten Maßnahmen umfassen schwerpunkt-
mäßig insgesamt folgende Bereiche, ich will sie einmal 
kurz aufführen: zunächst einmal Förderung des Touris-
mus oder Verbesserung der touristischen Infrastruktur 
auf Umweltschutzthemen, unter anderem solche Dinge 
wie Tourismusinformation, Erhöhung der Attraktivität 
von touristischen Anziehungspunkten oder zum Zweiten, 
Jugend-, Familien- und Altenhilfe, Gesundheitsweisen, 
also zum Beispiel Betreuung in Jugendklubs, zusätz-
liche Angebote in Familienhilfestätten, oder drittens, 
Kunst, Kultur, Sport, also Hilfen in Museen, zusätzliche 
Besucher betreuung oder eben Organisation von Ver-
anstaltungen in Gemeinden, um jetzt nur einmal einige 
Tätigkeiten aufzuzählen. 

Regine Lück, DIE LINKE: Herr Minister, ich hätte eine 
Zusatzfrage: Wie schätzen Sie ein, worin liegen die 
Ur sachen für die ausgesprochen unzureichende Inan-
spruchnahme dieses Programms?
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Minister Jürgen Seidel: Es ist halt so, dass nach wie 
vor ein für kommunale Haushalte durchaus erheb-
licher Eigenbeitrag gezahlt werden muss. Ich halte den 
im Übrigen für notwendig. Wir haben das sehr inten-
siv diskutiert, als der Beitrag des Landes letztlich fest-
gelegt wurde. Das ist sicherlich ein Element, was viele 
Kom munen sich fragen lässt, ob es denn sinnvoll ist, 
über eine solche Möglichkeit weitere Stellen zu schaffen. 
Und man muss einfach sehen, das halte ich auch für ein 
psychologisches Element, dass viele Kommunen konso-
lidieren und jetzt mit dieser Möglichkeit wieder zusätz-
liche Stellen aufbauen können, die aber nur für drei Jahre 
zunächst fixiert sind. Ich glaube, das muss man beden-
ken. 

Regine Lück, DIE LINKE:

14. Der Landtag hat an die Landesregierung zwei 
Gesetzentwürfe für ein Vergabegesetz des 
Landes zur Prüfung übergeben. 

 Wann ist mit dem Ergebnis der Prüfung zu rech-
nen?

Minister Jürgen Seidel: Das Auswahlverfahren für den 
Gutachter läuft. Ich kann Ihnen allerdings im Moment 
noch nicht sagen, wann mit einem Ergebnis der Prüfung 
zu rechnen ist. Ich bitte um Verständnis, aber das ent-
zieht sich jetzt meiner Kenntnis. 

Regine Lück, DIE LINKE: Danke.

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 
Lück.

Ich bitte jetzt den Abgeordneten Herrn Andrejewski, 
Fraktion der NPD, die Frage 15 zu stellen.

Michael Andrejewski, NPD: 

15.  Im Salzstock Moeckow bei Züssow soll rus-
sisches Erdgas eingelagert werden. Im Zusam-
menhang damit wurde die Befürchtung geäu-
ßert, es könnte dort wie beim Salzstock Asse 
in Niedersachsen Wasser eindringen, was zu 
einem unkontrollierten Entweichen des Gases 
führen könnte.

 Wie schätzt die Landesregierung diese Risiken 
ein?

Minister Jürgen Seidel: Herr Abgeordneter, in Deutsch-
land werden gegenwärtig 46 Gasspeicher betrie-
ben, davon 23 als sogenannte Kavernenspeicher. Der 
Salzstock Moeckow ist bereits bei der Suche nach 
Erdöl durch umfangreiche geowissenschaftliche Unter-
suchungen sowie Seismik, Gravimetrie und Magnetik 
sowie sieben Tiefbohrungen sehr gut erkundet. Das trifft 
übrigens auch für das gesamte Land zu. 

Das Zentrale Geologische Institut seinerzeit der DDR 
hatte den Salzstock bereits 1974 als für die Erdgas-
speicherung geeignet ausgewiesen. Im Jahr 2007 hat 
die Inhaberin der Bergrechte ein umfangreiches Unter-
suchungsprogramm begonnen, um den Nachweis zu füh-
ren, dass der geplante Kavernenspeicher sicher betrie-
ben werden kann. Das ist durch unsere staatlichen Ämter 
für Umwelt und Natur zu beurteilen. Alle diesbezüglichen 
bisherigen Untersuchungen haben keine Hinweise erge-
ben, dass schädliche Einflüsse vorhanden sind, die die 
Anlage eines Kavernenspeichers in Moeckow verbieten 
würden. Die Fachleute sagen uns, dass mit den Verhält-
nissen im Salzstock Asse, wo bekanntlich auch radio-

aktive Stoffe gelagert werden, das Vorhaben nicht ver-
gleichbar ist.

Michael Andrejewski, NPD: Eine Zusatzfrage: Inwie-
weit spielte dabei angesichts des leichten Erdbebens in 
Rostock Anfang des Jahrzehnts, Stand auf der Richter-
skala zwei Komma noch was, die Erdbebengefahr eine 
Rolle? Könnte sich das auf diese Gegend erstrecken im 
Rahmen der seismologischen Untersuchungen? 

Minister Jürgen Seidel: Da bitte ich um Verständ-
nis, das kann ich jetzt nicht im Einzelnen beurteilen. 
Ich muss davon ausgehen, dass die Prüfungen, die die 
Behörden vornehmen, die möglichen Beeinflussungen 
mit ein beziehen, die hier in Mitteleuropa, konkret in 
Mecklenburg-Vorpommern, natürlich eine Rolle spielen 
könnten. Aber ich würde gerne noch einmal zu diesem 
Punkt, wenn Sie es genau wissen wollen, nachfragen. 
Sie würden dann von mir noch einmal nachträglich eine 
schriftliche Antwort bekommen.

Michael Andrejewski, NPD: Gut, danke. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Wirtschaftsminister.

Ich rufe jetzt auf den Geschäftsbereich des Ministers 
für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz. Der 
Innenminister wird in Vertretung die Fragen beantwor-
ten.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Der Innenminister kann grundsätzlich alles.)

Hierzu bitte ich die Abgeordnete Frau Schwebs, Fraktion 
DIE LINKE, die Fragen 16 und 17 zu stellen. 

Birgit Schwebs, DIE LINKE: Herr Minister!

16. Am 31.12.2008 soll das Naturschutzgroßprojekt 
Peenetal/Peene-Haff-Moor mit gesamtstaatlich 
repräsentativer Bedeutung auslaufen. Dieses 
Projekt ist mit zum Teil erheblichen Nachfolge-
verpflichtungen für den Zweckverband verbun-
den. Das Land steht neben den Kommunen 
in der Verantwortung, dass die Nachfolgever-
pflichtungen, insbesondere die Ausweisung der 
Kernzone als Naturschutzgebiet, erfüllt werden 
können. Die dem Zweckverband angehörenden 
Kreise und Kommunen haben sich für die 
Weiter führung des Projektes als Naturpark aus-
gesprochen. Im Ergebnis von Beratungen mit 
dem Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und Verbraucherschutz wurde vereinbart, eine 
Arbeitsgruppe aus Vertretern der Koalitions-
fraktionen, der Landkreise und aller Städte des 
Zweckverbandes, des Ministeriums und des 
Projektbüros zu bilden, die bis Ende des Jah-
res eine Entscheidung zum Aufbau eines Natur-
parks und zur Finanzierung vorbereiten soll.

 Welche Vorschläge hat die Arbeitsgruppe bis-
her zur Weiterführung des Projektes bezie-
hungsweise zur Bewältigung der Nachfolge-
verpflichtungen erarbeitet? 

Minister Lorenz Caffier: Frau Abgeordnete, die konsti-
tuierende Sitzung der Arbeitsgruppe „Naturpark Peene-
tal“ hat am 4. September 2008 unter Leitung von Staats-
sekretär Herrn Dr. Kreer stattgefunden. Die nächste 
Sitzung der Arbeitsgruppe wird am 9. Oktober 2008 in 
Demmin stattfinden. Neben der Darstellung des Sach-
standes und der zu lösenden Probleme wurde festge-
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legt, dass die Arbeitsgruppe bis zum Jahresende Ent-
scheidungsvorschläge und Darstellungen der Aufgaben 
und Ziele, der Zuständigkeiten, erforderlichen Personals 
und auch Haushaltsmittel erarbeitet. 

Birgit Schwebs, DIE LINKE: Zweite Frage.

17. Bei einem Gespräch mit der Präsidentin des 
Bundesnaturschutzamtes wurden dem Zweck-
verband als weitere Möglichkeit der Unterstüt-
zung mögliche Projektförderungen in Aussicht 
gestellt. 

 Um welche Projektförderung kann es sich dabei 
handeln?

Minister Lorenz Caffier: Frau Abgeordnete, durch die 
Präsidentin des Bundesamtes für Naturschutz wurde 
angeregt zu prüfen, ob der Zweckverband Peenetal-
landschaft als Projektträger eine Verlängerung des Bun-
desförderprojektes um circa ein halbes Jahr in Betracht 
ziehen könnte. 

Birgit Schwebs, DIE LINKE: Zusatzfrage?

Minister Lorenz Caffier: Das würde ich, mit Verlaub 
gesagt, weiterleiten und Ihnen dann schriftlich zu -
kommen lassen. 

Birgit Schwebs, DIE LINKE: Ich kann es auch schriftlich 
machen. Danke schön.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Aber die Frage wäre interessant gewesen.)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 
Schwebs.

Ich bitte jetzt die Abgeordnete Frau Reese, Fraktion der 
FDP, die Fragen 18 und 19 zu stellen.

Sigrun Reese, FDP: Herr Minister!

18. Im Rahmen der Beratung des FDP-Antrages 
„Festlegung des Schutzstatus im Peenetal 
zurückstellen“ äußerte der Minister für Land-
wirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz, 
dass er sich des Themas der Errichtung einer 
mit Fördermitteln errichteten Brücke über den 
Stegenbach, zu der es keine Zuwegung gibt, 
annehmen werde. 

 Zu welchem Ergebnis hat die Befassung mit 
dem Sachverhalt geführt und welche Kon-
sequenzen werden sich nun daraus ergeben? 

Minister Lorenz Caffier: Frau Abgeordnete, ich beant-
worte die Anfrage wie folgt: Die Errichtung einer Brücke 
über den Stegenbach wurde 2007 im Rahmen eines 
Projektes innerhalb der EU-Gemeinschaftsinitiative 
LEADER+ gefördert. Sie ist Bestandteil eines umfas-
senden Projektes mit der Bezeichnung „Abenteuer 
Natur im Peenetal“. Bewilligt wurden für das Vorhaben 
zunächst 27.000 Euro als Anteilsfinanzierung. Der tat-
sächliche Auszahlungsbedarf nach Prüfung des Schluss-
verwendungsnachweises beläuft sich auf 17.853 Euro 
und 96 Cent. Diese Ausgaben sind nicht allein für die 
Brücke entstanden, sondern auch für die Errichtung 
eines Vogelbeobachtungsturmes. 

Die Entscheidung über den Einsatz von Mitteln im Rah-
men der EU-Gemeinschaftsinitiative obliegt keiner 
Behörde, vielmehr entscheidet hierüber eine sogenannte 
LEADER-Aktionsgruppe. Als Anlagen zum Förderantrag 
liegen verschiedenste Stellungnahmen bei. Alle Stellung-

nahmen befürworten das Vorhaben und erteilen insoweit 
die erforderliche und notwendige Erlaubnis. In der Stel-
lungnahme der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifs-
wald heißt es zum Beispiel, ich zitiere: „Das angestrebte 
Projekt zielt darauf ab, einzelne Projekte miteinander zu 
verbinden und neue Highlights zu setzen, sodass das 
untere Peenetal als Ganzes“ – Zitatende – erfahren wer-
den kann. 

Voraussetzung für ein Erleben der Naturschönheiten 
entlang der Peene ist eine vorsichtige, naturschonende 
Lenkung der Besucher. Das Vorhaben ist auf dem Weg 
dahin ein wichtiger Schritt. Die konstituierende Sitzung 
der Arbeitsgruppe „Naturpark Peenetal“ hat am 4. Sep-
tember unter Leitung von Staatssekretär Kreer statt-
gefunden.

Sigrun Reese, FDP: Eine Zusatzfrage: Wird es zukünftig 
einen Weg zur und von der Brücke weg geben können?

Minister Lorenz Caffier: Frau Abgeordnete, ich bitte um 
Verständnis, wenn ich Ihnen die Frage schriftlich beant-
worten lasse. 

Sigrun Reese, FDP: Meine nächste Frage:

19.  Auf eine Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Schwebs mit dem Titel „Naturpark Peenetal“ 
antwortete das Ministerium für Landwirt-
schaft, Umwelt und Verbraucherschutz unter 
an derem, dass das Ministerium Möglichkeiten 
zur fachlichen und finanziellen Unterstützung 
im Anschluss an das Bundesprojekt prüft. 

 Hat die angekündigte Arbeitsgruppe ihre Arbeit 
dazu bereits aufgenommen und – den letzten 
Teil betone ich jetzt – welcher Arbeitsstand 
wurde bislang erreicht?

Minister Lorenz Caffier: Frau Abgeordnete, ich ver-
weise auf die Antwort an die Abgeordnete Frau Schwebs, 
die sich auch auf diese Arbeitsgruppe bezog. Die erste 
Sitzung der Arbeitsgruppe hat am 04.09.2008 statt-
gefunden. Die nächste Sitzung wird am 9. Oktober 2008 
in Demmin stattfinden. Die Ziele und Aufgaben inklusive 
Personal- und Haushaltsmittel sind bis zum Jahresende 
entscheidungsreif vorzulegen, um dann beschieden oder 
entschieden zu werden. 

Sigrun Reese, FDP: Eine Zusatzfrage: Ich verstehe Sie 
jetzt richtig, es wurden noch keine Ergebnisse erreicht?

Minister Lorenz Caffier: Das kann ich so nicht bestä-
tigen. Sie hat sich zunächst konstituiert, hat die Aufga-
ben festgelegt und für den 9. Oktober in Demmin die 
nächste Sitzung vereinbart.

Sigrun Reese, FDP: Herzlichen Dank.

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Ich bitte jetzt den 
Abgeordneten Herrn Andrejewski, Fraktion der NPD, die 
Frage 20 zu stellen.

Michael Andrejewski, NPD: Frau Präsidentin! Herr 
Minister!

20. Für das geplante Steinkohlekraftwerk in Lub-
min sollen als Ausgleichsflächen Polder geflutet 
werden.

 In welchem Ausmaß sind nach Auffassung der 
Landesregierung solche Überflutungsmaß-
nahmen notwendig?
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Minister Lorenz Caffier: Herr Abgeordneter, Bau und 
Betrieb des Steinkohlekraftwerks bedürfen der Geneh-
migung. Derzeit läuft das Genehmigungsverfahren. In 
dem Verfahren ist zu prüfen, ob und in welchem Umfang 
zum Ausgleich erheblicher Beeinträchtigungen des 
Naturhaushalts Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt 
werden müssen. Da das Genehmigungsverfahren noch 
nicht abgeschlossen ist, kann die Landesregierung über 
das Ausmaß eventueller Ausgleichsmaßnahmen derzeit 
keine Auskunft erteilen.

Michael Andrejewski, NPD: Danke.

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Ich bitte jetzt den 
Abgeordneten Herrn Borrmann, Fraktion der NPD, die 
Frage 21 zu stellen.

Raimund Borrmann, NPD: Herr Minister!

21. Auf der diesjährigen Mela in Mühlengeez 
brachte Minister Dr. Till Backhaus erneut die 
von EU-Behörden angestrebte Degression und 
Modulation von EU-Zuwendungen an Land-
wirte zur Sprache. Sie soll als Konsequenz der 
Gesundheitsprüfung der EU-Agrarpolitik umge-
setzt werden. Minister Dr. Backhaus sprach 
sich in Mühlengeez erneut gegen die Kürzung 
der Beihilfen vor 2013 aus.

 Welche konkreten Erfolge hat die Landesregie-
rung von Mecklenburg-Vorpommern im Kampf 
gegen die geplante Degression und Modulation 
bislang errungen?

Minister Lorenz Caffier: Herr Abgeordneter Borrmann, 
zunächst will ich darauf hinweisen, dass die Kommis-
sion in ihren Vorschlägen zur Änderung der horizonta-
len Direktzahlungsverordnung im Artikel 7 von der Modu-
lation als Instrument der Umschichtung von Mitteln aus 
der ersten in die zweite Säule der gemeinsamen Agrar-
politik spricht. Von Degression ist in den Rechtstexten 
keine Rede. Der Landtag hat zum Health Check schon 
mehrfach debattiert und entsprechende Beschlüsse 
im Sinne der hiesigen Landwirtschaft gefasst. Die Lan-
desregierung richtet ihr Handeln konsequent an die-
sen Beschlüssen aus. Mecklenburg-Vorpommern hat 
gemeinsam mit den Ländern und in enger Abstim-
mung mit dem Bund in den vergangenen Wochen und 
Monaten eine Reihe von Initiativen ergriffen, dazu gehö-
ren beispielsweise ein gemeinsamer Brief aller Minister-
präsidenten der ostdeutschen Bundesländer vom 
Juni 2008 an den Kommissionspräsidenten Barroso, 
eine Sonderagrarministerkonferenz am 2. Juni 2008, die 
dem Bund ein klares Verhandlungsmandat gegen die 
geplante Modulation erteilt hat. 

Der Landwirtschaftsminister hat die Position unseres 
Landes am 4. Juni 2008 im Bundesrat bei der Beschluss-
fassung zur Stellungnahme der Länderkammer zum 
Haelth Check dargelegt. Mecklenburg-Vorpommern 
arbeitet eng mit den deutschen Abgeordneten im Land-
wirtschaftsausschuss des Europäischen Parlaments 
zusammen. In einem gemeinsamen Brief der Minister-
präsidenten der ostdeutschen Bundesländer an Frau 
Dr. Angela Merkel von dieser Woche wird noch ein-
mal verdeutlicht, dass sie die progressive Modu lation 
für inakzeptabel halten, da es, wenn überhaupt, im 
Zuge einer Kompromissfindung zum Health Check im 
Euro päischen Rat eine moderate betriebsgrößenunab-
hängige, also lineare Erhöhung der Modulation geben 
könnte. 

Auf der Habenseite steht bereits die Rücknahme der 
in der Mitteilung der Kommission vom 20. Novem-
ber 2007 ursprünglich geplanten Kürzung von bis zu 
45 Prozent. Das ist ein Teilerfolg, aber bei Weitem noch 
nicht das, was wir erreichen wollen. Es ist der Landes-
politik und dem Berufsstand im Zuge der bisherigen 
EU-Agrar reformschritte immer gelungen, ungerecht-
fertigte Benachteiligungen und Existenzbedrohungen 
von geschichtlich gewachsenen landwirtschaftlichen 
Strukturen abzuwehren. 

Raimund Borrmann, NPD: Danke.

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Minister Caffier.

Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Ministers für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur. Hierzu bitte ich den 
Abgeordneten Herrn Lüssow, Fraktion der NPD, die Fra-
gen 22 und 23 zu stellen.

Birger Lüssow, NPD: Herr Minister!

 In den vergangenen Jahren hat der Bestand an 
Bibliotheken in Mecklenburg-Vorpommern dra-
matisch abgenommen. Für Bibliotheken wer-
den im Land jährlich 340.000 Euro zur Verfü-
gung gestellt. 

22. Hält die Landesregierung diese Summe für 
ausreichend, um die Bibliotheken als kultu-
relle Bildungseinrichtungen zu etablieren und 
die flächendeckende Bibliotheksversorgung zu 
sichern?

Minister Henry Tesch: Frau Präsidentin! Herr Abge-
ordneter, in den Vereinbarungen des Koalitionsver-
trages und mit Schwerpunktsetzung des Landtages 
für Musik schulen, Kinder- und Jugendkunstschulen 
sowie Bibliotheken hat das Land Rahmenbedingungen 
für die Sicherung der öffentlichen Bibliotheken in Meck-
lenburg-Vorpommern geschaffen. Die Förderung mit 
350.000 Euro ist jährlich stabil und wurde in den letz-
ten zehn Jahren nicht abgesenkt. Die Kulturfördermit-
tel des Landes werden entsprechend den im Haushalt 
fest gelegten Schwerpunkten zielgerichtet, effizient und 
sparsam eingesetzt.

Birger Lüssow, NPD: Zweite Frage:

23. Kann die Landesregierung bestätigen, dass 
Mecklenburg-Vorpommern hinsichtlich der 
finanziellen, materiellen und personellen Aus-
stattung im bundesdeutschen Vergleich auf 
den letzten Plätzen liegt?

Minister Henry Tesch: Frau Präsidentin! Herr Abgeord-
neter, der Kulturfinanzbericht 2008, herausgegeben von 
den statistischen Ämtern des Bundes und der Länder, hat 
einen Durchschnittswert für die öffentlichen Aus gaben 
für Bibliotheken in Höhe von 11,70 Euro je Einwohner im 
Jahr 2005 ermittelt. Der für Mecklenburg-Vorpommern 
ermittelte Vergleichswert beträgt 12,50 Euro. Da Sie in 
der gestrigen Landtagssitzung, Herr Abgeord neter, frech 
behauptet haben, Mecklenburg-Vorpommern sei auf 
dem letzten Platz,

(Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

kann ich nur sagen: Wer keine Ahnung hat, sollte die 
Klappe halten. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen 
der SPD, CDU und DIE LINKE)
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Dies bedeutet für Sie, und das sage ich bei allem Ernst, 
…

(Michael Andrejewski, NPD: 
Das ist sehr unparlamentarisch.)

Sie sollten immer die Klappe halten.

… und jetzt lese ich es Ihnen vor zum Mitschreiben: Der 
Abgeordnete Egbert Liskow hat Sie ja gefragt,

(Stefan Köster, NPD: Sie
sollten lieber zurücktreten!)

auf welcher Grundlage Sie das behaupten, Sachsen 
16,07 Euro,

(Udo Pastörs, NPD: Hören 
Sie auf zu pöbeln, Herr Minister!)

Mecklenburg-Vorpommern 12,50 Euro, das wäre der 
zweite Platz, Bayern 12,33 Euro, Schleswig-Holstein 
11,88 Euro, Baden-Württemberg 11,63 Euro, Nieder-
sachsen 11,00 Euro, Nordrhein-Westfalen 10,64 Euro, 
Hessen 10,35 Euro, Brandenburg 9,45 Euro, Sachsen-
Anhalt 9,35 Euro, Thüringen 9,31 Euro, Rheinland-Pfalz 
9,00 Euro und Saarland 4,97 Euro.

Birger Lüssow, NPD: Danke.

(Michael Andrejewski, NPD: Danke für nichts!)

Minister Henry Tesch: Bitte.

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Herr Minister, wären 
Sie Abgeordneter, hätte ich jetzt Ihre Ausdrucksweise als 
unparlamentarisch zurückweisen müssen. 

(Zuruf von Stefan Köster, NPD)

Ich danke Ihnen für die Beantwortung. 

Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Ministers für 
Soziales und Gesundheit. Hierzu bitte ich den Abgeord-
neten Herrn Grabow, Fraktion der FDP, die Fragen 24 
und 25 zu stellen.

Ralf Grabow, FDP: Frau Präsidentin! Herr Minister!

 Im Rahmen des Gesetzentwurfes der Landes-
regierung „Entwurf eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst“ ist geplant, ein Einladungs-
wesen für die Früherkennungsuntersuchungen 
bei Kindern zu etablieren. Die Abwicklung 
dieses Einladungswesens soll über eine Service-
stelle beim Landesamt für Gesundheit und 
Soziales erfolgen. 

24. Muss für die technische Bewältigung dieser 
Gesetzesänderung eine spezielle Software 
entwickelt werden, die das Einladungswesen 
organisiert?

Minister Erwin Sellering: Die Antwort ist Ja. Es geht um 
etwa 120.000 eingehende Datensätze pro Jahr à sechs 
Daten und die müssen mit dem zentralen Melderegis-
ter des Landes abgeglichen werden. Dafür brauchen wir 
eine spezielle Software.

Ralf Grabow, FDP: Darf ich eine Zusatzfrage stellen? 
(Zustimmung)

Was kostet die Entwicklung dieser Software und durch 
wen wird diese Software entwickelt?

Minister Erwin Sellering: Es geht um einen Auftrag, 
den wir über das DVZ vergeben haben, und den Preis 
müsste ich Ihnen nachliefern.

Ralf Grabow, FDP: Gut. 

Eine zweite Nachfrage: Erfolgte eine öffentliche Aus-
schreibung für die Softwareentwicklung, wenn nein, 
warum nicht? 

Minister Erwin Sellering: Wir haben in diesem Bereich 
ja das DVZ-Gesetz und in Anwendung des DVZ-Gesetzes 
ist hier das Angebot vergeben worden.

Ralf Grabow, FDP: Zweite Frage:

25. Welche Erfahrungen gibt beziehungsweise gab 
es in anderen Bundesländern bei der Entwick-
lung einer ähnlichen Software?

Minister Erwin Sellering: Andere Bundesländer sind 
genauso verfahren wie wir und haben auch eine extra 
Software für diesen Bereich entwickelt. Wir konnten die 
Software aus anderen Ländern leider nicht übernehmen, 
weil einmal die anderen Länder keine Nutzungsrechte 
hatten, die sie erworben haben bei ihrer Herstellung, die 
sie an andere Bundesländer hätten geben können, lei-
der. Und es ist auch so, dass, wenn man sich das genau 
anschaut, die Gesetze in den einzelnen Ländern so 
unterschiedlich sind, dass auch die Ausformungen des 
Programms unterschiedlich sind.

Ralf Grabow, FDP: Gut, danke schön. 

Minister Erwin Sellering: Bitte. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Danke, Herr Gra-
bow. 

Ich bitte jetzt den Abgeordneten Herrn Borrmann, Frak-
tion der NPD, die Frage 26 zu stellen.

Raimund Borrmann, NPD: Frau Präsidentin! Herr Minis-
ter! 

26. Die Landesregierung plant nach Auskunft des 
Ministers für Soziales und Gesundheit und 
designierten Ministerpräsidenten die Kürzung 
des Landesblindengeldes auf 333 Euro, muss 
es hier richtig heißen. Das Landesblinden-
geld in Mecklenburg-Vorpommern dient dem 
Nachteilsausgleich von blinden und stark seh-
behinderten Bürgern des Landes. Mit die-
sem Geld können Waren und Dienstleistungen 
bezahlt werden, insofern kann man dieser Leis-
tung eine Kaufkraft beimessen, die durch Infla-
tion entwertet wird.

Meine Frage dazu: 

 Wie hat sich die Kaufkraft des Landesblinden-
geldes seit der letzten Erhöhung unter Beach-
tung der Geldentwertung, also der Inflation ent-
wickelt?

Minister Erwin Sellering: Das könnte man ja nur beant-
worten, wenn man der Leistung einen bestimmten 
Warenkorb zuordnet. Die Gewährung von Landesblinden-
geld ist aber eine pauschalierte Geldleistung und der-
jenige, der sie bekommt, entscheidet selbst, wofür er sie 
einsetzt, zu welchem Zweck. 

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)
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Dem Ministerium liegen keine Erhebungen über die kon-
krete Verwendung des Landesblindengeldes vor. Ich 
muss auch sagen, in den Gesprächen, die ich mit den 
Verbänden geführt habe, ist mir immer wieder gesagt 
worden, man kann nicht pauschal sagen, dass alle eine 
bestimmte Summe gebrauchen, dass alle das Geld in 
einer bestimmten Weise verwenden, sodass man am 
Ende sagen muss, wir haben keinen typischen Waren-
korb, von dem wir sagen und dann verfolgen könnten, 
wie sich die Preise für die in diesem Warenkorb ent-
haltenen Waren im Einzelnen entwickelt haben. 

Ich kann nur insoweit eine Mutmaßung anstellen, dass 
sich bei den technischen Hilfsmitteln, die wir in diesem 
Bereich haben, vielleicht wie in anderen Bereichen auch 
zwei Entwicklungen ergeben werden, nämlich einmal, 
dass Entwicklungen, die auf hohem technischen Niveau 
sind, deren Weiterentwicklung häufig dazu führt, dass 
sie preiswerter werden auf der einen Seite, auf der ande-
ren Seite dazu führen, dass sich zusätzliche Produkte 
ergeben, die man dann anschaffen kann, weil sie in der 
Entwicklung eine zusätzliche Hilfe bedeuten.

Ich gehe davon aus, dass wir in der Anhörung, die wir 
zum Landesblindengeld hier im Landtag machen werden, 
vielleicht noch genauere Erkenntnisse dazu bekommen, 
welche einzelnen Produkte, welche Dienst leistungen von 
den Betroffenen hier im Land nachgefragt werden. Ich 
gehe nicht davon aus, dass wir dazu pauschale Antwor-
ten bekommen werden. Nach all meinen Gesprächen, 
die ich mit den Blindenverbänden geführt habe, glaube 
ich nicht, dass sich einer der Blinden verbände in der 
Lage sehen wird zu sagen, wie das Geld pauschal ausge-
geben wird. Aber vielleicht bekommen wir durch die 
Anhörung konkretere Angaben, dass vielleicht jemand 
über einen längeren Zeitraum – sagen wir von einem 
Jahr – genau darlegt, wofür er das Geld verwendet hat, 
sodass man dann solche Rückschlüsse ziehen kann.

Raimund Borrmann, NPD: Zusatzfrage: Wann werden 
Sie als Ministerpräsident die Bezüge des Kabinetts um 
40 Prozent wie das Landesblindengeld kürzen, um den 
Landeshaushalt zu entlasten? 

Minister Erwin Sellering: Dieser Frage fehlt, glaube 
ich, eine gewisse Ernsthaftigkeit. Ansonsten fehlt ihr die 
Grundvoraussetzung. Ich werde mich am 6. Oktober hier 
zur Wahl stellen und dann werden wir weitersehen. 

Raimund Borrmann, NPD: Zweite Zusatzfrage: Warum 
kürzen Sie die Leistungen des Landesblindengeldes, 
nehmen sich aber selbst davon aus und lassen sich ent-
sprechend die Mittel erhöhen?

Minister Erwin Sellering: Also ich würde in dem 
Zusammenhang auf das verweisen, was wir in der 
gestrigen ausführlichen Debatte zum Landesblindengeld 
besprochen haben, wo es um den Vergleich von Leis-
tungen geht. Ich möchte die Debatte hier nicht wieder-
holen, zudem wir auch im weiteren Verlauf diese Fragen 
besprechen werden. 

(Zuruf von Reinhard Dankert, SPD)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Ich rufe jetzt auf den 
Abgeordneten Köster, Fraktion der NPD, um die Fra-
gen 27 und 28 zu stellen.

Stefan Köster, NPD: Herr Minister! 

 Das Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs in 
der Gesetzlichen Krankenversicherung hat zu 

wesentlichen Veränderungen im Gesundheits-
wesen geführt, von denen auch viele klein- und 
mittelständische Unternehmen in Mecklenburg-
Vorpommern betroffen sind. Unter anderem 
wurden die Krankenkassen verpflichtet, Aus-
schreibungen im medizinischen Hilfsmittel-
sektor durchzuführen. Effizientere Strukturen, 
die eine wirtschaftliche Versorgung der Versi-
cherten mit Hilfsmitteln ermöglichen, seien im 
Interesse der Solidargemeinschaft, so die Bun-
desregierung. Vom 1. Januar 2009 an soll die 
Hilfsmittelversorgung dem Gesetz nach aus-
schließlich durch Vereinbarungen zwischen 
Krankenkassen und festen Vertragspartnern 
organisiert werden.

Meine erste Frage: 

27. Welche Auswirkungen hat aus Sicht der Lan-
desregierung die eingeführte Pflicht zur Aus-
schreibung der Hilfsmittelversorgung durch 
die Krankenkassen für die Orthopädie-Schuh-
technikbetriebe und Sanitätshäuser in Meck-
lenburg-Vorpommern?

Minister Erwin Sellering: Durch die gesetzlich vor-
gesehenen Ausschreibungen soll der Preiswettbewerb 
im Hilfsmittelbereich gefördert werden. Das soll nicht für 
individuell angefertigte Hilfsmittel gelten. Aus wirkungen 
der Ausschreibung von Hilfsmitteln auf Orthopädie-
Schuhtechnikbetriebe und Sanitätshäuser in Meck-
lenburg-Vorpommern sind bisher nicht bekannt. 

Stefan Köster, NPD: Eine Zusatzfrage: Wie bewertet die 
Landesregierung die Auffassung von vielen Orthopädie-
Schuhtechnikbetrieben und Sanitätshäusern, wonach es 
die Krankenkassen nicht interessiert, wie die Produkte 
qualitativ ausfallen, sondern nur, wie billig die Leistung 
ist?

(Zuruf von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Minister Erwin Sellering: Ausschreibungen dienen ja 
dazu, dass wir für gleiche Qualität einen geringen Preis 
bezahlen. Das ist ja ein Hilfsmittel, das wir in ganz vielen 
Bereichen der öffentlichen Verwaltung anwenden, und 
man wird in jedem einzelnen Bereich in der Tat darauf 
achten müssen, dass besonders niedrige Preise nicht 
durch Einbußen bei der Qualität bezahlt werden. Aber 
das ist in jedem normalen Ausschreibungsverfahren zu 
beachten.

Stefan Köster, NPD: Eine zweite Zusatzfrage: Schließen 
Sie es denn aus oder wie bewertet die Landesregierung 
schon gegebene Tatsachen, wonach Anbieter, Groß-
anbieter aus Sachsen-Anhalt oder Brandenburg, ihre 
Produkte, zum Beispiel Rollstühle, über den Hermes-
Versand entsenden und nur noch eine telefonische Bera-
tung den Patienten anbieten, ist das letztendlich Quali-
tätsverbesserung?

Minister Erwin Sellering: Also es ist ja hier die Vor-
gabe, dass die Beteiligten in diesem ganzen Gesund-
heitswesen über Ausschreibungen dazu kommen, dass 
wir für gleiche Qualität weniger Geld bezahlen. Das kann 
natürlich dazu führen wie bei jedem Wettbewerb, dass 
einzelne Betriebe betroffen sind, weil sie in diesem Wett-
bewerb nicht mithalten können. Aber ich denke, dass es 
nicht richtig wäre, vonseiten der Politik einzuschreiten, 
wenn wir diesen Wettbewerb wollen. Und ich glaube, 
wir müssen ihn wollen, denn es geht darum, dass wir 
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den Preisdruck von den Beitragssätzen nehmen. Es 
geht doch hier darum, im Interesse der Patienten und 
Beitrags zahler gute Leistungen zu Preisen anzubieten, 
die so bezahlbar sind, dass nicht die Beiträge in die Höhe 
gehen müssen. In diesem austarierten Gefüge kommt es 
darauf an, dass natürlich gute Angebote wahrgenom-
men werden und der Zuschlag bei gleicher Qualität für 
geringere Preise erfolgt. 

Stefan Köster, NPD: Meine zweite Frage: 

28. Welche Auswirkungen hat aus Sicht der Lan-
desregierung die eingeführte Pflicht zur Aus-
schreibung der Hilfsmittelversorgung durch 
die Krankenkassen für die Patienten in Meck-
lenburg-Vorpommern?

Minister Erwin Sellering: Ich will noch einmal wie-
derholen: Es geht um den Preiswettbewerb und dieser 
Preiswettbewerb zielt darauf, im Interesse der Patienten 
und Beitragszahler für gleich gute Leistungen weni-
ger Geld bezahlen zu müssen und dadurch die Beiträge 
nicht in die Höhe zu treiben. Lassen Sie es mich vielleicht 
etwas sehr spontan erklären. Ich war neulich in Rostock 
bei den Herstellern von Stents. Hier geht es um schwer 
Herzkranke und da sind wir hoch qualifiziert, da sind wir 
nahezu weltführend.

(Zuruf von Harry Glawe, CDU)

Ich habe gefragt, als mir so ein kleines Wunderding 
gezeigt wurde, was das denn kostet. Da ist mir gesagt 
worden, ja, das kommt darauf an, wo Sie das kau-
fen, in Spanien 1.200 Euro, in Frankreich 800 Euro, bei 
uns 200 Euro. Dann habe ich gefragt, wie das denn 
sein kann, dass das bei uns 200 Euro kostet. Da ist mir 
gesagt worden, dank Ulla. Also das ist die Frage, wie 
viel Wett bewerb wir zulassen. Und dieser Wettbewerb 
führt natürlich dazu, dass wir gleich gute Leistungen in 
unserem System auch preiswerter anbieten können.

Stefan Köster, NPD: Eine Zusatzfrage: Wie bewertet 
die Landesregierung die Kritik von Patientenverbänden 
und auch Betreuungseinrichtungen, wonach die Wahl-
freiheit der Patienten bei der Hilfsmittelversorgung ein-
geschränkt wird und Qualitätseinbußen zu befürchten 
sind? 

Minister Erwin Sellering: Also ich denke, ich habe das 
schon dargestellt. Ausschreibungen sind ein Hilfs mittel, 
vor allem im öffentlichen Bereich, um gute Qualität zu 
niedrigen Preisen zu bekommen. Ich denke, dass wir 
gut beraten sind, in diesem sehr sensiblen Bereich des 
Gesundheitswesens besonders hinzuschauen, dass das 
auch tatsächlich mit der Qualität klappt, dass wir also 
keine Qualitätseinbußen haben. Deshalb wird man jeder 
Anregung, jeder Kritik sehr sorgfältig nachgehen müs-
sen und in Gesprächen mit den Betroffenen dafür sor-
gen, dass wir wirklich das Beste für die Patienten errei-
chen.

Stefan Köster, NPD: Eine zweite Zusatzfrage, Herr 
Minister: Wie bewertet die Landesregierung die nega-
tiven Erfahrungen von Betreuungseinrichtungen mit der 
Inkontinenzprodukteversorgung in Mecklenburg-Vor-
pommern, weil die Pflegeheime nicht wie früher Inkon-
tinenzprodukte für alle Bewohner von einem Lieferanten 
beziehen können, sondern je nach Krankenkasse ein 
anderes Produkt eingesetzt werden muss? 

Minister Erwin Sellering: Ich bitte um Verständnis, dass 
ich diese sehr spezielle Frage, die sich aus meiner Sicht 
hier nicht abgezeichnet hat, schriftlich beantworte. 

Stefan Köster, NPD: Danke schön. 

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Minister. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Fragestunde und 
ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 18: Beratung des 
Antrages der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und 
FDP – Entschließung für den Erhalt des Call-Centers der 
Deutschen Telekom AG in Schwerin und der IT-Services 
Europe, Deutsche Post IT Service GmbH, in Stralsund, 
auf Drucksache 5/1832. 

Antrag der Fraktionen der 
CDU, SPD, DIE LINKE und FDP:
Entschließung für den Erhalt des 
Call-Centers der Deutschen Telekom AG 
in Schwerin und der IT-Services Europe, 
Deutsche Post IT Service GmbH, in Stralsund 
– Drucksache 5/1832 –

Das Wort zur Begründung hat der Fraktionsvorsitzende 
der CDU-Fraktion Herr Dr. Jäger. 

Dr. Armin Jäger, CDU: Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren Kolleginnen und Kolle-
gen! Mir ist die Ehre zugefallen, einen Antrag einzubrin-
gen, der eine Geschichte hat, wie ich meine, eine gute 
Geschichte. Mit einer Betriebsversammlung hat es 
begonnen. Die, die da waren, sind nach Hause gegan-
gen und haben das getan, was sie versprochen haben, 
nämlich sie haben gesagt, damit wird sich der Landtag 
befassen. Und nun ist nicht das passiert, was häufig pas-
siert. Der eine sagt zum anderen, mein Antrag ist schö-
ner, und dann hätten wir als Koalitionsfraktionen – auf 
unserer Seite waren es Kollege Dr. Timm und ich, die for-
muliert haben, auf der Seite der LINKEN waren es nach 
meiner Kenntnis Herr Kollege Holter und Frau Gramkow – 
auch sagen können, na gut, wir machen das übliche 
Spiel. Das hätte ich nicht gut gefunden, das haben wir 
alle nicht gut gefunden. Deswegen noch einmal herz-
lichen Dank. Das ist auch kein Wahlkreisantrag. 

Womit wir uns beschäftigen, ist etwas ganz anderes, 
nämlich die Standortpolitik des größten Telekommu-
nikationsunternehmens in Europa, der Telekom. Es geht 
um einen deutschen Konzern und der will sich nun gänz-
lich aus unserem Bundesland zurückziehen. Da sind wir 
schon gefordert. Natürlich muss auch die Standortpolitik 
der Deutschen Post hier behandelt werden. Da halte ich 
mich aber zurück, weil die Anregung dazu, das muss ich 
fairerweise sagen, stärker aus unserer Koalitionsfraktion, 
der SPD, gekommen ist.

Zur Telekom: Das ist nicht irgendein Unternehmen, das 
ist ein ehemaliges Staatsunternehmen, das seit 1996 zu 
großen Teilen privatisiert wurde, das immer noch mittel-
bar und unmittelbar 30 Prozent in der Einflusssphäre des 
Bundes liegt. Hier gibt es auch keine Ausrede, da haben 
wir nichts zu sagen. 

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE – 

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
So ist es.)

Meine Damen und Herren, die Telekom hatte einmal das 
Monopol für Telefonverbindungen in ganz Deutschland 
und – das wissen wir auch – sie hat damit ordentlich 
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Gewinne gemacht. Das ist – das sage ich als einer, der 
für Liberalisierung von Märkten ist – Gott sei Dank seit 
der Öffnung dieses Marktes vorbei, denn wir profitieren 
davon alle, wir als Verbraucher, die Unternehmen und 
auch die öffentliche Verwaltung. Wir haben nun erheb-
lich günstigere Preise, zu denen wir telefonieren können 
und diese Telekommunikationsdienste in Anspruch neh-
men.

(Werner Kuhn, CDU: Einen
saumäßigen Service haben wir.)

Und dieses ehemalige Bundesunternehmen hat – das 
muss man auch fairerweise hier an diesem Tisch, an die-
sem Pult sagen – viel investiert in unserem Lande. Die 
andere Seite ist, auch in diesem Lande hat das Unter-
nehmen erhebliche Gewinne durch Geschäftstätig-
keiten eingefahren. Das gönnen wir ihnen, aber in mei-
nen Augen hängt Standortpolitik, gerade wenn es um 
einen nicht kleinen Standortteil der Telekom geht, auch 
mit der Sozialverantwortung des Eigentums zusammen. 
Und das steht so im Grundgesetz, das wollen wir an die-
ser Stelle auch mal sagen. 

Meine Damen und Herren, die Beschäftigten in sol-
chen Zentren sind oft Alleinerziehende, sind überwie-
gend Frauen – das hat mit der Art der Tätigkeit zu tun – 
und es gibt dort Gott sei Dank, was wir auch wollen, 
flexible Arbeitszeitmodelle. Gerade hier macht es auch 
Sinn, dass diese angewandt werden. Manchmal ist das 
auch ein Test oder ein Vorbild für andere Branchen. Aber 
wenn dann auf der Betriebsversammlung von einem Ver-
treter der Geschäftsführung, der sicher nicht gut bera-
ten war, so zu reden – das haben wir alle so empfunden, 
das ist keine sehr persönliche Kritik an einem Menschen, 
aber so kann man sich nicht vor Mitarbeiter stellen, das 
war mein Eindruck jedenfalls –,

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Das ist ja das Problem.)

gesagt wird, also das ist doch ganz einfach, dann pen-
delt ihr eben von Schwerin nach Hamburg, 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja.)

und dann wurden da auch noch Eintreffzeiten ange-
geben,

(Zuruf von Angelika Gramkow, DIE LINKE)

also da drehte sich, glaube ich, einigen von uns etwas 
der Magen um, denn das sind hoch motivierte Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter. Aber gerade von den 
Frauen zu verlangen, dass sie für eine Teilzeitarbeits-
stelle täglich von Schwerin nach Hamburg pendeln, das 
halte ich für einen Hohn und das sage ich hier auch so.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Wenn man dann sagt, man folgt seinem Arbeitsplatz, 
ein schöner Spruch, aber für diesen Personenkreis wird 
ein Umzug wohl kaum, jedenfalls nicht nach Hamburg 
infrage kommen, denn mit dem Einkommen aus Teil-
zeitbeschäftigung wird man in Hamburg keine Wohnung 
bezahlen können. Und wie ist es denn mit der Kinder-
betreuung beschaffen? Es mag ja vieles in Hamburg 
besser sein, aber sicher nicht die Kinderbetreuung.

(Ute Schildt, SPD: 400 Euro.)

Und Großeltern, die bei Bedarf einspringen können, wenn 
wir immer davon sprechen, dass die Familie füreinander 

einsteht, sind dann eben in Schwerin und nicht in Ham-
burg. Also, meine Damen und Herren, das kann man den 
Mitarbeitern nicht als eine Lösung an bieten. Das halte ich – 
das sage ich noch einmal – eher für Hohn. Und, meine 
Damen und Herren, da schließe ich mich auch dem an, 
was der Vorsitzende des Betriebsrates in der Versamm-
lung am 11.09. deutlich gesagt hat: Hier geht es einfach 
um einen Arbeitsabbau durch die „kalte Küche“ und da 
sind wir dann schon zu einer Stellungnahme aufgerufen.

Meine Damen und Herren, wir begrüßen, dass Wachs-
tumsanzeichen auch in unserer Region deutlich merkbar 
sind. Aber wenn ein solcher Betrieb, ich sage jetzt, ver-
lagert wird, es ist ja nichts anderes, dann sinkt die Kauf-
kraft wieder, die wir in der Region brauchen. Dann stei-
gen öffentliche Sozialtransfers. Und ich sage das auch, 
weil hier gerade in einer der Fragen etwas zur Belastung 
der Sozialversicherung gesagt wird. Natürlich sind dann 
auch weniger sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze 
vor Ort und damit eine Belastung in diesem Bereich. 

Meine Damen und Herren, andererseits haben wir zu 
akzeptieren, wenn durch den von uns gewollten Wett-
bewerb die Preise in der Telekommunikationsbranche 
erheblich zurückgegangen sind, gewollt zurückgegan-
gen sind, dann müssen wir unternehmerische Entschei-
dungen als solche beurteilen. Aber – und da bin ich jetzt 
etwas angesäuert, das gebe ich zu – wenn man solche 
unternehmerischen Entscheidungen treffen will, wenn 
man sie den Mitarbeitern vermitteln will und muss, dann 
muss man auch den Beweis dafür antreten zum Beispiel, 
dass durch die Schließung eines wirklich erst klassigen 
Servicecenters in Schwerin zukünftig in Hamburg ein 
dort erweitertes Servicecenter wirklich wirtschaftlicher 
arbeiten kann. Die Fakten sprechen auf den ersten 
Blick genau dagegen, denn die Telekom ist uns und vor 
allen Dingen den Mitarbeitern den Beweis dafür schul-
dig geblieben, dass es nicht umgekehrt wirtschaftlicher 
wäre, den Standort Schwerin statt den in Hamburg aus-
zubauen. 

Ich will jetzt nicht den Wettbewerb zwischen Hamburg 
und Schwerin sowie zwischen dem Bundesland Ham-
burg und dem Bundesland Mecklenburg-Vorpommern 
hier propagieren, das wäre unsinnig und auch falsch, 
aber wenn ich unternehmerische Entscheidungen mit 
solchen Überlegungen begründe, dann muss ich auch 
die Fakten auf den Tisch legen und sagen, wo es denn 
wirtschaftlich sinnvoller ist. Was das Fahren angeht, da 
weiß ich, das wissen wir alle, dass das Fahren in die 
eine Richtung genauso weit ist wie in die andere. Und 
wenn das so ist, dann müssen es schon wirtschaftliche 
Gesichtspunkte sein, die eine Standortverlegung zwin-
gend gebieten. Das fehlt. 

Erfolg, meine Damen und Herren, in dieser Branche hat 
etwas mit dem Preis zu tun, aber auch mit der Qualität 
der Dienstleistung. Und bisher habe ich kein Wort der 
Kritik über die Dienstleistung hier vor Ort gehört. Also 
dann sind es sicher andere Motive, die wir nicht ken-
nen, und das gibt uns die Möglichkeit, genau da anzu-
setzen, wo unser Wirtschaftsminister Jürgen Seidel in 
der Betriebsversammlung angesetzt und gesagt hat, das 
ist nicht so, dass die Politik hier zum Schweigen verur-
teilt ist. Hier haben wir eine 30-prozentige Beteiligung 
des Bundes vermittelt, also direkt und über die KfW, 
aber das ist auch aktienrechtlich eine Sperrminorität. Da 
hat man schon Möglichkeiten.
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(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE – 

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Das haben wir schon immer gesagt.)

Unser Antrag dient ausschließlich dem Zweck – so habe 
ich ihn verstanden, wir, die vier Fraktionen, die ihn jetzt 
gemeinsam eingebracht haben –, der Landesregierung 
den Rücken dafür zu stärken, was sie begonnen hat, 
nämlich Einfluss zu nehmen, und, das sage ich ganz 
bewusst, ihr auch auf der Bundesebene den Rücken 
zu stärken und ihr dabei zu helfen. Ich fordere uns alle 
auf, unsere Kontakte zu der Bundesebene zu nutzen, 
das in gleicher Weise zu tun. Für mich ist diese Standort-
entscheidung noch nicht beschlossen. – Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU und DIE LINKE)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Dr. Jäger. 

Es wurde eine verbundene Aussprache mit einer 
Dauer … Nein, Entschuldigung, es wurde keine verbun-
dene Aussprache, es wurde eine Aussprache mit einer 
Dauer von 60 Minuten vereinbart. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Wir verbinden die Aussprache.)

Ich sehe und höre keinen Widerspruch, dann ist es so 
beschlossen. Ich eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat zunächst der Wirtschaftsminister des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern Herr Seidel. 

Minister Jürgen Seidel: Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zunächst einmal möchte 
ich auch aus meiner Sicht herzlich dafür danken, dass 
es gelungen ist, sich hier zusammenzutun. Ich glaube, 
da wäre es nicht so gut gewesen, bei dem Antrag um 
ein Komma, um ein Wort zu reden. Die Intentionen sind 
gleich und dann sollte man sich auch nicht scheuen, dies 
zum Ausdruck zu bringen. Ich glaube, das ist ein wich-
tiges Signal für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Meine Damen und Herren, grundsätzlich will ich sagen, 
ich habe natürlich Verständnis dafür, wenn sich Unter-
nehmen im Wettbewerb wie auch immer neu positionie-
ren müssen. Allerdings – und darauf wurde eben hinge-
wiesen – hat die Deutsche Telekom, bei der sogar der 
Bund 31,7 Prozent der Aktien hält, also KfW und Bun-
desregierung zusammen …

(Zurufe von Andreas Bluhm, DIE LINKE,
und Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE)

Ja. 

Also die Telekom hat damit ganz klar eine strukturelle 
Verantwortung 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja.)

in Deutschland und auch in Mecklenburg-Vorpom-
mern und ich denke, dass gerade ein Flächenland diese 
strukturelle Verantwortung einklagen muss. Die Deut-
sche Post beabsichtigt, ebenfalls eine Veränderung 
einzu führen. Darauf gehe ich aber dann noch ein. 

Um es ganz klar zu sagen: Beide angekündigten Ent-
scheidungen, sowohl die der Deutschen Telekom als 
auch der Deutschen Post, konterkarieren natürlich 
unsere im Wesentlichen gute positive wirtschaftliche 
Entwicklung und das können wir so nicht hinnehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen 
der SPD, CDU und FDP)

Ich meine, wo hat es so etwas gegeben, dass wir uns 
in einem Dynamikranking in der „WirtschaftsWoche“ 
mit Hamburg auf einem zweiten Platz – also nach Ham-
burg, müssen wir richtigerweise sagen – wiederfinden? 
Das sind gute Nachrichten. Die Wirtschaft wächst nach 
wie vor im Lande, die Arbeitslosigkeit sinkt, es entstehen 
Arbeitsplätze. Und das Ganze gerade durch Unterneh-
men mit Staatsbeteiligung hier in Mecklenburg-Vorpom-
mern zu konterkarieren, das ist natürlich bitter, und das 
können wir, wie gesagt, nicht akzeptieren. 

Meine Damen und Herren, die Telekomentscheidung ist 
für meine Begriffe auch in zwei Punkten absolut unver-
ständlich:

Erstens. Die Telekom führt betriebswirtschaftliche 
Gründe für ihre Entscheidung an, also Effizienzgewinne, 
Verbesserung des Kundenservice. Das soll erreicht wer-
den, um ein einheitliches Erscheinungsbild und räum-
liches Gesamtkonzept zu schaffen. Übrigens weist man 
70 Millionen Euro Investitionsbedarf aus, bauliche und 
technische Ausstattung, was es auch immer dann sein 
soll, und man will Standortgrößen erreichen von 700 Mit-
arbeitern, da es im Marktvergleich angeblich zu viele 
kleine Standorte gibt. Schwerin soll, so die Aussage, mit 
Lübeck nach Hamburg migrieren, weil Hamburg die bes-
seren Rahmenbedingungen bietet. 

Diese Gründe sind meines Erachtens in keiner Weise 
überhaupt stichhaltig, das muss man ganz klar be nennen, 
denn es können nicht die richtigen Gründe sein.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der CDU und DIE LINKE)

Zum Zweiten will ich ganz klar sagen, Mecklenburg-Vor-
pommern hat sich zu einem der erfolgreichsten Service-
centerstandorte in Deutschland entwickelt, weil wir zum 
Beispiel über eine leistungsstarke Infrastruktur verfügen, 
weil wir geeignetes Personal bei uns im Lande haben 
und zugleich – da bin ich wirklich ganz sicher – die bes-
seren Rahmenbedingungen als Hamburg, wenn man 
sich auf dieses Segment Servicecenter oder Callcenter 
mal fokussiert.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Richtig.)

Kosten, Immobilien, Löhne, was wir ja zum Teil beklagen, 
da kann ein Unternehmen weiß Gott nicht sagen, dass 
hier die höheren Kosten in Mecklenburg-Vorpommern 
entstehen. Das wäre wider jede wirtschaftliche Vernunft, 
man würde so argumentieren.

(Dr. Armin Jäger, CDU: So ist es.)

Ich will auch erwähnen, es gibt den Branchenverband 
Telemarketinginitiative, der hier im Lande als Interessen-
vertreter agiert, der Dienstleistungen erbringt wie 
Image werbung, Mitarbeiterwerbung, Auftragsvermitt-
lung, Weiter bildung, Beratung der Servicecenter und so 
weiter und so fort. Also das kann man alles hier ins Feld 
führen. Und es kommt nicht von ungefähr, dass sich 
genau diese Branche, die Servicecenterbranche in den 
letzten Jahren sehr stabil entwickelt hat. Es gibt derzeit 
110 Servicecenter mit fast 15.000 Mitarbeitern bei uns 
im Lande. Allein von 2007 bis heute sind noch einmal 
5 Servicecenter dazugekommen, rund 4.000 Mitarbeiter 
mehr, die in diesem Lande ihren Job machen.



Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 5. Wahlperiode – 49. Sitzung am 25. September 2008 19

Ich will an dieser Stelle sagen, dass wir erhebliche Leis-
tungen des Landes, des Steuerzahlers zu ver buchen 
haben, das muss man dann auch erwähnen. Es sind 
immerhin über 92,5 Millionen Euro, darunter unge-
fähr 30 Millionen Euro seit 2007 als Fördergelder bereit-
gestellt worden. Also wir haben hier wirklich, wie man so 
sagt, die roten Teppiche ausgerollt und diese vergoldet, 
um es noch einmal deutlich zu sagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der
Fraktionen der CDU und DIE LINKE –

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Richtig, so ist es. Das ist der Dank.)

Das wollen wir auch, dass hier Arbeitsplätze entstehen. 

Meine Damen und Herren, die quantitative Entwicklung 
der Callcenter ist mit wesentlichen quantitativen Verän-
derungen einhergegangen. Ich glaube, dass man wirk-
lich sagen muss, das will ich auch deutlich hervorheben, 
dass ein ganz wichtiger Einfluss von der Telemarketing-
initiative e. V. ausgeht. Ich denke nur daran, dass zum 
Beispiel zwei Berufsbilder entwickelt wurden. Auch das 
ist wichtig zu nennen. Da sind wir aus Mecklenburg-Vor-
pommern führend, gerade was diesen Bereich betrifft. Es 
sind Projekte initiiert worden, Beratungsangebote, und 
deswegen ist es für mich ein Leichtes zu sagen, dass wir 
diese Telemarketinginitiative gern unterstützen, um diese 
Arbeit auch zukünftig zu ermöglichen. Übrigens ist die 
Telekom über ihre Tochter VCS auch Mitglied in dieser 
Telemarketinginitiative und kann also deren Dienstleis-
tungen in Anspruch nehmen. 

Was ich auch sagen muss, um da die Fakten klarzulegen, 
eine direkte Förderung an die Telekom ist nicht ergan-
gen. Man könnte nur sagen, mit der Telemarketinginitia-
tive ist uns das natürlich auch entgegengekommen. Aber 
wie gesagt, das ist dann eine mittelbare Geschichte. 
Also direkt an die Telekom sind keine Förderungen aus-
gesprochen worden.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Es gibt viele Wege.)

Meine Damen und Herren, ich will noch einmal sagen, 
was wir bisher getan haben. Ich habe das auch auf der 
Betriebsversammlung deutlich gemacht. Zunächst ein-
mal, nachdem wir die Information erhalten haben – das 
war so Anfang August, den Tag kann ich nicht mehr ganz 
genau bestimmen –, haben wir uns unmittelbar in einem 
Brief vom 12.08.2008 an den Vorstand der Deutschen 
Telekom AG gewandt und genau die Argumente, die ich 
auch jetzt versuchte deutlich zu machen, aufgeführt. 
Wir haben natürlich auch hingewiesen auf die geringe 
Industriedichte des Landes, die Strukturprobleme, 
die wir haben, die wir auch nicht verheimlichen kön-
nen. Wir haben besonders hervorgehoben und deutlich 
gemacht, dass die Planung hinsichtlich des Standortes 
Schwerin nicht akzeptabel ist und seitens des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern entschieden abgelehnt wer-
den muss. Ich habe dringend um Korrektur der Pla-
nung gebeten. Wir haben dann auch eine Briefkopie an 
alle Abgeordneten des Bundestages gesandt. Ich muss 
auch da sagen, es ist schön, alle durch die Bank, alle 
sind diesbezüglich aktiv geworden und haben sich deut-
lich gegenüber der Telekom artikuliert. Das ist uns sogar 
von der Telekom dann noch einmal bestätigt worden. 

(Udo Pastörs, NPD: Hilft das?)

Zweitens. Infolge des Schreibens an die Deutsche Tele-
kom AG hat es dann ein Staatssekretärsgespräch bei 

uns im Hause gegeben mit den Bevollmächtigten der 
Deutschen Telekom AG. Es sind die Argumente noch 
einmal ausgetauscht worden, weitere Gespräche wur-
den vereinbart.

Wir haben drittens natürlich im Kabinett informiert, am 
19.08. 

Und ich bin auch dankbar, dass viertens am 26.08. der 
Ministerpräsident mit dem Telekom-Vorstand Herrn 
Höttges noch einmal ganz klar auch über die Dinge 
ge sprochen hat, die Haltung des Landes klargemacht 
hat.

Ich war selbst auf der Betriebsversammlung, habe dort 
versichert, dass wir uns weiterhin intensiv für den Erhalt 
des Standortes einsetzen werden. Wir haben am glei-
chen Tage, weil ich auch noch mal die Argumente der 
Betriebsversammlung mit aufnehmen wollte, ein Schrei-
ben an alle Aufsichtsratsmitglieder der Telekom AG 
gerichtet mit der Bitte um Unterstützung zum Erhalt des 
Standortes Schwerin. Das geschah eben auch deshalb, 
weil die Telekom in ihrer Antwort auf unseren Brief deut-
lich gemacht hat, dass sie in der Fläche über das ganze 
Bundesgebiet verteilt bleiben will. Dann muss sie es 
auch tun!

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE –

Helmut Holter, DIE LINKE: Ja, genau.)

Insofern haben wir das besonders herausgestellt.

Ich will auch deutlich erwähnen, hier gibt es gleicher-
maßen Aktivitäten der Stadt Schwerin. Auch der amtie-
rende Oberbürgermeister hat sich mit einem Schreiben 
an die Telekom gewandt.

Zu dem zweiten Problem, was ich ansprechen möchte, 
was ja auch im Antrag eine Rolle spielt: die Deutsche 
Post. Die Deutsche Post beschäftigt derzeit in Meck-
lenburg-Vorpommern 3.000 Mitarbeiter. Einem Bericht 
in den Medien vom 8. September war zu entnehmen, 
dass die Deutsche Post neben anderen Standorten auch 
den IT-Service-Standort in Stralsund schließen will zum 
ersten Halbjahr 2009. Hier ist die Situation so, dass in 
Deutschland 450 Mitarbeiter betroffen sind, darunter 36 
in Stralsund, denen man Angebote gemacht hat, nach 
Bonn beziehungsweise Darmstadt umzuziehen.

(Helmut Holter, DIE LINKE: Klasse, ja.)

Man kann nicht verhehlen, auch Abfindungen sind ange-
boten worden. Da in Stralsund qualifizierte IT-Spezia-
listen angestellt sind, könnte man ja vielleicht meinen, 
sie sind ja gar nicht betroffen, wenn sie denn um ziehen 
müssten. Aber das ist schon mal vorhin ganz deutlich 
erklärt worden, dass man – wie ich finde – so nicht mit 
Umzügen argumentieren kann, wie das dort gemacht 
wird.

Die Mitarbeiter sind übrigens am 04.09. über diese Pla-
nungen informiert worden. Die Deutsche Post betont, 
dass die Planungen für diese Umstrukturierung und 
die Gespräche der Sozialpartner gerade erst begonnen 
haben. Also können wir ja daraus schlussfolgern, dass 
wir gerade richtig kommen, uns in die Gespräche auch 
entsprechend einzumischen.

Offizielle Gründe der Deutschen Post lauten: Deutsch-
land gilt als wichtiger Standort innerhalb der euro-
päischen IT-Service-Organisation. Er soll durch hoch-
wertige IT-Dienstleistungen weiter gestärkt werden. 



20 Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 5. Wahlperiode – 49. Sitzung am 25. September 2008

Deshalb will man, so die Deutsche Post, IT-Service-Akti-
vitäten in Deutschland auf die starken Standorte Bonn 
und Darmstadt konzentrieren. Das sei aus Sicht der 
Post die größere Nähe zu den Entscheidungsträgern der 
Kunden. Man will auch eine Reduzierung der Overhead-
kosten erreichen. Insgesamt soll natürlich auch hier wie-
der die Wettbewerbsfähigkeit erhöht werden.

Meine Damen und Herren, wir führen auch hier den 
Kampf um die Erhaltung des Standortes mit dem Ver-
weis auf die Potenziale, auf die Fähigkeiten des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern, das immerhin mit 600 IT-
Unternehmen und fast 15.000 Mitarbeitern durchaus als 
Standort in diesem Bereich spannend und interessant 
ist. Die Unternehmen erbringen ihre IT-Dienstleistungen 
überwiegend überregional, deutschlandweit. Und jetzt 
zu sagen, man muss an einen Standort x gehen, ist, finde 
ich, in dem Bereich nun wirklich nicht sehr überzeugend, 
denn das ist bisher immer genau andersherum argumen-
tiert worden, dass man eben dort standort unabhängig 
ist und durchaus Leistungen an ganz anderen Stand-
orten erbringen kann. Wenn ich mal daran denke, was 
da alles, mit Indien zum Beispiel, gemacht wird, dann ist 
das ja nur einer der Beweise, die hier ins Feld geführt 
werden können. Wir werden der Post entsprechend wei-
ter argumentieren. 

Übrigens muss man natürlich an dieser Stelle sagen, das 
habe ich gerade eben gehört: Es gibt schon viele Unter-
nehmen, die sozusagen ihre Ansprüche schon anmel-
den, weil die IT-Initiative in Mecklenburg-Vorpommern 
uns signalisiert hat, dass mehr als 200 IT-Spezialisten 
gesucht werden, weil die Post also hier sagt, sie bietet 
Umzüge an. Dann würde ich dem mal entgegenhalten, 
wer so leichtfertig mit Spezialisten in seinem Bereich 
umgeht,

(Dr. Armin Jäger, CDU: Das muss ich 
auch sagen. – Reinhard Dankert, SPD: 
Sie scheinen die nicht zu brauchen.)

und das angesichts der nun wirklich inzwischen all-
seits bekannten demografischen Entwicklung, wenn ich 
daran denke, dass wir gestern in Hamburg wieder über 
das Thema auf der SMM gesprochen haben, kann man 
den Unternehmen eigentlich nur eins sagen: Leute, wenn 
ihr schon vielleicht gehaltlich hier und da nicht mithalten 
könnt, was man ja fairerweise auch manchem Unterneh-
men zugestehen muss, dann müsst ihr aber auf ande-
rem Wege versuchen, Bindungen an euer Unternehmen 
zu erreichen.

(Dr. Armin Jäger, CDU: So ist das.)

Wie gesagt, ich habe die Rede leider nicht gehört – oder 
vielleicht auch Gott sei Dank, was weiß ich –, aber wenn 
dann jemand so argumentiert, wie es geschildert wurde,

(Dr. Armin Jäger, CDU: Es war katastrophal.)

dann ist das natürlich das genaue Gegenteil von dem, 
was man nur jedem Management heute angesichts der 
demografischen Situation raten kann. Und wenn ich 
höre, dass in Mecklenburg-Vorpommern 50-Mann-
Betriebe oder -Frauen-Betriebe, wie auch immer, darü-
ber nachdenken, zum Beispiel betriebliche Kindergärten 
einzurichten, dann zeigt das, wie wirklich nachgedacht 
wird.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, Gott sei Dank!)

Insofern, glaube ich, sind die Aktivitäten hier nicht zu 
akzeptieren. 

Wir werden also weiterhin die Gespräche mit der Tele-
kom und mit der Deutschen Post führen. Ich werde mich 
weiterhin mit der Bundesregierung diesbezüglich bei 
allen Gelegenheiten – ich glaube, am Sonnabend habe 
ich wieder eine Möglichkeit – ins Gespräch begeben, 
mit einem Ziel: den Standort hier in Schwerin zu sichern 
und auch in Stralsund dafür zu sorgen, dass genau das, 
was die Deutsche Post dort vorhat, so nicht stattfindet. 
Ich bedanke mich auch für die Unterstützung. – Vielen 
Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU, DIE LINKE und FDP)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Minister.

Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Frau Gramkow von 
der Fraktion DIE LINKE.

Angelika Gramkow, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es geht, und wir 
haben das eben gehört, ganz klar um eine Sache: dass 
das Land – gemeinsam mit den demokratischen Frak-
tionen dieses Hauses und der Landesregierung – und 
die betroffenen Kommunen gegen die Standortzerschla-
gung vorgehen und die Proteste der Beschäftigten, des 
Betriebsrates, der Gewerkschaften sowie der Städte, die 
betroffen sind, unterstützen.

Wir haben es gehört, die Deutsche Telekom wird mehr 
als zwei Drittel ihrer Callcenter schließen und insgesamt 
sind 8.000 Kolleginnen und Kollegen betroffen. Durch 
die geplante Zusammenlegung der Callcenter müssen 
sie entweder enorm weite Anfahrtswege in Kauf nehmen 
oder ihre Kündigung einreichen. Der Hinweis der Tele-
kom – Herr Dr. Jäger hat darauf verwiesen –, Wegezeiten 
für eine Strecke von zwei Stunden seien zumutbar, ist 
schlichtweg eine Verhöhnung der Mitarbeiterinnen und 
der Mitarbeiter.

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE – Zuruf von
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Und ein solcher Umgang ist auch ein Schlag in das 
Gesicht der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Gerade 
Teilzeitkräfte können solche Wegezeiten nicht bewälti-
gen, und das nicht nur wegen der Gehaltsfrage.

(Zuruf von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Gleiches gilt auch für Menschen mit Beeinträchtigungen. 
Vor allem in den Callcenterbereichen arbeiten aber Teil-
zeitbeschäftigte und Menschen mit Beeinträchtigungen.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, so ist es.)

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie kann man unter 
solchen Bedingungen eigentlich vergessen. Betroffene 
werden durch Inkaufnahme langer Wege zum Arbeitsort 
nicht nur zeitlich, sondern auch finanziell extrem belas-
tet. Auch wenn die Telekom ankündigt, dass insgesamt 
keine Arbeitsplätze wegfallen sollen, bin ich davon über-
zeugt, dass für viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
ein Standortwechsel mit dem Verlust des Arbeitsplatzes 
gleichzusetzen ist,

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Genauso ist das.)

da diese aus vielfältigen Gründen ihren Lebensmittel-
punkt in der Region behalten müssen und keine langen 
Pendlerzeiten in Kauf nehmen können.
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Bei den Beschäftigten handelt es sich auch größten-
teils um Frauen, junge wie ältere: über 60 Prozent, 
circa 30 Prozent insgesamt der Teilzeitbeschäftigten 
und ganze 10 Prozent von Menschen mit Schwerbehin-
derungen. Insofern hat das Angebot der Telekom für 
Ersatzarbeitsplätze schlichtweg eine Alibifunktion.

Die Männer und die Frauen werden von allein kündi-
gen müssen, da sie sich dem zeitlichen Druck und den 
erschwerten Bedingungen auf Dauer nicht aussetzen 
können. Ist das soziale Verantwortung? – Ich sage, das 
ist es nicht. Aber das scheint so gewollt, denn die Kon-
sequenz wäre: Neuanstellung an den neuen Standorten 
und dann zu Dumpinglöhnen.

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE)

Fakt ist: Diese Strukturveränderungen werden auf dem 
Rücken der Beschäftigten mit Arbeitsplatzabbau betrie-
ben.

Sie werden verstehen, ein Wort zum Standort Schwerin. 
In Schwerin sind 200 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter von der Schließung bedroht. Dabei hat sich der Call-
centerstandort Schwerin in der Branche – der Minister 
hat das insgesamt für das Land vorhin bewiesen – seit 
Jahren bewährt. Viele Fakten sprechen für den Erhalt 
des Standortes: 

– die hohe Konzentration der Servicecenter am Stand-
ort Schwerin

– über 30 Center mit mehr als 2.400 Beschäftigten im 
Land

– die hervorragenden infrastrukturellen Rahmenbe-
dingungen

– die Ausbildung von Facharbeitern für Dialogmar-
keting am Standort Schwerin 

 Gerade unser Land hat sich dafür eingesetzt, 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Richtig.)

 dass es endlich einen Ausbildungsberuf für junge 
Leute gibt, die Schwerinerinnen und Schweriner bil-
den aus.

– ein hohes Qualifikationsniveau und 

– die Betreuung der Unternehmen durch eine Tele-
marketinginitiative

Der Minister hat darauf hingewiesen. 

Aber solche Fakten sind der Telekom offensichtlich egal. 
In der Antwort auf das Schreiben an alle OB-Kandidaten, 
die sich ebenfalls an die Telekom gewandt haben, heißt 
es lapidar: „Schwerin ist als Zukunftsstandort zu klein.“

(Dr. Armin Jäger, CDU: Mahlzeit.)

Wissenschaftliche Untersuchungen sagen aber, dass 
gerade kleine Callcenter sich im Wettbewerb bewähren.

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE – 

Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, genau. Richtig.)

Die Gründe, die Herr Berlemann, Vorsitzender der 
Geschäftsführung der Deutschen Telekom Kunden-
service GmbH, in dem besagten Antwortschreiben lang 
und breit anführt, sind einfach nur beliebig. Ich kann kei-
nen stichhaltigen Grund wie Sie, Herr Dr. Jäger, erken-
nen, warum ausgerechnet der jetzige Standort in Meck-

lenburg-Vorpommern hier in Schwerin plattgemacht 
werden soll. Das Gegenteil ist hier auch der Fall. 

In der Präsentation des Unternehmens wurden ins-
besondere Aspekte genannt wie: strukturschwache 
Regionen stärken, kein Rückzug aus der Fläche 
et cetera.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, so ist es.)

Nach den Konzepten der Marketingabteilung der Tele-
kom hätte der Standort Schwerin nicht geschlossen 
werden können.

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE –

Dr. Armin Jäger, CDU: Richtig.)

Worum geht es wirklich? Ich weiß, dass viele von Ihnen 
das jetzt nicht sehen können, Sie haben aber die Prä-
sentation alle bekommen. Die Region Nordost sah 2006 
neun Callcenter vor, allein in Mecklenburg-Vorpommern 
drei. Die Region Nordost wird nach der neuen Reform 
für den Nordosten ein einziges Callcenter vorsehen, in 
Frankfurt/Oder. Das Angebot ist ein Angebot zum Rück-
zug aus der Fläche und letztendlich aus dem Osten von 
Deutschland.

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE)

Genau da müssen wir sagen, die Schließungspläne für 
die betroffenen Kommunen und Regionen bedeuten 
doch eines völlig klar: Es führt zu arbeitsmarkt politischen 
Rückschlägen und zu weiteren Kaufkraftverlusten. Und 
dies hat natürlich Auswirkungen auf weitaus mehr Men-
schen, als „nur“ die Beschäftigten der Deutschen Tele-
kom.

Ja, der Bund besitzt noch mehr als 30 Prozent. Und 
genau genommen ist es dann auch die Aufgabe der 
Bundesregierung, nicht nur zu versprechen, sondern zu 
handeln und im Aufsichtsrat der Deutschen Telekom auf 
den Tisch zu hauen. Diese Stellung der Bundes regierung 
muss genutzt werden, um weiteren Arbeitsplatz abbau 
und eine deutliche Verschlechterung der Arbeits-
bedingungen gerade für die Standorte in Ostdeutsch-
land zu verhindern.

Ich erinnere auch an die Auseinandersetzungen im 
letzten Jahr, wo es ja um Tarife und andere Fragen ging. 
Bisher lässt das Engagement der Bundes regierung 
sehr zu wünschen übrig. Sie sieht eher tatenlos zu, wie 
Beschäftigung – gerade auch in strukturschwachen 
Regionen – Stück für Stück kaputtgemacht wird. Von 
der Post hat der Minister eben gesprochen. Immer wie-
der erfolgen Umbau- und Konzentrationsprozesse, 
besonders zulasten der ostdeutschen Länder. Das 
wird sehr deutlich, wenn man sich die entsprechenden 
Übersichten – ich habe sie gerade hochgehalten – mal 
anschaut. Und wir meinen – gemeinsam, so hoffe ich –, 
das ist nicht hinnehmbar.

Die Konzentration der Standorte geschieht aus unserer 
Sicht ohne Not, mehr noch: Die von der Telekom betrie-
bene Zentralisierung ist überhaupt nicht zeitgemäß, denn 
ein qualitativ hochwertiger Kundenservice – und dazu 
gehören besonders auch motivierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter – wird mit der neuen Struktur ad absurdum 
geführt. Außerdem ist es völlig unverständlich, dass ein 
Unternehmen, das technische Lösungen für de zentrale 
Arbeiten anbietet, diese selbst gar nicht nutzen will.
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(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE)

Callcenter lassen sich heute technisch zusammenlegen, 
ohne dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dafür 
stundenlange Anfahrtswege in Kauf nehmen müssen.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Das stimmt.)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wir haben in den letzten Tagen und Wochen viele 
Gespräche mit den Betroffenen und Protestierenden hier 
in Schwerin geführt. Sie sind wütend, sie sind besorgt, 
sie haben große Zukunftsängste. Die Kolleginnen und 
Kollegen erwarten, dass sich die Politik einmischt, sie 
erwarten Unterstützung, sie erwarten Solidarität – partei-
übergreifend. Und deshalb finde ich diesen gemein-
samen Antrag völlig in Ordnung.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 
Gramkow.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Timm von der 
Fraktion der SPD.

(Michael Roolf, FDP: Das ist ja Wahlkampf!)

Dr. Gottfried Timm, SPD: Verehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bei der 
be absichtigten Schließung des Telekom-Standortes 
in Schwerin geht es um das Schicksal von 200 Frauen 
und Männern, das ist unser Thema. Wir haben bei allen 
Protest demonstrationen und bei der Betriebsversamm-
lung, die wir hier in der Halle am Fernsehturm gehabt 
haben, immer die Unterstützung aller demokratischen 
Parteien auf Stadtebene, auf Länderebene und auf der 
Ebene des Bundes gehabt. Darüber bin ich froh, und 
ich hoffe, dass bei den Gesprächen, die derzeit auf der 
Ebene des Bundes stattfinden, über die wir hier auch 
unterrichtet worden sind, unser Ziel erreicht wird, dass 
nämlich das Standortkonzept –

(Dr. Armin Jäger, CDU: Eben!)

das ja ein Vorschlag ist, nicht mehr und nicht weniger – 
am Ende Schwerin dauerhaft erhält. Das ist möglich, 
dafür kämpfen wir. Und wenn es nicht möglich gewesen 
wäre, dann würden wir hier heute auch nicht stehen und 
diesen Antrag miteinander beraten.

Meine verehrten Damen und Herren, Frau Gramkow hat 
schon darauf hingewiesen, viele der 200 Beschäftigten 
sind Frauen, und viele von den Frauen sind Teilzeit-
beschäftigte. Da fragt man sich natürlich – und die 
Schicksale sind ja auch alle vorgetragen worden bei die-
sen Demonstrationsveranstaltungen –, wie es möglich 
sein soll, mit dem Gehalt, das da gezahlt wird, den Fahr-
weg von Schwerin oder Umgebung nach Hamburg zu 
bezahlen und zurück und dann noch das ganze Familien-
leben mitzufinanzieren. Wir wollen diesen so zialen 
Aspekt in der Standortkonzeption von Telekom sehr 
betonen und wollen deswegen dafür kämpfen, dass wir 
denen, die hier ihre Arbeit haben, auch ihre Arbeit hier 
belassen.

Wir reden ja sonst immer – jedenfalls in vielen Reden, 
ich will nicht sagen, in Sonntagsreden – davon, dass die 
Wirtschaft eine soziale Verantwortung hat: Eigentum ver-
pflichtet.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Genau.)

Wenn es so ist, dann ist es ganz besonders so für das 
Eigentum, das der Bund hat,

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der SPD)

in diesem Fall die Telekom und die KfW-Bankengruppe. 
Wir setzen darauf, dass bei den Gesprächen, die ja dann 
laufen müssen zwischen dem Bund, der Telekom und der 
Gewerkschaft ver.di – denn zwischen ver.di und der Tele-
kom wird eine Unterschrift kommen müssen unter das 
Standortkonzept, wenn es verabschiedet werden soll –, 
dass dann genau dieser soziale Aspekt in der Unter-
nehmenspolitik zum Tragen kommt und die Standort-
konzeption entsprechend auch gerade der Vorstellungen 
der Telekom-Führung, nämlich, strukturschwache Regi-
onen zu unterstützen, noch einmal überarbeitet wird.

Wir haben am 11.09. bei der Betriebsversammlung in der 
Halle am Fernsehturm die vier Leitziele der Unter nehmens-
führung vorgetragen bekommen. Ein ganz wesent-
liches Leitziel war in der neuen Standortkonzeption, 
die Strukturschwäche von Regionen zu stärken.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja.)

Da fragt man sich, wenn das vorgetragen wird, wie es 
dazu kommen kann, dass unter der Hand schwache 
Regionen schwächer und starke Regionen stärker 
gemacht werden. Hier wird das Unternehmen selber 
unglaubwürdig, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU und DIE LINKE)

Wir wollen ja alle, dass die Telekom als Unternehmen 
gesund bleibt, gesünder wird, dass es profitabel ist und 
am Ende keine Kunden weglaufen. Das setzt aber vor-
aus, dass die Unternehmensphilosophie transparent 
und klar ist für die Mitarbeiter und für die Kunden von 
Telekom selber. Deswegen bin ich fest davon über-
zeugt, dass zwar die Philosophie stimmt, dass aber auf 
der Ebene der Umsetzung einiges nicht stimmt. Uns ist 
vorgetragen worden, dass in zehn Jahren 18 Struktur-
konzepte auf den Weg gebracht worden sind. Einige sind 
wieder eingesammelt worden. Und bei diesem Hin und 
Her in diesem ja sehr großen Unternehmen muss man 
sich nicht wundern, wenn dieses oder jenes dabei auf 
der Strecke bleibt.

Ich persönlich kann mir vorstellen, dass es bei der 
Zusammenlegung von einzelnen Callcentern des Tele-
kom-Unternehmens dazu kommt, Mitarbeiter von a nach 
b oder von b nach a fahren zu lassen. Aber die Fahrzeit 
von Schwerin nach Hamburg ist genauso lang wie die 
von Hamburg nach Schwerin.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Sehr richtig.)

Und wenn es darum geht, strukturschwache Regionen 
zu fördern, 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der SPD –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 

Genau das.)

da kann auch die Hamburger Mitarbeiterin nach Schwerin 
fahren und hier ihre Arbeit fortführen. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Na das ist ja undenkbar!)

Und die haben auch nichts dagegen, meine Damen und 
Herren, wenn es gelegentlich zu einem Wohnortwechsel 
kommt 



Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 5. Wahlperiode – 49. Sitzung am 25. September 2008 23

(Dr. Armin Jäger, CDU: Genau, ja.)

und Hamburger nach Schwerin ziehen, und zwar ent-
gegengesetzt dem Trend, den wir in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten beobachten mussten.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Vielleicht 
fehlt denen dann die Nähe zur Reeperbahn.)

Was auch niemand verstehen kann, ist, dass die Telekom 
auf der einen Seite sagt, sie müssen als Unter nehmen 
Kosten senken, was hier wohl auch der Fall ist, auf der 
anderen Seite aber eine Liegenschaft in Schwerin, in 
die frisch investiert wurde, die vor zehn Jahren neu auf-
gebaut wurde – mir ist nicht bekannt, ob mit oder ohne 
Steuergelder, jedenfalls neu aufgebaut wurde –, jetzt leer-
gezogen werden soll, und in Hamburg wird neu inves-
tiert,

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja.)

und das alles unter der Überschrift „Kosten senken“, 
an einem Standort, der höhere wirtschaftliche Kosten 
erzeugt als der in Schwerin. Da stimmt einiges nicht. Und 
weil das so ist und sich das ja auch inzwischen herum-
spricht, setze ich darauf, dass diejenigen bei der Tele-
kom, die die Umsetzung machen, bei der an sich ja ver-
nünftigen Grundphilosophie genau an dieser Stelle noch 
einmal die Notbremse ziehen.

Meine Damen und Herren, Bundesminister Tiefensee, 
der für den Aufbau Ost zuständig ist, hat ja nun in dieser 
Woche erklärt, unter anderem, der Aufschwung Ost ist 
noch nicht stabil auf eigenen Füßen. Hier will ein Bundes-
unternehmen uns die Beine weghauen,

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja.)

da kann der Aufschwung Ost nicht stabil auf eigene Füße 
kommen und deswegen müssen wir dafür sorgen, dass 
gerade da, wo wir Einfluss haben können, ich meine 
hiermit die Bundesebene, der Aufschwung Ost auch auf 
eigene Füße gestellt wird. 

Wir jedenfalls in Schwerin und im Landtag von Meck-
lenburg-Vorpommern für das ganze Land und die 
Landes regierung kämpfen um jeden einzelnen Arbeits-
platz. Deswegen sind uns die 200 hier in Schwerin nicht 
egal. Hier wird nicht eher aufgehört zu kämpfen, bis wir 
die Arbeitsplätze hier erhalten haben. – Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU und DIE LINKE)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Dr. Timm.

Das Wort hat jetzt der Fraktionsvorsitzende der FDP-
Fraktion Herr Roolf.

Michael Roolf, FDP: Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich denke, das Parlament 
setzt heute ein überaus wichtiges Signal in Richtung der 
Beschäftigten der Telekom in Mecklenburg-Vorpom-
mern und auch der Beschäftigten der Deutschen Post 
in Mecklenburg-Vorpommern. Wir werden aber heute 
auch ein Signal, das ist angesprochen worden, an die 
unternehmerische Verantwortung aussenden, ohne – 
und das gestatten Sie mir als Liberalen dann doch 
ganz deutlich zu sagen – uns herausnehmen zu wol-
len, in unter nehmerische Entscheidungen als Politiker 
einzugreifen. Unternehmerische Entscheidungen blei-
ben unter nehmerische Entscheidungen. Trotzdem ist es 
unsere Verantwortung, sie auf – und das ist auch ange-

sprochen worden – Plausibilität zu prüfen und ob manch 
ein Marketing gag – wir bleiben in der Fläche, wir sind 
für die Fläche da, wir sind der Partner in der Region –, 
ob das nicht eher Marketing ist, als dass es wirklich 
Realität ist.

Herr Timm, Sie haben es angesprochen, zehn Struktur-
konzepte in den letzten 18 Jahren. Bei der schnell lebigen 
Zeit würde ich einfach mal sagen, die Telekom macht so 
schnell neue Strukturkonzepte, da kommt der Minister 
Seidel gar nicht hinterher, um zu gucken, was wird 
eigentlich aus Mecklenburg-Vorpommern – morgen in 
die linke Richtung, übermorgen in die rechte Richtung. 
Also die Strukturdiskussion in Großkonzernen ist immer 
kurz lebiger, ist immer schneller. Für uns ist es einfach 
wichtig, Signale zu setzen, diesen Strukturentschei-
dungen nicht permanent hinterherzulaufen, und das 
ist unser Ansatz als Liberale, sondern uns als Meck-
lenburg-Vorpommern selbstbewusst zu präsentieren, 
dass wir sagen: Ja, wir haben die Infrastruktur hier, ja, 
wir haben die gut motivierten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter und ja, wir haben eine Wirtschaftspolitik und 
eine Wirtschaftsförderungs- und -ansiedlungspolitik bei 
uns, die für mehr wirbt, nicht nur den Erhalt und nicht nur 
Substanzschutz, sondern wir wollen mehr. 

Und der Ansatz, den Sie gebracht haben, ist ganz richtig. 
Wir hatten ja einen Änderungsantrag vorbereitet. Warum 
diskutieren wir eigentlich nicht darüber, dass Schwerin 
nach Mecklenburg-Vorpommern kommt? Denn das kann 
eigentlich nur der richtige Ansatz sein, dass der Minister 
… 

Entschuldigung, dass Hamburg nach Mecklenburg-Vor-
pommern kommt. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: 
Das wollte ich gerade sagen.)

… dass der Minister mit breiter Brust und selbstbewusst 
in die Gespräche mit der Telekom reingeht und sagt: 
Wir in Mecklenburg-Vorpommern haben super Rahmen-
bedingungen.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Haben wir auch.)

Wenn Ihr die Zeichen der Zeit nicht richtig erkannt habt, 
dann tut es uns für euch leid, andere werden euch um 
den Standort in M-V noch beneiden. 

Wir sagen klar und deutlich: Die Entscheidung, die hier 
von der Telekom getroffen wurde, ist für uns politisch 
nicht nachvollziehbar. Deshalb unterstützen wir auch 
diesen gemeinsamen Antrag.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU und FDP)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Roolf.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Waldmüller für 
die Fraktion der CDU.

Wolfgang Waldmüller, CDU: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Es ist schon viel 
gesagt worden. Und es liegt in der Natur der Sache, 
dass sich natürlich die Argumente bei allen Fraktionen, 
die diesen Antrag gestellt haben, wiederholen. Dennoch, 
ich möchte auch meinen Beitrag dazu leisten, meine 
Damen und Herren.

Als Unternehmer und als Politiker hab ich eigentlich eine 
klare Auffassung von der politischen Einflussnahme 
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in Unternehmensentscheidungen: Ich lehne sie grund-
sätzlich ab. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Nun mal langsam.

Warum dieser Grundsatz in diesem vorliegenden Fall der 
Deutschen Telekom für mich aber eine andere Bedeu-
tung hat, ist schon erklärt worden, will ich aber auch aus 
meiner Sicht erklären. Wir haben es – und das haben wir 
öfter gehört – mit einem ehemaligen Staatsmonopolisten 
zu tun, der zu einem nicht unerheblichen Teil im Besitz 
der öffentlichen Hand ist. Rund 30 Prozent werden vom 
Bund über die KfW gehalten. Der Staat ist also im vor-
liegenden Fall, wenn Sie so wollen, Mitunternehmer und 
somit mit in der Verantwortung für zu treffende Entschei-
dungen, insbesondere bei Strukturentscheidungen. Hier 
besteht eine besondere Verpflichtung, man kann also 
hier nicht Wasser predigen und Wein trinken.

Meine Damen und Herren, die Telekom begründet die 
beabsichtigte Schließung mit dem einzigen Callcenter 
in Mecklenburg-Vorpommern, mit betriebswirtschaft-
lichen Gründen, und betriebswirtschaftlichen Gründen, 
glauben Sie es mir, ich bin selbst Unternehmer, die eine 
Ver lagerung nach Hamburg notwendig machen: Wahr-
scheinlich sollen Synergien genutzt werden. Das ist aus 
betriebswirtschaftlicher Sicht durchaus nachzuvollzie-
hen. 

Schwierig wird es aber mit der Nachvollziehbarkeit, 
wenn ich mir überlege, was denn betriebswirtschaftliche 
Gründe sein könnten. In meinen Augen kommen da nur 
die Höhe der Personalkosten sowie die Höhe der Immo-
bilienpreise, sprich Pachten, infrage, denn viel mehr 
braucht es auch in Callcentern eigentlich nicht, denn 
die Kosten für die Hardware im Bereich der Computer 
et cetera ist ortsunabhängig und von daher neutral zu 
bewerten. 

Und da, meine sehr verehrten Damen und Herren, kom-
men wir zu des Pudels Kern, nämlich, dass die Personal-
kosten und die Kosten der Immobiliennutzung in Schwerin 
aus betriebswirtschaftlicher Sicht nicht so rentabel sein 
sollen wie beispielsweise in Hamburg. Das ist nicht nach-
vollziehbar. Belegbare Zahlen für die Behauptung der 
Telekom sind mir darüber hinaus bis heute nicht unter die 
Augen gekommen. Ich glaube, keine der Fraktionen hat 
da jemals irgendetwas darüber gesehen. Und so kommt 
die strukturpolitische Verantwortung der Telekom, auch 
in Mecklenburg-Vorpommern vertreten zu sein, unab-
dingbar zum Tragen. Diese Verantwortung wird mit die-
sem Beschluss mit Füßen getreten.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU und DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, insbesondere die genannte 
Beteiligung der öffentlichen Hand mit rund 30 Prozent ist 
für mich ausschlaggebend dafür, dass die politische Ein-
flussnahme auf die Unternehmensentscheidung gerecht-
fertigt ist. Entsprechend ist die Landesregierung, wir 
haben das gehört, ja sehr, sehr intensiv in Gesprächen 
und wird es weiterhin sein. Deswegen hoffen wir alle – 
das haben alle Redner zuvor auch bekundet – auf einen 
positiven Ausgang der Gespräche. Wir haben eine große 
Einigkeit über den Sachverhalt, über das Ergebnis, was 
wir erreichen wollen. Bleiben wir bei dieser Einigkeit, tre-
ten wir vehement und penetrant für den Erhalt des Tele-
kom-Standortes in Schwerin ein, zum Wohle der Arbeit-
nehmer. – Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU und DIE LINKE)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Waldmüller.

Das Wort hat jetzt der Fraktionsvorsitzende der NPD-
Fraktion Herr Pastörs.

Udo Pastörs, NPD: Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ihre Reaktionen zeigen ein-
mal mehr die faktische Machtlosigkeit der Politik gegen-
über Großkonzernen.

Interessant wie bezeichnend ist zugleich, dass Sie hier 
heute ständig auf die 30 Prozent Bundesbesitz hin-
weisen, die der Bund über die KfW noch an der Firma 
hält. Derselbe Fakt tauchte im Juni 2007 in einem von 
der LINKEN vorgebrachten Antrag auf, den Sie seinerzeit 
abbügelten beziehungsweise zurückzogen. Damals ging 
es – nur der Vollständigkeit halber – um die Aus lagerung 
von nicht weniger als 50.000 Telekom-Arbeitsplätzen in 
irgendwelche Untergesellschaften. Ein Satz aus dieser 
Debatte ist für uns bemerkenswert. Herr Seidel erklärte 
laut Plenarprotokoll: „Man muss ja auch sagen, es ist 
nicht die erste Umstrukturierung bei der Telekom.“ – 
Genau, denn das Fabulieren von einem quasi staat lichen 
Unternehmen, wie Sie es, Herr Professor Methling, 
seinerzeit taten, glich schon einem Sturm im Wasser-
glase, da vom Privatisierungswahn bereits längst über-
holt. Insofern erinnern Ihre Reaktionen heute, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, an den Kampf um ein 
wertvolles Perzollanservice, das als solches schon lange 
nicht mehr vorhanden ist. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: 
Ich denke, das heißt Porzellan.)

14 Monate war es her, dass die staatseigene KfW für 
2,68 Milliarden Euro rund 200 Millionen Aktien der Tele-
kom an die Heuschrecke Blackstone um seinen Chef 
Stephen Schwarzman verkauft hatte. Auf diese Weise 
sank der KfW-Anteil an der Telekom auf 17,3 Prozent. 
Der Bund hielt etwas über 15 Prozent, womit wir in etwa 
bei den mittlerweile wie eine heilige Kuh gehandelten 
30 Prozent angelangt wären. Pikant dabei: Blackstone, 
zunächst in einem internen SPD-Papier – man kann 
sagen, einer Heuschreckenliste – mit aufgeführt, wurde 
nach dem Geschäft vom SPD-Finanzminister Peer 
Steinbrück überschwänglich als strategischer Investor 
begrüßt.

Am 1. Januar 1995 trat dann das Postneuordnungs gesetz 
in Kraft, die sogenannte Postreform II. An die Stelle des 
Gemeinwohlauftrags trat „mit der Um wandlung zur 
Aktiengesellschaft“ nun „eine strikte Ausrichtung an 
den Imperativen des Kapitalmarkts“, wie es Michael 
Schwemmle in einer durchaus lesenswerten Abhandlung 
formuliert.

(Vizepräsidentin Renate Holznagel
übernimmt den Vorsitz.)

Man kann dies aber auch in NPD-Deutsch übersetzen: 
Oberstes Ziel aller Strukturänderungsmaßnahmen hat 
Gewinnmaximierung zu sein. Beschäftigungspolitische 
Rücksichtnahmen sind da fehl am Platze. Genau des-
halb fällt Ihnen, meine Herrschaften, jetzt die Privatisie-
rung regelrecht auf den Kopf. Sie sprechen von „Stand-
ort erhalten“. Warum sagen Sie den Beschäftigten nicht 
die Wahrheit? Sagen Sie ihnen, dass der Staat durch die 
Privatisierung keine Möglichkeiten einer konkreten Mit-
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bestimmung mehr hat! Sagen Sie ihnen, dass es auch 
so von Ihnen gewollt war! Die politische Klasse trägt 
mit Schuld an den Verhältnissen und spielt jetzt die 
Unschuld vom Lande, spricht von „Skandal“ und „ein 
Zeichen setzen“ und nimmt sogar das Wort „Solidarität“ 
in den Mund. Das wird weder die Unternehmens strategie 
der Telekom beeindrucken noch den Betroffenen ihre 
Arbeitsplätze erhalten, meine Damen und Herren.

Und noch ein Wort zu Herrn Jäger. Herr Jäger, Sie glau-
ben doch selbst nicht, dass der Bund und die KfW über 
eine sogenannte Sperrminorität dafür sorgen, dass den 
Menschen hier in Mecklenburg und Vorpommern die 
Arbeitsplätze nicht weggenommen werden.

(Dr. Armin Jäger, CDU: 
Natürlich glaube ich das.)

Wir haben durch die Privatisierung seit Bestehen einen 
Stellenabbau von mehr als 10.000 Arbeitsplätzen im Jahr 
zu verzeichnen. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Wenn Sie über 
Wirtschaft reden, muss ich mich sehr wundern. 

Das ist anders als ein Uhrwerk, wirklich!)

Wir haben durch die Umstrukturierungen, die bisher 
stattgefunden haben, ständig einen Arbeitsplatzabbau 
als Begleitung dieser Maßnahmen erlebt. 

(Zuruf von Dr. Armin Jäger, CDU)

und das wird leider auch in diesem Fall hier für den 
Standort Schwerin 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Reden Sie lieber 
zu Ihren Kameraden, das ist besser.)

respektive für den Standort in Stralsund genauso laufen. 
Und das ist die Wahrheit. 

(Zuruf von Dr. Armin Jäger, CDU)

Und das ist die bedauerliche Wahrheit, besonders für 
die kleinen Leute, die jetzt genötigt werden, womöglich 
zwei oder drei Stunden jeden Tag von Ort a nach Ort b 
zu fahren und für einen Hungerlohn dort ihre Arbeit zu 
ver richten. – Danke schön für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Zuruf von Dr. Armin Jäger, CDU)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Pastörs.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Holter von der 
Fraktion DIE LINKE.

Helmut Holter, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! 

Herr Pastörs, erstens können die Beschäftigten der Tele-
kom und der Deutschen Post auf Ihre Solidarität verzich-
ten

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU, DIE LINKE und FDP –

Dr. Armin Jäger, CDU: Ja.)

und zweitens gehe ich mal davon aus, dass Ihre Rede, die 
Sie eben gehalten haben, auf Ihrer Website – Sie sagen 
ja Weltnetzseite – veröffentlicht wird, damit die Beschäf-
tigten, die heute nicht die Chance hatten, Ihre Rede wahr-
zunehmen, vernehmen, wie Sie zu den Arbeits plätzen in 
Mecklenburg-Vorpommern stehen. Denn, meine Damen 
und Herren, die Telekom und die Deutsche Post sind 

nicht alleine. Wir haben in den ver gangenen Jahren 
immer wieder Entscheidungen hin nehmen müssen und 
auch gemeinsam dagegen gekämpft, dass diese Ent-
scheidungen umgesetzt werden. Ich will erinnern an die 
Standortkonzepte der Bundeswehr, ich will erinnern an 
die Berufsgenossenschaften, an die Banken. Und auch 
die Krankenkassen vollziehen solche Konzentrations-
prozesse. Das erfolgt alles nicht in der großen Öffent-
lichkeit, aber es führt genau zu den gleichen Ergebnis-
sen wie bei der Telekom und der Deutschen Post hier in 
Schwerin und in Stralsund.

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE)

Wir haben, meine Damen und Herren – Herr Timm hat 
darüber gesprochen –, gestern den Fortschritts bericht 
der Deutschen Einheit zur Kenntnis genommen. Wir 
befinden uns eine Woche vor dem Geburtstag der 
Deutschen Einheit. Wenn in den Zeitungen steht, dass 
viele Ostdeutsche das Gefühl haben, abgehängt zu sein 
oder Menschen zweiter Klasse zu sein, wird durch die 
Entscheidung der Telekom und der Deutschen Post 
genau dieses Gefühl gestärkt.

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE)

Und das kann am Vorabend des Tages der Deutschen 
Einheit einfach nicht sein.

Wenn dann argumentiert wird, dass Standorte unter 
400 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ineffektiv sind, 
zu hohe Kosten verursachen, dann widerspricht sich die 
Telekom selbst, denn immerhin vier Standorte in der Mitte 
und im Süden Deutschlands haben deutlich weniger 
als 400 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Was dem 
Süden recht ist, kann dem Norden nur billig sein.

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE)

Ich meine, es muss ein Signal für Schwerin hier vom 
Landtag ausgehen. Es muss auch ein Signal für Ost-
deutschland ausgehen.

Meine Damen und Herren, ich bin Kunde der Telekom, 
im Festnetz,

(Zuruf von Michael Roolf, FDP)

online und auch mobil. Meine Frau hat ihren Mobil vertrag 
bei einem privaten Anbieter gekündigt. Sie wechselt zu 
T-Mobile, zur Telekom. Ich bin der Überzeugung, wir 
als zufriedene Kunden der Telekom, und wir möchten 
zukünftig auch zufriedene Kunden sein, wir sollten das 
Stück Solidarität, welches wir der Telekom geben, aber 
auch von der Telekom zurückerwarten,

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD und DIE LINKE)

indem die Standorte und die Arbeitsplätze hier in Meck-
lenburg-Vorpommern, konkret in Schwerin, erhalten blei-
ben.

Ich danke Herrn Jäger, Herrn Schulte und auch Herrn 
Roolf für die Aktivität und Initiative, dass es gelungen 
ist, gemeinsam hier deutlich zu zeigen: Wir setzen uns 
gemeinsam für die Arbeitsplätze in Mecklenburg-Vor-
pommern und ganz konkret in Schwerin und Stralsund 
ein. Das ist ein gutes Zeichen. In dem Sinne ist es auch 
ein guter Antrag für Mecklenburg-Vorpommern und für 
die Betroffenen. – Herzlichen Dank.
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(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD und DIE LINKE)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Holter.

Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tionen der CDU, SPD, DIE LINKE und FDP auf Druck-
sache 5/1832. Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Danke schön. 
Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist nicht 
der Fall. Damit ist der Antrag der Fraktionen der CDU, 
SPD, DIE LINKE und FDP auf Drucksache 5/1832 ein-
stimmig angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 19: Beratung 
des Antrages der Fraktion der FDP – Nichtraucherschutz-
gesetz in Mecklenburg-Vorpommern anpassen, Druck-
sache 5/1713.

Antrag der Fraktion der FDP:
Nichtraucherschutzgesetz in
Mecklenburg-Vorpommern anpassen
– Drucksache 5/1713 –

Das Wort zur Begründung hat der Fraktionsvorsitzende 
der Fraktion der FDP Herr Roolf.

Michael Roolf, FDP: Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! So manch einer wird 
sagen: „Mein Gott, nicht schon wieder Nichtraucher-
schutzgesetz!“ 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Genau. –
Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE:

Wir sagen das nicht.)

Aber ich denke, es ist zwingend notwendig, sich sehr 
frühzeitig und sehr intensiv mit diesem Gesetz hier aus-
einanderzusetzen, weil das, was wir als Gesetz hier im 
Parlament seinerzeit beschlossen haben, hat genau das 
erlebt, was wir prophezeit haben, dass es nämlich nicht 
rechtskonform ist und wir in Mecklenburg-Vorpommern 
an dem gerade beschlossenen Gesetz mal wieder nach-
arbeiten dürfen.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Und es gibt einen weiteren Aspekt, der sich aus dem 
Urteil ergibt, der uns auch zwingt, sehr frühzeitig da rüber 
zu diskutieren und sehr frühzeitig Klarheit zu schaffen. 
Das ist nämlich die zweigleisige Entscheidung, die wir 
hier zur Kenntnis zu nehmen haben.

Das Bundesverfassungsgericht hat uns ja sehr klar und 
sehr deutlich gesagt, wir haben zwei Möglichkeiten: 
entweder ein absolutes Rauchverbot oder keine Dis-
kriminierung. Das sind die beiden Alternativen, die wir 
abzuwägen und zu entscheiden haben. Und genau da 
geht unser Problem los, denn wenn wir Liberalen uns 
richtig erinnern, ist der Sozialminister und womöglich 
zukünftige Ministerpräsident des Landes der klaren Auf-
fassung, ein generelles Rauchverbot wäre zielführender 
und sinnvoller. Das ist die Auffassung unseres Sozial-
ministers. Die Auffassung, die aber in der breiten Öffent-
lichkeit und auch bei den Betroffenen vorherrscht,

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

ist ganz klar und deutlich, dass es keine Diskriminierung 
der sogenannten Einraumkneipe geben muss, dass 
es eine Chancengleichheit geben muss und dass wir 

Rahmen bedingungen zu schaffen haben, wo wir mit 
Gesetzen nicht die Existenz von Unternehmen ver-
nichten. Wenn wir auf der einen Seite die Rahmen-
bedingungen sehen, die das Bundesverfassungsgericht 
uns mit aufgeschrieben hat, fühlen wir Liberalen uns ein-
fach auch erinnert an das, was wir immer politisch gefor-
dert haben. 

Man geht sogar vom Bundesverfassungsgericht noch 
ein Stück weiter, macht uns die Arbeit noch leichter und 
sagt: Wir definieren einmal diese Gaststätte mit 75 Qua-
dratmetern, wir nehmen zusätzlich einen Aspekt – 
ich denke mal, der uns allen ganz wichtig ist –, nämlich 
den Schutz der Minderjährigen, dass Personen unter 
18 Jahren keinen Zugang haben, mit rein. Wir signalisieren 
an den Türen, hier handelt es sich um eine Raucher-
kneipe, Jugendliche unter 18 Jahren haben keinen Ein-
tritt. Auch das war unsere Forderung. Wir sehen genau, 
dass diese Gaststätten keine Möglichkeit haben, einen 
abgetrennten Raum zu schaffen, weil es räumlich gar 
nicht möglich ist. Auch das finden Sie in unseren Inten-
tionen. Es ist weiterhin Tatsache, dass es sich nicht um 
eine Speisegaststätte, sondern um eine Gaststätte mit 
einer Schankerlaubnis handelt. Und auch genau das war 
unsere Intention. 

Ich frage Sie an dieser Stelle: Wenn wir dieses so durch-
setzen wollen, wie es die Mehrheit der Betroffenen hier in 
diesem Land will, nämlich den kleinen Eckkneipen diese 
Existenzmöglichkeit weiterhin zu gewährleisten, warum 
können wir dann nicht frühzeitig die Landes regierung 
zum Arbeiten auffordern? Und warum müssen wir das 
Zeitfenster bis 2009 aufmachen?

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Das Bundesverfassungsgericht hat genau diese Mög-
lichkeit aufgebaut und sagt, die Landesgesetze müs-
sen – müssen! – bis zum 31.12.2009 der Rechtsprechung 
angepasst sein. Es hat aber nicht gesagt, dass wir nicht 
früher damit fertig sein dürfen. 

Und eine Generalausrede, die es ja immer gegeben hat, 
ist, wir stimmen uns da jetzt erst mal auf Bundes ebene 
untereinander ab, versuchen, eine bundes einheitliche 
Regelung zu bekommen, und wenn wir damit fertig sind, 
gehen wir mit der bundeseinheitlichen Regelung hier ins 
Parlament und setzen die um. Auch die, meine Damen 
und Herren, diese bundeseinheitliche Regelung wird es 
nicht geben. Jetzt können wir das beklagen, jetzt kön-
nen wir das bejammern und sagen, es ist schrecklich, 
es entsteht ein Flickenteppich, es ist eine Katastrophe, 
es wäre doch viel besser, dass wir hier eine bundes-
einheitliche Regelung bekommen. Wir bekommen sie 
nicht. Also ist Mecklenburg-Vorpommern in der Pflicht, 
für sein Bundes land eine Regelung zu schaffen. Und da 
komme ich an den Anfang meiner Darlegungen: Warum 
dann nicht sofort? 

Deshalb streben wir hier und heute diese Diskussion an, 
weil wir eigentlich hier und heute von dem Sozial minister 
ein klares Votum erwarten. Bleibt er bei seinem kate-
gorischen Nein zum Rauchen auch in Einraumgaststät-
ten oder ist er offen und bereit, die Vorgehensweise und 
die Vorschläge des Bundesverfassungsgerichtes aufzu-
nehmen, zu sagen, ja, das schauen wir uns noch mal an, 
ja, wir schaffen hier diese Möglichkeiten auch in Meck-
lenburg-Vorpommern? Genau diese Klarheit wollen wir 
mit unserem Antrag hier heute schaffen. Herr Minister, 
wir freuen uns auf Ihre Ausführungen dazu. – Vielen 
Dank.
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(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Roolf.

Im Ältestenrat wurde eine Aussprache mit einer Dauer 
von 60 Minuten vereinbart. Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch, dann ist das so beschlossen. Ich eröffne 
die Aussprache.

Das Wort hat der Minister für Soziales und Gesundheit 
Herr Sellering. Bitte schön.

Minister Erwin Sellering: Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Herr Roolf, ich kann jetzt nicht nachvollziehen, ob Sie 
ein so guter Prophet sind, wie Sie eben von sich selbst 
gesagt haben,

(Michael Roolf, FDP: Ein bisschen.)

aber vielleicht ist das auch nicht das Allerwichtigste 
heute. 

Sie haben mich nach meiner grundsätzlichen Stellung-
nahme gefragt. Ich persönlich bin und bleibe Nicht-
raucher, das ist klar. Der zweite Punkt ist, die Gesund-
heitsminister aller Länder sind selbstverständlich der 
Meinung, dass der weitestgehende Nichtraucherschutz 
aus gesundheitlicher Sicht das Beste ist. Das haben wir 
damals so gesagt, das war damals unsere Auffassung 
und das ist auch heute noch die Auffassung. Aber die 
Gesundheitsminister haben sich ja damals verständigt 
auf ein bestimmtes Gesetz und da ist der Nichtraucher-
schutz eben so ausgestaltet worden, dass wir sagen, die 
Gaststätten, die Gastbetriebe können für die Raucher 
spezielle Räume anbieten. 

Ich habe damals wahrgenommen – das war ja auch hier 
im Land eine Diskussion, an deren Ende dieser Kom-
promiss gestanden hat –, dass dies ein Kompromiss 
war und ist, der von allen mitgetragen wird. Und man 
muss deutlich sagen, dass sich ja die Gaststätten hier 
im Land auf diesen Kompromiss, auf diese Gesetzeslage 
auch eingestellt haben. Mit Investitionsbedarf haben sie 
Raucher räume eingerichtet und das funktioniert ja auch. 
Ich denke, dass völlig klar ist, wenn man realistisch an 
die Dinge herangeht, dass das so bleiben soll.

Es hat inzwischen Gespräche gegeben der Gesundheits-
minister im A-Minister-Bereich, die B-Minister haben 
leider etwas boykottiert, und da war die Linie, ich glaube, 
dass sich das in ganz Deutschland halten wird, dass man 
sagt: Das, was wir da als Gesetz verabredet haben und 
was weiter für mindestens 90 Prozent der Gast betriebe 
gilt, das soll auch weiter so gelten. Das ist der erste 
Punkt, den man sagen kann. Das ändert nichts daran, 
dass ich als Gesundheitsminister der Auffassung bin 
und, ich glaube, auch sein muss: Das Gesündeste ist, 
wenn wir alle möglichst weitgehend davor schützen. Das 
ist klar. Aber wir haben ja hier im Land eine realistische 
Lösung, eine gute Lösung gefunden.

Jetzt haben wir die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts, die nicht unmittelbar für uns gilt, aber 
so weit anwendbar ist, ganz selbstverständlich hier im 
Land angewandt wird, so dass die Regelung, die Sie 
jetzt als Gesetz vorschlagen, faktisch Realität ist. Das 
ist das eine. Deshalb nimmt das natürlich ganz deutlich 
den Zeitdruck weg. Es wird ja hier niemand bezweifeln, 
in einer Eckkneipe, die diese Voraussetzungen erfüllt, 
die das Bundesverfassungsgericht aufgezählt hat, kann 

selbstverständlich geraucht werden. Das ist so weit um -
gesetzt, dass das auch die Ordnungsbehörden wissen. 
Das ist im Einzelnen ganz genau dargelegt.

Aber jetzt geht es natürlich darum: Wie wollen wir hier im 
Land mit diesen restlichen, mit den wenigen Prozent – 
fünf Prozent, das kann man ein bisschen schätzen – der 
Gaststätten, die von dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts betroffen sind, umgehen, was wollen wir denen 
vorschreiben? Und da besteht in der Tat die Linie, zu 
sagen, lasst uns doch versuchen, möglichst weit gehend 
eine einheitliche Lösung in Deutschland zu finden. Ich 
habe schon gesagt, da hat es den Versuch gegeben, 
so eine Art Gipfel wiederherzustellen, wo die B-Län-
der nicht gekommen sind. Aber ich nehme doch wahr, 
dass man ganz grundsätzlich diese Linie verfolgt. Die 
eine Möglichkeit, die das Bundesverfassungsgericht auf-
gezählt hat, die in Bayern weitestgehend verwirklicht ist, 
nämlich einen totalen Raucherschutz zu machen, wird 
aber von den anderen Ländern wohl nicht als Folge des 
Urteils verwirklicht werden. So nehme ich das wahr. Die 
meisten Länder sehen das wie wir, dass man sagt: Also 
wir haben ein Gesetz, auf das wir uns damals geeinigt 
haben. Das ist für weitere 90 Prozent anwendbar und 
das soll auch so sein, dass das so bleibt.

So, und jetzt kann man diskutieren, wie gestalten wir die 
Ausnahmeregelung für die sogenannten Eckkneipen, 
Kleinkneipen oder Inhaberkneipen aus. Da gibt es eine 
ganz pragmatische Lösung, nämlich die, zu sagen, das 
Bundesverfassungsgericht hat selten detailliert, also 
wirklich selten detailliert für ein Gericht Kriterien auf-
gezählt. 

(Michael Roolf, FDP: Hier schon.)

Und da wäre es das Einfachste, wenn wir sagen, die neh-
men wir. Punkt. Es ist aber so, dass wir hier im Land auch 
damals schon bei dem Kompromiss in Gesprächen zwi-
schen den Koalitionsparteien, zwischen den beteiligten 
Ministern gesagt haben, es geht uns nicht um eine völlig 
abstrakte Lösung, sondern es geht uns um eine Lösung, 
die das Beste ist für das Land. Deshalb ist interessant 
für uns, bevor wir so etwas machen, bevor wir auch ver-
suchen, eine einheitliche Lösung zu finden, dass wir 
mit den Betroffenen im Land reden und sagen, wer fällt 
denn darunter. Und da hat es ein Gespräch gegeben, 
das ich zusammen mit dem Wirtschaftsminister geführt 
habe, mit dem Bäderverband, mit der DEHOGA und dem 
Tourismusverband, wo wir gesagt haben, wie sieht das 
dann im Land aus. 

Dabei ist deutlich geworden, dass es nur eine geringe 
Zahl von Gaststätten gibt, die überhaupt darunterfallen, 
und dass es bei diesen Gaststätten – und das wird im 
Moment noch ermittelt, auch durch Befragung – häu-
fig die Konstellation gibt, dass wir eine Einraumgast-
stätte haben, die hier darunterfallen würde, die aber 
häufig, auf dem Land vielleicht, Mittagstisch anbietet 
für Hand werker, die in der Umgebung tätig sind. Nach 
den Voraussetzungen des Bundesverfassungsgerichtes 
könnten wir dann nicht mehr eine Raucherkneipe dar-
aus machen, weil die Erlaubnis da ist, um Speisen zuzu-
bereiten. Das ist in den Gesprächen deutlich als Problem 
empfunden worden, weil hier im Land von den Kneipen, 
die die räumlichen Voraussetzungen bieten, offenbar 
ein wirklicher Konflikt darin besteht zu sagen: Abends 
wären wir gerne Raucherkneipe und mittags würden wir 
gerne einen einfachen Mittagstisch anbieten, was ja in 
unser aller Interesse ist. Wer ländliche Bereiche kennt, 
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unterwegs ist im Land und versucht, irgendwo Essen zu 
kriegen, weiß, da sind manchmal Angebote nicht so ganz 
dick gesät. Also daran besteht auch ein Interesse und 
das ist für die Betroffenen nicht ganz einfach. Das wollen 
wir vorher deutlich ermitteln.

Und wir haben auch die Frage in den Gesprächen auf-
geworfen, dieser sehr überzeugende Zugang zu dem 
Urteil, wir übernehmen das einfach, was da steht: 
Gibt es nicht auch noch andere Überlegungen? Das 
Bundes verfassungsgericht hat deutlich gesagt, es kön-
nen auch andere Kriterien sein. Vielleicht ist das Risiko 
dann ein kleines bisschen größer und man muss viel-
leicht genauer überlegen. Aber ich denke, dass in diesen 
kleinen Kneipen, um die es uns geht, vielleicht doch ein 
Gesichtspunkt sein könnte, inwieweit die inhabergeführt 
sind. Denn man muss sich doch eines vor Augen füh-
ren: Wenn eine kleine Kneipe nicht inhabergeführt und 
so eine Raucherhöhle ist – das sage ich mal als Nicht-
raucher –, wenn wir Bediensteten, die dort angestellt 
sind, vielleicht Nichtraucher, zumuten, da zu bedienen, 
ist das ein hohes Gesundheitsrisiko. Wir alle wissen, da 
kann es Arbeitsschutzrichtlinien geben, wie es will, der 
wirtschaftliche Druck auf den einzelnen Bediensteten, 
der ist dann da. Und insofern wäre es eine interessante 
Unterteilung zu sagen, da, wo der Inhaber selbst sich 
diesem Risiko aussetzt, wollen wir uns nicht einmischen, 
sodass das ein weiteres wichtiges Kriterium sein könnte. 

Insofern denke ich, dass wir uns da zum einen deshalb 
nicht einig sind, weil der Rechtszustand jetzt klar ist und 
wir doch bitte diese beiden Gesichtspunkte verfolgen 
sollten, nämlich in Gesprächen noch mal auszuloten, wie 
viel Gemeinsamkeit haben wir. Mit Bayern werden wir 
keine bekommen, aber ich würde ernsthaft eine Gemein-
samkeit mit Schleswig-Holstein zum Beispiel gut fin-
den. Wir stehen in einem klaren Wettbewerb mit Schles-
wig-Holstein, was Touristen angeht. Und wenn es da 
unterschiedliche Regelungen gäbe, wo man einen Wett-
bewerb um Nichtraucher oder Raucher macht, das würde 
ich nicht so klug finden, sondern da sind wir doch ein 
gemeinsamer Raum, der vielleicht gemeinschaftlich auf-
treten sollte. Deshalb würde mir sehr daran liegen, min-
destens mit Schleswig-Holstein Abstimmungs gespräche 
zu führen. Und mir liegt sehr daran, Gespräche zu führen 
mit den kleinen betroffenen Betrieben hier im Land, was 
deren wirkliche Interessen sind, wie wir ihnen weitest-
gehend helfen können und trotzdem einen vernünftigen 
Nichtraucherschutz gewährleisten. Diese Gespräche fin-
den zurzeit statt.

Die Erinnerung an das Bundesverfassungsgerichtsurteil 
Ihrerseits finde ich völlig okay, aber ich denke, als 
Arbeitsauftrag brauchen wir das weniger. – Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der SPD)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Minister.

Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Frau Müller von der 
Fraktion DIE LINKE.

Irene Müller, DIE LINKE: Werte Frau Präsidentin! Werte 
Damen und Herren! Seit vorigem Jahr, 2007, genau 
gesagt dem 01.08.2007, haben wir nun hier im Land 
das Nichtraucherschutzgesetz, gleich zu bedenken mit 
Gesundheitsschutzgesetz. Dieses Nichtraucherschutz-
gesetz ist mitnichten ein Raucherunterstützungsgesetz. 
Manchmal haben ich und meine Fraktion das Gefühl, 
wenn diskutiert wird, dass das ein bisschen miteinander 
verwechselt wird. 

Wir haben es hier zu tun mit einer Umsetzung der 
Empfehlung der Gesundheitsministerkonferenz, was 
völlig richtig ist. Hier im Land Mecklenburg-Vorpom-
mern wurden sofort nach der Diskussion mit den Vertre-
terinnen und Vertretern der Gaststätten, Gewerkschaften 
und so weiter und so fort verschiedene Regelungen 
getroffen, um Gaststätten die Möglichkeit zu geben, sich 
auf das Nichtraucherschutzgesetz einzurichten, sprich, 
ein ganzes Jahr wurde ihnen Zeit gegeben, sich dem-
entsprechend umzuorientieren, technisch anders zu 
orientieren und so weiter und so fort, ohne dass ihnen 
irgendwelche Sanktionen angetragen wurden, wenn 
sie eben den Nichtraucherschutz noch nicht hundert-
prozentig durchsetzen können. Auch die FDP hat sich 
damals intensiv bei diesen Diskussionen beteiligt, aller-
dings immer in Richtung Raucherschutz und nicht so 
richtig in Richtung Nichtraucherschutz.

(Michael Roolf, FDP: Das ist ja absurd. –
 Zuruf von Sebastian Ratjen, FDP)

Da muss ich ganz deutlich sagen, wir haben aber die 
Nichtraucher zu schützen, gesundheitlich zu schützen. 
Und das wollen wir auch tun. Deswegen haben wir als 
Fraktion DIE LINKE uns dafür ausgesprochen, einen 
konsequenten Nichtraucherschutz zu gestalten. Also: 
wenn Rauchverbot, dann für alle. Dieser Satz ist übri-
gens jetzt hier nicht von mir und von unserer Fraktion in 
die Dis kussion eingeführt worden. Diesen Satz habe ich 
gefunden bei dem Durchsuchen der ganzen Unterlagen 
von den Anhörungen. Und das ist nicht von irgendeinem 
Nichtraucherfanatiker ausgesprochen worden, sondern 
von der DEHOGA. Ich denke, das ist deswegen nicht 
einfach zur Seite zu kippen. 

Der Grund, den Sie, Herr Roolf, genannt haben für die 
Veränderung des Gesetzes, nämlich das Gerichtsurteil 
des Bundesverfassungsgerichtes, ist uns schon klar. 
Allerdings kann man ihn nicht nur auf die Art und Weise 
lesen, wie Sie das gesagt haben, dass Sie den Raucher-
schutz weiter aufweichen wollen und mehr Rauchern 
die Gelegenheit geben wollen, in den Gaststätten zu 
rauchen, 

(Michael Roolf, FDP: Die haben 
 wir gehabt, die haben wir gehabt.)

sondern man kann es auch anders sagen, nämlich so, 
wie es die DEHOGA, wie es die Gewerkschaft, wie es 
der Nichtraucherverband gesagt haben: Wenn Rauch-
verbot, dann für alle und überall. 

Kleine Gaststätten haben natürlich in der Zwischenzeit 
durch dieses Gerichtsurteil die Möglichkeit, sich auf-
grund der Gesetzgebung hier in Mecklenburg-Vorpom-
mern genauso einzubringen, gerichtlich zu beschwe-
ren, wie sie die Gaststätten mit Mehrfachräumen auch 
haben. 

Wie gesagt, es kommt auf uns an, wie wir Gesundheits-
schutz verstehen wollen, wie wir den Schutz der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter verstehen wollen, die dann 
nach wie vor in Raucherräumen agieren müssen, wenn 
dementsprechende Maßnahmen getroffen wurden, dass 
auch Raucher in Gaststätten sitzen dürfen und in der 
Gaststätte rauchen dürfen – natürlich dürfen Raucher in 
der Gaststätte sitzen, aber wenn sie auch in der Gast-
stätte rauchen dürfen. Ob das im Sinne des Gesetzes ist 
und ob das im Sinne des Gerichtsurteils ist, das wagen 
wir ganz einfach zu bezweifeln.
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Wir würden es gut finden, wenn das Gesetz novelliert 
wird, wenn ein konsequenter Nichtraucherschutz Ein-
gang findet. Wir sind aber nicht dafür, dass das Gerichts-
urteil des Bundesverfassungsgerichtes eine Aufweichung 
unseres Nichtraucherschutzgesetzes in Richtung Rau-
cher bedeutet. Tut mir leid, meine Damen und Herren 
von der FDP, das ist die Meinung unserer Fraktion und 
die habe ich hier dargestellt.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion
DIE LINKE – Michael Roolf, FDP: 

Das ist doch mal eine klare Aussage.)

Übrigens war ich auch mal Raucher.

(Michael Roolf, FDP: 
Das ist eine klare Aussage.)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Frau 
Müller.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Dr. Nieszery 
von der Fraktion der SPD.

Dr. Norbert Nieszery, SPD: Frau Präsidentin! 

(Michael Roolf, FDP: Jetzt muss er erst
 mal sagen: Raucher oder Nichtraucher?)

Das mache ich, das mache ich. 

(Michael Roolf, FDP: Das muss er erst mal
 sagen, aus welcher Lobbyecke er kommt.)

Das mach ich schon, Herr Roolf.

Werte Kolleginnen und Kollegen, als Raucher, als beken-
nender Raucher darf ich Ihnen trotzdem sagen, dass wir 
mit dem Nichtraucherschutzgesetz ein, ich denke, sehr, 
sehr gutes Gesetz gemacht haben zum Schutze der 
Nichtraucher. 

(Stefan Köster, NPD: 
Ein Meilenstein der Geschichte.)

Und dieses Gesetz findet in der Bevölkerung auch eine 
sehr, sehr breite Akzeptanz.

(Michael Andrejewski, NPD: 
Alle Wirte sind begeistert.)

Ich selbst genieße es als Raucher sehr, wenn ich in einem 
Restaurant sitze und beim Essen nicht mehr von Rauch-
schwaden eingenebelt werde. Ich genieße das sehr. Ich 
denke mal, das ist der richtige Weg. 

(Zuruf von Michael Roolf, FDP)

Das Einzige, was das Bundesverfassungsgericht bean-
standet, ist die Ausnahmeregelung, die aus Sicht des 
Bundesverfassungsgerichtes nicht konsequent ist. Sie 
ist nicht konsequent. Da haben wir offensichtlich einen 
Fehler gemacht, aber nicht nur wir als Mecklenburg-Vor-
pommern, sondern in der gesamten Bundesrepublik, 
weil das ja eine ziemlich einheitliche Gesetzgebung ist. 

(Michael Roolf, FDP: Und wir auch. 
Da haben wir Sie drauf hingewiesen.)

So, und wenn wir das jetzt ändern müssen – wir müssen 
es ja ändern –, dann finde ich den Weg, den der Sozial-
minister dort einschlägt, sehr vernünftig. Ich denke, 
auch im Interesse Ihrer Klientel, dass man das vernünftig 
abwägt, was man da abstimmt und was man letzt endlich 
als Ausnahme durchgehen lässt. Und insofern hat Ihr 
Antrag noch ein bisschen Zeit, Herr Roolf. Wir werden 

Sie sicherlich in das Verfahren auch gebührend ein-
binden, wenn es denn so weit ist und der Gesetz entwurf 
vorliegt. Einstweilen lehnen wir Ihren Antrag ab, weil er 
noch ein bisschen verfrüht ist. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU und DIE LINKE)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Dr. Nieszery.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Rühs von der 
Fraktion der CDU.

Günter Rühs, CDU: Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren, insbesondere von der FDP! 
Die Koalition muss nicht explizit aufgefordert werden,

(Hans Kreher, FDP: Doch, doch, muss sie. –
Zurufe von Michael Roolf, FDP, und

Michael Andrejewski, NPD)

das Nichtraucherschutzgesetz gemäß den Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts anzupassen. Das ist 
hier schon richtigerweise gesagt worden. 

(Michael Roolf, FDP: Wachrütteln.)

Anders, als Sie behaupten, hat uns der Gesetz geber 
ja bekanntlich bis zum 31.12. nächsten Jahres Zeit 
ge geben.

(Michael Roolf, FDP: Das habe ich gesagt. –
 Hans Kreher, FDP: Sie haben nicht zugehört.)

Ich habe wohl zugehört.

Ziel hierbei ist es, länderübergreifend einen gemein-
samen Weg zu finden, um keinen neuen Flickenteppich 
entstehen zu lassen. 

(Michael Roolf, FDP: 
Wird es nicht geben, Herr Rühs.)

Diesen Weg zu gehen, Herr Roolf, lohnt sich doch alle-
mal. Und in diesem Zusammenhang muss ich doch auch 
Ihren Begriff „Generalausrede“ zurückweisen. Wir brau-
chen keine Ausreden, ob nun Generalausreden oder wie 
auch immer, wir gehen diesen Weg. Wir werden gemäß 
den Beschlüssen der Gesundheitsministerkonferenz in 
enger Abstimmung mit den Bundesländern eine gemein-
same Lösung anstreben. Und hier verbieten sich nun mal 
Schnellschüsse.

Bemerkenswert ist für mich, dass eine erste Überein-
kunft auf der letzten Gesundheitsministerkonferenz, auf 
der Sie ja gar nicht als FDP vertreten waren, sofort hier 
als eigene Position Ihrer Landespartei verkauft wird. In 
der Vergangenheit war bei Ihnen als Freidemokraten 
noch die Rede von völliger Freigabe des Rauchens, ja, 
nicht nur in Gaststätten, sondern obendrein in Kinder- 
und Jugendeinrichtungen, in Schulen und so weiter, 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

obwohl ja bekannt ist, dass das Rauchen für unter 
18-Jährige gesetzlich verboten ist. Meinungen ändern 
sich eben schnell, besonders schnell bei Ihnen.

Ich erinnere im Übrigen auch an die quasi Achterbahn-
fahrt im Gesetzgebungsverfahren. Stimmten Sie im 
zuständigen Sozialausschuss dem Gesetzentwurf noch 
zu, so haben Sie ihn hier im Plenum dann abgelehnt.
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Gleichwohl muss ich auch betonen, dass das Bundes-
verfassungsgericht zum Beispiel den Bayrischen Weg, 
eines vollständigen Rauchverbots, ohne jegliche Aus-
nahme in einer weiteren Entscheidung ausdrücklich 
bestätigt hat. Es gibt somit nicht nur einen richtigen 
Weg, wie Sie immer wieder darstellen. Deswegen lehnen 
wir Ihren Antrag ab. – Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Rühs.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Lüssow von der 
Fraktion der NPD.

Birger Lüssow, NPD: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! 

Herr Nieszery, wir haben Zeit. Es ist klar. Das erzählen 
Sie dann mal den Kleingastronomen, wie sie ihre Mieten 
zahlen sollen, wenn die Kundschaft ausbleibt. Aber wir 
haben Zeit, klar.

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Genau. –
Stefan Köster, NPD: Er kriegt ja auch
jeden Monat sein Geld überwiesen.)

Ja, richtig.

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Sie nicht?! 
Sie nicht! – Glocke der Vizepräsidentin)

Wie die Zeit uns bewiesen hat, war das Nichtraucher-
schutzgesetz eine genauso unnötige Erfindung wie die 
Einführung des Euros, die Mehrwertsteuererhöhung und 
der Eintritt in die EU. Das hätte auch jede Volksabstim-
mung bewiesen, nur leider wurde das Volk wieder einmal 
nicht gefragt.

Die Kleingastronomen können und wollen einfach nicht 
mehr. Wie soll der Umsatz eingespielt werden, um allein 
nur die Steuern zu begleichen, wenn die Kundschaft 
ausbleibt? Viele Kleingaststättenbesitzer haben den Mut 
gehabt und den langen und schweren Weg der Selbst-
ständigkeit in Kauf genommen, was ihnen nun durch 
die Blockparteien zum Verhängnis gemacht wird. Die 
NPD-Fraktion hat sich von Anfang an und als erste Partei 
gegen das Nichtraucherschutzgesetz ausgesprochen, 
und das aus gutem Grund.

Dramatische Umsatzeinbußen bis zu 50 Prozent las-
sen unsere Eckkneipenbesitzer zu Opfern der gnaden-
los durchgedrückten Nichtraucherschutzgesetzgebung 
werden.

(Zuruf von Birgit Schwebs, DIE LINKE)

In 1.800 Kneipen in unserem Land sind dramatische 
Umsatzeinbrüche zu verzeichnen.

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: 
Wie viele sind denn pleite?)

Besonders die FDP-Fraktion hat hier bewiesen, dass ihre 
hochgepriesene Freiheit und Forderung nach der Ein-
schränkung des Staates in wirtschaftlicher Angelegen-
heit nicht allzu viel wert sein können. Die Liberalen ver-
kaufen die Bürger offensichtlich für dumm. Erst lehnt 
Herr Roolf den NPD-Gesetzentwurf zum Nichtraucher-
schutzgesetz ab,

(Michael Roolf, FDP: Ja. –
Zuruf von Stefan Köster, NPD)

um dann nur wenige Wochen danach einen fast gleich-
lautenden Gesetzentwurf wieder einzubringen,

(Michael Roolf, FDP: 
Fast! Lesen! Lesen! Lesen!)

um ihn anschließend freiwillig wieder zurückzuziehen. 
Nun versucht die FDP-Fraktion erneut, mit einem Antrag 
das Nichtraucherschutzgesetz zu kippen beziehungs-
weise den Gegebenheiten anzupassen. Das ist liberale 
Beliebigkeit. Herr Roolf, um was geht es Ihnen nun 
eigentlich? Gehen Sie mit Ihrer Nachzüglertaktik auf 
Stimmenfang oder versuchen Sie den Menschen in 
unserem Land wirklich glaubhaft zu machen, dass es 
Ihnen um unsere Wirte und die Bürgerrechte geht?

Die Gaststätte ist Anlaufpunkt für die Menschen, um 
soziale Kontakte aufrechtzuerhalten, sich die Sorgen von 
der Seele zu reden oder sich einfach mal mit Freunden 
zu treffen. Sie ist nicht nur eine gastronomische Einrich-
tung, nein, sie ist ebenso Anlauf- und Treffpunkt für die 
Bevölkerung. Durch das neue Nichtraucherschutzgesetz 
bleiben nun viele dieser Menschen, die jahrelang am 
Aufbau und am Erhalt der Gaststätte beteiligt waren, ein-
fach zu Hause. Sie verlieren ihre sozialen Kontakte sowie 
einen gemeinsamen Anlaufpunkt. Eine Vereinsamung 
der Bevölkerung ist nicht auszuschließen.

Die Existenz des Gaststättenbetreibers wird dadurch in 
enormem Ausmaß gefährdet. Und es ist äußerst fraglich, 
ob nun Nichtraucher in unsere Kneipen stürmen und die 
Umsatzlücken auffüllen können. Das Rauchverbot hat 
generell dafür gesorgt, dass die Kneipen eher leer sind 
als von Nichtrauchern bevölkert. 

Der eingebrachte Gesetzesänderungsantrag der NPD-Frak-
tion setzt sich allein für die Interessen der Gaststätten-
inhaber ein. Diese sollten selbst entscheiden, ob ihre 
Gaststätte Raucher- oder Nichtrauchergaststätte wird, 
falls eine räumliche Trennung nicht möglich ist oder mit 
einem enormen Kostenaufwand verbunden wäre. Diese 
Entscheidung sollten sie aus wirtschaftlichen Gründen 
an ihrem Kundenklientel festmachen und nicht anhand 
eines aufgezwungenen Gesetzes. Eine Raucherlaubnis 
mit der Beschränkung auf eine Fläche von nicht mehr 
als 75 Quadratmetern ist in diesem Sinne ein weiterer 
Eingriff in das Wahlrecht der Wirte und ebenso ein Ein-
griff in den freien Wettbewerb wie auch das Verbot von 
zu bereiteten Speisen. Selbst in den Oktoberfestbierzelten 
wird zur Maß Bier eine Weißwurst gereicht. Es sollte 
darum den Gastwirten genehmigt werden, ihren Gästen 
eine sogenannte Kleinimbisskarte anzubieten, wo kleine 
Mahlzeiten zum Angebot stehen.

Die öffentliche Kritik hat bis jetzt nicht nachgelassen, ob 
sie vonseiten der Gäste kommt oder von den betroffenen 
Wirten selbst, und wird es auch in Zukunft nicht. Es 
besteht immer noch ein enormer Handlungsbedarf und 
dieser sollte möglichst schnell zur Lösung führen, bevor 
die nächsten Wirte ihre Gastbetriebe schließen müssen. 
Dass Sie von der FDP-Fraktion das erst so spät begrif-
fen haben, tut uns leid und hilft einigen bereits insol-
venten Kleingaststätten in unserem Land herzlich wenig. 
Immerhin wissen die Kneipenwirte jetzt endgültig, wer 
ihre Interessen im Parlament vertritt.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Dr. Norbert Nieszery, SPD: Genau.)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Lüssow.
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Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Ratjen von der 
Fraktion der FDP.

Sebastian Ratjen, FDP: Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! 

Ja, lieber Herr Lüssow, das ist wie früher, als wir Kinder 
waren. Wenn wir im Sandkasten gespielt haben, dann 
kam irgendeiner vorbei, den wir partout nicht moch-
ten. Der konnte das schönste Spielzeug mitbringen, den 
haben wir trotzdem nicht reingelassen. Das ist so.

(Michael Andrejewski, NPD: Wir auch nicht.)

Ja, dann bleiben Sie in Ihrem Sandkasten und wir haben 
unseren. Dann ist ja alles in Ordnung.

(Michael Andrejewski, NPD: Ja genau. –
Udo Pastörs, NPD: Da legen wir
 auch Wert drauf, junger Mann. – 

Zuruf von Stefan Köster, NPD)

Aber, lieber Herr Minister, dosis facit venenum – jetzt 
habe ich einen Vorteil gegenüber Ihnen, Herr Gesund-
heitsminister, ich bin Mediziner –, die Dosis macht das 
Gift. 

(Udo Pastörs, NPD: Das sollten Sie 
sich mal hinter die Ohren schreiben!)

Und unmäßig sind beide Seiten in diesem Kampf gewe-
sen, sowohl die Tabaklobby als auch die Lobbyisten der 
hysterischen Rauchgegner, 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP –
Michael Andrejewski, NPD: Die gibt es auch.)

die ja so weit gehen, dass sie jedem Raucher beinahe 
am liebsten eine Wasserbombe ins Gesicht schmeißen. 

Herr Minister, Sie haben mir aber bei einer Sache Recht 
gegeben. Ich habe hier, als wir Ihr Gesetz verabschiedet 
haben, ein Plädoyer für die DDR-Lösung gehalten, wo man 
in Speisegaststätten vor 21 Uhr nicht rauchen durfte. 
Und wenn ich Ihnen zuhöre, dann merke ich ja, dass Sie 
jetzt plötzlich auch in diese Richtung marschieren.

(Michael Roolf, FDP: 
Er will zurück in die DDR. Ja, ja.)

Also, lieber Herr Rühs, Sie sehen, wir bleiben in der FDP 
durchaus stringent und in einer Richtung. 

(Zurufe von Michael Andrejewski, NPD,
und Raimund Borrmann, NPD)

Und im Gegensatz zu dem, was andere Kolleginnen und 
Kollegen wahrnehmen: Das Gesetz wird in der Bevöl-
kerung in keiner Art und Weise respektiert.

 (Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Ich kann auch selbst sagen, ich bin immer ein Gelegen-
heitsraucher gewesen, hatte sogar kurzfristig mal über-
legt aufzuhören. Jetzt rauche ich mit Absicht. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Ihr Schaden.)

Für mich ist jetzt jede Zigarette ein Akt des Widerstandes 
gegen diese Staatsgewalt.

(Unruhe bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Aber lassen wir es jetzt genug sein. Wir wünschen auf 
jeden Fall als FDP, dass dieser Antrag in den Wirtschafts- 
und in den Gesundheitsausschuss überwiesen wird,

(Andreas Bluhm, DIE LINKE: Dann sind
Sie ja jetzt befangen. – Heiterkeit bei

Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE –
Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

dass in den Gremien vernünftig und offen darüber ge redet 
wird und ein maßvolles Gesetz dabei herauskommt, das 
durchaus auch die Belange der Beschäftigten in der 
Gastronomie, der nicht rauchenden Beschäftigten – die 
muss man allerdings suchen – berücksichtigt, die der 
nicht rauchenden Gäste, wie Kinder und Jugendliche, als 
auch der Raucher, denn auch Raucher sind Menschen.

Meine Damen und Herren, wenn wir alles verbieten wür-
den, was in irgendeiner Form in irgendeiner Studie krebs-
erregend, ungesund oder sonst was wäre, würden wir 
den ganzen Tag Schnitzer-Müsli kauend hier sitzen und 
dürften dann noch nicht einmal gefärbte Stoffe tragen, 
denn die haben auch entsprechende Auswirkungen.

(Zuruf von Andreas Bluhm, DIE LINKE)

Nicht jede wissenschaftliche Studie muss man ganz 
ernst nehmen. – Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Ratjen.

Ich muss noch mal nachfragen. Sie haben jetzt einen … 

Herr Ratjen, bitte.

(Peter Ritter, DIE LINKE: Hallo! 
Nachfrage von der Präsidentin!)

Ich muss noch mal nachfragen. Sie haben jetzt einen 
Antrag auf Überweisung gestellt. Sagen Sie bitte noch 
mal, in ...

(Sebastian Ratjen, FDP: Ja, Wirtschafts- und
Sozialausschuss, federführend Wirtschaft.)

Federführend Wirtschaft.

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache.

Wir kommen dann zur Abstimmung. 

Es wurde in der Debatte ein Antrag zur Überweisung des 
Antrages der Fraktion der FDP auf Drucksache 5/1713 
gestellt, federführend in den Wirtschaftsausschuss und 
mitberatend in den Sozialausschuss. Wer diesem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. – Danke schön. Gegenstimmen? – Stimmenthal-
tungen? – Damit ist der Überweisungsantrag der Frak-
tion der FDP zur Drucksache 5/1713 bei Zustimmung der 
Fraktion der FDP und Zustimmung der Fraktion der NPD 
mit den Stimmen der Fraktion der SPD, der Fraktion der 
CDU und der Fraktion DIE LINKE abgelehnt.

Ich lasse nun in der Sache abstimmen über den Antrag 
der Fraktion der FDP auf Drucksache 5/1713. Wer die-
sem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt 
um das Handzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen? – 
Danke schön. Stimmenthaltungen? – Damit ist der Antrag 
der Fraktion der FDP auf Drucksache 5/1713 bei Zustim-
mung der Fraktion der FDP und der Fraktion der NPD 
mit den Stimmen der Fraktion der SPD, der Fraktion der 
CDU und der Fraktion DIE LINKE abgelehnt.
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Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 20: Bera-
tung des Antrages der Fraktion der NPD – Politische Ins-
trumentalisierung des Geschichtsunterrichts in Meck-
lenburg-Vorpommern beenden, Drucksache 5/1787.

Antrag der Fraktion der NPD:
Politische Instrumentalisierung 
des Geschichtsunterrichtes in 
Mecklenburg-Vorpommern beenden
 – Drucksache 5/1787 –

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete Herr 
Borrmann von der Fraktion der NPD.

Raimund Borrmann, NPD: Bürgerin Präsidentin! Bürger 
Abgeordnete! Bürger des Landes!

(Zuruf von Dr. Norbert Nieszery, SPD)

Mit der Bildung in unserem Land steht es schlecht. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und DIE LINKE)

Selbst die Systempresse, die nun wirklich nicht auf 
unserer Seite steht, attestiert dem Land, dass es unter 
allen Bundesländern den letzten Platz einnimmt. Wer eine 
fehlerhafte Entwicklung vom Grundsatz her überwinden 
will, muss sich aufmachen, die Sprache, die Begrifflich-
keiten, die unhinterfragten Dogmen, die aus ihnen abge-
leiteten Schlüsse und Sinnzusammenhänge zu über-
winden, indem er sie einerseits bezweifelt, anderer seits 
Neues, Selbsterkanntes entgegenstellt. Auf die Frage der 
Preußischen Akademie der Wissenschaften, was Aufklä-
rung sei, antwortet Immanuel Kant: „Aufklärung ist der“ 
Aufbruch „aus der selbstverschuldeten Unmündigkeit.“

(Peter Ritter, DIE LINKE: Habe Mut, 
dich deines eigenen Verstandes zu bedienen.)

Das heißt für uns Nationaldemokraten:

1. Aufbrechen im Sinne einer aus eigenem Antrieb, 

(Peter Ritter, DIE LINKE: Sie müssen 
mal weiterzitieren, Herr Borrmann!)

 aus idealistischem Ansatz gewonnenen Initiative, die 
darauf vertraut, etwas Besseres als das Bestehende 
schöpfen zu wollen, aber auch Aufbrechen im Sinne 
eines Durchbrechens 

(Irene Müller, DIE LINKE: Richtig! Richtig, 
Herr Borrmann. Fangen Sie damit an!)

 bisheriger Schranken, Konventionen und Etiketten, 
die uns ein freies, ein befreiendes Denken verbieten

2. Unmündigkeit aufbrechen, welche uns an ein Sys-
tem fesselt, das uns verbietet, es zu bewerten, es zu 
hinterfragen und zu überwinden, wenn es demokra-
tischen Maßstäben nicht mehr genügt, unsere Not zu 
wenden

3. selbst verschuldete Unmündigkeit aufbrechen, die 
Lethargie, die Selbstverständlichkeit, mit der wir uns 
eingerichtet haben in dem Moder des Verfaulenden 
und des Verkommenen

4. Freiheit statt nur freies Wort, sagt Schiller. Wir Natio-
nalen wollen nicht beim freien Gedanken stehen-
bleiben, sondern praktische Freiheit gewinnen für 
unser an den ägyptischen Fleischtöpfen leidendes 
Volk.

Dieser Ansatz für einen neuen Geschichtsunterricht ist 
daher ein ganz anderer als der gegenwärtig praktizierte. 

Heute ist Geschichte in unseren Schulen ein positivis-
tisches Sammelsurium, eine theologische Konstruktion, 
das heißt, Betrachtung, in der die einzelnen Ereignisse, 
die Geschehnisse früherer Zeiten als Marken auf dem 
Weg zum Hier und Jetzt betrachtet werden, Wegmarken, 
die danach bewertet werden, inwieweit sie den heutigen 
Maßstäben schon entsprechen oder noch hinter die-
sen zurückbleiben. In diesem politischen System ist die 
Historie Geschichte, das heißt, ein Geschehen, aus dem 
wir zwar hervorgegangen sind, das aber keinerlei Wirk-
mächtigkeit mehr aufweist. Diese Wirkmächtigkeit geht 
allein vom sinnlich Gegenwärtigen aus, vom empirisch 
Konstatierbaren und seine es durchdringenden Gesetze. 
Geschichte ist das tot hinter uns Gelassene, das man 
ebenso vergessen kann, weil sein Vergessen die Gegen-
wart nicht vermindert.

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: 
Und Sie vergessen besonders viel.)

Diese Art, dieser Charakter von Geschichte, wie sie heute 
an unseren Schulen gelehrt, wie sie in diesem Staat 
gelebt und gefühlt wird, hat denselben Charakter wie 
der Gott für einen Atheisten. Er kann sagen, Gott ist tot, 
ohne dass die Welt sich für ihn ändert. Er kann ebenso 
sagen, Geschichte interessiert mich nicht, ohne dass er 
aufhört zu existieren. Zwischen Geschichte und Gegen-
wart liegt eine Wand, die Transzendenz von Immanenz, 
die Jenseits von Diesseits scheidet, wie das erstarrte Eis 
vom flüssigen Wasser im offenen Meer geschieden ist. 

(Unruhe bei Abgeordneten der Fraktion der SPD –
Zuruf von Dr. Norbert Nieszery, SPD)

Ein Grund, der die Geschichtsauffassungen in unserem 
Land an heutigen Schulen zu bestärken scheint, ist der 
Umstand, 

(Zuruf von Dr. Norbert Nieszery, SPD)

dass Geschichte nicht mehr beeinflussbar ist. In der 
Gegenwart stehen wir mit beiden Beinen, 

(Irene Müller, DIE LINKE: Tja,
 den Beweis müssten Sie noch bringen.)

hier ist angewandte Tatkraft ein Wirkfaktor zur Verän-
derung. Das Unveränderbare, das unverrückbar hinter 
uns Liegende entzieht sich unserer Subjektivität. 

(Zuruf von Ute Schildt, SPD)

Das Geschichtliche erfährt gerade dadurch den Anschein 
seines Totseins und durch scheinbare Unverrückbar-
keit und Unbeeinflussbarkeit in der Folge an den Schu-
len seine Instrumentalisierung, indem es durch diese 
Eigenschaften des Toten, Abgestorbenen und zugleich 
Unveränderbaren als Absolutes, mitunter dämonisch 
Teuflisches sich in jeder Beziehungsetzung mit dem 
Lebendigen, Gegenwärtigen entzieht und damit auch 
über eine Relativierung, eine In-Beziehung-Setzung der 
verschiedenen geschichtlichen Ereignisse untereinander 
erhaben ist. Ja, es findet eine staatliche Sanktionierung 
des Absoluten statt, indem ein In-Beziehung-Setzen von 
Geschichte mit der Gegenwart oder von Historien unter-
einander sogar strafbewährt ist

(Helmut Holter, DIE LINKE: Verstehen das
Ihre Kollegen aus der NPD-Fraktion auch,

was Sie hier vortragen? – Zuruf von
Irene Müller, DIE LINKE)
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und eine solche Relativierung mit Verharmlosung gleich-
gesetzt wird, die an der Schule Straftatbestände begrün-
det, welche staatsanwaltlichen Ermittlungen offenstehen.

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Welches Konzept stellen wir Nationaldemokraten dem 
entgegen? Es ist zunächst erst einmal zu hinterfragen, 
ob die Behauptung, es würden im Geschichtsunter-
richt empirisch konstatierbare Fakten im Lichte einer frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung vermittelt, über-
haupt haltbar ist.

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Sie fangen nicht mal an zu denken.)

In der DDR lehrte seinerzeit Professor Dieter Wittich, 
die marxistisch-leninistische Erkenntnistheorie geht von 
wahren Aussagen aus. Ich habe mir schon damals die 
Frage gestellt, wo diese Wahrheit herkommt. Erkennt-
nisse seien Widerspiegelung der objektiven Realität, 
hieß es meist lapidar. Darüber lässt sich heute trefflich 
streiten. Doch gerade der Geschichtsunterricht hat ein 
Feld zum Gegenstand, in dem die objektive Realität ent-
weder gar nicht mehr oder aber nur noch als funktions-
loses Monument in der ägyptischen Wüste oder auf dem 
Nürnberger Reichsparteitagsfeld existiert. Hier stehen 
sowohl eine historisch-materialistische als auch eine rein 
positivistische Methode vor einem Problem.

Bereits während meines Studiums schien es, als lehnten 
alle eine idealistische Lösung ab. Immanuel Kant erklärt 
dazu in der „Kritik der reinen Vernunft“: „Unter einem 
Idealisten“ darf man aber „nicht denjenigen verstehen, 
der das Dasein äußerer“ Dinge „läugnet, sondern der 
nur nicht einräumt“, dass sie unmittelbar erkannt wer-
den. Die zentralen Dogmen des Geschichtsunterrichts 
unseres Landes vermitteln jedoch den Lehrstoff, als sei 
er unmittelbare Erkenntnis, und leisten damit einer poli-
tischen Instrumentalisierung Vorschub.

Zentrale Kategorie ist der Begriff der offenkundigen 
Wahrheit, der immer wieder ins Feld geführt wird. Dabei 
ist oft gar nicht klar, welche Prädikate dieser Begriff 
umfasst. Zunächst einmal ist eine offenkundige Wahr-
heit der Gegensatz zur offensichtlichen Wahrheit. Offen-
sichtliche Wahrheit ist eine Erkenntnis, die auf unmittel-
bare Wahrnehmung gestützt ist, welche auch andere 
wahrnehmen können, eine Wahrheit, die also nicht nur 
allgemein mitteilbar, sondern auch allgemein unmittel-
bar nachvollziehbar ist, weil jeder Urteilende nicht nur 
die Schlussfolgerungen ziehen, sondern auch die Prä-
missen empirisch konstatieren kann. Offensichtliche 
Wahrheiten ermöglichen die Selbsterfahrungen. Sie sind 
für alle selbst erfahrbar. Eine offenkundige Wahrheit ist 
eine Erkenntnis, die sich auf eine andere Anschauung, 
die sich auf eine andere zur Anschauung transformierte 
Wahrheit/Wahrnehmung gründet, die, über eine Kette 
von Kundigen vermittelt,

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

nicht mehr selbst wahrgenommen werden kann. Offen-
kundige Wahrheiten stützen sich also auf Fremderfah-
rungen. Sie sind nicht mehr für alle erfahrbar. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Stimmt nicht.)

Offenkundige Wahrheiten haben gegenüber den offen-
sichtlichen Wahrheiten zwei prinzipielle Angriffspunkte: 

1. die Transformation von der Wahrnehmung zur 
Anschauung

2. die Kette der Vermittlung vom Begründer der Erkennt-
nis bis zum Schulkind

Die politische Instrumentalisierung der Geschichte setzt 
genau hier an, indem sie erstens die Nichtmehrwahr-
nehmbarkeit früherer Epochen ausnutzt und/oder ihre 
Dogmatik darauf gründet, dass historische Zeugnisse 
wie „Wochenschau“ und Dokumente bis heute unter Ver-
schluss gehalten werden. Zweitens erfolgt die politische 
Instrumentalisierung der Geschichte, weil die Kette der 
Vermittlung, die Quellengeschichte, im Dunkeln bleibt. 
Gerade die offene Kunde lässt sich dann nicht mehr 
nachvollziehen, wenn die Vermittler von Wahrheiten ein 
Interesse am Fälschen von Quellen einerseits haben und 
sie zugleich andererseits über die Macht verfügen, ihre 
Art der Vermittlung von geschichtlichen Tatsachen so 
zu gebrauchen, dass konkurrierende Paradigmen aus-
geschlossen werden. Wenn Strafrechtsbestimmungen 
dazu führen, dass Bücher verboten, Filmvorführungen 
untersagt, öffentliche Diskussionen verhindert, Anders-
denkende diskriminiert oder sogar eingesperrt werden, 
dann kann man nicht mehr von offenkundigen Tatsachen 
oder Wahrheiten sprechen. Sie sind zu verschlossen-
kundigen Behauptungen geworden, die kritischen Zeit-
genossen nicht mehr zur Überprüfung offenstehen, die 
sie nicht mehr überprüfen dürfen, wenn sie nicht Gefahr 
laufen wollen, inhaftiert zu werden oder zumindest ihre 
berufliche Laufbahn zu gefährden. Daher fordern wir 
Nationaldemokraten ein Ende der politischen Instrumen-
talisierung des Geschichtsunterrichtes,

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

indem erstens historische Quellen frei zugänglich wer-
den, zweitens geäußerte Meinungen, die überkommene 
Dogmen der Geschichtsschreibung in Zweifel ziehen, 
nicht mehr diskriminiert, verfolgt und bestraft werden. 
Mit dieser Forderung stehen wir Nationaldemokraten 
auf dem Boden der Grundrechte des Grundgesetzes. – 
Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Borrmann.

Im Ältestenrat wurde eine Aussprache mit einer Dauer 
von 60 Minuten vereinbart. Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch, dann ist es so beschlossen. Ich eröffne die 
Aussprache.

Das Wort hat der Abgeordnete der Fraktion der FDP, der 
Vizepräsident Herr Kreher.

(Stefan Köster, NPD: 
Jetzt kommt wieder Anne Frank.)

Hans Kreher, FDP: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! 

Herr Borrmann, Sie haben keine Ahnung, wie wirklich bei 
uns Geschichtsunterricht gemacht wird.

(Michael Andrejewski, NPD: 
Wir kennen so einige Schüler.)

Ich war zwar nicht Geschichtslehrer, 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

aber als Deutschlehrer haben die Schüler auch bei mir 
gelernt, Texte kritisch zu hinterfragen, Texte von unter-
schiedlichen Leuten, auch Texte aus der Zeit des Natio-
nalsozialismus.
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(Stefan Köster, NPD: Auch aus der BRD? –
Udo Pastörs, NPD: Ach, jetzt geht es wieder los.)

Wir haben dabei allerdings immer wieder herausgestellt, 
dass es darum geht, wirklich argumentativ vorzugehen. 
Wir haben gelernt, was überhaupt Argumentation ist und 
vieles andere mehr. Und ich weiß, dass meine Kollegen 
im Geschichtsunterricht auch Texte analysieren ließen, 
dass sie dabei das kritische Weltbild selbst hinterfragt 
haben, dass es nicht einfach nur darum ging, ein Welt-
bild vorzugeben, sondern es darum ging, sich selbst ein 
Bild zu machen.

(Michael Andrejewski, NPD: 
Das dann ins System passte.)

Und wenn Sie dann unterstellen, dass das alles ideo-
logisch ist, 

(Udo Pastörs, NPD: Vieles aber, sehr vieles.)

dann weiß ich nicht, was Sie damit meinen, denn sonst 
würden Sie wissen, dass gerade im Zusammenhang 
mit den Diktaturen im Nationalsozialismus und im Stali-
nismus die kritische Hinterfragung jedes Weltbildes im 
Mittelpunkt der Auseinandersetzung steht.

(Michael Andrejewski, NPD: 
Bis auf das herrschende.)

Dabei pflegen Sie, die radikalen Demokratieverächter, 

(Michael Andrejewski, NPD: Ja, ja.)

eine zudem noch strategische Ignoranz, die bewusst 
dunkle Kapitel aus der deutschen Geschichte aus-
klammern lässt, nämlich die politisch-ideologische 
Instrumentalisierung nicht nur des Geschichtsunter-
richtes, sondern des gesamten Schulsystems in der Zeit 
des Nationalsozialismus, denn in keiner anderen Zeit 
wurde Schule so brutal missbraucht, um Kindern nicht ein 
Zerrbild der Welt zu vermitteln, sondern sie zu gefügigen 
Instrumenten der Gewaltherrschaft zu machen.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU, DIE LINKE und FDP)

Es gibt unendlich viele Belege für diese unwiderleg-
baren geschichtlichen Tatsachen, dass es nicht nötig 
wäre, Beispiele zu nennen. Das wäre ebenso, als müsse 
man heute noch jemandem erklären, dass die Erde keine 
runde Scheibe ist.

(Gelächter bei 
Abgeordneten der Fraktion der NPD – 

Udo Pastörs, NPD: Keine runde Scheibe ist.)

Ich hoffe, Sie sind jetzt nicht überrascht, Herr Pastörs,

(Michael Andrejewski, NPD: Wir sind
 überrascht, dass die Erde eine runde Scheibe ist.)

wenn Sie jetzt mal etwas zum Lesen suchen, wenn Sie 
überhaupt lesen wollen. 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Manche verlassen sich ja nur aufs Hörensagen. Dann 
empfehle ich Ihnen Professor Harald Scholtz’ „Literatur-
bericht zur Instrumentalisierung von Internatsschulen im 
2. Weltkrieg“.

(Stefan Köster, NPD: Wie bitte?)

Zitat: „Die hier vorzustellenden Darstellungen der Erzie-
hungspraxis vornehmlich aus der zweiten Hälfte des 
Krieges liefern Belege dafür, dass weder auf der Seite 

der SS noch gar Hitlers die Konsolidierung einer neuen 
Elite anvisiert, vielmehr die Bereitschaft vorbereitet 
wurde, sich vorbehaltlos dem Moloch Krieg anheim zu 
geben.“

Mit dem Konzept Ihrer völkischen Erziehung

(Udo Pastörs, NPD: Das war in 
England nicht anders zu Kriegszeiten.)

stellten sich die Nationalsozialisten gegen Aufklärung 
und Vernunft durch das antiintellektuelle,

(Udo Pastörs, NPD: In Amerika auch nicht.)

antihumanistische, rassistische und chauvinistische 
Konzept. Und wenn Sie dann hier Kant zitieren als wirk-
lich den Vertreter der Aufklärung, dann gucken Sie mal 
nach, was unter einer Ideologie, die Sie heute hier wie-
der vertreten, damals gemacht wurde, meine Damen 
und Herren!

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU, DIE LINKE und FDP)

Ich könnte hier noch viel vortragen

(Stefan Köster, NPD: Machen Sie’s mal! –
Udo Pastörs, NPD: Machen Sie!)

um das alles, was damals gemacht wurde, darzustellen. 
Ich habe Ihnen gesagt, wo das alles steht.

(Udo Pastörs, NPD: Geben Sie 
mir doch Ihr Manuskript!)

Kann ich machen.

(Michael Andrejewski, NPD: Ja, ja.)

Ich habe Ihnen gesagt, wo das alles steht. Es ist nicht 
nötig, hier noch mal genauer auszuführen,

(Stefan Köster, NPD: Doch, bitte!)

wie damals ideologisiert wurde in der Schule, wie die 
Menschen missbraucht wurden. 

(Michael Andrejewski, NPD: Wir reden 
von heute. – Zuruf von Stefan Köster, NPD)

Und das, meine Damen und Herren, kann ich wirklich aus 
eigener Erfahrung abschließend sagen: Dies geschieht 
heute nicht. Wir haben einen Unterricht, der dazu bei-
tragen soll,

(Stefan Köster, NPD: Nein, nein. –
Udo Pastörs, NPD: Das ist doch gar nicht wahr.)

dass die Menschen selbstständig sich ein Weltbild 
er arbeiten. – Danke schön, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU, DIE LINKE und FDP –

Udo Pastörs, NPD: Das wäre schön zu hören, Herr
 Kreher. – Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Kreher.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Borrmann von 
der Fraktion der NPD.

Raimund Borrmann, NPD: Abgeordnete! Frau Präsi-
dentin! 

Herr Vizepräsident Kreher, Ihre Behauptung, ich hätte 
keine Ahnung und wüsste nicht, was ideologisierter 
Geschichtsunterricht sei oder ideologisierter Unterricht 
an Schulen, kann ich zurückweisen, 
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(Zuruf von Egbert Liskow, CDU)

denn ich bin als Bürger der DDR in einem solchen Sys-
tem aufgewachsen.

(Zurufe von Irene Müller, DIE LINKE, 
Hans Kreher, FDP, Stefan Köster, NPD,

und Michael Andrejewski, NPD)

Ja, das Interessante für mich ist ja, dass ich feststel-
len musste in den Jahren nach der Wende, dass eben 
Struktur elemente dieser Ideologisierung auch heute 
existieren, 

(Michael Andrejewski, NPD: Ja.)

und darauf hat sich mein Redebeitrag bezogen.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Und ich verstehe auch gar nicht, warum Sie immer auf 
die berühmten zwölf Jahre insistieren und sagen, so 
etwas hat es noch nie gegeben. 

(Stefan Köster, NPD: Die leben doch in den 
zwölf Jahren. – Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Schauen Sie sich doch mal das Mittelalter an! Schauen 
Sie doch mal die Katholische Kirche an! Warum ist es 
denn zu einer Reformation gekommen? Die Ursachen 
liegen doch auch darin, dass Geschichte oder das, was 
sich um die ganze Gestalt Jesu Christi rangt, instrumen-
talisiert, missbraucht wurde, Herrschaftswissen exis-
tierte, um Menschen dumm zu halten, zu knechten. Ich 
erinnere nur an diejenigen, die auf dem Scheiterhaufen 
gelandet sind.

 (Michael Andrejewski, NPD: Das kommt 
auch bald wieder. – Udo Pastörs, NPD:

Da sind wir schneller. – Zuruf von
Helmut Holter, DIE LINKE)

Das sind doch alles bekannte Tatsachen.

Also diese Einzigartigkeit, von der Sie reden, auf die 
habe ich gar nicht abgezielt, sondern mir ging es um das 
Heute und Jetzt.

(Vizepräsident Andreas Bluhm
übernimmt den Vorsitz.)

Ich stelle fest, dass es Quellen gibt, die sind nicht 
zugänglich. Die liegen nicht nur bei uns, die liegen in 
Amerika, die liegen in der ehemaligen Sowjetunion, die 
liegen in England. Die sind 50/60 Jahre nach dem Krieg 
nicht zugänglich. Warum denn? Das existiert doch alles, 
das denke ich mir doch nicht aus. Und das sage nicht 
nur ich als Deutscher, das sagen Russen, das sagen 
Polen, die auch an ihrer Geschichte interessiert sind, 

(Udo Pastörs, NPD: So ist es.)

die sich auch fragen, wie war das eigentlich, wenn Sie 
schon darauf abstellen.

Oder wie ist das denn heute? Ich frage mich: Was für ein 
Interesse haben denn diese Herrschaften daran, die dort 
Wachposten aufstellen und dafür sorgen, dass dort nie-
mand hineinkommt, diese Quellen zu verbergen? Woran 
liegt denn das? Es muss doch irgendjemanden geben, 
der das nicht gutheißt, dass man da herankommt.

Und das Zweite, auch Gegebene ist doch, dass ich Men-
schen kenne, die haben ein Studium hinter sich gebracht, 
das sind keine Dummköpfe. Mit denen rede ich und die 
sagen: Du, ich habe aber in dem und dem Prozess, da 
musste ich das und das begutachten, aber der Staats-

anwalt hat mir gesagt, das dürfen Sie auf keinen Fall so 
und so sagen, sonst sind Sie selbst dran, oder dass man 
in Schulen bestimmte Fragen nicht diskutieren darf, weil 
es heißt, dann stehst du unter Strafrecht. 

(Michael Andrejewski, NPD: Tja.)

Das geht einfach nicht.

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Oder wenn ich zu einer Schule komme, dann wird mir 
gesagt: Nein, nein, du darfst dort nicht rein, weil du bist 
ein böser Nazi, mit dir dürfen wir nicht diskutieren.

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Das ist auch richtig so.)

Ja, wieso denn eigentlich nicht? Ich habe bisher noch 
niemanden gefunden von Ihnen oder von anderen, die 
offen mit mir diskutieren, die mal sagen, okay, da setzen 
wir uns doch mal hin, diskutieren und reden doch ein-
fach mal.

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Na, dann denken
Sie doch mal darüber nach, warum das so ist.)

Das macht keiner. Warum denn? 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Weil Sie menschenverachtend sind. –

Stefan Köster, NPD: Jetzt tun Sie mal nicht so.) 

Warum bin ich denn menschenverachtend? Sie werfen 
mir vor, ich sei menschenverachtend. Ich bin nicht men-
schenverachtend, das werfen Sie mir vor. 

(Stefan Köster, NPD: Sie wissen doch, 
was an der Mauer war mit Ihrer Partei.)

Das ist eine Ideologisierung. Und mit genau dieser Ideo-
logisierung treten Sie auch in Schulen auf und sagen, mit 
diesen Leuten darf nicht geredet werden. Warum denn? 
Weil Sie etwas zu verbergen haben,

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Michael Andrejewski, NPD: Genau.)

weil Sie verschlossenkundige Behauptungen aufstellen, 
die niemand hinterfragen darf, wenn er nicht seine beruf-
liche Laufbahn infrage stellen will. 

(Michael Andrejewski, NPD: So ist das.)

Und genau das habe ich angesprochen.

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Wovor haben Sie eigentlich Angst? Das frage ich Sie 
immer wieder. Wovor haben Sie Angst? 

(Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE, 
und Michael Andrejewski, NPD)

Warum stellen Sie bestimmte Diskussionen unter Straf-
recht? Warum machen Sie das? Warum machen Sie das 
in dieser freiheitlich-demokratischen Grundordnung?

(Zurufe von Irene Müller, DIE LINKE, 
und Stefan Köster, NPD)

Das frage ich mich immer wieder.

In der DDR war mir das klargeworden. Das war eine Dik-
tatur von Bonzen, eine Oberschicht, die nicht gestattete, 
dass man ihre Macht angreifen durfte und wollte. Und 
wie ist es denn heute?

(Udo Pastörs, NPD: So ist es heute auch.)
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Das ist die Frage, die ich mir stelle. 

(Michael Andrejewski, NPD: Die Nachfolger. –
Stefan Köster, NPD: So war es in der DDR auch.)

Ich habe darauf noch keine Antwort gefunden. Geben 
Sie sie mir doch mal!

(Irene Müller, DIE LINKE: Nein, da hätten Sie
 mal gestern auf der Demo richtig zuhören 

müssen, was da gesagt worden ist.)

Ja, auf der Demo bin ich gewesen. Ich habe gesagt, ich 
würde auch gern ein paar Worte sprechen, und es kam: 
Nein, Sie dürfen hier nicht sprechen.

(Irene Müller, DIE LINKE: Weil Sie 
menschenverachtend sind, ist gesagt worden.)

Weil die Dame, die auch eine Blinde war,

(Michael Andrejewski, NPD: Weil jeder, der Ihnen
nicht in den Kram passt, menschenverachtend ist.)

im Interessenkonflikt mit der PDS oder der LINKEN 
stand.

(Unruhe bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Ja, selbstverständlich. So ist das.

Ich stelle Folgendes fest: Es ist bis heute nicht möglich, 
offen über bestimmte Sachen zu sprechen. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Über verschlossenkundige Behauptungen darf nicht 
diskutiert werden. Über bestimmte Dogmen darf nicht 
gesprochen werden, sonst wird man strafrechtlich ver-
urteilt. 

(Michael Andrejewski, NPD: Staatsfeind.)

Und ich frage mich: Warum passiert das? 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Diese Frage stelle ich immer wieder: Warum machen Sie 
das? 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

 Wovor haben Sie Angst? Warum führen Sie die Inquisi-
tion wieder ein, warum?

(Zuruf von Stefan Köster, NPD)

Ja, selbstverständlich ist das Inquisition. Das ist inquisi-
torisches Denken, selbstverständlich.

(Michael Andrejewski, NPD: 
Herrschaftssicherung.)

So ist es, genau, Herrschaftssicherung. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Rote Lampe.)

Vielen Dank. 

Wir werden uns weiter mit dem Thema beschäftigen. – 
Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Ich schließe damit die Aus-
sprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tion der NPD auf Drucksache 5/1787. Wer diesem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um sein Handzei-

chen. – Danke schön. Die Gegenprobe. – Danke schön. 
Stimmenthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist 
der Antrag der Fraktion der NPD auf Drucksache 5/1787 
bei Zustimmung durch die Fraktion der NPD und ansons-
ten Ablehnung durch die Fraktionen der SPD, CDU, 
DIE LINKE und FDP abgelehnt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 21: Wahl des 
vom Land zu benennenden Mitglieds im Beirat nach 
§ 39 Abs. 1 des Gesetzes über die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR gemäß 
§ 9 Ausführungsgesetz zum Gesetz über die Unterla-
gen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR. 
Hierzu liegt Ihnen der Wahlvorschlag der Landesregie-
rung auf der Drucksache 5/1723 vor.

Wahl des vom Land Mecklenburg-Vorpom-
mern zu benennenden Mitglieds im Beirat nach
§ 39 Abs. 1 des Gesetzes über die Unterlagen
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen
DDR (Stasi-Unterlagen-Gesetz – StUG) gemäß
§ 9 Ausführungsgesetz zum Gesetz über die
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der
ehemaligen DDR (Stasi-Unterlagen-Gesetz – 
Ausführungsgesetz – StUG-AG)

Wahlvorschlag der Landesregierung:
Wahl des vom Land Mecklenburg-Vorpom-
mern zu benennenden Mitglieds im Beirat nach
§ 39 Abs. 1 des Gesetzes über die Unterlagen
des Staatssicher heitsdienstes der ehemaligen
DDR (Stasi-Unterlagen-Gesetz – StUG) gemäß
§ 9 Ausführungsgesetz zum Gesetz über die
Unterlagen des Staatssicherheits dienstes der
ehemaligen DDR (Stasi-Unterlagen-Gesetz – 
Ausführungsgesetz – StUG-AG)
– Drucksache 5/1723 –

Meine Damen und Herren, nach Paragraf 9 des Aus-
führungsgesetzes zum Gesetz über die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR wird 
das vom Land zu benennende Mitglied im Beirat nach 
Paragraf 39 Absatz 1 Stasi-Unterlagen-Gesetz auf Vor-
schlag der Landesregierung vom Landtag mit der Mehr-
heit der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder gewählt. Der 
Wahlvorschlag liegt Ihnen auf Drucksache 5/1723 vor, 
wonach die Landesregierung nach Paragraf 39 Absatz 1 
des Gesetzes über die Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes der ehemaligen DDR Herrn Jörn Mothes 
benennt.

Meine Damen und Herren, nach Artikel 32 Absatz 4 der 
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in 
Verbindung mit Paragraf 92 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss bei Wahlen eine geheime Abstimmung 
stattfinden. Sie erfolgt durch die Abgabe von Stimm-
zetteln.

Wir kommen zur Wahl.

Den für die Wahl allein gültigen weißen Stimmzettel erhal-
ten Sie nach Aufruf Ihres Namens von der Schriftführerin 
zu meiner Rechten hier vorne am Tisch vor Betreten der 
Wahlkabine. Auf dem Stimmzettel ist der Name des Kan-
didaten aufgeführt. Ich darf Sie bitten, sich nach Erhalt 
des Stimmzettels in die Wahlkabine zu meiner Linken zu 
begeben. Der Stimmzettel ist in der Kabine anzukreuzen 
und so zu falten, dass eine geheime Wahl gewährleis-
tet ist. Bevor Sie den Stimmzettel in die Abstimmungs-
urne, die sich hier vor mir befindet, geben, bitte ich Sie, 
der Schriftführerin Ihren Namen zu nennen. Die Stimme 
ist ungültig, wenn der Stimmzettel nicht amtlich herge-
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stellt ist, außerhalb der Kabine gekennzeichnet wurde, 
keine Kennzeichnung bei Ja, Nein oder Enthaltung ent-
hält, einen Zusatz oder Vorbehalt enthält, zerrissen ist, 
den Willen des Abgeordneten nicht zweifelsfrei erkennen 
lässt oder die Stimmabgabe nicht geheim durchgeführt 
worden ist.

Bevor ich die Wahl eröffne, bitte ich die Schriftführerin, 
sich davon zu überzeugen, dass die Abstimmungsurne 
leer ist.

(Die Schriftführerin überzeugt sich davon,
dass die Abstimmungsurne leer ist.)

Danke schön.

Damit eröffne ich die geheime Abstimmung zur Wahl 
des vom Land zu benennenden Mitglieds im Beirat nach 
Paragraf 39 Absatz 1 des Gesetzes über die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR. Ich 
bitte den Schriftführer zu meiner Linken, die Namen der 
Abgeordneten aufzurufen.

(Die geheime Wahl wird durchgeführt.)

Haben alle Mitglieder des Hauses, die ihre Stimme abge-
ben wollen, die Möglichkeit gehabt, ihre Stimme abzu-
geben?

(Die Abgeordnete Martina Tegtmeier
wird nachträglich zur Stimmabgabe aufgerufen.)

Haben alle Mitglieder des Hauses, die ihre Stimme 
ab geben wollen, die Möglichkeit gehabt, ihre Stimme 
abzugeben? – Das scheint der Fall zu sein. Dann schließe 
ich die Abstimmung und unterbreche die Sitzung für 
circa zehn Minuten zur Auszählung der Stimmen.

Unterbrechung: 12.23 Uhr

Wiederbeginn: 12.26 Uhr

Vizepräsident Andreas Bluhm: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, die Sitzung ist wieder eröffnet.

Ich gebe das Ergebnis der geheimen Abstimmung 
bekannt. Es wurden 60 Stimmen abgegeben, davon 
waren 60 Stimmen gültig. Es stimmten für den Kandi-
daten Jörn Mothes 45 Abgeordnete mit Ja, 11 Abgeord-
nete mit Nein, 4 Abgeordnete enthielten sich der Stimme. 
Ich stelle fest, dass Herr Jörn Mothes die Mehrheit der 
gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Landtages auf sich 
vereinigen konnte und damit nach Paragraf 9 des Aus-
führungsgesetzes zum Gesetz über die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR gewählt 
ist.

Herr Jörn Mothes, ich frage Sie: Nehmen Sie die Wahl 
an?

Jörn Mothes: Ja, ich nehme die Wahl an.

Vizepräsident Andreas Bluhm: Dann darf ich Ihnen die 
herzlichsten Glückwünsche des Hauses übermitteln und 
Ihnen für Ihre Arbeit viel Erfolg wünschen.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU, DIE LINKE und FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir treten 
damit in die Mittagspause ein und setzen die Beratungen 
um 13.15 Uhr fort.

Unterbrechung: 12.27 Uhr

Wiederbeginn: 13.18 Uhr

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Meine Damen und 
Herren Abgeordneten, die unterbrochene Sitzung ist 
wieder eröffnet. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 22: Zweite 
Lesung und Schlussabstimmung des Gesetzentwurfes 
der Fraktion DIE LINKE – Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes – 
KAG M-V, Drucksache 5/1490.

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE:
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Kommunalabgabengesetzes – KAG M-V
(Zweite Lesung und Schlussabstimmung)
– Drucksache 5/1490 –  

In der 42. Sitzung des Landtages am 04.06.2008 ist die 
Überweisung dieses Gesetzentwurfes in die Ausschüsse 
abgelehnt worden. Gemäß Paragraf 48 Absatz 3 der 
Geschäftsordnung des Landtages wird der Gesetz-
entwurf spätestens nach drei Monaten zur Zweiten 
Lesung auf die Tagesordnung gesetzt.

Im Ältestenrat wurde eine Aussprache mit einer Dauer 
von 45 Minuten vereinbart. Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch, dann ist das so beschlossen. Ich eröffne 
die Aussprache.

Das Wort hat der Abgeordnete Herr Ritter von der Frak-
tion DIE LINKE.

Peter Ritter, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich habe heute in der Debatte zum Antrag der 
FDP-Fraktion zum Nichtraucherschutzgesetz gelernt, 
dass es offensichtlich eine neue parlamentarische Kate-
gorie gibt, die Kategorie der einstweiligen Ablehnung.

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE:
Das ist ja mal was Neues.)

Diese Kategorie bringt die Koalition offensichtlich immer 
dann in Anwendung, wenn es darum geht, Dinge, die 
ihr nicht passen oder nicht gefallen oder wo sie einfach 
unwillig ist, nicht zu bearbeiten. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Ja, ja, Peter.)

Gestern, liebe Kolleginnen und Kollegen der Koalitions-
fraktionen, haben Sie es für einen Riesenerfolg genom-
men und dargestellt, wie wahnsinnig wichtig es sei, die 
Frage des Landesblindengeldes zur Anhörung in die Aus-
schüsse zu überweisen. Das ist aus meiner Sicht völlig 
richtig und völlig normal, denn es sollte gang und gäbe 
sein unter Demokraten, dass man ihre Gesetz entwürfe 
nicht einfach so abwiegelt, sondern diskutiert.

(Toralf Schnur, FDP: Das ist richtig. –
Raimund Borrmann, NPD: 

In Sachsen ist das so.)

Solch einen Umgang, anders als die einstweilige Ableh-
nung, hätte ich mir auch mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf zum KAG gewünscht, wie im Übrigen auch zu 
den vorangegangenen Anträgen meiner Fraktion zu die-
ser Problematik.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Das würde auch den Versprechungen der
demokratischen Fraktionen entsprechen.)

So ist es. So ist es. 

(Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)
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Zur Erinnerung, liebe Kolleginnen und Kollegen: Der 
vorliegende Gesetzentwurf meiner Fraktion beinhal-
tet eine Verlängerung der Festsetzungsfrist in Para-
graf 12 Absatz 2 Kommunalabgabengesetz bis zum 
31. Dezember 2010. Das ist Ihnen hoffentlich bekannt. 
Weder Ihnen noch mir dürften allerdings neue Erkennt-
nisse bekannt geworden sein, 

(Heinz Müller, SPD: So ist es.)

die gegen den vorliegenden Antrag sprechen, Herr Mül-
ler. 

(Wolf-Dieter Ringguth, CDU: 
Es gibt wirklich nichts Neues.)

Ich meine sogar, das Gegenteil ist der Fall. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Innen-
ausschuss hat sich in seiner 45. Sitzung am 11. Septem-
ber erstmalig mit einer Unterrichtung durch die Landes-
regierung zur Wirksamkeit des KAG-Runderlasses des 
Innenministeriums zum 4. Oktober 2007 befasst. In der 
Diskussion – ich komme darauf zurück – wurde hervor-
gehoben, dass die Fachdebatte zu dieser Unterrichtung 
nicht abgeschlossen ist, dem Innenausschuss darüber 
hinaus weitere wichtige Dokumente zur Beratung vor-
gelegt wurden beziehungsweise vom Innenministerium 
noch vorzulegen sind.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor dem Hintergrund 
dieser aktuellen Diskussion beantrage ich namens mei-
ner Fraktion erneut die Überweisung in den Innenaus-
schuss und eine sich daran anschließende Dritte Lesung 
dieses Gesetzentwurfes. Lassen Sie mich hierzu drei 
Anmerkungen machen:

Erstens haben wir ganz offensichtlich beim KAG eine 
tiefe Kluft zwischen Theorie und Praxis. Zur Verlänge-
rung der Festsetzungsfrist im Zusammenhang mit der 
KAG-Novelle 2005 stellt der Einführungserlass des 
Innenministeriums vom 14. Juni 2005 auf Seite 21 unter 
anderem fest: Die Fristverlängerung „soll es den bei-
tragserhebenden Körperschaften erlauben, flexibler auf 
die individuelle Situation … reagieren zu können“ und 
„die Beitragsfestsetzung stärker als bisher an den Zeit-
punkt grundstücksbezogener Investitionen zu koppeln.“ 
Das betrifft Abwasserentsorgung und Wasserversor-
gung gleichermaßen. So weit die Theorie beziehungs-
weise die gute Absicht. Der Bericht des Innenminis-
ters vom 29. Mai 2007 zur tatsächlichen Situation der 
Beitrags erhebungspraxis stellt dann hingegen für den 
Bereich etwa der Wasserversorgung fest, dass vor dem 
Hintergrund der Ende 2008 ablaufenden Festsetzungs-
fristen eine forcierte Beitragsheranziehung zusätzlichen 
Protest Betroffener auslösen wird. Keine Feststellung 
meiner Fraktion, sondern eine Feststellung des Innen-
ministeriums.

Zweitens, meine Damen und Herren, haben wir eine 
überdeutliche Diskrepanz zwischen KAG-Rechtsetzung 
und -Rechtsanwendung. Das Innenministerium stellt 
in seinem bereits erwähnten Bericht fest, und zwar 
zutreffend, wie ich meine, dass das KAG den Beitrags-
satzungsgebern genügend Spielräume zur Verfügung 
stellt, bis hin zur Abwendung von Härtefällen. Im Rund-
erlass vom 4. Oktober 2007 werden die rechtlichen 
Spielräume bei der Satzungsgestaltung penibel aufgelis-
tet, bis hin zur ausdrücklichen Satzungsempfehlung über 
Stundung, Niederschlagung und Erlass. Der Landtag 
hatte eine Evaluierung beziehungsweise Überprüfung 
der konkreten Rechtsanwendung gefordert. Die entspre-

chende Unterrichtung der Landesregierung ist insge-
samt ernüchternd. Für die konkrete kommunale Rechts-
anwendung beziehungsweise Satzungsgebung ist der 
Runderlass nahezu folgenlos geblieben. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja, klar.)

Auch das sollte in diesem Haus niemanden ernsthaft 
verwundern und deshalb sollten wir uns nicht weiter ver-
weigern, uns mit dieser Frage auseinanderzusetzen.

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Genau.)

Wer unter Verweis auf strafrechtliche Tatbestände einen 
enormen Handlungsbedarf anmahnt, um eine vollstän-
dige Beitragserhebung innerhalb der bestehenden Fest-
setzungsfrist sicherzustellen, wie dies der Innenminister 
tut, der braucht nicht fünf vor zwölf auf mögliche Spiel-
räume künftig zu erlassender Satzungen zu verweisen.

Und wer drittens schließlich die Frage nach rechts-
sicheren Ausnahmetatbeständen, die der Landtag bei 
der Erhebung von Anschlussbeiträgen im Auge hatte, zur 
Beantwortung lieber dem OVG-Greifswald zuschiebt, der 
wird seiner Rolle als Landesgesetzgeber nicht gerecht. 

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen DIE LINKE und FDP –

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Richtig.)

Der Gesetzgeber nämlich ist verpflichtet zu beobachten, 
wie sich seine gesetzliche Abgabenkonzeption im Ein-
zelnen in der Praxis auswirkt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Vorsitzende des 
Innenausschusses, der von mir geschätzte Kollege 
Dr. Nieszery, hat es wohl auf den Punkt gebracht: Wenn 
sich mehr und mehr Verbände durch privatrechtliche 
Regelungen den Bestimmungen des KAG entziehen, 
dann stimmt etwas nicht mit dem KAG.

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Genau.)

Das sollte uns allen zu denken geben. Die Gelegen-
heit zum Nachdenken eröffnet der vorliegende Gesetz-
entwurf. Ich wiederhole: Ich bitte um erneute Über-
weisung in den Innenausschuss und eine Dritte Lesung. 

Lassen Sie mich zum Schluss anfügen, dass ich in der 
Sommerpause ein sehr interessantes Gespräch mit der 
Bundesspitze des VDGN hatte. In diesem Gespräch ist 
mir verdeutlicht worden, dass es beim VDGN keinerlei 
Verständnis für das Agieren der hiesigen Koalitionsfrak-
tionen gibt,

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: So ist das.)

mit der Maßgabe, dass der VDGN im nächsten Jahr für 
die Koalitionsfraktionen, sollten sie sich nicht bewe-
gen, keine Wahlempfehlung aussprechen wird. – Danke 
schön.

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktionen DIE LINKE und FDP)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Ritter.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Müller von der 
Fraktion der SPD. 

(Michael Roolf, FDP: Es gibt kein
neues Argument, Herr Müller.)

Heinz Müller, SPD: Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Wortschöpfung, Herr Kol-
lege Ritter, die Sie eben hier vollzogen haben, mit der 
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einstweiligen Ablehnung ist ja sicherlich sehr interes-
sant.

(Zurufe von Irene Müller, DIE LINKE,
Peter Ritter, DIE LINKE, und Hans Kreher, FDP)

Das war Kollege Nieszery. Aber Kollege Ritter hat sie 
uns jetzt hier noch mal vorgetragen. Es gehört in der Tat, 
meine Damen und Herren, zu den, wie ich finde, recht 
denkwürdigen Regelungen unserer Geschäftsordnung, 
dass sie uns darauf verpflichtet, einen Gesetzentwurf, 
bei dem wir zumindest mehrheitlich zu dem Ergebnis 
gekommen sind, 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Haben 
wir eigentlich noch eine Regierung?)

dass sich eine Behandlung im zuständigen Fach-
ausschuss nicht aufdrängt, nicht lohnt, 

(Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

dass wir die dann hier noch einmal auf die Tagesordnung 
bekommen und noch einmal beraten müssen. Nun, die 
Geschäftsordnung legt das so fest und ich will mich dem 
selbstverständlich nicht entziehen. 

Aber, meine Damen und Herren, ich möchte natürlich 
die Frage stellen, ob sich denn seit unserer ersten Bera-
tung am 04.06. hier tatsächlich neue Argumente ergeben 
haben, neue Tatbestände aufgetaucht sind, die uns zu 
einer anderen Bewertung kommen lassen, als wir vor gut 
drei Monaten gekommen sind. Ich sage Ihnen, ich sehe 
solche neuen Argumente nicht. 

Und das, was Sie hier zitiert haben, Kollege Ritter, dass 
wir im Innenausschuss einen Bericht des Innenministers 
diskutiert haben, das ist zwar richtig, aber Sie haben uns 
nicht dargelegt, warum sich aus dieser Diskussion des 
Berichts des Innenministeriums ergibt, dass wir Fristen 
für Verjährungen, und darum geht es, meine Damen und 
Herren, hier noch einmal, obwohl wir das schon einmal 
getan haben, verlängern müssen. Dieses hat sich aus 
der Diskussion des Berichtes des Innenministers in kei-
ner Weise ergeben. 

Meine Damen und Herren, ich möchte gerne an dieser 
Stelle, weil dies in der öffentlichen Diskussion häufig 
auch sehr unzutreffend und unzureichend diskutiert wird, 
auf ein eigentlich selbstverständliches Faktum hinwei-
sen. Dieses selbstverständliche Faktum ist, dass die not-
wendigen Infrastrukturinvestitionen, die wir zum Wohle 
unseres Landes vornehmen, in irgendeiner Weise bezahlt 
werden müssen. Und hier, und diesen Vorwurf kann ich 
nicht jedem ersparen, wird in der politischen Diskussion 
gerne der Eindruck erweckt, man könne Einzelne von 
Zahlungspflichten befreien, man gibt aber keine Antwort 
darauf, wer die notwendigen Infrastruk turinvestitionen 
bezahlt. Das bleibt im Nebel des Septembers oder auch 
jedes anderen Monats dieses Landes,

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
 So primitiv sind wir nicht, Herr Müller, 

so primitiv sind wir nicht.)

und da wird dann gesagt, na ja, irgendwie wird das 
schon gemacht werden.

(Peter Ritter, DIE LINKE: Außerdem scheint
heute die Sonne und es ist kein Nebel.)

Meine Damen und Herren, wir sollten ganz klar und ganz 
deutlich der Wahrheit die Ehre geben und sagen, irgend-
wie müssen unsere Investitionen bezahlt werden. Man 
kann darüber streiten, wer sie bezahlt, ob Hausbesitzer 
oder Mieter. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Herr Müller!)

Man kann darüber streiten, wie sie bezahlt werden, man 
kann darüber streiten, wann sie bezahlt werden, aber 
man kann nicht darüber streiten, dass sie bezahlt wer-
den müssen.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Da stimmen wir Ihnen doch zu.)

Das gehört zur Ehrlichkeit dazu.

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Herr Abgeordne-
ter, …

Heinz Müller, SPD: Da würde ich gerne einen Hinweis 
von Ihnen hören.

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ratjen?

Heinz Müller, SPD: Gerne.

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Bitte, Herr Ratjen.

Sebastian Ratjen, FDP: Herr Müller, wie erklären Sie 
dann bitte, dass die 81-jährige Witwe mit Sozialrente, 
die ein Haus hat, das ungefähr so wacklig ist wie sie sel-
ber, jetzt plötzlich einen Bescheid über 17.000 Euro für 
Anschlussgebühren bekommt?

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Wie die Witwe, nicht wie Herr Müller. –

Peter Ritter, DIE LINKE: Das liegt am Nebel.)

Ach, das liegt am Nebel.

Heinz Müller, SPD: Herr Ratjen, mit der Dame, die sich 
übrigens ganz passabler Gesundheit erfreut, was mich 
selbst nun wiederum freut, die in einem Artikel des 
VDGN-Mitteilungsorgans hier dargestellt worden ist, 
habe ich selbst gesprochen. Ich bin dort gewesen und 
wir haben vor Ort das Thema diskutiert.

(Barbara Borchardt, DIE LINKE:
Und die Kosten übernommen.)

Dieses ist allerdings ein Ergebnis von Rechtsetzungen 
im Zweckverband und in der Gemeinde selbst, wo eine 
Innenbereichssatzung in einer Weise gestaltet worden 
ist, die ich nicht für sinnvoll halte, 

(Udo Pastörs, NPD: Das hilft der Dame wenig.)

wo Bereiche von Grundstücken in großer Grundstücks-
tiefe, die baurechtlich nicht bebaut werden dürfen, dann 
doch als Bauland gewertet werden im KAG, was auf 
diese gemeindliche Satzung zurückzuführen ist, was ich 
für sehr unglücklich halte. Und ich habe in diesem Fall 
dem zuständigen Zweckverband dringend empfohlen, 
über die individuellen Möglichkeiten, die es ja sehr wohl 
gibt, hier eine vernünftige und eine verträgliche Rege-
lung herbeizuführen.

Sebastian Ratjen, FDP: Nachfrage?

Heinz Müller, SPD: Gerne.

Sebastian Ratjen, FDP: Hat sich das …

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Einen Moment 
bitte. Gestatten Sie eine Nachfrage?

Heinz Müller, SPD: Ja.

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Bitte, Herr Ratjen, 
Sie dürfen fragen.
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(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: So eine
Empfehlung, die haben wir en masse gegeben.)

Sebastian Ratjen, FDP: Wie hat sich das für die alte 
Dame jetzt ausgewirkt?

Heinz Müller, SPD: Das kann ich Ihnen im Moment noch 
nicht beantworten. Ich habe aber vor wenigen Tagen mit 
einem der Sprecher der Betroffenen in dieser Gemeinde 
telefoniert und wir sind so verblieben, dass wir an die-
sem Thema dranbleiben und ich mich dort auch noch 
mal sehen lasse. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Davon können wir auch viel berichten. –

Udo Pastörs, NPD: Das wird ja aber sehr helfen.)

Also, meine Damen und Herren, wenn wir festhalten, 
dass wir unsere notwendigen Infrastrukturinvestitionen in 
irgendeiner Weise bezahlen müssen, dass wir fest stellen, 
wir haben dafür Regelungen, wie dies zu geschehen hat – 
und diese Regelungen des von Herrn Ratjen angespro-
chenen Einzelfalls zeigen es sehr deutlich –, verlagern 
wir sehr viel Kompetenz auf die kommunale Ebene, und 
das wollen wir doch, die wir alle gern in Sonntagsreden 
oder auch real die kommunale Selbstverwaltung hoch-
halten.

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Und eine Änderung schlägt uns die LINKE hier ja über-
haupt nicht vor, sondern die LINKE schlägt uns lediglich 
vor, Festsetzungsfristen, mit denen – schauen Sie bitte 
ins Gesetz – letztlich festgelegt wird, wann frühesten 
eine Verjährung einsetzt, noch einmal um zwei Jahre zu 
verlängern. 

(Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

Und da sage ich Ihnen in aller Deutlichkeit, meine Damen 
und Herren, eine solche Regelung, die das früheste 
Beginnen einer Verjährung um zwei Jahre hinausschiebt, 
wird weder der von Herrn Ratjen angesprochenen alten 
Dame noch sonst irgendeinem Beitragspflichtigen in 
Mecklenburg-Vorpommern helfen, sondern sie wird das 
Problem lediglich verschleppen.

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Das Land 
Brandenburg hat es trotzdem gemacht. – 
Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Und, meine Damen und Herren, wir haben, als wir das 
Kommunalabgabengesetz schon einmal novelliert hat-
ten, genau diesen Passus bereits geändert. Ursprüng-
lich stand darin: bis 2004. Nun steht darin: 31.12.2008. 
Jetzt sagen uns die LINKEN: Macht doch daraus 2010! 
Was Sie nicht sagen, ist, das macht doch Spaß. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Das macht ihnen keinen Spaß, Herr Müller.)

Neun Monate vor der Landtagswahl haben wir dann 
sicherlich gute Argumente, um zu sagen: Macht doch 
daraus 2020! 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE:
Sie denken nur in Wahlkategorien.)

Und, meine Damen und Herren, ich habe es im Juni 
bereits gesagt,

(Zurufe von Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE,
und Michael Roolf, FDP)

es ist nicht von mir erfunden, sondern es ist Tatsache, 
es gibt Zweckverbände, die uns vorschlagen, daraus 

2030 in dem einen Fall und 2035 in dem anderen Fall zu 
machen. 

(Zurufe von Peter Ritter, DIE LINKE,
und Michael Roolf, FDP)

Ich frage mich, wie viele Anträge der LINKEN, mal mit 
zwei Jahren rausschieben, mal mit vier Jahren raus-
schieben, wir in diesem Hohen Hause in den nächsten 
27 Jahren noch werden diskutieren müssen,

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: 
Das ist ja wirklich unsachlich. –

Zurufe von Michael Andrejewski, NPD,
und Raimund Borrmann, NPD)

bis auch DIE LINKE kapiert hat, das Verschieben eines 
Problems ist nicht die Lösung, sondern ist lediglich eine 
Scheinlösung. Das, meine Damen und Herren, lehnen 
wir ab.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: In
 altbewährter Art, Herr Müller. – Heiterkeit 
bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Und ich will hier auch darauf verweisen, Kollegin Bor-
chardt – Sie sind selbst als Vorsitzende des Peti-
tionsausschusses im Innenausschuss gewesen –, wir 
wissen, dass eine Reihe von Petitionen natürlich bei 
Ihnen im Petitionsausschuss aufgelaufen sind von Bürge-
r innen und Bürgern, die hier betroffen sind, und wir 
haben miteinander diskutiert, dass eine reine Verschie-
bung von Verjährungsfristen uns überhaupt nicht weiter-
hilft, auch Ihnen bei den Petitionen nicht. 

(Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

Das haben Sie auch selbst gesagt, dass das reine Ver-
schieben natürlich gar nichts bringt. Aber dieses reine 
Verschieben ist genau das, was die LINKEN uns hier als 
Gesetzentwurf vorschlagen.

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Und deswegen, meine Damen und Herren, muss ich 
Ihnen in aller Deutlichkeit sagen, eine solche Schein-
lösung bringt uns nicht weiter und wir werden sie auch 
heute ablehnen. – Danke.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 

Ja, bleiben Sie nur dabei! – Zuruf von
 Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Müller.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Schnur von der 
Fraktion der FDP.

Toralf Schnur, FDP: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren Abgeordnete! In Zweiter 
Lesung beraten wir heute wieder einmal einen Gesetz-
entwurf zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes, 
der wie die bisherigen Gesetzanträge zur Änderung des 
KAG auch wiederum abgelehnt worden ist. So bestim-
men in unserem Parlament …

(Wolf-Dieter Ringguth, CDU: 
So weit sind wir noch nicht, Herr 

Schnur. Das passiert erst nachher.)

Herr Ringguth, wir wissen ja aus den Ankündigungen 
heraus, was kommt.
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(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Die Überraschung kommt noch. –
Wolf-Dieter Ringguth, CDU: Ja, die 

Überraschung kommt noch. – Heiterkeit bei
Abgeordneten der Fraktionen der SPD und CDU)

Mit der Drucksache 5/1652 hat uns die Landesregierung 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Herr Müller hat nur eine 

Minderheitenmeinung vertreten.)

zwischenzeitlich über den Stand der Erhebung von 
Anschlussbeiträgen für die zentrale Wasserver- und 
Wasserentsorgung nach Wirksamwerden des Rund-
erlasses unterrichtet.

(Heinz Müller, SPD: Deswegen 
kam der Gesetzesantrag ja auch 

vor dem Bericht des Ministeriums.)

Somit ist sie dem Auftrag, über erste Ergebnisse des 
Runderlasses zu berichten, durchaus nachgekommen. 
Auch wenn die Unterrichtung nicht direkt den Antrags-
inhalt beinhaltete, muss man sowohl Antrag als auch 
Unterrichtung doch im Zusammenhang sehen. Inhalt 
des vorliegenden Gesetzantrages ist die Verlängerung 
der Festsetzungsfrist bei Anschlussbeiträgen. Durch 
die Gewährung dieser Fristverlängerung sollte den 
Auf gabenträgern die Möglichkeit eingeräumt werden, 
Gestaltungsspielräume zu nutzen und ihre Satzung dem-
entsprechend zu ändern.

(Hans Kreher, FDP: Genau 
darum geht’s. Darum geht’s. –

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Das hat Herr Müller nicht begriffen.)

Ich will es Ihnen gleich vorwegsagen: Meine Fraktion hält 
die Verlängerung der Fristsetzung immer noch für sinn-
voll.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP –
Wolf-Dieter Ringguth, CDU: Warum?)

Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Mül-
ler, ich möchte Sie an dieser Stelle fragen: Habe ich es 
vorhin richtig verstanden, 

(Vincent Kokert, CDU: Sie müssen uns jetzt erst 
mal erzählen, warum Sie das gemacht haben.)

es handelt sich um ein Verschleppen und eigentlich ist 
es eine scheinheilige Lösung und so weiter und so fort? 
Das habe ich richtig verstanden, ne?

(Heinz Müller, SPD: 
Scheinheilig hab ich nicht gesagt.)

Oder eine Scheinlösung. 

Da möchte ich auf den Beschluss des Landtages von 
Brandenburg vom 17.09.2008 hinweisen, 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Wer regiert
 denn da? – Zuruf von Michael Roolf, FDP)

der exakt genau diese Fristverlängerung bis zum 
Jahre 2011 vorsieht.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP –
Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Guck mal,

das wusste der Herr Müller nicht.)

Dort bilden genau wie in unserem Land SPD und CDU die 
Regierung. Wir wissen sehr wohl, dass wir uns immerhin 
schon 20 Jahre nach der Wiedervereinigung befinden. 

(Heinz Müller, SPD: Richtig.)

Das ist uns schon klar. 

Im Gegensatz zu anderen bereits diskutierten Vorschlä-
gen zur Festsetzungsfrist befindet sich dieser Vorschlag 
in einem zeitlich überschaubaren Rahmen. Es wäre 
falsch, zu sagen, dass der Runderlass aus dem letzten 
Jahr keine Auswirkungen bei den Aufgabenträgern erzielt 
hätte. Von den 104 Aufgabenträgern haben jedoch seit 
Bekanntwerden des Runderlasses lediglich 9 ihre Sat-
zung zur Anwendung der Gestaltungsmöglichkeiten ver-
ändert. Wir sehen in der bestehenden Terminierung der 
Festsetzungsfrist zum 31.12.2008 einen Grund, warum 
nicht mehr Aufgabenträger von dieser Möglichkeit bisher 
Gebrauch gemacht haben. 

10 Aufgabenträger sollen nach Bekanntwerden des 
Runderlasses die Möglichkeit der Umstellung auf ein 
privat rechtliches Modell vorgenommen haben. Die 
Unterrichtung der Landesregierung brachte allerdings 
auch einen anderen interessanten Aspekt ans Tages-
licht. Es ist interessant, dass es trotz der Muss regelung 
im alten KAG und der Sollregelung in der Novelle aus 
2005 im gesamten Land nur 9 Aufgabenträger gibt, die 
im Bereich der Wasserversorgung tatsächlich einen 
Anschlussbeitrag als solchen erheben, obwohl die Vor-
schrift nahezu zwingenden Charakter hat. Es ist aber 
auch ebenso nicht von der Hand zu weisen, dass der 
Runderlass in einigen Punkten praktikable Lösungen 
aufzeigt und auch einige Aussagen, beispielsweise die 
Möglichkeit des Finanzierungswechsels, unter bestimm-
ten Voraussetzungen richtigstellt.

Gerade mit dem Schaffen dieser Möglichkeiten sollte 
den Aufgabenträgern durch eine Verlängerung der Fest-
setzungsfrist die Möglichkeit zu entsprechendem Han-
deln gegeben werden. Anlaufende Diskussionen in den 
Verbänden werden somit durch die Fristbeibehaltung 
zum 31.12. nicht schon im Keim erstickt und können zu 
akzeptablen Ergebnissen führen. 

Sehr geehrte Kollegen der LINKEN, die FDP-Fraktion 
wird Ihrem Vorschlag zustimmen.

(Beifall bei Abgeordneten der
Fraktionen der FDP und DIE LINKE –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:

Das ist sehr zu begrüßen.)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Schnur.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Andrejewski 
von der Fraktion der NPD.

Michael Andrejewski, NPD: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Anstatt die KAG-Problematik zum 
x-ten Mal abstrakt zu erörtern, ist es vielleicht mal 
in teressant, einen konkreten Bescheid eines Zweck-
verbandes zu betrachten und sich zu fragen, wie wohl 
die Wirkung auf die normalen Bürger ausfällt. Der erste 
Satz klingt wie ein Einberufungsbefehl des Kreiswehr-
ersatzamts.

 (Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Kennen Sie so was noch?)

Ich kenne so was noch. 

Sie werden als Eigentümer des Grundstücks zu einem 
Anschlussbeitrag in Höhe von soundso viel Euro heran-
gezogen, Punkt. Befehlston: Sie werden herangezogen. 
Dazu ein Gewitter von gesetzlichen Vorschriften – gemäß 
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Paragrafen 1, 2, 7 und 9 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Mecklenburg-Vorpommern in der Bekannt-
machung, in der Neufassung vom 12.04.2005, GVOBl M-V, 
Seite 46, in Verbindung mit den Paragrafen 1 bis 6 und 8 
der Satzung …

(Wolf-Dieter Ringguth, CDU:
Als Jurist kennt man das doch.)

Nicht nur Juristen haben Häuser.

… über die Erhebung und für die Schmutzwasserbesei-
tigung und so weiter. Wie soll die angesprochene alte 
Dame dieses Zeug verstehen?! Das könnte genauso gut 
chinesisch oder polnisch sein. Eine fremde und zugleich 
bewusst unverständliche, drohende und einschüch-
ternde Behördensprache, die signalisiert, du weißt gar 
nichts und solltest am besten gleich parieren. 

Dazu dann noch das DGB, harter Stoff daraus, Para-
graf 421, Gesamtschuldner. Erstens kann der normale 
Bürger damit auch nicht viel anfangen und zweitens ist es 
haarsträubend, dass mehrere Eigentümer eines Grund-
stücks als Gesamtschuldner haften. Das heißt, kön-
nen zwei von drei Eigentümern des Grundstücks nicht 
zahlen, hält sich der Zweckverband komplett am drit-
ten schadlos. Sehr bequem für die Abkassierer, Haupt-
sache, sie kriegen ihr Geld, wenn nicht von dem, der es 
wirklich schuldet, dann eben von irgendeinem anderen. 
Gerechtigkeit spielt keine Rolle. 

Es folgen dann Berechnungen. Die anrechenbare Grund-
stücksfläche wird multipliziert mit einem Faktor für die 
Zahl der Vollgeschosse, und wie die Bürokraten auf 
den kommen, ist aus dem Bescheid überhaupt nicht zu 
ersehen. Aber netterweise ist ein Auszug aus der Sat-
zung angeheftet, allerdings in der Art von dubiosen 
Geschäfte machern in winziger Schrift. Das berühmte 
Klein gedruckte, dafür braucht die alte Dame eine gute 
Brille oder am besten gleich eine Lupe. 

Aus dieser Satzung kann man schließen, dass es bei der 
Berechnung dieses Vollgeschossfaktors gar nicht auf die 
wirkliche Zahl der Vollgeschosse ankommt,

(Zuruf von Torsten Koplin, DIE LINKE)

sondern darauf, wie viele laut Bebauungsplan gebaut 
werden dürften. Ein Auszug des Bebauungsplans war 
nicht beigelegt. Der Zweckverband erwartet offenbar 
Vertrauen. Man stelle sich vor, das Finanzamt würde die 
Einkommenssteuerlast nicht aufgrund des wirklichen 
Einkommens berechnen, sondern aufgrund dessen, was 
man verdienen könnte aufgrund irgendwelcher Berech-
nungen. Wer nur eine Hütte auf dem Grundstück gebaut 
hat, aber laut Bebauungsplan zwei Stockwerke errichten 
könnte, der zahlt für zwei Stockwerke.

Was auch immer im KAG steht, wenn die Zweckverbände 
in der Praxis so weitermachen, werden nie bürgerfreund-
liche Zustände einkehren. Es gibt so viele Kommissi-
onen und Gremien im Lande. Wie wäre es einmal mit 
einer Übersetzungskommission, die sich bemüht, diese 
grauen hafte Amtssprache in verständliches Deutsch 
zu übertragen? Aber das ist ja so gar nicht erwünscht. 
Untertanen, die zu viel verstehen, könnten lästig werden. 
Da hat man lieber hilflose alte Damen. Dieser Gesetzes-
entwurf wird auch nicht viel daran ändern. Wir enthalten 
uns.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Andrejewski.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Kokert von der 
Fraktion der CDU.

(Zuruf von Michael Roolf, FDP)

Vincent Kokert, CDU: Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Herr Ritter, erst mal mache ich Ihnen ein Kompliment: 
Was Sie versprechen, das halten Sie auch. Sie haben es 
bis jetzt geschafft, uns wirklich in jeder Landtagssitzung 
mit dem KAG wieder zu behelligen. Und auch in dieser 
Landtagssitzung ist Ihnen das geglückt.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Da sind Sie sogar anwesend, Herr Kokert.)

Und ich gehe davon aus, Sie werden es auch in der 
nächsten Landtagssitzung schaffen.

(Peter Ritter, DIE LINKE: Richtig erkannt.)

Es ist sehr klar hier zu merken, Sie diskutieren über einen 
ganz anderen Antrag. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja.)

Sie haben hier lediglich beantragt, die Festsetzungs-
verjährungsfrist um zwei Jahre zu verlängern. Und auch 
Ihre Fraktionskollegin Frau Borchardt hat das ja bereits 
eingeräumt, sie hat zur damaligen Zeit schon erkannt, 
dass das den Bürgern in diesem Land überhaupt nichts 
bringt.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Nein, das schadet 
ihnen. – Barbara Borchardt, DIE LINKE: 

Das hab ich nicht gesagt. Gucken 
Sie sich bitte das Protokoll an!)

Ich möchte Ihnen das mal an einem Beispiel erläutern. 
Das, was Sie hier fordern, steht in Ihrem Antrag über-
haupt nicht drin, denn es passiert Folgendes: Wenn Sie 
den Zweckverbänden, was Sie eigentlich nicht wollen, 
jetzt noch zwei Jahre länger die Möglichkeit geben,

(Dr. Armin Jäger, CDU: So ist das, richtig.)

alle Beitragsbescheide wunderbar für die Bürger, die 
bis jetzt noch nicht erhoben wurden, zu erstellen, dann 
geben Sie ihnen noch mehr die Gelegenheit.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, richtig.)

Bis jetzt sind ja nur 89,5 Prozent erhoben worden und 
dann kriegen sie tatsächlich die 10,5 Prozent auch. 
Das sollten Sie den Bürgern sagen, das ist nämlich die 
Rechtsfolge aus Ihrem Antrag, den Sie hier stellen.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja. – 
Barbara Borchardt, DIE LINKE:

Das stimmt doch gar nicht.)

Und, Herr Ritter, das wissen Sie auch. Deswegen haben 
Sie das ganz gekonnt bei Ihrer Einbringungsrede hier 
auch umschifft.

(Barbara Borchardt, DIE LINKE:
Das stimmt überhaupt nicht.)

Und sagen Sie mir doch eigentlich: Was machen Sie mit 
denjenigen, die schon bezahlt haben? Wie sollen die 
Zweckverbände überhaupt das Geld aufbringen? 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Das geht doch gar nicht.)

Das Geld, was dort geflossen ist, das sind immerhin 
612 Millionen Euro, davon 89 Prozent. Wo sollen die 
Zweckverbände dieses Geld überhaupt hernehmen? 



Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 5. Wahlperiode – 49. Sitzung am 25. September 2008 43

Diese Frage bleiben Sie einfach schuldig. Sie hätten viel-
mehr, Herr Ritter, und da haben Sie ja gewissen Einfluss 
auf Ihre Kommunalpolitiker, das gebe ich gern zu, dass 
wir da noch etwas Nachholbedarf haben,

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Die kenn 
ich auch ganz gut, Ihre Kommunalpolitiker.)

Ihre Kommunalpolitiker davon überzeugen sollen, dass 
Sie mit uns gemeinsam in den Zweckverbandsversamm-
lungen die Vorschläge, die aus dem Innenministerium 
kamen, wie man eine Satzung richtig und rechtmäßig 
erstellt, diskutieren. Sie hätten Sie dazu aufrufen sollen, 
mit uns gemeinsam dort vernünftige Satzungen zu erlas-
sen, 

(Zuruf von Dr. Norbert Nieszery, SPD)

denn es gibt bereits jetzt – das haben wir schon oft 
genug erzählt in diesem Haus, wir wiederholen ständig 
die Argumente – die Möglichkeit, Satzungen zu erlassen, 
die auch sehr bürgerfreundlich und für den Bürger sehr 
transparent sind. Aber Sie haben das Gegenteil getan. 
Sie haben immer so getan, als wenn Sie schon immer 
gegen das KAG gewesen sind. Ich sage Ihnen, wo Sie 
die Gelegenheit gehabt hätten, das Rad der Geschichte 
noch mal umzudrehen. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: So ist es.)

Sie hätten in der letzten Legislatur einfach nur die Vor-
schläge der CDU aufgreifen müssen in Ihrer damaligen 
Regierungskoalition, dann hätten wir viele Probleme, die 
Sie hier heute immer wieder schildern, 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Es ging
 da um einen einstimmigen Beschluss.)

mit dem KAG überhaupt nicht gehabt.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Also diese
 Platte hat einen gewaltigen Riss, Herr Kokert. –

Zuruf von Dr. Armin Jäger, CDU)

Sie haben uns damals einfach in Grund und Boden 
gestimmt, haben auf unsere Argumente überhaupt nicht 
gehört und schämen sich auch nicht ein bisschen, 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE:
Im Gegenteil zu Ihnen haben wir
 immer unsere Fehler anerkannt.)

die gleichen Argumente in jeder Landtagssitzung immer 
wieder vorzubringen.

(Zuruf von Dr. Armin Jäger, CDU)

Und ich sage Ihnen auch, das wird Sie nicht sonderlich 
überraschen, Sie haben für Ihren Antrag bis jetzt kein 
hieb- und stichfestes Argument hier genannt, warum 
wir Ihrem Antrag zustimmen sollen, weil sich aus meiner 
Sicht die Lage der Bürger, die Sie ja gerade so schützen 
wollen – das haben Sie jedenfalls gesagt –, nur noch ver-
schlimmern würde. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja. – 
Zuruf von Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE)

Und deswegen sagen wir ganz klar, wir lehnen als 
Koalition diesen Antrag ab und wir haben das auch oft 
genug bekundet. Wir werden das KAG nicht wieder auf-
machen. Wir sind eigentlich froh über den Stand, der hier 
auch vom Innenminister berichtet wurde. Wir haben fast 
90 Prozent erhobene Beiträge und die mittlerweile auch 
fast bezahlt.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
 Erzählen Sie das auf den Bürgerver-

sammlungen, Herr Kokert! – Zuruf 
von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Herr Abgeord neter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord neten 
Schnur? (Zustimmung)

Bitte.

Toralf Schnur, FDP: Sehr geehrter Herr Kokert, wenn Sie 
hier feststellen, dass man die Lage mit der Fristverlänge-
rung verschlimmert, wie beurteilen Sie dann dieses Ver-
halten der Landesregierung in Brandenburg, die exakt 
die Fristverlängerung beschlossen hat?

Vincent Kokert, CDU: Herr Abgeordneter Schnur, ich 
habe doch gerade die Verhältnisse in Mecklenburg-Vor-
pommern geschildert. Ich kann die Verhältnisse in Bran-
denburg gar nicht einschätzen. Ich sage Ihnen aber, hier 
in diesem Land sind 89,5 Prozent bereits erhoben. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja.)

Das heißt, die Bürger haben bezahlt. Das ist das, was 
Sie immer vergessen.

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Nee, erhoben heißt noch nicht bezahlt.)

Sie führen einfach Scheindebatten, Sie treiben hier 
Sachen durchs Dorf, die überhaupt nicht mehr opportun 
sind. Sie müssen die Frage beantworten, Herr Schnur, 
auch Sie, denn Sie sind ja auch für diesen tollen Antrag 
der LINKEN, Sie müssen die Fragen beantworten: Was 
machen Sie mit den Zweckverbänden? Wo sollen die 
das Geld hernehmen, wenn die eine Satzung ändern, 
weil Sie die Fristverlängerung ja haben wollen? Was wol-
len Sie mit diesen Zweckverbänden machen? Sollen die 
ein Darlehen aufnehmen bei der ortsansässigen Spar-
kasse oder wo soll das Geld herkommen?

(Heinz Müller, SPD: Na, die 
würden das wenigstens verdienen.)

Und Sie lösen das Problem, was Sie ansprechen, damit 
nicht. Ich kann die Brandenburger Verhältnisse nicht ein-
schätzen. Ich weiß aber, in Mecklenburg-Vorpommern 
wäre es das verkehrte Signal.

(Hans Kreher, FDP: Na, dann 
sollen sie sich mal damit befassen.)

Sie würden die Bürger wieder verrückt machen. Ein 
Großteil ist bezahlt worden, das Geld müsste zurück-
gezahlt werden. 

(Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

Wir hätten Rechtsstreitigkeiten in Größenordnungen. 
Damit bringen wir hier keine Ruhe ins Land zum KAG. 

Ich dachte, Sie stellen jetzt noch eine Nachfrage, aber 
anscheinend nicht.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Schade, ne? –
Heiterkeit bei Abgeordneten der
Fraktionen der SPD und CDU)

Ich habe angedeutet oder auch mein Kollege Müller 
hat das hier schon gesagt, wir werden diesem Gesetz-
entwurf der LINKEN nicht zustimmen. – Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktionen der SPD und CDU)
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Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Kokert.

Das Wort hat noch einmal der Abgeordnete Herr Ritter 
von der Fraktion DIE LINKE.

Peter Ritter, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 

Lieber Kollege Kokert, ich freue mich, dass Sie wieder 
da sind und sich in die Debatte einbringen.

(Vincent Kokert, CDU: Gerne.)

Nur besser wird sie davon auch nicht.

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Ja, ja.)

Und ich sage Ihnen, ich schäme mich wirklich, und zwar 
für die Ignoranz der Koalition, wie sie dieses Problem 
behandelt.

(Wolf-Dieter Ringguth, CDU: Das müssen 
Sie sich gar nicht antun, Herr Ritter. –

Dr. Armin Jäger, CDU: Oi, oi!)

Falls Ihnen das nicht bekannt ist, es gab auch ein Schrei-
ben des Innenministers mit Androhung strafrechtlicher 
Maßnahmen, wenn die Zweckverbände die Beiträge 
nicht in der vorgeschriebenen Zeit erheben. Ich erinnere 
daran, dass der von mir geschätzte Kollege Jäger auf 
der zweiten Abwasserkonferenz im Zusammenhang mit 
der Verjährungsfrist geäußert hat, dass er Angst vor die-
sem Datum hat.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, klar. –
Wolf-Dieter Ringguth, CDU: Ja, da haben 

sie über größere Sachen entschieden.)

Und Sie sehen, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, 
wir bieten Ihnen keine Scheinlösung an, sondern Sie füh-
ren seit zwei Jahren eine Scheindebatte zum KAG. Ich 
kann Ihnen hier versprechen, wir werden Sie nicht wei-
ter behelligen, sondern wir werden Sie weiter konfrontie-
ren mit unseren Vorschlägen zum KAG, und irgendwann 
müssen Sie Farbe bekennen. – Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE – 

Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Genau. –
Zurufe von Dr. Armin Jäger, CDU,

und Vincent Kokert, CDU)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Ritter. 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache.

Im Rahmen der Aussprache ist gemäß Paragraf 50 
Absatz 3 unserer Geschäftsordnung beantragt worden, 
den Gesetzentwurf auf Drucksache 5/1490 zur Bera-
tung an den Innenausschuss zu überweisen. Gleichzeitig 
wurde die Durchführung einer Dritten Lesung beantragt. 
Wer der Überweisung des Gesetzentwurfes zur Bera-
tung an den Innenausschuss und der Durchführung einer 
Dritten Lesung zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt 
um das Handzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen? – 
Danke. Stimmenthaltungen? – Danke schön. Damit ist 
die Überweisung des Gesetzentwurfes zur Beratung an 
den Innenausschuss und die Durchführung einer Dritten 
Lesung bei Zustimmung durch die Fraktion DIE LINKE 
und die Fraktion der FDP sowie Stimmenthaltung der 
Fraktion der NPD mit den Stimmen der Fraktion der SPD 
und der Fraktion der CDU abgelehnt.

Wir kommen zur Einzelberatung über den von der Frak-
tion DIE LINKE eingebrachten Entwurf eines Ersten 
Gesetzes zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes 
auf Drucksache 5/1490. 

Ich rufe auf die Artikel 1 und 2 sowie die Überschrift in der 
Fassung des Gesetzentwurfes der Fraktion DIE LINKE. 
Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt um 
das Handzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen? – 
Danke. Stimmenthaltungen? – Danke. Damit sind die 
Artikel 1 und 2 sowie die Überschrift in der Fassung des 
Gesetzentwurfes der Fraktion DIE LINKE bei Zustim-
mung der Fraktion DIE LINKE und der Fraktion der FDP, 
Stimmenthaltung der Fraktion der NPD und Gegenstim-
men der Fraktionen der SPD und der CDU abgelehnt. 

Somit ist der Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE auf 
Drucksache 5/1490 mit den Stimmen der Fraktion der 
SPD, der Fraktion der CDU, Stimmenthaltung der Frak-
tion der NPD und Zustimmung der Fraktion DIE LINKE 
und der Fraktion der FDP abgelehnt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 23: Beratung des 
Antrages der Fraktionen der CDU und SPD – Bericht zur 
Entwicklung der Medienlandschaft in Mecklenburg-Vor-
pommern, Drucksache 5/1795.

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD:
Bericht zur Entwicklung der Medien-
landschaft in Mecklenburg-Vorpommern
– Drucksache 5/1795 – 

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete und 
Fraktionsvorsitzende der CDU-Fraktion Herr Dr. Jäger. 

Dr. Armin Jäger, CDU: Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren Kollegen! Medien in Meck-
lenburg-Vorpommern, aber nicht nur in unserem Lande, 
sind in Bewegung. Stichwörter sind: Konzentration, 
Diversifikation. Es gibt neue Anbieter, es gibt das Inter-
net, es gibt Funk und Fernsehen in veränderter Form, es 
gibt öffentliche und private Angebote, es gibt einen tech-
nischen Fortschritt, bei dem wir manchmal kaum mit-
halten können, und schließlich ist die Demografie auch 
im Medienbereich ein wichtiges Stichwort.

Wir haben uns im Innenausschuss, der bei uns auch 
der Medienausschuss ist, mehrfach der Printmedien, 
also der Zeitungslandschaft, angenommen. Wir sind 
da sachkundig beraten worden bei den Anhörungen. 
2005 fand vor dem Hintergrund der Veränderungen bei 
der „Schweriner Volkszeitung“ eine sehr umfangreiche 
öffentliche Anhörung statt, von der wir heute alle noch 
ein bisschen zehren, weil dort auch Grundsätzliches dis-
kutiert wurde. Wir haben in diesem Jahr vor dem Hinter-
grund der Entwicklung bei allen unseren drei Regional-
zeitungen bereits vor der Sommerpause eine Anhörung 
durchgeführt. Ich entsinne mich noch, das war fast auf 
Zuruf. Herr Professor Methling, Sie haben gesagt, dann 
machen wir doch mal eine Anhörung. Da habe ich hier 
impulsiv gesagt, dann machen wir eine. Das haben wir 
dann gemeinsam, also wir alle gemeinsam gemacht. Das 
war auch richtig so. 

Wir werden sicher – und das haben wir auch dort in der 
Anhörung schon gesagt, denn da hatten wir gar nicht die 
Zeit, alle die Fragen zu stellen, und auch unsere Sachver-
ständigen konnten nicht auf alle Fragen sofort eine Ant-
wort geben – diese Anhörung fortsetzen. Was wir aber 
brauchen, ist mehr Information, und zwar kontinuier-
lich, nicht nur manchmal, wenn es irgendwo brennt oder 
es zu brennen droht, sondern kontinuierlich, denn die 



Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 5. Wahlperiode – 49. Sitzung am 25. September 2008 45

Presse ist als ein ganz wichtiger Faktor in einer Demo-
kratie ein Bereich in unserem gesellschaftlichen Leben, 
auf den unser Fokus auch gerichtet sein muss. Also ich 
bin bekennender Zeitungsleser. Für mich ist ein Früh-
stück ohne Zeitung – zum Leidwesen meiner Frau – kein 
gutes Frühstück. Aber die Lesegewohnheiten ändern 
sich und ich glaube, wir sollten durchaus auch als Land-
tag uns die Informationen besorgen.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Was
wollen Sie denn später lesen, Herr Kollege?)

Ja, das ist eben die Frage. Gut, okay. Also ich muss ehr-
lich sagen, der erotische Reiz, von einem Laptop Zeitung 
zu lesen, der entzieht sich mir zurzeit noch. Ich habe lie-
ber ein Stück Papier in der Hand.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Mir geht es genauso.)

Aber das ist eine sehr private Vorliebe. 

Ich glaube, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sollten – 
und das ist der Kern unseres Antrages, es ist kein kom-
plizierter, wie jeder sehen kann – einfach dafür sorgen, 
dass wir in regelmäßigen Zeitabständen, und wir glau-
ben, dass das immer die Jahresfrist ist, eine jährliche 
Unterrichtung erhalten. 

Und, meine Damen und Herren, dass das bedeutsam ist, 
dass wir das so festlegen miteinander als Landtag, das 
mag die Beobachtung zeigen. Wer von uns das schon 
länger beobachtet und mit daran arbeitet, der entsinnt 
sich, so schnell vergeht die Zeit, die letzte Unterrichtung 
der Landesregierung für den Landtag zur Situation der 
Printmedien stammt aus dem Jahr 2000. War ein schö-
nes Jahr, aber liegt doch jetzt einige Zeit zurück. Ich 
glaube, es ist gut, wenn wir das tun, und ich habe den 
Eindruck, dass wir es bei veränderten Bedingungen in 
diesem Bereich auch tun müssen. 

Meine Damen und Herren, diese Koalition hat Medien-
politik sehr wohl in den Fokus auch der Koalitions-
vereinbarung gestellt. Wir haben dem in unserer Koali-
tionsvereinbarung – ich weiß nicht, ob die Zahl so 
bedeutend ist, aber es mag zeigen, dass wir es nicht 
nur so dahersagen – elf Ziffern gewidmet. Wenn Sie rein-
gucken, sind das auch nicht nur Ziffern, die so ein biss-
chen was sagen, sondern das sind inhaltlich durchaus 
Aussagen, auf die wir uns verständigt haben. Das sind 
immerhin sechs mehr als in der 4. Legislatur periode. Ich 
will damit nicht protzen, aber man sieht, zu dem Zeit-
punkt, als wir die Koalitionsvereinbarung verhandelt 
haben, waren wir uns über die Bedeutung durchaus im 
Klaren.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Und was tun Sie dann?)

Genau das. Genau das, Professor Methling. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Was tun Sie dann?)

Ja, genau. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE –

Zuruf von Wolf-Dieter Ringguth, CDU)

Was wir nicht tun werden, das ist, die wirtschaftlichen 
Entscheidungen der Zeitung zu ersetzen. Das war mal, 
ist nicht. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja, 
das ist das, was Sie nicht tun. Und was tun Sie?)

Das ist klar. Was wir tun, ist, dass wir unsere Zeitungen 
in ihrem Bestreben – und das habe ich mit Genugtuung 
in der Anhörung zur Kenntnis genommen – unterstüt-
zen, dass sie wirklich Regionalzeitungen bleiben. Wich-
tig für die Information, für die Aufgabe der Presse ist die 
regio nale Berichterstattung. Da werden wir in der nächs-
ten Anhörung, ich glaube, das tun wir dann gemeinsam, 
noch mal genau nachhaken, was das genau bedeutet, 
auch aus der Sicht der Beteiligten, der Journalisten wie 
auch der Verlegerseite. 

Deswegen, meine Damen und Herren, ich will nicht län-
ger reden, ein jährlicher Bericht würde uns helfen, diese 
Aufgabe als Landespolitiker, denn Medienpolitik ist Lan-
desaufgabe, wahrzunehmen, und deswegen bitte ich 
Sie, unserem Antrag zuzustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU –

Zuruf von Dr. Wolfgang Methling, DIELINKE)

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Dr. Jäger.

Im Ältestenrat wurde eine Aussprache mit einer Dauer 
von 45 Minuten vereinbart. Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch, dann ist das so beschlossen. Ich eröffne 
die Aussprache. 

Das Wort hat der Vizepräsident und Abgeordnete der 
Fraktion DIE LINKE Herr Bluhm.

Andreas Bluhm, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Um es gleich am 
Anfang der Rede deutlich zu sagen, dieses Berichts-
ersuchen wird auch von meiner Fraktion unterstützt. 
Nicht zuletzt der außerordentliche Pressetag im Februar 
dieses Jahres des Journalistenverbandes unseres 
Landes hat dieses ebenso deutlich gemacht wie – Herr 
Dr. Jäger sprach davon – die erste Anhörung im zustän-
digen Rundfunkausschuss hier im Parlament und die 
dem vorausgegangene Aktuelle Stunde auf Antrag mei-
ner Fraktion,

(Dr. Armin Jäger, CDU: Richtig, ja.)

als dann im Ergebnis dieser Aktuellen Stunde spontan 
die Anhörung entschieden wurde.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, genauso war’s.)

Und manchmal ist spontane Politik auch gute Politik.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE –

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Das hätte 
es nicht gegeben ohne die Aktuelle Stunde. –

Dr. Armin Jäger, CDU: So ist es.)

Die Entwicklung in unserem Lande zeigt, dass sich die 
Medienlandschaft natürlich in einem tief greifenden 
Umbruch befindet. Die technische Entwicklung führt zu 
einem Verschmelzen von Print- und Onlinemedien mit 
den Rundfunkangeboten. Und diese Veränderungen 
berühren natürlich nicht nur die Konsumenten, sie berüh-
ren auch die Beschäftigten in diesen Bereichen und sie 
haben eben unmittelbare Auswirkungen auf die Funktion 
der Presse- und Medienlandschaft in Gänze. 

Und auch hier möchte ich immer noch so ein bisschen, 
wenn es um Medienpolitik und medienpolitische Ent-
wicklung des Landes geht, auf den Eindruck dieses 
außerordentlichen Pressetages zurückkommen, der in 
seinem inhaltlichen Schwerpunkt die Pressefreiheit hatte. 
Da ging es um den Bundespräsidenten Horst Köhler und 
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Karl Marx, und zwar in einem unmittelbaren Zusammen-
hang, nämlich um die Rede des Bundespräsidenten zum 
50. Jahrestag des Deutschen Presserates und sein in 
dieser Rede verwendetes Zitat von Karl Marx, ich darf 
zitieren: „Die erste Freiheit der Presse besteht darin, kein 
Gewerbe zu sein.“ 

Ja, meine sehr verehrten Damen und Herren, gesicherte 
und gute Rahmenbedingungen sind Grundlage für 
journalistische Qualität und Vielfalt. Sie sind Voraus-
setzung für die Pressefreiheit, die natürlich unter dem 
besonderen Schutz des Grundgesetzes steht und die 
damit Privilegien von Verfassungsrang schafft. 

Und Herr Voigtländer, der Vorsitzende des Journalisten-
verbandes, hat in seinem Eingangsstatement genau 
zu diesem Thema etwas gesagt und ich möchte es an 
dieser Stelle zitieren, sozusagen zur Erinnerung für uns 
genauso wie an die Adresse von Verlegern. Kai Voigt-
länder formuliert, Zitat: „Wenn man unter den Bedin-
gungen der grundgesetzlich geschützten Pressefreiheit 
Zeitungen herstellt …, dann heißt das nicht, dass man 
keinen Gewinn machen darf. Natürlich sind Zeitungen 
auch Wirtschaftsbetriebe. Aber sie sind eben mehr als 
nur Wirtschaftsbetriebe. Und das vergessen sie gerade 
in den Verlagen, wenn sie die Umsatz renditen mal 
eben von neun auf zwölf und fünfzehn Prozent herauf-
schrauben. Pressefreiheit bedeutet unter anderem auch, 
dass man Redaktionen nicht einfach als einen Pool aus-
tauschbarer Leiharbeiter zweiter und dritter Ordnung 
organisieren kann, um sie besser hin- und herschieben 
und die Rendite um noch zwei Prozent nach oben trei-
ben zu können. Zeitungen sind nicht nur Wirtschafts-
betriebe, sie sind Ausdruck regionaler Identität. Die Zei-
tung ist Markt treiben und Dorfplatz. In ihr werden die 
Dinge verhandelt, die eine Mehrheit von Bürgern und Ein-
wohnern betreffen und interessieren. Zeitungen sind ein 
Stück praktizierte Demokratie, und nur deshalb genie-
ßen sie als Wirtschaftsbetriebe die Privilegien des Grund-
gesetzes. Nur deshalb genießen sie die Pressefreiheit. 
Und deshalb ist diese Pressefreiheit auch bedroht, wenn 
Zeitungen nur noch als Wirtschaftsbetriebe auftreten 
und agieren.“ Ende des Zitats.

Jawohl, meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
haben als Politik in diesem Lande auch dafür Sorge zu 
tragen, dass die Pressefreiheit ihre Grundlage nicht ver-
liert, und in diesem Sinne ist es natürlich dem federfüh-
renden zuständigen Rundfunkausschuss gut angeraten, 
sich sehr intensiv auf der Grundlage eines von der Lan-
desregierung vorzulegenden Berichtes mit der Entwick-
lung der Medienlandschaft zu beschäftigen, nicht nur mit 
den Printmedien. Denn das, was Herr Voigtländer hier so 
schön zur Presse gesagt hat, gilt natürlich auch für den 
Rundfunk. 

Ich will an der Stelle auch und unmittelbar an Herrn 
Dr. Jäger anknüpfen: Jawohl, Verankerung in der Region 
ist auch für die Identität der Menschen wichtig, und auch 
darüber muss natürlich zu reden sein, wenn es um struk-
turelle Entscheidungen in diesen Unternehmen geht, 
die ihre Pressefreiheit vor dem Hintergrund des Grund-
gesetzes eben nur deshalb genießen, weil sie kein aus-
schließliches Gewerbe sind. Auch die Transparenz über 
Besitz- und Beteiligungsverhältnisse ist herzustellen. 
Hierzu gibt es eine Menge von Fragestellungen, und in 
zurückliegenden Anhörungen dieses Parlamentes hat 
es ja dazu bereits Diskussionen auch mit den Verlegern 
gegeben. Es gibt sicherlich eine ganze Reihe von Frage-
stellungen, die im Moment durch die Fraktionen vor-
bereitet werden, auch für den zweiten Teil der Anhörung, 

der ja schon thematisiert wurde. Da ist zum Beispiel die 
Frage, welchen Stellenwert denn die Meinungs- und 
Pressevielfalt im demokratischen Meinungsbildungs-
prozess unseres Landes hat und wie es denn mit der 
Vielfalt bestellt ist. Wie sind die Printmedien in Meck-
lenburg-Vorpommern bezüglich der publizistischen Viel-
falt, der Objektivität und der Qualität zu beurteilen? Wel-
che Beurteilungsmaßstäbe können angelegt werden? 
Und so weiter und so weiter. Also eine ganze Menge von 
Fragen, die, denke ich, in dem zuständigen Ausschuss 
und dann jährlich – ich finde es gut – auf der Grund-
lage eines solchen Berichtes der Landesregierung zu 
diskutieren sind. Das ermöglicht nämlich auch öffent-
liche Debatte, das ermöglicht auch demokratische Teil-
habe von Journalistinnen und Journalisten, von in die-
sem Bereich Tätigen. 

Allerdings, auch das will ich hier kritisch anmerken, ist 
die permanente Ausgliederung von Kernbereichen in 
den einzelnen Unternehmen aus unserer Sicht wenn 
nicht kontraproduktiv, so doch zumindest stark zu hin-
terfragen. 

Wir wissen doch alle von der Entwicklung auch bei der 
„SVZ“, dass die Mantelredaktion jetzt zum 01.10. aus-
gegliedert ist, ohne Tarifbindung, dass der „Nordkurier“ 
zum 30.04.2008 den Onlinebereich und die Anzeigen-
kuriere ausgegliedert hat. Alles das hat natürlich Kon-
sequenzen auf die sich vollziehende Entwicklung in der 
Medienlandschaft unseres Landes. 

Und so gut, wie der Bericht auch ist, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren der Koalition, ich möchte Sie 
vor dem Hintergrund der heutigen Debatte und möglicher-
weise auch der kommenden Anhörung ermuntern, viel-
leicht doch, auch wenn es in Ihrem Koalitionsvertrag kei-
nen Punkt zur Novellierung des Landespressegesetzes 
gibt, darüber nachzudenken, es zu tun. Denn ich glaube 
nicht, dass man die Zeit hat, Entwicklungen sozusagen 
bis 2011 zu einer neuen Legislatur und einer neuen 
Koalitionsvereinbarung – wer immer die auch miteinander 
vereinbaren möge –

(Wolf-Dieter Ringguth, CDU: Ach so?)

abzuwarten, um nicht doch entsprechende Fragen der 
gesetzlich fixierten Notwendigkeit der Veröffentlichung 
von Daten über wirtschaftliche Verflechtung und Trans-
parenz, der Sicherung publizistischer Qualität und Viel-
falt und auch der Regelung von Mitsprache und Mit-
wirkung der Journalistinnen und Journalisten selbst zu 
regeln.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, schließen 
möchte ich mit einem Zitat – und damit komme ich zum 
Ende – eines Innenpolitikchefs einer großen deutschen 
Zeitung, der „Süddeutschen Zeitung“, von Heribert 
Prantl, den Sie ja öfter mal lesen, der gesagt hat, Zitat: 
„Wenn es eine Tendenz gibt, die Pressefreiheit auf die 
Freiheit der grundrechtsgeschützten Geldvermehrung 
zu reduzieren, dann wird es immer schwerer werden, sie 
als besonders wichtig zu verteidigen.“ Ganz in diesem 
Sinne freue ich mich auf interessante Diskussionen zu 
den Berichten. Wir stimmen diesem Antrag als Fraktion 
DIE LINKE aus vollem Herzen zu.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Renate Holznagel: Danke schön, Herr 
Bluhm.

Das Wort hat jetzt der Fraktionsvorsitzende der Fraktion 
der SPD, der Abgeordnete Herr Schlotmann.
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Volker Schlotmann, SPD: Toll. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Na, so toll ist das auch wieder nicht.)

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich muss 
sagen, es ist ja nicht allzu häufig, dass sich zumindest 
Teile der Opposition und Regierungskoalition innerlich 
doch so dicht beieinander befinden. Finde ich auch gut,

(Gino Leonhard, FDP: Ist auch besser.)

zumindest punktuell – 

(Andreas Bluhm, DIE LINKE: Punktuell? – 
Heiterkeit bei Abgeordneten 

der Fraktion DIE LINKE)

zumindest punktuell, weil nicht alles immer markt-
schreierisch verkauft werden muss. Aber eines ist ja nun 
deutlich geworden, zumindest bis jetzt, das wird sicher-
lich nicht für alle Redner gelten: dass die Bedeutung der 
freien Presse in einer Demokratie gar nicht hoch genug 
bewertet werden kann. Also ich denke, das ist mehr als 
deutlich geworden und das beruhigt zwar nicht außer-
ordentlich, aber in mancher Situation ist es ganz wich-
tig. Und ich denke, wir sind uns auch einig, dass nur 
eine unabhängige Presse, also eine freie Presse, durch 
freie und gut recherchierte Berichterstattung über Poli-
tik, Justiz, Behörden und Unternehmen die Öffentlich-
keit wirklich informieren kann, oder, wie ein kluger Mann 
mal sagte: „Die Presse muss die Freiheit haben, alles 
zu sagen, damit gewisse Leute nicht die Freiheit haben, 
alles zu tun.“ Ich gebe zu, ich denke, das muss man nicht 
hinter vorgehaltener Hand sagen, auch wenn das manch-
mal natürlich wehtut, das kennen wir alle, im regionalen 
Bereich, im lokalen Bereich und darüber hinaus. 

(Heike Polzin, SPD: Ja, solange
sie bei der Wahrheit bleiben.)

Aber es ist eine Grundlage dessen, was wir hier eigent-
lich tun.

Meine Damen und Herren, wir als Bürgerinnen und Bür-
ger dieses Landes müssen über die Vorgänge in diesem 
Land informiert sein, und zwar eben nicht nur über die 
landespolitischen Schwerpunkte oder die landesweit 
wichtigen Themen, sondern eben auch über die Themen 
und Vorgänge in unseren Gemeinden, unserer näheren 
Umgebung und unserer Region. Für die Unterstützung 
der Meinungs- und Willensbildung unserer Bürger auf 
regionaler Ebene brauchen wir die regionalen Medien. 

Und, meine Damen und Herren, Sie haben in der Aktu-
ellen Stunde zum Thema „Unser Land braucht seine Zei-
tungen“ im Juli dieses Jahres – ich sage das jetzt noch 
mal ganz bewusst, denn das kam vorhin rechts von mir, 
wenn ich hier vorne sitze – auf Antrag der LINKEN, das 
kann man ruhig hier mal so sagen, gehört, dass die Zei-
tungslandschaft in diesem Land, so, wie wir sie kennen, 
so, wie wir sie kennen gelernt haben, so, wie sie aufge-
baut worden ist, massiv im Umbruch ist. Und die öffent-
liche Sitzung des Innenausschusses zu diesem Thema 
am 16. Juli hat diesen Eindruck weiter verstärkt. 

Uns ist allen klar, der mediale Markt ist massiven, star-
ken Veränderungen unterworfen. Dieser Situation müs-
sen wir uns stellen. Immer weniger Menschen kaufen Zei-
tungen. Die Zeitungen haben geringere Auflagengrößen, 
geringere Auflagen bedeuten geringere Vertriebs- und 
Anzeigenerlöse für die Zeitungen. Und was passiert? Die 
Verlage reagieren mit Rationalisierungsmaßnahmen wie 
Personalabbau, wie der Arbeitsverdichtung, Verlänge-

rung der Arbeitszeiten und konzentrieren sich leider auf 
immer weniger Arbeitsfelder. Meine Damen und Herren, 
diese Situation ist für die Journalisten insgesamt drü-
ckend und macht ihnen eine gut recherchierte Arbeit für 
ihre jeweiligen Zeitungen sehr schwer, manchmal viel-
leicht sogar ganz unmöglich. 

Gibt es ähnliche Entwicklungen in anderen Medien? 
Diese Frage müssen wir uns auch stellen. Bedeutet das, 
wie hier schon angeklungen, dass die Presse freiheit ins-
gesamt und die Pressevielfalt in Mecklenburg-Vorpom-
mern tatsächlich in Gefahr geraten können und damit 
letztendlich auch die Meinungsfreiheit in diesem Land? 
Um diese Fragen zu beantworten, müssen wir die dyna-
mischen Prozesse der Medienlandschaft in Meck-
lenburg-Vorpommern genau analysieren. Dafür reicht es 
nicht aus, unsere Printmedien und die dazugehörigen 
Verlage aufzulisten. Dazu muss die gesamte Medien-
landschaft abgebildet werden und dafür muss auch dar-
gestellt werden – und ich zitiere hier noch mal wörtlich 
aus dem vorliegenden Antrag –, „wie sich die Meinungs-
vielfalt in Mecklenburg-Vorpommern … widerspiegelt“.

Wir haben im Jahr 2000 durch die Landesregierung 
den Bericht über die Entwicklung des Pressewesens in 
Mecklenburg-Vorpommern lesen können. Der Bericht 
kam damals zu dem Schluss, dass die schnelle Ent-
wicklung in der Medienlandschaft eine fortlaufende, ein-
gehende, kritische Begleitung erfordere. Da kann ich nur 
sagen, das ist richtig. Und auch damals zeichnete sich 
bereits ein Konzentrationsprozess bei den Medien ab, 
und zwar sowohl bei den Zeitungen als auch bei den 
privaten Hörfunksendern, das heißt, weniger Zeitungen 
und Radiosender, die wiederum von wenigen großen 
Mutterhäusern verlegt beziehungsweise betrieben wer-
den. 

(Vizepräsident Andreas Bluhm
übernimmt den Vorsitz.)

Meine Damen und Herren, die Verschärfung dieser 
Umstände und die Dynamik dieses Prozesses erfordern 
eben einen jährlichen Bericht, einen jährlichen Bericht – 
Herr Jäger hat das gesagt, Herr Bluhm hat das gesagt, 
ich schließe mich dem an –, auf dessen Grundlage wir 
wirklich genau beobachten können, wie die Entwick-
lung ist, wie die Auswirkungen auf die Medienvielfalt und 
Meinungsvielfalt abzuschätzen ist, und dann können 
wir hier gemeinsam mit der Arbeit beginnen. Deswegen 
werbe auch ich hier für die Zustimmung zu unserem 
Antrag. – Danke.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Herr 
Schlotmann.

Es hat jetzt das Wort für die Fraktion der FDP der Abge-
ordnete Herr Ratjen. Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Sebastian Ratjen, FDP: Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen! Liebe Kollegen! Wenn man sich das Protokoll 
der öffentlichen Anhörung „Unser Land braucht seine 
Zeitungen“ durchliest, dann wird einem schon manch-
mal ein bisschen schwummerig, wer da alles die Pres-
sefreiheit verteidigen will. Man liest da von einer Kolle-
gin dieses Hauses, die sich darüber beschwert, dass die 
Zeitungen sich nicht an die Wahlkreise halten und dass 
sie drei Zeitungen beziehen muss, um alles aus ihrem 
Wahlkreis zu erfahren. Dann kommen da so Vorschläge, 
man könne doch die Lokalbeilagen an die kommunalen 
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Gebiets körperschaften angleichen – das fällt sehr 
schwer, weil die Landesregierung ja alle fünf Minuten die 
Gebietskörperschaften ändern will. Man stelle sich vor, 
die Zeitungen hätten sich auf die neuen Strukturen ein-
gestellt, ja, jetzt wäre schon wieder alles dahingeblasen, 
denn im Gegensatz zur öffentlichen Verwaltung müssen 
Zeitungen auch so ein bisschen wirtschaftlich arbeiten.

Gewerkschaftsfunktionäre beschweren sich, dass ihre 
ach so wichtige Pressekonferenz nicht ausreichend 
reflektiert worden ist, erklären auch gleich, wo sie das 
denn hinsetzen würden, und haben gute Vorschläge, 
dass das doch auf Seite drei in diesem Thema …

(Volker Schlotmann, SPD: Nun, die faule
Pressearbeit der FDP ist ja bekannt. –

Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

Die Pressearbeit der FDP findet zumindest nicht so statt, 
dass ich wie die SPD große Pressebeteiligungen im 
Wert von 4 Milliarden Euro besitze. Das ist nämlich ein 
weiterer Grund dafür, warum dieser Bericht sehr wich-
tig ist. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Wie die Verdienste der „Bild-Zeitung“!)

So häufig, wie ich in der „Bild-Zeitung“ bin, kann man 
mich nicht wirklich als „Bild-Zeitungs“-Stimme bezeich-
nen. 

(Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE,
und Peter Ritter, DIE LINKE)

Nein, liebe Frau Borchardt, Sie sollten mit uns zusam-
menarbeiten. Es gibt in diesem Land eine Partei, die 
mehr Pressebeteiligungen hat als jede andere Partei, die 
ich kenne, und das ist die SPD.

(Volker Schlotmann, SPD: Und damit 
machen wir die Meinungsvielfalt kaputt?)

Ein Grund, warum es ganz wichtig ist, dass dieser Bericht 
auch weiter jährlich durchgeführt wird, ist, dass wir auch 
in diesem Land aufpassen, dass hier nicht eine Partei in 
irgendeiner Form Vormachtstellungen bei Pressebeteili-
gungen hat. 

Es geht aber auch weiter. Man beschwert sich auch, 
dass der Landtag zu wenig reflektiert wird. Nun muss 
man sagen, liebe Kolleginnen und Kollegen, bei einigen 
der Reden, die man hier hört, habe ich eigentlich Mitleid 
mit den Journalisten, weil ich mich frage: Was sollen die 
daraus machen?

(Unruhe bei Abgeordneten der Fraktion der SPD –
Volker Schlotmann, SPD: Ja, das trifft 

gerade im Moment zu.)

Da gibt es die einen, die …

(Volker Schlotmann, SPD: 
Genau so, ganz genau so ist das. –

Zuruf von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Nur weil Sie lauter brüllen. Ich habe ein lauteres Mikro-
fon. Ich glaube, die Technik kann mich lauter machen. 

(Zuruf von Volker Schlotmann, SPD)

Es gibt die einen, die nicht einmal in der Lage sind, das 
vorzulesen, was ihnen der Referent vorher aufgeschrie-
ben hat. Parlamente sollten eigentlich mal ursprünglich 
…

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ich glaube, 

Ihnen ist nie was aufgeschrieben worden.)

… der Olymp der Rhetorik sein. Wenn ich mich da im 
Landtag umschaue, dann wird das doch ein bisschen 
mau,

(Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

und dann wundert es mich nicht, dass nicht so viel 
berichtet wird, wie eigentlich könnte. 

Nichtsdestotrotz, dieser Bericht ist notwendig.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Sie glauben doch wohl nicht, dass Sie 

damit in die Zeitung kommen! –
Zuruf von Volker Schlotmann, SPD)

Total, und je mehr Sie reden, desto mehr lerne ich dazu. 

(Volker Schlotmann, SPD: Sie glauben, 
Sie haben voll die Kennung, ja?)

Ja, dann hat das doch auch einen Sinn. Ja.

(Dr. Armin Jäger, CDU: 
Das kostet noch nicht mal was. –

Zuruf von Volker Schlotmann, SPD)

Doch, sein Gehalt und meins.

(Volker Schlotmann, SPD: Ich kriege kein Gehalt, 
das haben Sie auch noch nicht mitgekriegt.)

Na, bei Ihnen hat ja die Diät nicht geholfen, wie man 
sieht.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der Fraktion 
der NPD – Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 

Das war sehr hintergründig.)

So, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, wir 
werden, 

(Zuruf von Volker Schlotmann, SPD)

wir werden diesem Antrag selbstverständlich zustimmen 
und …

(Dr. Armin Jäger, CDU: 
Reden wir eigentlich über Zeitungen?)

Wir reden über die Zeitung,

(Dr. Armin Jäger, CDU: Eben, also.)

aber der Kollege Schlotmann will immer sein Über-
gewichtsproblem hier einbringen. Aber ich bin ja da sehr 
liberal. Wir werden ihm auf alle Fälle zustimmen und …

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Ach, Sie haben das so gemeint! Aha! –

Volker Schlotmann, SPD: 
Also ich kann viel aushalten.)

Bitte?

(Zuruf von Regine Lück, DIE LINKE)

Wissen Sie, ich bin immer gerne bereit, irgendwelche 
Einwürfe aufzunehmen. Aber Herr Professor Methling 
traut sich jetzt gerade nicht so richtig. – Danke.

(Vincent Kokert, CDU: Er sprach noch. –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 

Ihre Reaktion war so überwältigend. –
Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE,

und Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Herr 
Abgeordneter Ratjen.
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Ich möchte darauf aufmerksam machen, dass, so spa-
ßig manche Bemerkungen auch gemeint sein mögen, sie 
doch nicht die Persönlichkeit eines Abgeordneten diffa-
mieren sollten. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Das meine ich auch, ja.)

Und ich denke, das war hart an der Grenze oder über-
schritten. Ich bitte alle Abgeordneten, das zum Anlass 
zu nehmen, sich über solche Äußerungen künftig vorher 
vielleicht doch einen Gedanken mehr zu machen.

(Zuruf von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Es hat jetzt das Wort für die Fraktion der NPD der Frak-
tionsvorsitzende Herr Pastörs. Bitte, Herr Abgeordneter.

Udo Pastörs, NPD: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wir haben soeben gehört, dass es 
eine Grundforderung sei, dass die Journalisten schrei-
ben dürfen müssten oder können dürfen, was sie auch 
schreiben wollen. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, das sehen wir so.)

Wenn Sie die lokalen Zeitungen betrachten und die 
Berichterstattung dort, dann werden Sie feststellen, dass 
über meine Partei überhaupt nicht berichtet wird. 

(Zurufe von Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE: Oh! –

Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Oh, schade!)

Es wird hier eine Ausgrenzung durchgeführt, die nun 
wirklich nicht den Anspruch haben kann, dass man sagt, 
die Zeitungen müssen auch dafür sorgen, dass umfas-
send über alles das berichtet wird, um sich eine Meinung 
bilden zu können, was zum Beispiel hier in diesem Hause 
politisch diskutiert und ausgehandelt wird.

(Helmut Holter, DIE LINKE:
Ihre Meinung steht doch fest.)

Das ist erst mal etwas Grundsätzliches, was ich fest-
stelle. Und des Weiteren möchte ich sagen, man könnte 
ganz sarkastisch formulieren, dass nach dem Zusam-
menbruch der DDR die ehemaligen DDR-Bürger sich 
nicht haben umstellen müssen. Denn für die hat sich gar 
nicht viel geändert. Das ist im Kern so gelaufen,

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Sie kennen sich gut aus in der DDR. –

Zuruf von Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE)

dass sogenannte rote Seilschaften nach ’89 sich ver-
bündet haben mit westlichen Konzernen und hier eine 
Presse landschaft geschaffen haben, die also mit Verlaub 
gesagt nicht unbedingt das gesamte Spektrum des Mei-
nungsbildes in diesem Land widerspiegelt. Die seiner-
zeitigen SED-Publikationen sind von der Treuhand sehr 
gezielt konzentriert an westliche Konzerne verkauft wor-
den. Und daher mangelt es auch nach unserer Auffas-
sung an einer wirklichen Möglichkeit, hier frei und ohne 
Druck über alles das zu berichten, was von Bedeutung 
ist. 

(Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, durch diese Bildung neuer 
Allianzen sind natürlich auch konzentrierte Meinungs-
potenziale entstanden, die nach unserer Auffassung 
einer ständigen Beobachtung bedürfen.

(Gelächter bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE)

Wir stimmen daher selbstverständlich dem Ansinnen zu, 
hier jedes Jahr einen Bericht zu geben, was sich in der 
Presselandschaft so getan hat. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Schauen wir uns nur im Lande um, so sehen wir, dass bei 
den Printmedien eine personelle Ausdünnung erfolgt ist. 
Zuletzt wurde die SVZ-Mantelredaktion ausge gliedert, 
und dies bei einem Jahresüberschuss von 2,4 Millio-
nen Euro. Beim „Nordkurier“ sieht es nicht besser aus. 
Der überführte Anfang 2008 gleich vier Regionalverlage 
in eine neue Struktur. Über Nacht sahen sich die Redak-
teure mit einem dubiosen Arbeitsvertrag konfrontiert. 
Und nicht zuletzt befinden sich die „OZ“ und „Lübe-
cker Nachrichten“ in einem Verschmelzungs prozess. 
Anspruch und Wirklichkeit klaffen also auch dort weit 
auseinander. 

Ich möchte Ihnen ein Beispiel, ein grobes Beispiel von 
Konzentrationen einmal vorführen, und zwar das Medien-
imperium der SPD. Die Verlagsgesellschaft DDVG mit 
Anteilen an rund 60 Zeitungen und 20 Radiostationen 
hat eine Macht erlangt und damit auch ein Meinungs-
bildungspotenzial, das sehr fragwürdig ist. Zwar ist auf 
der DDVG-Netzseite von Arbeitergroschen zu lesen, mit 
denen die Grundlagen für die heutige Holding geschaf-
fen worden sei, doch haben die Arbeiter am aller-
wenigsten – auch wirtschaftlich – in diesem Konzern 
etwas davon. Schwerpunkte sind hier zwar Nordrhein-
Westfalen, Sachsen-Anhalt und Sachsen, doch auch 
in Mecklenburg-Vorpommern gibt es da gewisse Ver-
bindungen. Der hochgelobte Professor Jobst Plog, bis 
11. Januar 2008 Intendant des NDR, sitzt nunmehr im 
Aufsichtsrat der DDVG.

Meine Damen und Herren …

Vizepräsident Andreas Bluhm: Herr Abgeordneter 
Pastörs, kommen Sie bitte zum Schluss.

Udo Pastörs, NPD: Ja. 

Meine Damen und Herren, es ist schade, dass ich hier 
nicht weiter reden kann, weil meine Redezeit zu Ende 
geht.

(Peter Ritter, DIE LINKE: Gott sei Dank!)

Diese kleinen Beispiele habe ich versucht, ansatzweise 
dafür zu nehmen, Ihnen nahezubringen, 

(Peter Ritter, DIE LINKE: Nicht 
gelungen, nicht mal ansatzweise.)

wie wichtig es ist, dass wir die Medienlandschaft sehr 
genau beobachten, um vielleicht in Zukunft zu gewähr-
leisten, 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: 
Kritischer Beobachter!)

dass auch abweichende Meinungen Platz in der Dar-
stellung der Printmedien in Mecklenburg-Vorpommern 
erhalten können. – Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Es hat jetzt das Wort 
für die Fraktion der CDU der Abgeordnete Herr Ring-
guth. Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Wolf-Dieter Ringguth, CDU: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Also, mal abgesehen von den Aus-
führungen, die wir eben zum Schluss haben hören dür-
fen – bei denen es im Wesentlichen auch nur darum ging, 
dass man bockig war, dass man so selten vorkommt,



50 Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 5. Wahlperiode – 49. Sitzung am 25. September 2008

(Zuruf von Stefan Köster, NPD)

und so ein bisschen sich noch darüber verbreitet, wie 
schrecklich es doch sei, dass das Medienimperium bei 
der SPD so fett angesiedelt sei –, kann man doch wohl 
eines feststellen, und das ist interessant: Es gab hier bei 
dieser Debatte erst mal die breite Präsenz sozusagen 
aller medienpolitischen Sprecher aller Fraktionen. Da 
frage ich mich als kleines innenpolitisches Sprecherlein, 
was ich denn hier überhaupt noch soll, nicht? Und zwei-
tens …

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, mach das mal! –
Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

Na ja, Herr Ritter.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Wir werden es gleich hören, 
wir werden es gleich hören.)

Ja, ja, das war auch grenzwertig. Wenig kollegial, Herr 
Ritter. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten
der Fraktion der SPD)

Aber, über ein paar Dinge, glaube ich, sollte man viel-
leicht doch noch mal reden.

(Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

Herr Ritter, es gibt ja eine Menge ernstzunehmende 
Damen und Herren, darunter viele Medienvertreter, die 
tatsächlich in der Vergangenheit gesagt haben: Meine 
Damen und Herren aus diesem Landtag Mecklenburg-
Vorpommern, offensichtlich habt ihr die Zeichen der Zeit 
nicht erkannt. Wir befinden uns in einem Bereich in der 
Medienlandschaft Mecklenburg-Vorpommern, der sich 
zurzeit radikal und rasant verändert.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, das ist so.)

Und da gibt es einen sich ständig verändernden Medien-
konsum, da gibt es Konzentrationsprozesse, die hier 
schon mehrfach, zum Beispiel durch Kollegen Bluhm, 
beklagt wurden, und Gleiches mehr. Und ihr nehmt gar 
nicht Notiz davon. Ihr macht da zu wenig. Nun kann man 
sagen, es mag richtig sein, die letzte Untersuchung der 
Landesregierung – und übrigens auch die nur zu Print-
medien – datiert tatsächlich aus dem Jahr 2000.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, das ist lange her.)

Das ist tatsächlich nun schon eine Weile her. Aber spä-
testens – und da mache ich jetzt meinem Kollegen Bluhm 
eine echte Freude, denn wenn es alle gesagt haben, darf 
ich es hier auch noch mal sagen –, also spätestens seit 
der Aktuellen Stunde, die ja von der Fraktion DIE LINKE 
beantragt worden war, bitte schön, „Unser Land braucht 
seine Zeitungen“ ist doch einiges jetzt aktuell in Bewe-
gung gekommen.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Ihr habt so viel Öl heute.)

Gucken wir mal zurück. Gestern gab es unter Tages-
ordnungspunkt 5 eine Debatte zu einem Bereich Medien. 
Es ging allerdings um Gebührenerhöhung im öffentlichen 
Rundfunk, gut, aber es gab sie. Und es gab ja tatsächlich – 
wenngleich auch tatsächlich nur auf Zuruf: Machen wir 
doch mal! – eine Anhörung. Und auch wenn mein Kol-
lege Bluhm gesagt hat, dass spontane Politik manchmal 
eine ganz gute ist, man merkt dann aber doch – und ich 
hatte ja diese Debatte dort in der Anhörung zu führen –, 
es fehlt uns allen gemeinsam so ein bisschen doch noch 
die Basis. Man hört die Aussagen …

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja?!)

Ja, ja.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ach, 
das geht mir nicht so. Nein, nein, nein, nein!)

Na ja, bei Ihnen mag das anders sein. Aber es ist ein-
fach so ein Eindruck, der sich verfestigt. Hier brauchen 
wir eine gesicherte Datenlage, 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Richtig, ja.)

die sollte man tatsächlich auch haben, wenn man mit 
den Leuten spricht. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja.)

Ich will das Marx-Zitat hier nicht noch mal bringen, aber 
wenn es denn schon so ist, dass es sich bei den Print-
medien um kein ausschließliches Gewerbe handelt, aber 
das ist eben auch so ein Punkt. Wir haben uns in der 
Anhörung, die wir ja weiter fortführen, am 15. Oktober, 
glaube ich, uns eben nur über einen Teil der Medienland-
schaft, nämlich über Printmedien unterhalten. Das ist 
ein bisschen zu wenig und darauf will ich einfach noch 
mal hinweisen. Wenn wir über Medien in unserem Land 
reden, dann geht es einmal um öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk, also Fernsehen und Radio, dann geht es um 
privaten Rundfunk, das ist vor allem Radio, dann den 
lokalen Rundfunk, das ist das lokale Fernsehen, aber 
auch offene Kanäle oder verschiedene Radioprojekte, 
die Tageszeitungen, die sind heute mehrfach angespro-
chen worden, aber auch Wochenzeitungen, die „Kirchen-
zeitung“, der „Blitz“, der „Rüganer“, aber auch „Die Zeit“ 
oder andere wöchentliche Publikationen, die deutlich 
überregional sind, aber auch Magazine, die im Land ent-
stehen. Es gibt davon nicht so wahnsinnig viele, aber es 
gibt so ein Gesellschaftsmagazin, „Deluxe“, hoch span-
nend, wenn man sich das mal anguckt.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Wie heißt das? „Deluxe“?)

Ja, „Deluxe“. Na ja, „Deluxe“, das müssen Sie sich ein-
fach mal angucken, Herr Professor. 

Was fällt aber noch unter Medien? Da gibt es diese vie-
len Kreisanzeiger, Mitteilungsblätter von Ämtern, und 
die haben durchaus oft einen ganz breiten redaktio-
nellen Teil. Das darf man gar nicht unterschätzen. Aber 
dann geht es insbesondere um Dinge, die hier bisher 
völlig ausgeblendet wurden, die aber zukünftig einen 
ganz wichtigen Teil ausmachen und heute schon längst 
einen so wichtigen Bereich einnehmen, wie Communitys 
(„NB-Town“ zum Beispiel) oder die unzähligen Blogs 
(DSL-Forum Mecklenburg-Vorpommern oder die „Meck-
Pom-Kiste“) und so weiter und so weiter. 

Ich will ja gar nicht den Versuch unternehmen mit meinen 
Aufzählungen, irgendeinen Anspruch zu erheben, dass 
die Aufzählung dann vollständig sei. Aber man merkt 
schon bei so einer kleinen, schnellen Recherche, selbst 
bei unserem kleinen Land Mecklenburg-Vorpommern 
mit nur 1,7 Millionen Einwohnern und dünner Besiedlung: 
Wir haben eigentlich eine Medienlandschaft, die breit 
und vielfältig ist. Aber die muss auch erhalten werden 
und da muss man sehr feinsensorisch darauf achten, 
dass Dinge, die sich ändern, aber auch unserer Beob-
achtung unterliegen. Wir müssen das tun, was man von 
uns erwartet, und das ist mindestens eine eingehende 
kritische Begleitung. 
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Und deshalb, meine Damen und Herren, wollen wir eben 
diesen jährlichen Bericht der Landesregierung, denn wir 
sind es, die Abgeordneten des Landtages, die einfach 
für Medienpolitik in unserem Land schlicht zuständig 
und verantwortlich sind. Wir werden auch gesetzliche 
Rahmen setzen müssen. Und da ist es ja richtig, Herr 
Bluhm, das steht zwar nicht im Koa-Vertrag drin, 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

aber wer sagt denn heute schon, dass es nicht am Ende 
eines Prozesses, der durchaus jetzt angestoßen wird, 
dazu führen kann, dass es irgendwo auch eine Novelle 
des Landespressegesetzes geben kann.

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Der nächste Prüfauftrag.)

Ich sage – und ich freue mich ja, dass das, glaube ich, 
quer durch alle Fraktionen jetzt unterstützt wird –, wir 
beauftragen die Landesregierung und beraten dann im 
Landtag auf solider Grundlage. Ich freue mich, dass Sie 
dem Antrag der Koalitionäre zustimmen. – Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktionen der SPD und CDU)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Herr 
Ringguth. 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
damit die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tionen der CDU und SPD auf Drucksache 5/1795. Wer 
diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich jetzt 
um sein Handzeichen. – Danke schön. Die Gegenprobe. – 
Stimmenthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist 
der Antrag der Fraktionen der CDU und SPD auf Druck-
sache 5/1795 einstimmig angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 24: Beratung 
des Antrages der Fraktion DIE LINKE – Entschließung: 
Nein zum EU-Pakt zu Einwanderung und Asyl, auf der 
Drucksache 5/1777.

Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Entschließung: Nein zum EU-Pakt
zu Einwanderung und Asyl
– Drucksache 5/1777 – 

Das Wort zur Begründung hat die Abgeordnete Frau 
Borchardt von der Fraktion DIE LINKE. Bitte schön, Frau 
Abgeordnete.

Barbara Borchardt, DIE LINKE: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es war vor fast genau einem Jahr, als 
sich das Flüchtlingskommissariat der Vereinten Nationen 
wieder einmal mit der Bitte an die Bundesregierung 
wandte, angesichts der ständig steigenden Zahl von 
Opfern, besonders an den Küsten Europas, keine Zeit 
zu verlieren, etwas gemeinsam zu tun. Ich zitiere: „Men-
schenleben zu retten und Flüchtlinge zu schützen 
ist das Gebot der Stunde.“ Zitatende. Die EU, so der 
UNHCR-Regionalvertreter Dr. Gottfried Köfner, verstehe 
sich als Wertegemeinschaft. Der Flüchtlingsschutz sei 
einer ihrer Grundwerte. Eine „Festung Europa“ sei als 
Leitgedanke damit unvereinbar. Er schlug mit einem 
Aktionsplan einen Ausgleich vor zwischen dem Interesse 
der Grenzsicherung und der Verpflichtung, internationale 
Standards des Flüchtungsschutzes zu bewahren.

In wenigen Wochen jährt sich zum 60. Mal der Tag, an 
dem die UN-Vollversammlung die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte verabschiedete. Das Recht auf Asyl 

wurde in diesem universellen Katalog von grundsätz-
lich zeitloser Bedeutung wie selbstverständlich aufge-
nommen. Hier in Europa hatte der rechtlich fundierte indi-
viduelle Flüchtlingsschutz ursprünglich seine Wurzeln.

Was ist nach den 60 Jahren Recht geworden? Ist es die 
Grundlage für die Regierenden in der EU, im Europarat, 
wenn sie Entscheidungen treffen, um dem Ziel einer Har-
monisierung des Asylrechts in der EU näherzukommen? 
Die kürzlich im Europäischen Parlament beschlossene 
Rückführungsrichtlinie ließ bereits Schlimmes erwarten. 
Sie soll Mindeststandards für den Umgang mit Flücht-
lingen einführen, sei aber, wie Nichtregierungsorgani-
sationen es bewerten, ich zitiere, „ein Kompendium aus 
schäbigen Praktiken der Nationalstaaten“, Zitatende, und 
führe in der Realität dazu, „dass viele Staaten menschen-
rechtswidrige Praktiken beibehalten könnten und andere 
Staaten diese negativen Praktiken kopieren werden“. 
Das Europaparlament stimmte vor etwa zwei Wochen 
zusätzlichen Kontrollen für Einreisende aus Drittstaaten 
zu. Es ist zu erwarten, dass sich auch dadurch die 
Europäische Union noch perfekter vor den Ländern der 
Dritten Welt und deren Flüchtlingen abschotten will.

Was ist zu erwarten und was wird die Kommission 
weiterhin vorlegen? Dazu ist Folgendes zu lesen:

1. Die Einwanderungspolitik soll sich künftig insbe-
sondere an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes, 
das heißt dem jeweils zu ermittelnden Arbeitskräfte-
bedarf sowie an der Aufnahmefähigkeit der Sozial-
systeme ausrichten. Für hoch qualifizierte Arbeitneh-
mer und Arbeitnehmerinnen aus Drittstaaten will die 
EU attraktiver werden. Angeworben werden sollen 
Arbeitskräfte auf Zeit im Rahmen einer sogenannten 
zirkulären Migration. 

2. Betont wird die, Zitat, „Entschlossenheit, die illegale 
Einwanderung zu bekämpfen“. Sich „illegal auf dem 
Gebiet der Mitgliedsstaaten aufhältige Ausländer 
müssen dieses Gebiet verlassen.“ Zitatende. Dem 
sollen gemeinsame Abschiebeflüge und das Erfas-
sen von Speichern biometrischer Daten dienen. 

3. Alle, Originalton, „verfügbaren Mittel“ sollen ein-
gesetzt werden, Zitat, „eine wirksame Kontrolle 
der Land-, See- und Luftaußengrenzen zu gewähr-
leisten.“

4. Personen, die, Zitat, „berechtigt … den Zugang zu 
den Schutzsystemen“ suchen, darf er nicht verwehrt 
werden. Die Zusammenarbeit mit dem UNHCR soll 
verstärkt, ein einheitliches Asylverfahren eingeführt 
werden. 

5. Abkommen mit den Herkunfts- und Transitländern 
sollen auf EU-Ebene oder bilateral abgeschlossen 
werden und, ich zitiere, „die Bestimmungen zu den an 
die Arbeitsmarktlage der Mitgliedsstaaten angepass-
ten Möglichkeiten legaler Migration, zur Bekämp-
fung der illegalen Einwanderung und zur Rücknahme 
sowie zur Entwicklung der Herkunfts- und Transitlän-
der“, Zitatende, sollen beibehalten werden. 

Das, meine Damen und Herren, ist ein wesentlich von 
ökonomischen Prinzipien bestimmter Umgang mit Ein-
wanderung und Asyl. Immigration wird fast ausschließ-
lich unter dem Gesichtspunkt der Nützlichkeit für die 
EU-Länder betrachtet. Damit anerkennt dieser „Pakt 
für Einwanderung und Asyl“ zum Beispiel weder die 
kulturellen Gewinne, die die europäische Gesellschaft 
durch Einwanderung erfahren hat, noch die Leistungen 
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anderer Gesellschaften, die über Jahrhunderte die Aus-
wandernden und/oder Flüchtlinge offen aufgenommen 
haben. Diese hat, und das sage ich ganz deutlich, zum 
Ziel, vor allem die geschätzten acht Millionen Menschen, 
die ohne gültige Papiere in der Europäischen Union 
leben und arbeiten, rigoros abzuschieben, also eine wei-
tere Auslösung des Asylrechtes. 

Die Genfer Flüchtlingskonvention, wonach als aufzuneh-
mender Flüchtling gilt, wer wegen seiner Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe oder wegen einer bestimmten politischen Über-
zeugung verfolgt wird, würde noch ein weiteres Stück 
entsorgt. Ja, die EU fiele zurück bis ins Jahr 1938. Im Juli 
jenes Jahres trafen sich Vertreter von 32 Nationen, um 
das Problem der jüdischen Flüchtlinge aus Deutschland 
und Österreich zu beraten. Damals war keiner bereit, 
die Flüchtlinge aufzunehmen, was für die meisten ein 
Todesurteil war. Deshalb spricht man noch heute von 
Evian als historische Schande der zivilisierten Welt. Hat 
die west liche Wertegemeinschaft nichts gelernt? Noch 
immer werden Flüchtlinge als Gefahr und Bedrohung 
für das eigene Land gesehen. Auf das Elend der Men-
schen antwortet die Europäische Union mit militärischer 
Abwehr. Monat für Monat spielen sich an Europas Gren-
zen menschliche Tragödien ab. Nur eine kleine Auswahl 
von Medienmeldungen aus diesem Jahr:

Im Mai: Fünf Überlebende aus den westafrikanischen 
Staaten Nigeria und Mali berichteten, dass ein marok-
kanisches Patrouillenschiff ein Schlauchboot mit 70 Afri-
kanern und Afrikanerinnen an Bord platt gestochen und 
zum Kentern gebracht hat. 

Juli: Weil ihr Boot kenterte, ertranken vor der süd-
spanischen Küste 14 afrikanische Armutsflüchtlinge. 

Juli: Bei Flüchtlingstragödien vor den Küsten Maltas und 
Spanien ertranken 18 Menschen. Vor den Kanarischen 
Inseln kamen 14 Menschen ums Leben. 

Im August: Binnen 24 Stunden griff die spanische Küs-
tenwache mehr als 200 afrikanische Bootsflüchtlinge vor 
der Südküste Andalusiens auf. 

Und so könnte ich weiter fortfahren.

Richtig ist, im Jahr 2007 wurden in den Gewässern 
Europas mindestens 1.861 tote Flüchtlinge gezählt, im 
Jahr 2006 waren es 2.088. Das Mittelmeer und der Atlan-
tik vor den Kanaren entwickeln sich zu einem Massen-
grab. Seit 1988 sind statistisch erfasst 15.000 Menschen 
an den EU-Außengrenzen ums Leben gekommen. 

Immer perfekter werden die Strategien der europä-
ischen Staaten, die Fluchtwege nach Europa zu versper-
ren. Wärmebildkameras und meterhohe Stacheldraht-
zäune säumen die Grenzen wie in Centa und Melilla. 
Patrouillenboote, Flugzeuge und Hubschrauber sind 
un unterbrochen unterwegs. Seit einigen Jahren findet 
eine zunehmende Brutalisierung an den europäischen 
Außengrenzen statt, für die nicht nur Staaten eine Ver-
antwortung tragen, die über solche Außengrenzen ver-
fügen.

Eine immer wichtigere Rolle spielt die Europäische 
Grenzagentur Frontex. Flüchtlingsboote werden im Zuge 
von Frontex-Einsätzen in internationalen Gewässern auf-
gebracht und zurückgedrängt. Mit allen Mitteln sollen 
Menschen an der Flucht nach Europa gehindert werden. 
Berühmt-berüchtigt ist ein Satz von Frontex-Chef Lai-
tinen im Dezember 2006, Zitat: „Das sind keine Flücht-
linge, sondern illegale Migranten“. Zitatende. Frontex 

versucht, Asylsuchende und Schutzbedürftige zu ille-
galen Migranten und Migrantinnen umzudeklarieren. Sie 
fühlt sich bei ihren Operationen nicht an völkerrecht-
liche Garantien der Genfer Flüchtlingskonvention und 
der Europäischen Menschenrechtskonvention gebun-
den. Sie unterliegt auch keiner Kontrolle etwa durch das 
Europaparlament. 

Was die durch EU-Pakt verfolgten bilateralen Verträge 
betrifft, so gibt es bereits welche mit nordafrikanischen 
Staaten, um die Flüchtlinge dort festzuhalten und wieder 
in den Süden zurückzuschieben. So schloss Italien sol-
che Verträge ab. Die Patrouillen sollen auch vor Buchten 
und Häfen kreuzen, um Flüchtlingsboote am Ablegen zu 
hindern, und so weiter und so fort. 

Der EU-Pakt sieht an vorderer Stelle vor, Arbeitskräfte 
entsprechend den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes auf 
Zeit anzuwerben. Vor einer solchen zirkulären Migra-
tion, einer Rückkehr zum Gastarbeiter- beziehungsweise 
Rotationsmodell, kann nur gewarnt werden. Eine selek-
tive Anwerbepolitik nach Nützlichkeitspunkten, verbun-
den mit einem radikalen Rückkehrzwang, ist menschen-
rechtlich nicht zu verantworten. Solch ein Konzept dient 
vielmehr dazu, die südlichen Anrainerstaaten des Mittel-
meers und westafrikanische Staaten als Türsteher Euro-
pas in den Dienst zu nehmen. 

(Udo Pastörs, NPD: Alle reinlassen!)

Meine Damen und Herren, hat nicht die EU auch ein biss-
chen Verantwortung für sogenannte Wirtschaftsflücht-
linge? Das betrifft auch Umweltveränderungen oder 
Klimawandel in den Herkunftsländern der Flüchtlinge. 
Die Welt wird in Zukunft neue und komplexe Formen 
von Flucht, Vertreibung und Migration erleben. Dabei 
gibt es Umweltflüchtlinge schon jetzt: Trinkwasserbrun-
nen werden durch Versalzung unbrauchbar, Weideland 
sowie Anbauflächen für Reis und andere Agrarprodukte 
gehen verloren. Die Folgen sind bekannt. Klima- und 
Umweltflüchtlinge finden aber bisher im deutschen, 
euro päischen und internationalen Flüchtlingsrecht keine 
Anerkennung. 

(Udo Pastörs, NPD: Sie lösen das 
alles in Deutschland, die Weltprobleme.)

Ich möchte Sie deshalb darum bitten, dass wir gemeinsam 
dafür streiten, dass statt der rigorosen Abschottungs-
politik der EU-Staaten eine wirkliche Asylpolitik durch-
geführt wird.

(Udo Pastörs, NPD: Nehmen Sie 
doch mal fünf mit nach Hause!)

Wir sollten nicht so tun, als wenn uns das nichts angeht. – 
Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Frau 
Abgeordnete. 

Im Ältestenrat ist eine Aussprache mit einer Dauer von 
bis zu 45 Minuten vereinbart worden. Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch, dann ist es so beschlossen. Ich 
eröffne die Aussprache. 

Als Erster hat ums Wort gebeten der Innenminister des 
Landes Herr Caffier. Bitte schön, Herr Minister, Sie 
haben das Wort.

Minister Lorenz Caffier: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren Abgeordneten! 
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Sehr geehrte Abgeordnete der Fraktion DIE LINKE, in 
Ihrem Antrag plädieren Sie für eine dem Menschen und 
dem Völkerrecht gerecht werdende Einwanderungs- und 
Asylpolitik in der Europäischen Union. Sie sagen Nein 
zu dem Anfang Juli dieses Jahres zwischen den euro-
päischen Innen- und Justizministern vereinbarten Pakt 
zur künftigen europäischen Einwanderungs- und Asyl-
politik. Sie unterstellen unterschwellig, dass die Euro-
päische Union wie auch die Bundesrepublik Deutsch-
land derzeit eine an den Interessen von Flüchtlingen und 
Einwanderern vorbeigehende Politik betreiben. 

(Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE, 
und Peter Ritter, DIE LINKE)

Dem widerspreche ich mit Nachdruck! 

(Peter Ritter, DIE LINKE: 
Das habe ich erwartet. – Zuruf 

von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Tatsache ist, dass die Europäische Union bereits seit 
Jahrzehnten ein Einwanderungsgebiet ist. Anfang 2006 
hatten 18,5 Millionen Drittstaatenangehörige ihren 
Wohnsitz in der Europäischen Union. Das ist ein Anteil 
von 3,8 Prozent der Gesamtbevölkerung. 

(Peter Ritter, DIE LINKE: 
Ach nee, doch so viel?!)

Zuwanderung ist grundsätzlich bedeutend für das wirt-
schaftliche Wachstum und das kulturelle Zusammen-
leben der Europäischen Union. Europa wird daher auch 
in Zukunft gerne Einwanderer begrüßen und aufnehmen. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Die wir
gebrauchen können. – Peter Ritter, DIE LINKE:

Sofern Sie uns nützen.)

Allerdings, und das dürfte auch Ihnen, meine sehr 
geehrten Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE klar 
sein, verfügt die Europäische Union nicht über unbe-
grenzte Kapazitäten. 

(Peter Ritter, DIE LINKE: Ah ja?! – 
Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Die Gemeinschaft kann nicht alle Ausländer, die sich hier 
ein besseres Leben erhoffen, in Würde aufnehmen. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: So ist das.)

Aus dem Grunde ist es wichtig und auch richtig, dass 
die Zuwanderung – auch unter Berücksichtigung der 
Möglichkeiten und Bedarfe der einzelnen Mitglieds-
staaten – wirksam gesteuert wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der CDU –
Dr. Armin Jäger, CDU: Richtig. – 

Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Mit dem europäischen Einwanderungsasylpakt sollen 
die zukünftigen politischen Weichenstellungen für die 
legale Zuwanderung in die Europäische Union festgelegt 
werden. 

Lassen Sie mich kurz etwas zum Inhalt des Paktes sagen: 
Vor allem das Thema Arbeitsmigration wird in Zukunft 
eine stärkere Rolle spielen. Die Einwanderung von Fach-
kräften, die in den Mitgliedsstaaten entsprechend der 
jeweiligen Arbeitsmarktbedarfe gebraucht werden, soll 
erleichtert werden. Hochqualifizierte sollen beispiels-
weise nach amerikanischem Vorbild eine sogenannte 
EU-Bluecard erhalten. Hierbei entsteht eine Zugewinn-
situation sowohl für die Europäische Gemeinschaft als 
auch für die Herkunftsländer, da beide von dem jeweils 

mitgebrachten Wissen profitieren können. Integrations-
maßnahmen für Einwanderer sollen verstärkt werden, 
insbesondere der jeweilige Spracherwerb. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich halte diese Initiative 
grundsätzlich für sinnvoll. Eines kommt doch ganz deut-
lich zum Ausdruck: Europa geht es nicht darum, Einwan-
derung zu verhindern. Für Ausländer, die zum Beispiel 
aufgrund von Verfolgung zur Flucht aus ihrem Herkunfts-
land gezwungen sind oder die sich als Fachkräfte hier 
niederlassen wollen und bereit sind, sich zu integrieren,

(Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE,
Torsten Koplin, DIE LINKE, und

Irene Müller, DIE LINKE)

steht die Europäische Union jederzeit und auch in 
Zukunft offen. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Genau so.)

Selbstverständlich, und dies liegt im Interesse sowohl 
der einheimischen Bevölkerung als auch der bereits hier 
lebenden Einwanderer, 

(Zuruf von Torsten Koplin, DIE LINKE)

ist es aber auch Aufgabe der europäischen Politik dafür 
zu sorgen, dass Zugewanderte, die nachweislich keine 
Flucht- beziehungsweise Asylgründe erfüllen oder in 
erheblichem Maße kriminelle Energien entwickelt haben, 
Europa verlassen und in ihre Heimatländer zurück-
kehren. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der CDU – 
Harry Glawe, CDU: Sehr richtig. –
 Dr. Armin Jäger, CDU: Richtig.)

Auch hierfür müssen wirksame Instrumente geschaffen 
werden. Gleichzeitig gilt es aber auch, präventiv gegen 
illegale Einwanderung vorzugehen. Daher soll in Zukunft 
noch stärker mit den Herkunftsländern zusammen-
gearbeitet werden, 

(Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE, 
und Torsten Koplin, DIE LINKE)

das Informationsangebot über die Europäische Union 
verbessert und Aufklärungsarbeit geleistet werden. 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: 
Ursachen müssen wir verändern. – 
Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie 
mich abschließend noch einige Worte zur deutschen und 
europäischen Asylpolitik sagen. Unumstößlich steht in 
unserem Land fest: Jeder aus politischen Gründen ver-
folgte Ausländer wird nach den Grundsätzen des Völker-
rechts in der Bundesrepublik Deutschland Schutz und 
Aufnahme finden. 

(Peter Ritter, DIE LINKE: Deswegen
schieben wir ja wieder nach Togo ab.)

Dieser Verpflichtung aus Artikel 16a des Grundgesetzes 
und der Genfer Flüchtlingskonvention stellt sich die 
Bundesrepublik verantwortungsvoll. Und dieses Men-
schenrecht werden wir auch künftig ohne Wenn und 
Aber gewährleisten. Selbstverständlich geschieht dies 
stets aber in enger Abstimmung mit anderen Ländern 
der Europäischen Gemeinschaft, denn Deutschland 
oder, meine sehr geehrten Abgeordneten der Fraktion 
DIE LINKE, auch Mecklenburg-Vorpommern kann diese 
Aufgabe nicht allein bewältigen, sondern nur im Konsens 
mit den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union. Ein 
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schrankenloses Asyl- und Einwanderungsrecht für alle 
Menschen, wie Sie es in dem Antrag fordern, ist weder 
finanziell leistbar noch mit Blick auf den sozialen Zusam-
menhalt der Zielländer vertretbar. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der CDU) 

Und weil das so ist, ist es auch richtig und notwendig, 
dass ein europäischer Einwanderungs- und Asylpakt 
geschlossen wird mit dem Ziel, möglichst bis zum 
Jahre 2012 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Möglichst
keinen mehr reinlassen, nur die, die wir brauchen.)

ein harmonisiertes Asylrecht herbeizuführen. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Nur so wird man nämlich den unterschiedlichen Lebens- 
und Leistungsverhältnissen in den Mitgliedsstaaten 
der Union gerecht und nur so kann die grundsätzlich 
gewollte Migration wirkungsvoll gesteuert werden. Und 
schließlich kann nur auf diesem Weg das Asylrecht ein-
heitlich ausgestaltet werden. Hierzu besteht Konsens in 
der Europäischen Union. 

Die Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern wird 
daher im Bundesrat die Bestrebung für den Euro päischen 
Einwanderungs- und Asylpakt befürworten, insbeson-
dere auch die Unterstützung einer europäischen Unter-
stützungsagentur im Jahre 2009. Nach all den Ausfüh-
rungen werbe ich darum, Ihren Antrag abzulehnen. – Ich 
danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU – 

Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE:
Das ist aber schade.)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Herr 
Innenminister. 

Es hat jetzt das Wort für die Fraktion der FDP der Abge-
ordnete Herr Leonhard. Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Gino Leonhard, FDP: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Die Ausländerpolitik in der Bundesrepublik 
war lange durch politische Nichtakzeptanz von gesell-
schaftlichen Realitäten gekennzeichnet. Eine parteiüber-
greifende Erkenntnisverweigerung und die allgemeine 
Konzeptionslosigkeit haben die Gestaltung einer ver-
nünftigen Asyl-, Migrations- und Integrationspolitik 
erschwert, und das ganz bewusst in Wechsel von 
politischen Ersatzhandlungen, populistischen Stell-
vertreterkriegen und Bedrohungsvisionen. Das ist alles 
Nahrung für eine diffuse Fremdenfeindlichkeit und 
durchaus auch für Abwehrmentalitäten. In der Zwischen-
zeit können wir eine Entwicklung verfolgen, die den ver-
schiedenen Interessen gerecht wird. Wir befinden uns 
im ständigen Spagat zwischen den Interessen der Wirt-
schaft, die qualifizierte Arbeiter benötigt, und denen, die 
vor einer unkontrollierten Zuwanderung warnen. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE) 

Aus Sicht der Liberalen ist weder eine unkontrollierte 
Zuwanderung noch eine völlige Abschottung der richtige 
Ansatz. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Wir müssen vielmehr richtige Antworten darauf finden, 
wie wir illegale Zuwanderung verhindern, politisch Ver-
folgten ausreichend Schutz bieten und den Zuzug quali-
fizierter Arbeitskräfte in einer richtigen Dosis zulassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP – 
Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Sie kennen alle die aktuellen Debatten um Punkte-
systeme und die jüngst verfolgten Änderungen im deut-
schen Ausländerrecht. Aber Deutschland kann und darf 
sich diesem Problem nicht alleine widmen. Die EU kann 
nur gemeinsame Antworten geben, denn die Grenzen 
innerhalb der Gemeinschaft sind längst keine unüber-
windbaren Bollwerke mehr. Und das, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, ist aus Sicht der Liberalen 
auch gut so. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Es ist falsch, die aktuellen Probleme zu negieren. Ich 
denke dabei an Italien, das deutlich mehr illegale Ein-
wanderer zu verzeichnen hat, als wir sie in Deutschland 
haben. Der Europäische Akt für Asyl und Migration soll 
nun ein erstes Fundament für eine länderübergreifende 
Regelung in der EU zu den anstehenden Fragen set-
zen. Es geht darum, illegale Einwanderung im Sinne der 
gesamten Europäischen Union zu begrenzen. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Kein Mensch ist illegal. Keiner! – 

Toralf Schnur, FDP: Frau Borchardt, das
hat auch keiner gesagt. Das hat keiner gesagt.)

Gleichzeitig sollen Rahmenbedingungen für eine gezielte 
und gesteuerte Zuwanderung insbesondere qualifizierter 
Arbeitnehmer geschaffen werden. Und aus diesem 
Grund, meine sehr verehrten Damen und Herren, lehnen 
wir diesen Pakt eben gerade nicht ab. Unsere Aufgabe 
und vor allem die Aufgabe der EU-Politiker muss es sein, 
unsere Interessen in der Ausgestaltung der zukünftigen 
europäischen Außenpolitik und Ausländerpolitik einzu-
bringen. 

Mit Ihrem Antrag, sehr geehrte Damen und Herren der 
Linksfraktion, liebe geschätzte Kollegin Frau Borchardt, 
haben Sie einen Antrag mit Ihren Ablehnungen der 
Beratungen vorgelegt und verweigern sich ganz klar die-
sem Ziel des Paktes. Sehr geehrte Kollegen der Links-
fraktion, jegliche Regelung von vornherein und pauschal 
abzulehnen, greift aus unserer Sicht viel zu kurz und löst 
keine einzige Sachfrage. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP –
Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Aus diesem Grund lehnt meine Fraktion diesen Antrag 
ab. – Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP – 
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
So sind sie, die Liberalen. – Zuruf 

von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke, Herr Abgeord-
neter.

Es hat jetzt das Wort für die Fraktion der SPD der Abge-
ordnete Detlef Müller. Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Detlef Müller, SPD: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen! Meine Herren! Der vor uns liegende Antrag ist 
eher ein Antrag mit innenpolitischen Schwerpunkten. 
Nicht umsonst hat ja der Innenminister dazu gespro-
chen. Gestatten Sie mir dennoch einige Anmerkungen ...

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Er ist
ja auch unser Außenminister, ist ja richtig. –

Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)
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Er ist auch unser Außenminister. 

(Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE, 
und Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE) 

Gestatten Sie mir dennoch einige Anmerkungen aus 
europapolitischer Sicht. 

(Zuruf von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Meine sehr verehrten Damen, meine Herren, wir alle wis-
sen, seit dem 21. Dezember 2007 können euro päische 
Bürger zwischen 24 Ländern in Europa von Polen bis 
Portugal oder von Griechenland bis Finnland ohne 
lästige Kontrollen an den Landes- und Seegrenzen sozu-
sagen durchs Land reisen. Ich glaube, jeder von uns 
und von Ihnen hat von diesen positiven Auswirkungen in 
der letzten Zeit schon Gebrauch gemacht, und zwar ins-
besondere dann, wenn es ins Nachbarland Polen ging. 

Aber, meine sehr verehrten Damen, meine Herren, die 
von uns allen so geschätzte Erweiterung des Schengen-
raums hat auch dazu geführt – darauf haben meine 
Vorredner schon hingewiesen –, dass sich die Mit-
gliedsstaaten immer mehr Gedanken darüber machen 
müssen, was denn nun an den Außengrenzen Europas 
geschieht und wie wir in Europa mit der Einwanderung 
und den Flüchtlingen umgehen. Denn, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, eins ist doch klar: Ein Europa 
ohne Grenzen im Inneren kann nur dann funktionieren, 
wenn die Mitgliedsstaaten sich erstens an den Außen-
grenzen und zweitens in Bezug auf die Behandlung von 
Einwanderern und Flüchtlingen möglichst einig sind. 
Das war sozusagen der Hintergrund der französischen 
Ini tiative der Ratspräsidentschaft, dass man einen Vor-
schlag unterbreitet hat. Dieser Vorschlag wurde – Herr 
Minister Caffier hat darauf hingewiesen – im Informellen 
Rat für Justiz und Inneres der EU im Juli diskutiert und 
ein sogenannter Europäischer Pakt für Einwanderung 
und Asyl daraus gemacht. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE) 

Ich gebe zu, die Bezeichnung „Pakt“ ist eher miss-
verständlich. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Pakt
mit dem Teufel. Kannst es ruhig sagen. –

Peter Ritter, DIE LINKE: Das ist eine
deutliche Sprache, Herr Müller.)

Es geht ja nicht in erster Linie darum, hier einen ...

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Das
ist vielleicht eine falsche Übersetzung. – 

Zuruf von Minister Lorenz Caffier)

Vielleicht ist es eine falsche Übersetzung. 

Es geht ja nicht in erster Linie darum, hier einen Vertrag 
zu schließen, vielmehr sollen sich die Mitgliedsstaaten 
auf eine gemeinsame Erklärung einigen, 

(Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

die dann eben auch die Grundlage für eine gemeinsame 
Einwanderungs- und Asylpolitik der EU-Staaten dar-
stellen soll. Und dieser Pakt, wenn ich das dann doch so 
aufnehmen darf, soll jetzt am 17. und 18. Oktober in Brüs-
sel durch die Staats- und Regierungschefs beschlossen 
werden. Insofern, meine Damen, meine Herren, wie wol-
len wir das denn praktisch noch hinbekommen, ... 

(Peter Ritter, DIE LINKE: Da sind wir
genau richtig. Da sind wir genau richtig.)

Na ja, aber, Herr Kollege Ritter, wenn das so einfach 
wäre.

(Peter Ritter, DIE LINKE: Klar ist das 
einfach. – Barbara Borchardt, DIE LINKE: 

Man kann sich ja auch positionieren. –
Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: An anderer Stelle 

kämpfen Sie doch auch, Herr Müller, oder was?)

Ja. 

(Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE, 
und Peter Ritter, DIE LINKE)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat Herr Müller. Bitte, Herr Abgeord-
neter.

Detlef Müller, SPD: Also, liebe Kollegen der Linksfrak-
tion, ich finde, selbst wenn man auch noch so pragma-
tisch damit umgehen würde, hätten wir es nicht mehr 
geschafft, hier noch Einfluss zu nehmen. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Sagen Sie es
doch gleich, Sie wollen keinen Einfluss nehmen.)

Gestatten Sie mir dennoch, schlagwortartig die fünf Eck-
pfeiler der künftigen Einwanderungs- und Asylpolitik der 
EU zu nennen, 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Das
geht so schnell wie beim Fußball.)

weil nicht jeder täglich damit zu tun hat: 

Erstens geht es darum, die legale Einwanderung zu 
organisieren und die Mitgliedsstaaten dazu zu ermun-
tern, diese Einwanderer tatsächlich auch zu integrieren. 
Darauf haben ja meine Vorredner schon hingewiesen. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Die, die Sie hier
gebrauchen können und verwerten können, die
integriert werden. Die anderen schieben wir ab.)

Zweitens soll die illegale Zuwanderung durch eine kon-
sequente Rückführung Illegaler bekämpft werden. 

Drittens soll es bessere Kontrollen an den Außengrenzen 
geben, um eben die Sicherheit in Europa zu verbessern. 

Viertens soll ein gemeinsames Asylsystem in Europa auf-
gebaut werden.

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Frontex wird immer weiter aufgebaut.)

Fünftens, auch darauf ist schon durch meine Vorredner 
hingewiesen worden, soll, und das finde ich sehr bemer-
kenswert, eine Partnerschaft mit den Herkunfts- und 
Transitländern aufgebaut und weiterentwickelt werden. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE) 

Ich finde, das hört sich alles ganz schlüssig an. Es hat 
nichts damit zu tun, Frau Kollegin Borchardt, dass wir 
uns und Europa sich hier bei diesem Thema abschotten. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Oh nein! –
 Barbara Borchardt, DIE LINKE: 

Überhaupt nicht. Nein, nein, gar nicht.)

Ich glaube, das zeigt Ihnen auch, dass am 8. und 9. Sep-
tember noch einmal zu diesem Thema eine Beratung 
beziehungsweise eine Konferenz in Paris stattfand 
mit den Mitgliedsstaaten, mit dem Hohen Flüchtlings-
kommissar der Vereinten Nationen, mit Vertretern von 
Flüchtlingsorganisationen und mit Nichtregierungs-
organisationen. Soweit ich das mitbekommen habe, gab 
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es dort eine große Zustimmung für diese Vorschläge. 
Alleine schon die Einbindung dieser Akteure macht deut-
lich, dass Europa hier auf einem richtigen Weg ist. Aus 
diesem Grund werden wir Ihrem Antrag hier heute nicht 
zustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der SPD –
Peter Ritter, DIE LINKE: Heute? –

Toralf Schnur, FDP: Heute nicht? –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Wenn die

Indianer die Europäer so behandelt hätten wie
wir heute die Afrikaner, dann wäre Amerika

noch sauber. – Zuruf von Toralf Schnur, FDP)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Herr 
Abgeordneter. 

Es hat jetzt das Wort für die Fraktion der NPD der Abge-
ordnete Herr Köster. Bitte Herr Abgeordneter.

Stefan Köster, NPD: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir Nationalisten würden Ihrem Antrag, verehrte 
Postkommunisten, gerne zustimmen. 

(Zuruf von Reinhard Dankert, SPD)

Auch die NPD-Fraktion ist gegen den EU-Pakt zu Ein-
wanderung und Asyl. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Schotten dicht, ne? Ja, Schotten dicht.)

Allerdings halten wir es für dringend geboten, Ihren 
Antrag grundlegend umzuarbeiten. Wie wäre es bei-
spielsweise mit folgendem Wortlaut: 

Der Landtag möge beschließen: 

Erstens. Der Landtag sieht es aufgrund der immer kom-
plexer werdenden Ursachen für Flucht und Ein wanderung 
als dringend geboten an, in der Europäischen Union eine 
den Völkern Europas voll und ganz gerecht werdende 
Einwanderungs- und Asylpolitik einzuführen. Die Stär-
kung der nationalen Identität soll den multikulturellen 
und multikriminellen Entwicklungen in Europa entgegen-
wirken. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:

Ist das Ihr Änderungsantrag? –
Barbara Borchardt, DIE LINKE:

Und dann wundern Sie sich, dass
wir nicht mit Ihnen reden wollen?!)

Zweitens. Im Zusammenwirken von Konzernen, Regie-
rung und Gewerkschaften wurden Millionen von Aus-
ländern in Deutschland hereingelassen und massenhaft 
eingebürgert. 

(Reinhard Dankert, SPD: Am besten, Sie kaufen
sich eine Insel. Da fühlen Sie sich dann wohl.

Da können Sie machen, was Sie wollen.)

Durch das multikulturelle Staatsbürgerschaftsrecht wird 
die Idee der Volksherrschaft ad absurdum geführt 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

und werden Wahlergebnisse sowie Sozial- und Krimina-
litätsstatistiken verfälscht. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Ausländer und Deutsche werden gleichermaßen ihrer 
Heimat entfremdet und entwurzelt. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Die Ärmsten!)

Ihnen droht der Verlust ihrer Identität, der bis zur Zerstö-
rung der Familien führt. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

In zahlreichen Städten bilden sich Parallelgesellschaften 
und Ausländerghettos, 

(Zuruf von Reinhard Dankert, SPD)

in denen die deutsche Restbevölkerung zur Minder-
heit im eigenen Land wird. Das Leben in diesen über-
fremdeten Wohnvierteln, in denen oftmals rechtsfreie 
Räume entstanden sind und zunehmend Fremde Macht-
ansprüche stellen, ist für viele Deutsche unerträglich. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE:
 Da kenne ich noch einige. – Zuruf

von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Durch diese Entwicklung wird der innere Friede nach-
haltig gefährdet. 

(Vizepräsident Hans Kreher 
übernimmt den Vorsitz.)

Drittens. Baulichen und kulturellen Veränderungen 
unseres Landes, etwa durch fremdreligiöse Bauten, ist 
Einhalt zu gebieten. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Der Landtag spricht sich nicht gegen den Islam als Reli-
gion, wohl aber gegen die Islamisierung unseres Landes 
aus. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 

Wo sehen Sie denn diese? Wo sehen
 Sie denn diese, Herr Köster?)

Nach Auffassung des Landtages ist Integration gleich-
bedeutend mit Völkermord. 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Pfui! Unglaublich! –
Zurufe von Reinhard Dankert, SPD, und 

Raimund Borrmann, NPD)

Das Recht aller Menschen auf eine lebenswerte Zukunft 
ist aufs Engste verknüpft mit dem Recht der Völker auf 
Selbstbestimmung und dem Recht auf kulturelle und 
nationale Identität. 

(Udo Pastörs, NPD: Bravo! –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 

Was halten Sie von Gastfreundschaft?)

Demgegenüber darf es keinen Vorrang für in einem 
lebensfremden Menschenbild wurzelnde multikulturelle 
Experimente noch für wirtschaftliche Einzelinteressen 
geben. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Das verschlägt 
selbst Ihnen die Sprache, ne? Das glaube ich.)

Viertens. Der Landtag fordert die ersatzlose Streichung 
des sogenannten Asylparagrafen, den Artikel 16a Grund-
gesetz. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Das weltweit einzigartige Asylrecht der Bundesrepublik 
Deutschland hat nicht nur zu einem Missbrauch in 
unvorstellbarem Ausmaß geführt, sondern auch zu einer 
enormen Belastung der Staatsausgaben in Milliarden-
höhe. Anzustreben ist stattdessen eine weltweite Rege-
lung, wonach bei politischer Verfolgung Asyl in einem 
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Nachbarstaat gewährt wird, in Problemfällen auch in 
entfernten Ländern des gleichen oder eines ähnlichen 
Kulturgebietes. 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Madagaskar, oder? –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:

Ab auf die Insel!)

Diese Lösung ist die menschlichere, da hierbei die Bin-
dung des Einzelnen wie der Familien an ihre Heimat bes-
ser gewahrt bleibt. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Ach so?! Toll!)

Die Möglichkeit zur Heimkehr der Deutschen, die jetzt im 
Ausland leben, muss jederzeit gewahrt bleiben. Grund-
satz deutscher Ausländerpolitik muss Rückkehrpflicht 
statt Bleiberecht sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD – 
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 

Was ist denn das, Rückkehrpflicht?)

Meine Damen und Herren der LINKEN, dies sind die not-
wendigen Schlussfolgerungen aus einer verkorksten 
Bevölkerungspolitik. Ihr Antrag hingegen spricht sich 
ganz klar gegen die nationale Identität der europäischen 
Völker und die Stabilität Europas aus. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Sie 
verstehen selber, was Sie sagen, ja?)

Ihr Antrag ist aus Sicht der Fraktion der NPD dazu geeig-
net, 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE:
Die rote Lampe.)

den inneren Frieden Europas noch weiter zu gefährden. 
Jeder vernünftige heimat- und naturverbundene Abge-
ordnete muss aus Verantwortung für unser Land Ihren 
Antrag ablehnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Irene Müller, DIE LINKE: Seit wann gibt es denn
in Ihrer Politik den inneren Frieden in Europa? –

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Sie wollen die nationale Monokultur. – 

Zuruf von Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE)

Vizepräsident Hans Kreher: Das Wort hat jetzt der 
Abgeordnete Herr Kuhn von der Fraktion der CDU.

Werner Kuhn, CDU: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Europäische Union ist 
sicher nicht nur eine Wertegemeinschaft, ein Wirt-
schafts- und Handelsplatz, sondern natürlich – das wis-
sen wir in der gegenwärtigen Situation besonders zu 
schätzen – auch eine Währungsunion, 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Herr Kuhn 
will doch nach Europa. Stimmt das also.)

wo wir viele Dinge, die wir regeln müssen, auch gemein-
sam regeln können. Im Sozialbereich haben wir noch 
große Aufgaben, um eine Harmonisierung dort herzu-
stellen, 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

auch im Steuerbereich liegen große Aufgaben vor uns, 
um Wettbewerbsgleichheit zu schaffen, aber auch in 
dem Bereich, was Asyl- und Ausländerpolitik betrifft, 
Einwanderung und Asyl, müssen wir zu gemeinsamen 
Absprachen und Regelungen kommen, damit gewisse 
Dinge auch in einem vernünftigen Prozedere laufen kön-

nen. Und deshalb haben wir natürlich auch diesen Pakt 
für Einwanderung und Asyl als Bundesrepublik Deutsch-
land in der Form,

(Udo Pastörs, NPD: Wir brauchen 
ein Dagegen und nicht Dafür.)

wie er am 7. Juli in Cannes beim Innenministertreffen 
der Nationalstaaten oder der Mitgliedsstaaten der Euro-
päischen Union getroffen worden ist, mitgetragen. Hier 
sind die Leitlinien, 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Die 
haben wir erst mal auf den Weg gebracht.)

die auch vorgetragen worden sind von verschiedenen 
Rednern in der Debatte, festgelegt. 

Aber eins möchte ich, bevor ich einige Ausführungen 
dazu mache, auch noch mal klarstellen. In dem Antrag 
der LINKEN wird unterschwellig der Bundesrepublik 
Deutschland vorgeworfen, dass sie gegen die Genfer 
Flüchtlingskonvention mit der Zustimmung dieses Paktes 
sein würde und einen klaren Verstoß gegen diese Genfer 
Flüchtlingskonvention darstellen würde. Das ist mit-
nichten so und das weise ich auch auf das Schärfste 
zurück. Der UN-Flüchtlingskommissar hat selber an den 
Verhandlungen teilgenommen und deshalb, glaube ich, 
sind wir, wenn wir jetzt diesem Pakt für Einwanderung 
und Asyl als Bundesrepublik Deutschland zustimmen, 
auch auf dem richtigen Weg. 

Und alles, was von Ihnen auch dargestellt wurde, ist, 
Frau Kollegin Borchardt, Europa, die Festung, die sich 
abschottet gegen alle Länder, die im Prinzip in dem 
Bereich, was Flüchtlinge und Asylbewerber betrifft, kei-
nen Zugang gibt. Zwei Millionen Migranten, Einwanderer, 
Flüchtlinge nimmt Europa jährlich auf. Und da müssen 
wir einfach auch eine Balance finden, dass hier das auf-
nehmende Europa nicht überfordert wird. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Ja, ja. Aufpassen!)

Die Debatte ist schon hochinteressant, wenn ich so die-
sen Schlagabtausch zwischen Rechts und Links höre. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Ich glaube, Sie bedienen ganz schön doll rechts. –

Zuruf von Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE)

Die da an der Fensterfront fordern natürlich eine volle 
Abschottung 

(Udo Pastörs, NPD: Sie haben 
den Antrag auch nicht begriffen.)

und sagen, also es kann überhaupt nicht sein, dass wir 
solche Aufgaben lösen. 

(Udo Pastörs, NPD: 
Richtig falsch, was Sie da sagen.)

Ihnen will ich noch mal klar sagen, in den 90er-Jahren, 
als wir vor großen Herausforderungen gestanden haben, 
als der Balkankonflikt Hunderttausende von Bürgerkriegs-
flüchtigen in Europa sozusagen hervorgebracht hat, 

(Udo Pastörs, NPD: Über 
 400.000 haben wir aufgenommen. – 
Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

wo Deutschland auch große Hilfe geleistet hat, und da 
können wir auch stolz drauf sein, dass wir dieses Pro-
blem gemeinsam gelöst haben. 
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(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der CDU und FDP)

Und wir wissen auch, was Anfang der 90er-Jahre pas-
siert ist, auch in Mecklenburg-Vorpommern, als plötzlich 
völlig andere Konstellationen da waren 

(Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

mit dem Fall des Eisernen Vorhangs und der Mauer in 
Berlin, welchen Zuwanderungsdruck wir da erleben 
mussten und mit welchen Problemen auch hier Landräte, 
Oberbürgermeister in Mecklenburg-Vorpommern kon-
frontiert gewesen sind bis dahin, 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

wo wir alle wissen, zu welchen Eskalationen so etwas 
führen kann. Deshalb muss man diese Regelung haben. 
Und ich glaube, das ist auch gut so. 

(Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE,
Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE,

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE,
und Udo Pastörs, NPD)

Und, meine sehr verehrten Damen und Herren, natürlich 
geht es auch darum, dass wir diesbezüglich klare Prio-
ritäten setzen. 

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Ja, ja. My home is my castle.)

Das Erste ist die Gestaltung einer legalen Einwanderung 
unter Berücksichtigung selbst bestimmter Aufnahme-
kapazitäten eines jeden Mitgliedslandes und die 
Bekämpfung der illegalen Einwanderung. 

(Udo Pastörs, NPD: Bravo! –
Barbara Borchardt, DIE LINKE: 

Kein Mensch ist illegal!) 

Und das ist hier in der Debatte von denen, die das tat-
sächlich auch ehrlich meinen, in keiner Weise erwähnt 
worden. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Es kann 
gar keiner illegal sein, Herr Kuhn! –
Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Sie bringen doch, wenn Sie im Prinzip eine unkontrol-
lierte Zuwanderung nach Europa zulassen, denen, die 
als Schleuserbanden und als kriminelle Organisationen 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Genau denen spielen Sie zu.)

Menschen tatsächlich hier nach Europa bringen, noch in 
Vorhand, 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Genau denen 
spielen Sie zu. Kontrolliert machen Sie doch gar

nichts. – Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

dass sie da dann suggerieren in den Herkunftsländern, 
dass es ganz einfach ist, nach Europa zu kommen, wenn 
sie nur den entsprechenden Saldo dafür löhnen. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Wenn
jeder dort wohnen kann, wo er will, 

gibt es keine Schleuser. So ein Quatsch!)

Und sie bringen großes Unheil über die Familien und 
deshalb müssen wir da Aufklärung schaffen.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Sie sind ganz schön weit rechts außen. –

Irene Müller, DIE LINKE: Ja.)

Und das ist auch letztendlich wichtig, dass wir die Wirk-
samkeit und Kontrolle an unseren Außengrenzen ver-
stärken. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Und der Innenminister hat das in seinem Vortrag hier 
noch mal eindeutig gesagt, da sind sich die Innen minister 
in Deutschland einig darüber, 

(Zuruf von Torsten Koplin, DIE LINKE)

aber auch in der Europäischen Union, dass wir hier 
schon klar auch materielle und technische Unterstüt-
zung geben müssen. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Ja, technische
 vor allen Dingen. Das ist ganz wichtig, ja.)

Ja, natürlich, das ist notwendig,

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Zwischen den USA und Mexiko auch.)

um auch letztendlich innerhalb des Grenzschutzes hier 
klar Dinge regeln zu können. 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Ja, die armen!)

Frontex ist gefallen vorhin, 

(Zuruf von Torsten Koplin, DIE LINKE)

die sind technisch streckenweise nicht in der Lage, 
dass sie eine vernünftige Überwachung, gerade was die 
Animierung von solchen kriminellen Banden dort, um 
Menschen zu schleusen, betrifft, in den Griff bekom-
men.

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Sie unterstellen immer, dass die Menschen 

weggehen aus wirtschaftlicher Sicht.)

Deshalb müssen wir viele Dinge in den Griff bekommen. 
Auf der anderen Seite ist es für Europa sehr, sehr wich-
tig, 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Asylanten 
gleich kriminell, das ist hier die Logik.)

dass wir natürlich im Bereich der Einwanderung auch 
gerade sehr moderat arbeiten können. Das hat was 
mit unserem Arbeitsmarkt zu tun, das hat auch mit den 
Regelungen über die Bluecard zu tun, das ist völlig klar. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Ja, was wir 
selber nicht können, sollen andere richten.)

Arbeitnehmer aus Drittstaaten, die hier in die EU kom-
men, 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

sollen natürlich auch in eine attraktive und interessante 
Wirtschafts- und Wohnwelt kommen. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Ah!)

Auf der anderen Seite müssen wir natürlich auch auf-
passen, dass 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: 
Die schön verwertbar sind. – Zuruf 
von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

wir nicht die Herkunftsländer durch diese Migrations-
bewegung in ihren eigenen Entwicklungen, 

(Zurufe von Dr. Armin Jäger, CDU,
und Irene Müller, DIE LINKE)
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die sie voranbringen, total behindern und dass wir ihre 
besten Fachkräfte 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: 
Das sind die Krokodilstränen!)

und ihre wissenschaftlich führenden Menschen hier auf-
nehmen und dann sie selber nicht in die Lage versetzen, 
damit sie sich in eine Richtung entwickeln können, 

(Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE,
und Torsten Koplin, DIE LINKE)

die dann nachher auch ihre eigenen Möglichkeiten einer 
guten und wirtschaftlichen Stabilität herstellen können. 
Insofern, meine sehr verehrten Damen und Herren ...

Vizepräsident Hans Kreher: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie die Zwischenfrage des Abgeordneten Herrn Pas-
törs?

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Werner Kuhn, CDU: Nein, ich gestatte heute keine 
Zwischenfragen. 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Nicht von denen. –
Torsten Koplin, DIE LINKE: Aber 

die Antwort hätte ich gerne gehört.)

Ich möchte nur eins sagen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. Wir sind hier in der Situation, dass 
DIE LINKE den Antrag gestellt hat, eine Situations-
beschreibung gemacht hat, aber auf der anderen Seite 
in ihrem Punkt 4 auch nur ausgefertigt hat, dass die Lan-
desregierung geeignete Maßnahmen ergreifen möchte, 
um diesen EU-Pakt nicht nur zu verhindern, sondern 
auch zu verändern. 

(Peter Ritter, DIE LINKE: Nein. 
Um Veränderungen zu erreichen.)

Aber diese geeigneten Maßnahmen, die Sie dann auf der 
Seite auch selber mal vorschlagen wollen, die vermis-
sen wir sehr. Und deshalb sind wir der Auffassung, dass 
wir Ihren Antrag nicht benötigen und diesem Pakt zuge-
stimmt werden kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der CDU –
Barbara Borchardt, DIE LINKE: 

Aber nicht, weil Sie es vermissen. – 
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 

Wiederholen Sie mal die Rede 
im ökumenischen Gottesdienst.)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Herr Kuhn.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Ritter von der 
Fraktion DIE LINKE.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Das strotzte ja vor Nächstenliebe. – 

Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
So sind sie. Christen! – Udo Pastörs, NPD: 

Das war Nächstenliebe. Und Sie üben 
Fernenliebe und das sollen die anderen 

bezahlen! – Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Ach, halten Sie den Rand!)

Peter Ritter, DIE LINKE: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! In den jüngsten Auseinandersetzungen um den 
geeigneten Umgang mit der NPD einerseits und mei-
ner Partei andererseits hat Herr Dr. Jäger sinngemäß

an einer Stelle gesagt, dass es auch Dinge gibt, wo 
sich CDU und LINKE fundamental unterscheiden in der 
Politik, und ich denke, das ist so ein Fall –

(Dr. Armin Jäger, CDU: Das ist so. –
Zuruf von Torsten Koplin, DIE LINKE)

was uns aber nicht davon abhalten sollte, solche The-
men auch hier im Landtag miteinander zu debattieren. 
Deswegen wird auch meine Fraktion immer und immer 
wieder Anträge für eine gerechte Asyl- und Flüchtlings-
politik stellen. 

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE – 

Udo Pastörs, NPD: Wir freuen uns darauf.)

Und weil das so ist, erwarte ich schon, dass auch die 
Koalitionsfraktionen sich dann wenigstens mit dem Inhalt 
unserer Anträge doch auseinandersetzen und nicht 
mit irgendwelchen Pauschal- und damit Falsch urteilen 
ablehnen. 

Und, Herr Kuhn, wenn Sie denn den Punkt 4 unseres 
Antrages hier zitieren, dann müssen Sie ihn richtig zitie-
ren. Da steht nicht drin, dass die Landesregierung den 
Asylpakt pauschal ablehnen soll, da steht drin, dass 
wir die Landesregierung auffordern wollen, auf Bundes-
ebene, 

(Zuruf von Werner Kuhn, CDU)

durch geeignete Maßnahmen auf Bundesebene, am 
Pakt im Interesse einer humanen Migration geeignete 
Änderungen zu erreichen. 

(Udo Pastörs, NPD: Nennen Sie uns mal 
ein paar geeignete Maßnahmen, Herr Ritter!)

Herr Kuhn, das ist doch was ganz anderes, als Sie hier 
fälschlicherweise zitiert haben, und Sie haben damit nur 
den Nachweis gebracht, dass Sie unseren Antrag nicht 
mal gelesen haben. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Er ist reif für Europa. – Zuruf von 
Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gestatten Sie mir, dass 
ich zu Beginn zwei Zitate hier vortrage von der Vorsitzen-
den des Landesflüchtlingsrates, die in einem Zeitungs-
interview Folgendes ausführt, ich zitiere: „Grundsätzlich 
ist es schwierig, für die Sache der Flüchtlinge eine Lobby 
zu bekommen. Es geht immer nur dann um Flüchtlinge, 
wenn das Thema gerade wieder einmal öffentlich dis-
kutiert wird. Je weniger Flüchtlinge es im Lande gibt, 
desto geringer ist das öffentliche Interesse. Auch beste-
hen oft dort besonders starke Vorbehalte gegenüber 
Flüchtlingen, wo es tatsächlich nur wenige Flüchtlinge 
gibt. Umgekehrt gibt es dort die besten Erfahrungen, wo 
Menschen mit Flüchtlingen direkt in Kontakt stehen“ 

(Udo Pastörs, NPD: Wie in Neukölln.)

„und sich mit der Situation der Flüchtlinge auseinander-
setzen. Und hier muss man anknüpfen.“

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

So weit das erste Zitat. 

Frau Seemann-Katz antwortet auf die Frage, warum sich 
in den letzten fünf Jahren zum Beispiel in der Hansestadt 
Stralsund die Anzahl der Flüchtlinge halbiert hat und 
warum immer weniger Flüchtlinge nach Mecklenburg-
Vorpommern kommen, 
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(Udo Pastörs, NPD: Das ist gut so.)

wie folgt, ich zitiere wieder: „Das liegt an der Flüchtlings-
politik der EU.“ Ich füge ein, hier irrt Frau Seemann-Katz 
etwas, es liegt nicht nur an der Flüchtlingspolitik der EU, 
sondern spätestens seit Mitte der 90er-Jahre auch am 
geänderten Asylparagrafen unseres Grundgesetzes. 

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE – 

Udo Pastörs, NPD: Wurde höchste Zeit.)

Aber ich komme zurück auf Frau Seemann-Katz: „Das 
liegt an der Flüchtlingspolitik der EU. Immer weniger 
Flüchtlinge gelangen überhaupt erst nach Deutsch-
land, weil sich die EU an ihren Außengrenzen mit dem 
‚Dublin-II-Abkommen‘ abgeschottet hat.“ 

(Udo Pastörs, NPD: Das ist doch Blödsinn.)

„Nur fünf Prozent der Asylverfahren gehen zugunsten der 
Flüchtlinge aus.“ Und dann kommt so ein direkter Bezug 
zu unserem Land, worüber ich mich sehr ärgere: „Erst 
kürzlich wurde der werdende Vater Zakari Kossi Zanou 
nach Togo abgeschoben,“ 

(Stefan Köster, NPD: Hoffentlich 
hat er einen guten Heimflug gehabt. –
Udo Pastörs, NPD: Ja, viel zu spät. –

Zuruf von Dr. Armin Jäger, CDU)

„der in seiner Heimat nachweislich politisch verfolgt wird 
und dem dort Gefängnis droht.“ Zitatende. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist Aus-
druck von aktueller Flüchtlingspolitik in Mecklenburg-
Vorpommern, und ich weiß, dass wir hier schon einmal 
einen Schritt weiter waren. 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zahl der Flücht-
linge weltweit hat mit 26 Millionen Menschen nach 
UN-Angaben den höchsten Stand seit den frühen 
90er-Jahren erreicht. „Rechnet man noch jene hinzu, die 
auf der Suche nach Sicherheit die staatlichen Grenzen 
überschreiten, sind gegenwärtig etwa 33 Millionen Men-
schen auf der Flucht.“ UN-Generalsekretär Ban Ki-moon 
spricht „von der größten humanitären Heraus forderung 
der Gegenwart“. Angesichts der Lebensmittelkrise 
fällt es den Hilfsorganisationen zunehmend schwer, 
die Ernährung der Entwurzelten zu gewährleisten. Ihre 
Betreuung rettet Tag für Tag Leben, ist letztlich aber das 
Bemühen, der Symptome Herr zu werden. Und selbst da 
fehlen die Mittel. 

(Udo Pastörs, NPD: Ja, das interessiert 
halt keinen, Herr Ritter. Ich kann es auch 

nicht ändern. Ich war ruhig. Mich interessiert’s.)

Sie interessieren mich überhaupt nicht, Herr Pastörs. 

(Udo Pastörs, NPD: Ja, das weiß ich.)

Die Ursachenbekämpfung wird immer komplexer. Men-
schen fliehen vor allem vor kriegerischen Konflikten und 
Gewalt, immer häufiger aber auch vor Elend und/oder 
Umweltproblemen. Man geht davon aus, dass es bereits 
2010 rund 50 Millionen Umweltflüchtlinge auf der Welt 
geben werde. 

(Stefan Köster, NPD: Die können 
Sie alle in Ihren Garten aufnehmen. –
Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

Armut, Klimawandel, Verteilungskämpfe wiederum sind 
ebenso Schmierstoff für Kriege und Konflikte wie die 

globale Ausbeutung der sogenannten Dritten Welt oder 
ungebremster Waffenhandel. 

(Zurufe von Jörg Heydorn, SPD, 
und Raimund Borrmann, NPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, solange es 
nicht gelingt, über politische Konfliktlösungen, nach-
haltige Entwicklung und gerechtere internationale Struk-
turen zur Ursachenbekämpfung zu kommen, solange 
wird einerseits die Zahl der Flüchtlinge weiter stei-
gen, andererseits aber auch die Zahl der Opfer. Der 
UN-Berichterstatter für das Recht auf Nahrung, 
der Schweizer Soziologe Jean Ziegler, sagte am 
18. April 2008 in „Freitag“, ich zitiere: „Das Massaker 
an Millionen Menschen durch den Hunger ist und bleibt 
der größte Skandal zu Beginn des dritten Jahrtausends. 
2007 sind 36 Millionen Menschen an Hunger gestorben. 
36 Millionen! … Während wir hier sitzen und reden, stirbt 
in der dritten Welt jede fünf Sekunden ein Kind. … Sie 
alle werden ermordet. Und der reiche Norden schaut 
zu. … Nein, er macht sogar mit. … Diese Massengrä-
ber mit Hungerleichen sind von Menschen gemacht. … 
Weil zur Rendite … nicht die Bekämpfung des Leids und 
des Hungers gehören. … Die Nestles und Pfizers dieser 
Welt haben ja nur die Maximierung ihrer eigenen Profite 
im Kopf.“ Zitatende. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir als beken-
nende Europäerinnen und Europäer 

(Udo Pastörs, NPD: Wie in der Kirche.)

sollten nicht den Eindruck erwecken, als ginge uns dies 
alles nichts an. Aber als Ergebnis kommen dann die EU-
Rückführungsrichtlinie, eine inhumane Abschiebungs-
richtlinie und der Pakt für Einwanderung und Asyl heraus. 
Sie zum Beispiel verbessern die Situation der Entwick-
lungsländer eben in keiner Weise, sondern verschärfen 
bestehende ungeheure Probleme dort. Das hat mit ver-
antwortlicher Politik im Interesse des Zusammenlebens 
in unserer einen Welt nichts mehr zu tun. 

(Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

Da sollen qualifizierte Arbeitskräfte nun noch verstärkt 
auch nach Deutschland abgeworben werden, um dem 
eigenen Arbeitsmarkt dienlich zu sein. 

(Udo Pastörs, NPD: Das ist der Fehler.)

Gleichzeitig sollen noch rigider die Außengrenzen der 
EU dichtgemacht werden, und das, ohne dabei auf die 
Kosten zu schauen, die dieses verursacht. Würden diese 
Mittel für Hilfen zur Entwicklung eingesetzt, wäre das 
aus unserer Sicht viel sinnvoller. 

Dass die westliche Wertegemeinschaft an dem Elend 
in Afrika, in Asien und auch in Osteuropa eine nicht zu 
unterschätzende Mitschuld trägt, wird wohl niemand 
ernsthaft bestreiten wollen. Während unsere Werte-
gemeinschaft Kriege führt, die den Energiehunger der 
eigenen Volkswirtschaft stillen sollen, verweigert man 
den Opfern dieser Rohstofffeldzüge das Grundrecht auf 
Asyl. 

(Beifall bei Abgeordneten der 
Fraktion DIE LINKE – Udo Pastörs, NPD: 

Dieses System unterstützen auch die LINKEN. –
 Zuruf von Dr. Armin Jäger, CDU)

Andererseits konterkariert man die Bemühungen armer 
Länder, an den wenigen Hochschulen eigene Fach-
kräfte auszubilden, indem man diese vor Ort dringend 
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benötigten Spezialistinnen und Spezialisten einfach 
abwirbt in unsere Wohlstandsgesellschaft. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Das ist
 ja auch einfacher, als eigene auszubilden. 
Da muss man Geld in die Hand nehmen.)

Der Pakt für Einwanderung und Asyl entpuppt sich also 
als ein diabolischer Pakt. 

(Michael Andrejewski, NPD: 
Die EU ist diabolisch. Das ist schön. –
Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, morgen eröffnet die 
Landtagspräsidentin als Schirmherrin die Interkulturelle 
Woche. Wir werden wieder allerlei Lobeshymnen hören, 
wie toll doch die Integration von Ausländerinnen und 
Ausländern ist, 

(Stefan Köster, NPD: Von uns nicht. – 
Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

nur wahr ist das leider nicht. Und wir müssen uns alle 
selbst fragen, in wessen Hände wir spielen, wenn wir 
einen solchen Antrag ablehnen. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, ja. –
Zuruf von Dr. Norbert Nieszery, SPD)

In einer demokratischen Gesellschaft – und ich gehe 
davon aus, dass die Europäische Union eine solche 
demokratische Gesellschaft ist – 

(Raimund Borrmann, NPD: Wir nicht! –
Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

sollte, und darum geht es uns in unserem Antrag, 
gleiches Recht für alle gelten, 

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

aber davon sind wir leider noch weit entfernt. 

(Stefan Köster, NPD: Die Lampe leuchtet.)

Migrantinnen und Migranten sind für uns keine Gäste auf 
Zeit, sie sind auch keine Bedrohung für die öffentliche 
Sicherheit oder gar für die Kultur des Abendlandes, son-
dern fester und unwiderruflicher Bestandteil des gesell-
schaftlichen Lebens in Mecklenburg-Vorpommern, 

(Michael Andrejewski, NPD: Der Sozialismus 
war auch einmal unwiderruflich! –

Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

in Deutschland und in der Europäischen Union. – Danke 
schön.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Herr Ritter. 

Um das Wort hat noch einmal gebeten der Abgeord-
nete und Fraktionsvorsitzende Herr Dr. Jäger von der 
CDU-Fraktion.

Dr. Armin Jäger, CDU: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich hatte nicht vor, in 
dieser Debatte zu reden, aber eins möchte ich hier mal 
ganz deutlich sagen. 

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Ja, reden Sie mal, Herr Jäger!)

Ich gehöre zu der Generation von Politikern, die sich 
damals für den Asylkompromiss eingesetzt haben. Und 

das haben wir nicht getan, Herr Ritter, und da muss ich 
sagen, da haben Sie wirklich keine Ahnung, wirklich gar 
keine Ahnung, 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: In Ihren 
Augen haben wir ja nie Ahnung. Nie! –

Michael Andrejewski, NPD: Wie immer.)

das haben wir nicht getan, um Menschen, die Asyl-
ansprüche haben, die nach unserer Regelung asyl-
berechtigt sind, von Deutschland fernzuhalten, 

(Zuruf von Torsten Koplin, DIE LINKE)

sondern wir haben es getan, um die Bereitschaft in 
unserer Bevölkerung zu erhalten, das Asylrecht auch 
wirklich zu dulden und dafür etwas zu tun. Das nehme 
ich für alle, die das damals getan haben, in Anspruch, 
und das waren viele. 

Und das Zweite ist: Sie haben mit einem Halbsatz eben 
etwas gesagt, was ich Ihnen noch mal entgegenhalten 
will. Nicht wer diesen Antrag ablehnt, gibt Wasser auf die 
Mühlen einer Front, die ich überhaupt nicht mag, son-
dern wer immer wieder in unserer Bevölkerung den Ein-
druck erweckt, als sei Politik und als sei der Staat nicht 
berufen, darüber zu befinden, wie viel Integration und wie 
viel Menschen integriert werden können. Wer dies nicht 
deutlich macht und wer nicht mithilft, die Aus länder, die 
hier bleiben, 

(Peter Ritter, DIE LINKE: 
Die hier bleiben dürfen!)

nämlich Menschen, die hierher kommen, auch wirklich 
zu integrieren, 

(Udo Pastörs, NPD: Die wollen nicht 
integriert werden. Schauen Sie in die Städte!)

der versündigt sich genau an den Prinzipien, die Sie hier 
predigen. Ich finde es nicht sehr fair, was Sie hier trei-
ben, indem Sie den Eindruck erwecken, als hätten wir 
eine Gesellschaft, in der einfach jeden Tag wieder Ihre 
ewige Parole gilt: Macht die Tore auf, jeder kann kom-
men. Lieber Herr Ritter, Sie wissen ganz genau, dass, 
selbst wenn wir das alle wollten, das nicht möglich ist, 

(Udo Pastörs, NPD: Richtig.)

dass wir eine ungehinderte Zuwanderung in Europa ver-
kraften. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Deswegen muss man aber nicht 

unmenschliche Maßnahmen ergreifen.)

Frau Borchardt, tun Sie erst mal was für Ausländer, ehe 
Sie sich hier als Gutmensch darstellen! Mir müssen Sie 
das nicht beibringen. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Das machen wir. 
Das machen wir, aber regelmäßig. Regelmäßig!)

Ich habe über Jahre in diesem Bereich gearbeitet, ich 
kenne das Schicksal von Asylbewerbern. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Ich auch.)

Ich war damals Chef der Ausländerbehörde in Berlin. 
Da müssen Sie noch sehr viel dazulernen, das kann ich 
Ihnen nur sagen. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Gerade 
der Ansatz der Ausländerbehörde 

ist in Kritik, gerade der Ansatz!)
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Und ich sag nur noch mal eins, was mein Kollege hier 
gesagt hat: Wer wirklich für Asyl kämpft – und ich gehöre 
zu diesen Menschen –, 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Gucken Sie sie 
sich doch an, die fadenscheinigen Beurteilungen!)

der muss auch klarmachen, dass rechtliche Regelungen, 
die wir uns geben, auch eingehalten werden. 

(Udo Pastörs, NPD: 95 Prozent Asylbetrug! –
Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Und wenn Menschen beschimpft werden dafür, dass 
sie Gerichtsentscheidungen in dieser Bundesrepublik 
beachten – das hat Herr Ritter auch getan, er hat näm-
lich gesagt, dass hier inhuman vorgegangen worden ist 
gegen einen, der nach gerichtlicher, letztinstanzlicher ...

(Peter Ritter, DIE LINKE: Ich habe zitiert, 
Herr Dr. Jäger. Sagen Sie das richtig! Ich habe 
zitiert! – Zurufe von Regine Lück, DIE LINKE, 

und Irene Müller, DIE LINKE)

Ja, wer zitiert, der identifiziert sich mit dem Zitat, es sei 
denn, er distanziert sich dazu. Das ist genau ...

(Peter Ritter, DIE LINKE: 
Aber Sie müssen auch mal die Wahrheit 

sprechen am Rednerpult und nicht lügen! – 
Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE, 

und Regine Lück, DIE LINKE)

Herr Ritter, Ihre Klientel mag Ihnen ja Beifall klatschen, 
wir sind aber dafür da, Verantwortung für diesen Staat 
hier wahrzunehmen. 

(Zuruf von Torsten Koplin, DIE LINKE)

Und dieser Staat wird nur so vorankommen, 

(Udo Pastörs, NPD: Sehr gut. –
Zuruf von Torsten Koplin, DIE LINKE)

dass wir Menschen, die wir hierher bekommen, integrie-
ren können. Das können wir nur in einem bestimmten 
Umfang, das hat der Innenminister gesagt. 

(Raimund Borrmann, NPD: 
Sonst müssen wir uns integrieren. –
Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

Und ich bin nicht bereit, ewig mit diesen Vorwürfen kon-
frontiert zu werden, dass inhuman ist, wer dafür sorgt, 
dass Ausländer in unserer Bundesrepublik Deutschland 
im höchstmöglichen Maß integriert werden. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Ich habe einen Wahlkreis in Schwerin, in dem es sehr, 
sehr schwer ist, für Ausländer einzutreten. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Ich lade Sie mal ein, gehen Sie mal nachmittags mit mir 
auf den Großen Dreesch. Vielleicht denken Sie dann 
anders.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der CDU und FDP –

Barbara Borchardt, DIE LINKE: Gucken Sie 
sich mal an, was Frontex da macht! – Zuruf 

von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Herr Dr. Jäger. 

Meine Damen und Herren, es liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tion DIE LINKE auf Drucksache 5/1777. Wer dem zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. – 
Danke. Die Gegenprobe. – Danke. Enthaltungen? – 
Damit ist der Antrag der Fraktion DIE LINKE auf Druck-
sache 5/1777 bei Zustimmung der Fraktion DIE LINKE, 
aber Ablehnung der Fraktion der SPD, der CDU, der FDP 
und der NPD abgelehnt. 

(Peter Ritter, DIE LINKE: 
Bei Enthaltungen in der SPD.)

Entschuldigung, bei drei Enthaltungen – ich halte das 
noch einmal fest –, bei drei Enthaltungen von der SPD 
abgelehnt. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 25: Beratung 
des Antrages der Fraktion der FDP – Auswirkungen 
des Gesundheitsfonds auf Mecklenburg-Vorpommern, 
Drucksache 5/1773. 

Antrag der Fraktion der FDP:
Auswirkungen des Gesundheitsfonds 
auf Mecklenburg-Vorpommern
– Drucksache 5/1773 –

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete und 
Fraktionsvorsitzende Herr Roolf von der FDP.

Michael Roolf, FDP: Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! „Auswirkungen des Gesundheits-
fonds auf Mecklenburg-Vorpommern“ – Der Gesund-
heitsfonds kommt, und auch in Mecklenburg-Vorpom-
mern, nur dass wir das schon einmal wissen, dass der 
auch für uns kommt. 

(Harry Glawe, CDU: Ganz sicher. Ganz 
sicher. Auch die FDP kann sicher sein, dass 
er kommt. – Zuruf von Dr. Armin Jäger, CDU)

Gesundheitsfonds, das hört sich ja schon einmal irrefüh-
rend an, denn dieser Fonds wird kein Stückchen mehr 
Gesundheit bringen. Er kostet einfach nur mehr, macht 
mehr Bürokratie, nimmt den Leuten das Geld aus der 
Tasche und wird für Gesundheit überhaupt nichts leis-
ten. 

Warum haben wir dieses Thema heute auf die Tages-
ordnung gerufen? Weil wir uns rechtzeitig in Meck-
lenburg-Vorpommern mit den möglichen Auswirkungen 
der Einführung des Gesundheitsfonds hier in diesem 
Land und auch hier als Landesparlament auseinander-
setzen wollen. 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Das ist gut.)

Wir haben im Juni 2008 unter der Drucksache 5/1503 
eine Kleine Anfrage an die Landesregierung gestellt, in 
der wir nach den Auswirkungen des Fonds auf Kranken-
kassen, auf GKV-Versicherte, auf Landesfinanzen, auf 
Arbeitnehmer und auf Arbeitgeber gefragt haben. Die 
nicht gerade überraschende, sehr vielsagende Aus-
sage der Landesregierung dazu war: „Über Detailkennt-
nisse der finanziellen Auswirkungen des angestrebten 
Gesundheitsfonds verfügen weder die Landesregierung 
noch andere öffentliche Einrichtungen. … Die Landes-
regierung geht nicht von steigenden Beitragsbelastungen 
für alle GKV-Mitglieder in Mecklenburg-Vorpommern … 
aus. Unabhängig vom Gesundheitsfonds sind Mehrkos-
ten jedoch … zu erwarten.“ Über die Höhe der Zuwei-
sungen aus dem Fonds nach M-V liegen der Landes-
regierung ebenfalls keine Erkenntnisse vor. 
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Was sagt uns diese Beantwortung? Die Landes regierung 
weiß nichts. Da lassen Sie uns mal reinschauen, aus wel-
cher Sichtweise wir dieses Thema des Gesundheits-
fonds hier im Landtag diskutieren sollen. Wir haben 
die gesundheitspolitische Argumentationslinie und wir 
haben die wirtschaftspolitische Argumentationslinie. Zu 
der gesundheitspolitischen Argumentationslinie wird 
mein Kollege Grabow nachher noch was sagen. Lassen 
Sie uns doch mal über die Auswirkungen für die Wirt-
schaft, für die Arbeitsplätze, für die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer hier im Land diskutieren. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Deswegen sind sie heute in Berlin.)

Wir haben in etwa – da nageln Sie mich jetzt nicht fest 
auf 1.000 oder 2.000 mehr – 510.000, 520.000 sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse, so 
in dem Bereich, hier im Lande. Und 1,5 Millionen GKV-
Versicherte haben wir in Mecklenburg-Vorpommern. Nur 
ein Drittel dieser Versicherten sind Versicherte der AOK 
mit einem Beitragssatz von 15,8 Prozent. Durchschnitt-
lich für alle Versicherten haben wir einen Beitragssatz 
von 14,44 Prozent hier in Mecklenburg-Vorpommern. Der 
Beitragssatz des Gesundheitsfonds, der dann eingerich-
tet wird – und ob er 15,7, 15,9, 15,8 beträgt, ist relativ 
egal, wenn die Landesregierung Auswirkungen ausrech-
nen will, dann macht sie sich eine Excel-Tabelle fertig, 
macht eine Spalte 15,7, eine 15,8, eine 15,9 und kann 
sich genau ausrechnen, was denn 0,1 Prozent mehr oder 
weniger an Auswirkungen hat –, 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Das ist 
illegal. – Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

nehmen wir 15,9 als das im Augenblick sehr Realis tische 
als Erhöhung in diesem Fonds an, 15,9 Prozent, so 
erhöht sich für alle Sozialversicherungen für GKV-Versi-
cherte der Versicherungsbeitrag um 1,5 Prozent. 

Und jetzt, meine Damen und Herren, lassen Sie uns 
doch mal in die sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigungsverhältnisse reinschauen. Bei den sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen haben wir 
nämlich noch eine andere Situation. Da ist der Anteil der 
AOK-Versicherten unter 10 Prozent. Das heißt, wir haben 
einen durchschnittlichen Beitragssatz im Augenblick 
von 13,9 Prozent auf die sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnisse hier in diesem Land. Der 
Weg von 13,9 Prozent zu 15,9 Prozent führt uns zu der 
Erkenntnis, dass wir eine Verteuerung des Faktors Arbeit 
haben um 2 Prozent. Alle haben gesagt, wir wollen die 
Arbeit nicht verteuern, aber wir haben mit der Einfüh-
rung des Gesundheitsfonds eine Verteuerung des Fak-
tors Arbeit um 2 Prozent. 

Hinzu kommt ein weiteres Phänomen. Wenn die Unter-
nehmerinnen und Unternehmer im nächsten Jahr ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nur das gleiche Gehalt 
netto zur Verfügung stellen wollen, was sie heute bekom-
men, müssen sie noch mal tiefer in die Tasche greifen, 
um nämlich auf diese Beitragserhöhung von 2 Prozent 
noch mal einen Eigenanteil von 0,5, 0,8, 0,9 Prozent zu 
packen, 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: 0,9.)

um auf die neue Nettogröße wieder zu kommen, damit 
die Leute, die fleißig ihren Job machen, nicht die in den 
Hintern gekniffenen sind, die ab 1. Januar wegen eines 
dämlichen Gesundheitsfonds – entschuldigen Sie diesen 
Ausdruck – einfach netto weniger verfügbares Einkom-
men haben. 

Dann schauen wir uns – Herr Minister Seidel, auch die 
Zahlen werden Sie ja womöglich haben – einfach mal 
ein typisches kleines mittelständisches Unternehmen, 
so, wie es die Struktur hier in unserem Land ist, an, eine 
Bruttolohnsumme pro Arbeitnehmer von 2.000 Euro. Mit 
der Verteuerung um 2 Prozent und mit dem Ausgleich 
auf ein gleiches netto verfügbares Einkommen – denn 
der Mitarbeiter versteht nicht, warum er auf einmal weni-
ger bekommt – werden wir den Arbeitgebern hier in die-
sem Land einen Mehraufwand von 800 Euro pro Arbeit-
nehmer damit aufbürden. 800 Euro im Monat!

(Harry Glawe, CDU: Im Jahr.)

Im Jahr, Entschuldigung. Danke, Herr Glawe. 800 Euro 
im Jahr an Mehraufwand.

Und jetzt gehen wir noch mal in die Struktur in Meck-
lenburg-Vorpommern rein und erkennen, dass wir in etwa 
eine Beschäftigungszahl von 20 Mitarbeitern in diesen 
Unternehmen haben. Das heißt, Sie/wir belasten, wenn 
dieser Gesundheitsfonds in dieser Art und Weise einge-
führt wird, diese kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen mit einer Summe von 16.000 Euro pro Jahr. Das 
möge sich bitte jeder einmal vor Augen führen. 

Und was ist das Ergebnis? Bekommen wir dafür auch 
nur ein Stückchen bessere medizinische Betreuung? Ich 
sage klar und deutlich Nein. Und auch dazu wird Herr 
Grabow Ihnen nachher einiges ausführen: Genau das, 
was man den Menschen suggeriert – damit wird die 
medizinische Betreuung besser –, genau das wird näm-
lich auch nicht entstehen. 

Wir haben ein weiteres Problem mit der Einführung des 
Gesundheitsfonds, und das ist das Mehr an Bürokratie, 
was wir bekommen. Ich weiß nicht, inwieweit Sie sich 
damit auseinandergesetzt haben. Die Arbeitgeber müs-
sen ab nächstem Jahr nicht nur in den Fonds die Bei-
träge abführen, sondern zusätzlich auch noch die Bei-
träge abführen bei den einzelnen Kassen, die ihren 
einzelnen, individuellen Beitragssatz haben. Das heißt, 
doppelte Belastung – ja, Herr Glawe, Sie können den 
Kopf schütteln –, doppelte Belastung für die Unterneh-
men in dem Augenblick, in dem sie in der Situation sind, 
dass sie sowohl als einen Ansprechpartner des Geld-
transfers den Fonds haben und als einen Ansprech-
partner des Geldtransfers ...

(Zuruf von Harry Glawe, CDU)

Die Kassen ziehen ein. Lieber Herr Glawe!

(Zuruf von Harry Glawe, CDU)

Lieber Herr Glawe, noch entscheidet ein Unternehmer 
über sein Konto, ob eingezogen wird oder nicht. Wenn 
Sie auch das mittlerweile vorschreiben wollen, dass die 
Unternehmer einzuziehen haben, 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der Fraktion
der FDP – Zuruf von Harry Glawe, CDU)

herzlich willkommen im Sozialismus! Ich dachte, Sie sind 
immer noch Mitglied der CDU. 

(Harry Glawe, CDU: Sie wollen 
ja immer nur Bahnhof verstehen.)

Und jetzt können wir in der Rechnung nämlich noch 
einen Schritt weiter machen: mehr Bürokratie, weniger 
Nettoeinkommen – und jetzt kommt der Eigenanteil, den 
die Versicherten auch in ihrer Krankenkasse dann noch 
leisten müssen, 0,2, 0,3, 0,4 Prozent, den leisten sie dann 
auch noch –, noch weniger verfügbares Einkommen. 
Und das, das ist das, was der Gesundheitsfonds …
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(Jörg Heydorn, SPD: Sind Sie
 Hellseher? Sind Sie Hellseher?)

Ja, ich bin Hellseher, ich sehe die Realität, Herr Hey-
dorn. 

(Jörg Heydorn, SPD: Können Sie hellsehen?) 

Ich sehe die Realität dieses chaotischen Vorhabens, was 
den Leuten mehr gesundheitliche Betreuung suggeriert 
und nichts anderes macht, als ihnen blank in die Tasche 
zu greifen, das Geld wegzunehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Und unseriös ist es von Sozialdemokraten, an der Stelle 
von Mindestlohn zu reden, acht Prozent mehr Lohn zu 
fordern, obwohl sie wissen, dass die Arbeit deutlich 
teurer wird im nächsten Jahr. Das ist unseriös. 

(Jörg Heydorn, SPD: Unseriös ist es, so allgemein 
von Dingen zu reden, die gar nicht feststehen.)

Dann kommt es noch weiterhin zu einem Problem, dass 
wir durch die Einführung des Gesundheitsfonds Wett-
bewerb verlieren. Wir verlieren Wettbewerb unter den 
Kassen. 

(Harry Glawe, CDU: Ach so?)

Wir werden zu einer blinden Fusionsarie kommen, 

(Zuruf von Dr. Norbert Nieszery, SPD)

dass Kassen miteinander fusionieren und wir immer 
weniger Wettbewerb in den Kassen und bei den Kassen 
und im System haben werden. Die erste Fusion haben 
wir bereits mitbekommen, den Zusammenschluss der 
Techniker Krankenkasse und der IKK-Direkt. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Wir werden bald nur noch eine Kasse haben.)

Herr Methling, das hatten wir schon. Das war gut, das 
machen wir wieder, oder wie? 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Das ist ein 
weiter Weg dahin. Das werden wir nie erreichen.)

Und der wird steinig sein. Gott sei dank ist das ein wei-
ter Weg dahin. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Sie tun 
immer so, als wenn wir da schon sind.)

Dann haben wir noch einen Bereich, in dem auch viele 
Märchen erzählt werden, und das ist der Bereich der 
Mehreinnahmen, die angeblich für Mecklenburg-Vor-
pommern dabei herauskommen. Aber seien Sie ganz 
entspannt, auch da wird der Kollege Grabow Ihnen nach-
her einiges zu diesen Märchen erzählen können. 

Was will die FDP? Die FDP will, dass man sich in der 
Landesregierung Gedanken darüber macht, sich den 
Realitäten stellt – den Realitäten stellt, dass hier in 
diesem Land der Kostenfaktor Arbeit sich ab dem 
01.01.2009 um mindestens zwei Prozent erhöhen wird, 
dass die Menschen weniger verfügbares Einkommen 
haben, dass sie für dieses weniger verfügbare Einkom-
men weniger medizinische Betreuung haben, und das 
kann nicht im Sinne des Landtags von Mecklenburg-Vor-
pommern sein. – Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Herr Roolf.

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat wurde eine 
Aussprache mit einer Dauer von 60 Minuten vereinbart. 

Ich sehe und höre keinen Widerspruch, dann ist das so 
beschlossen. 

Um das Wort hat zunächst gebeten der Sozialminister 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern Herr Sellering. 
Herr Sellering, Sie haben das Wort.

Minister Erwin Sellering: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das GKV-Wettbewerbs-
stärkungsgesetz, bei dem ein Bestandteil die Einrich-
tung des Gesundheitsfonds ist, ist die erste Reform seit 
vielen Jahren, die aus Kostendämpfungsgründen keine 
Zuzahlungserhöhungen und keine Leistungs kürzungen 
vorsieht. Vielmehr werden dort, wo es notwendig ist, 
bestehende Lücken in der medizinischen Versorgung 
geschlossen und Leistungen zielgerecht erweitert. Dazu 
gehören insbesondere der Ausbau der Palliativmedi-
zin, die Verbesserung der Hospizversorgung, die Ver-
besserung der Rahmenbedingungen für Kinderhospize, 
die Erweiterung der häuslichen Krankenpflege sowie 
die Umwandlung von bisher freiwilligen Leistungen in 
Pflichtleistungen wie beispielsweise Leistungen der 
medizinischen Rehabilitation, medizinisch erforderliche 
Impfungen, Mutter-Kind-Kuren beziehungsweise Vater-
Kind-Kuren. 

Mit der Einrichtung des Gesundheitsfonds wird der Wett-
bewerb um qualitativ hochwertige und effiziente Versor-
gungsangebote gefördert. Gleichzeitig erhalten die Kran-
kenkassen deutlich mehr Möglichkeiten zur Gestaltung 
eines auf ihre Versicherten ausgerichteten – jetzt muss 
ich hier schwer blättern – Versorgungsangebots. Hierzu 
gehören insbesondere Einzelverträge mit Ärztin nen, 
Ärzten und Apothekern, zu Ausschreibungen für Arz-
nei- und Hilfsmittel, dazu haben wir heute Morgen schon 
bei der Fragestellung etwas gehört, Rabatt verträge mit 
pharma zeutischen Unternehmen und die Möglichkeit, 
besondere Tarife für besondere Versorgungsformen 
anzubieten.

Die Bundesregierung zieht gut ein Jahr nach dem 
Inkrafttreten der Gesundheitsreform die Bilanz, dass 
der Wettbewerb um eine am Bedarf der Patientinnen 
und Patienten ausgerichtete medizinische Versorgung 
bereits jetzt Früchte trägt. Dieser Wettbewerb wird sich 
nach Ansicht der Bundesregierung weiterhin verstär-
ken. Mit dem Inkrafttreten der weiteren Reformschritte in 
der Finanzierungsstruktur der gesetzlichen Krankenver-
sicherung wie auch durch die Verbesserung der Wechsel-
möglichkeiten in der privaten Krankenversicherung wird 
dieser Wettbewerb noch deutlich an Fahrt gewinnen. 
Die genauen Auswirkungen des Gesundheitsfonds, die 
der FDP-Fraktion so viel Sorge bereiten, sind wegen der 
vielfältigen Systemänderungen zum jetzigen Zeitpunkt 
sicherlich nur schwer konkret im Einzelnen vorherseh-
bar.

Durch den Gesundheitsfonds werden nach Maß-
gabe des GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetzes ab 
dem 1. Januar 2009 die Finanzmittel der gesetzlichen 
Krankenversicherung neu verteilt. Die Landesregierung 
erwartet, dass insbesondere der mit dem Gesundheits-
fonds verbundene morbiditätsorientierte Risikostruktur-
ausgleich, das heißt der Finanzausgleich zwischen 
den Krankenkassen des Bundes, der künftig speziell 
die Erkrankungen der einzelnen Versicherungen mehr 
berücksichtigen soll, ab dem Jahre 2009 zu einer bes-
seren Finanzausstattung der gesetzlichen Krankenkas-
sen in Mecklenburg-Vorpommern führen wird. Wegen 
der demografischen Entwicklung in unserem Land wird 
es in Zukunft mehr ältere und auch mehr kranke Men-
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schen geben. Deshalb muss bei der Verteilung der 
Finanzen innerhalb der GKV unbedingt darauf geachtet 
werden, dass das Geld auch tatsächlich dort ankommt, 
wo es gebraucht wird. 

Der jetzt durch das GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz 
eingeschlagene Weg geht in die richtige Richtung. Nach 
einem dem Gesundheitsausschuss des Deutschen Bun-
destages am 4. Juli 2008 vorgelegten Gutachten von 
Wasem, Buchner und Wille wird zu den Effekten der Ein-
führung des Gesundheitsfonds unter anderem ausge-
führt, dass in den Bundesländern mit bislang überdurch-
schnittlichen Ausgaben, dazu gehören wir, und wegen 
überdurchschnittlichen Beitragssätzen durch den Fonds 
die Beitragsbelastung sinken werde. Nach einer Modell-
rechnung der Gutachter zur Ermittlung des Differenz-
betrages …

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Die
AOK hat die höchsten Beitragssätze. –

Irene Müller, DIE LINKE: Man kann 
das nicht mit der Realität vergleichen.)

Einfach mal das Gutachten lesen! 

… aus Be- und Entlastungen würde sich für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern ein positives Finanzsaldo 
von 14 Millionen Euro ergeben. Bei dieser Rechnung ist 
allerdings nochmals ausdrücklich darauf hinzuweisen, 
dass es sich um Modellrechnungen auf der Basis von 
plau siblen Annahmen und mathematischen Sys temen 
handelt, die aufgrund der bisher noch nicht vorliegenden 
Erkenntnisse natürlich noch nicht in der Realität voll-
zogen und damit noch nicht gesichert sind. 

Ab dem Jahre 2009 wird durch die neuen gesetzlichen 
Regelungen ein bundeseinheitlicher Beitragssatz gel-
ten, wobei unterschiedliche Einkommenshöhen der Ver-
sicherten zwischen den Krankenkassen anders als bis-
her vollständig ausgeglichen werden. Krankenkassen 
mit vielen kranken beziehungsweise alten Mitgliedern 
erhalten für diese Versicherten mehr Geld als bisher. Das 
ist der Kern der Reform. Das ist der Kern, der der FDP 
offenbar nicht gefällt. In diesem Zusammenhang geht 
die Landesregierung nicht von steigenden Beitragsbe-
lastungen für alle GKV-Mitglieder in Mecklenburg-Vor-
pommern aus, sondern vielmehr von einer nach der 
derzeitigen Kassenmitgliedschaft zu differenzierenden 
Mehr- oder Minderbelastung. 

Im Klartext heißt das, dass die bisher bei günstigen 
Direkt- oder Betriebskrankenkassen versicherten Mit-
glieder mit höheren Beiträgen zu rechnen haben werden. 
Die AOK Mecklenburg-Vorpommern, bei der über ein 
Drittel der Menschen im Lande krankenversichert sind 
und die aufgrund ihrer Versichertenstruktur jetzt billigen 
Direktversicherungen in ihrem Beitragssatz unterlegen 
ist und deshalb nicht konkurrenzfähig ist, wird voraus-
sichtlich ihren Beitragssatz senken können. Durch den 
künftig einheitlichen Beitragssatz in der gesetzlichen 
Kranken versicherung wird – ich finde das sehr gerecht – 
dem Solidargedanken der Krankenversicherungen, der ja 
seit jeher ein Pfeiler unseres Sozialversicherungs systems 
ist, in ganz besonderem Maße Rechnung getragen. 

Vielleicht muss man an dieser Stelle die Fragen wieder-
holen, die Herr Roolf eben gestellt hat: Was will die FDP? 
Worauf zielt die FDP ab? Ich denke, genau an diesem 
Punkt unterscheiden wir uns offenbar. Wir haben eine 
unterschiedliche Auffassung zur Solidarität. Ich sage 
Ja zu der Solidarität, denn sie wird dazu führen, dass 
die Jungen und Gesunden künftig mehr zahlen müs-

sen, um das mitzufinanzieren, was wir bei den Älteren, 
den chronisch Kranken oder den länger Erkrankten aus-
geben müssen. Das halte ich für solidarisch und auch 
für gerecht. Sie befürchten, dass es zu mehr Bürokratie 
führt, aber das sehe ich nicht. Es wird möglicherweise 
weniger Kassen geben und das ist vielleicht etwas, was 
der FDP nicht so gefällt. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Die hätten gern 500 Kassen wahrscheinlich.)

Ich kann sehr gut damit leben, wenn sich die Zahl der 
Kassen deutlich reduzieren würde. Damit könnte ich gut 
leben. 

Meine Damen und Herren, unabhängig …

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Für jedes Autohaus eine.)

Betriebskrankenkassen jederzeit, mit ganz wenig Büro-
kratie.

Meine Damen und Herren, unabhängig vom Gesund-
heitsfonds, das muss man doch ganz klar sagen, sind 
Mehrkosten aufgrund der steigenden Vergütung der 
Ärzte und der zunehmenden Morbidität zu erwarten. 
Auch mit dem medizinischen Fortschritt wird es natür-
lich Verteuerungen im Gesundheitswesen geben. Allein 
wenn Sie sich anschauen, was der medizinische Fort-
schritt alles möglich macht, dann werden natürlich die 
Kosten immer einem großen Druck unterliegen, und das 
bitte ich doch dann nicht dem Fonds anzulasten. So viel 
Fairness muss, glaube ich, sein. 

Zusammenfassend lässt sich für mich feststellen, dass 
durch das GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz eine 
größere Zielgenauigkeit bei der Verteilung der Mittel 
und durch den morbiditätsorientierten Risikostruktur-
ausgleich eine größere Gerechtigkeit bei der Vertei-
lung der Finanzmittel erreicht wird. Ich sehe es auch in 
Zukunft als eine wichtige Aufgabe der Landesregierung 
an, daran mitzuwirken, dass durch ein finanzierbares 
Gesundheitssystem Menschen in unserem Lande eine 
hochwertige und wohnortnahe medizinische Versorgung 
erhalten werden kann und wir dadurch, dass jetzt umge-
stellt wird und berücksichtigt werden kann, wo mehr 
kranke und mehr ältere Menschen sind, in Mecklenburg-
Vorpommern den Beitragssatz halten können. Dazu wird 
der Gesundheitsfonds beitragen. – Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Herr Minister. 

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Kuhn von der 
CDU.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Oh Gott, oh Gott! Auch das noch! 

Was sagt denn die DAK dazu?)

Werner Kuhn, CDU: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Sicher kann die FDP auch 
nicht gegen Adam Riese Politik machen, 

(Irene Müller, DIE LINKE: Na ja, das ist
zwar nach Adam Ries, aber es ist ja egal.)

sie steht ja eigentlich immer sehr dafür, dass sie wirt-
schaftlich orientiert ist. Sie haben uns in Ihrem Antrag 
viele Fragen gestellt, 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Er
war zwar eine Riese, aber er hieß Ries.)
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aber auch nur etliche Halbwahrheiten zu dem Gesund-
heitsfonds dargelegt. Herr Minister Sellering hat das 
noch einmal sehr fachlich präzisiert. 

(Michael Roolf, FDP: Er kann
doch die Frage beantworten.)

Ich muss aber auch dazu sagen, dass es schon not-
wendig ist, dass die Finanzierung der gesetzlichen 
Krankenversicherung mit der Einführung des Gesund-
heitsfonds neu gestaltet werden muss. Und wir wissen 
selber, wie in einer Zeit der Degression, des wirtschaft-
lichen Abschwungs mit fast fünf Millionen Arbeitslosen, 
die Solidarsysteme in ein Ungleichgewicht geraten sind. 
Wir wissen selber, dass die Krankenkassen, auch die 
gesetzlichen Krankenkassen, sich nur über Wasser hal-
ten konnten, Herr Roolf, weil sie im Prinzip mit Fremd-
kapital gearbeitet haben. Das wurde nie groß veröffent-
licht. Glücklicherweise sind wir jetzt in einer Situation bei 
knapp dreieinhalb Millionen Arbeitslosen, dass wir die 
Solidarsysteme wenigstens einigermaßen wieder ins Lot 
bekommen können. Gerade in einer solchen Situation 
muss man einen Systemwechsel anstreben. Das können 
Sie nicht machen, wenn Sie mit dem Rücken zur Wand 
stehen. 

Und wenn Sie sich die Zahlen richtig angeschaut haben, 
wie die Einnahmesituation der GKV aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung im Jahr 2007 gewesen ist, dann ist 
die Situation so, dass sie bei 158 Milliarden Euro lagen 
und 153 Milliarden ausgegeben haben. Endlich mal ein 
positiver Saldo, wo sie das auch zurückgeben konn-
ten, was sie an Fremdkapital leider aufnehmen mussten. 
Insofern ist das jetzt eine Situation, mit der wir hier natür-
lich gleiche Verhältnisse bekommen werden. Der Bund 
leistet zur pauschalen Abgeltung der Aufwendungen der 
Krankenkassen für versicherungsfremde Leistungen für 
das Jahr 2009 – wohlgemerkt, er schaltet sich mit ein – 
4 Milliarden Euro in diesen Gesundheitsfonds. Ab dem 
Jahr 2010 erhöhen sich die Leistungen des Bundes jähr-
lich um 1,5 Milliarden Euro bis zu einer Gesamtsumme 
von 14 Milliarden Euro. Das heißt, davon ist ein Teil 
steuerfinanziert. 

Jede Krankenkasse erhält pro Versicherten eine pau-
schale Zuweisung und auch ergänzende Zu- und 
Abschläge je nach Alter, Geschlecht und Krankheit ihres 
Versicherten. Wir haben es bereits gehört, dass wir 
hier tatsächlich eine viel größere Differenzierung für die 
einzelnen Sozialgebiete in der Form haben. Des-
halb muss ich sagen, dass dem auch in Mecklenburg-
Vorpommern mit einer speziellen Struktur, was ihre 
Krankenversicherten betrifft, Rechnung getragen wird. 

Durch die besondere Berücksichtigung von schwer-
wiegenden und kostenintensiven chronischen Krank-
heiten trägt dieser Risikostrukturausgleich dem unter-
schiedlichen Versorgungsbedarf der Versicherten einer 
Krankenkasse Rechnung. Dieser weiterentwickelte 
und morbiditätsorientierte Risikostrukturausgleich wird 
zeitgleich mit dem Gesundheitsfonds ebenfalls am 
1. Januar 2009 eingeführt. Und es bleibt das Bundes-
versicherungsamt, das den RSA, also diesen Risiko-
strukturausgleich, zwischen den Krankenkassen durch-
führen wird. Dieses bürokratische Monster, das Sie 
vorhin angesprochen haben, wird sich in der Form auf 
jeden Fall nicht so ausweiten. 

Natürlich wird es nachher eine Situation geben, dass 
jeder Bürger oder jeder Versicherte in der Lage ist, auch 
sehr schnell eine Krankenkasse zu wechseln. Sie wollen 

den Wettbewerb? Bitte schön, dann sollte man das auch 
tun. Aber innerhalb einer Krankenkasse wird bundesweit 
ein einheitlicher Beitragssatz verwandt, was sehr, sehr 
wichtig ist. Und das ist eben dieser Zusammenhalt, der 
innerhalb der Wirtschaftlichkeit der Krankenkassen zu 
verzeichnen ist. Die Einführung des Gesundheitsfonds 
wird durch sogenannte Konvergenzklauseln letztendlich 
auch noch begrenzt. Sie sorgen dafür, dass durch ver-
tretbare regionale Belastungsgründe Sprünge vermie-
den werden.

Ich glaube nicht, wenn sich die Zahl der Krankenver-
sicherungen insgesamt vermindern wird, dass wir dann 
zu einer Verteuerung kommen. Ich glaube, eher ist das 
umgekehrt der Fall. Wenn Sie 268 Versicherer im Bereich 
der Krankenversicherung haben und jeder baut sich 
dann noch einen tollen Glaspalast oder eine Hauptver-
waltung – was weiß ich, also ich kenne das strukturiert 
aus einer anderen Zeit, dazu muss ich sagen, das funk-
tionierte auch so –,

(Irene Müller, DIE LINKE: Davon reden wir als
LINKE seit Jahren. Seit Jahren reden wir davon.)

dann müssen wir eben viele Dinge beachten. Das ist völ-
lig richtig. 

(Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

Ich sehe das eher mit weniger Vereinheitlichung, als 
dass man da auch Wettbewerb macht. Das sind die Tat-
sachen. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Hundert Wettbewerber reichen auch. – 

Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Was nützt es zum Beispiel einer Betriebskrankenkasse 
der Meyer Werft in Papenburg, die 11,2 Prozent Kranken-
versicherungsbeitrag erhebt, wenn sie über den Risiko-
strukturausgleich wieder über ein riesiges System abge-
schöpft wird und sie es nachher im Ausgleich eher 
den schwächeren Kassen geben muss. Dann müssen 
wir gleich gucken, welche Leistungen man versichern 
will, was müssen wir dafür einnehmen im stationären 
Bereich, im ambulanten Bereich. Dann wird ein Schuh 
draus, denn das sind die ersten Grundvoraussetzungen 
dazu. Ich meine, das ist der richtige Weg. Und wir als 
Land Mecklenburg-Vorpommern – der Minister hat es 
gesagt – werden dann keine Nachteile erleiden, sondern 
möglicherweise sogar eine bessere Situation bekom-
men, sodass wir Leistungen, die jetzt noch nicht bezahlt 
werden, mit in den Katalog aufnehmen können.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Schauen wir mal. – Irene Müller, DIE LINKE:

Sie sind ja ein Träumer!)

Insofern, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
meine ich schon, dass wir hier auf dem richtigen Weg 
sind. Außerdem muss die Krankenkasse, das habe ich 
bereits erwähnt, ihren Mitgliedern sofort die Möglich-
keit des Wechselns geben und die privaten Kranken-
kassen müssen sie dann, wenn der Beitragszahler es 
wünscht, aufnehmen. Das wird eine hochinteressante 
Situation, wenn immer von einem solidarischen Kranken-
versicherungssystem gesprochen wird, dass man hier 
natürlich auch klare gesetzliche Richtlinien einordnet. 

Ich habe eigentlich nur Fragen aus Ihrem Antrag gele-
sen.

(Michael Roolf, FDP: Das sind auch Fragen.)
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Diese Fragen kann man natürlich auch mit dem parlamen-
tarischen Instrument der Kleinen oder Großen Anfrage 
über Ihre Bundestagsfraktion an das zuständige Minis-
terium bringen.

(Ralf Grabow, FDP: Haben wir gemacht. – 
Michael Roolf, FDP: Das haben wir doch
gemacht. Das haben wir doch gemacht, 
aber wir haben keine Antwort erhalten. – 

Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Es sind natürlich auch keine Hellseher, denn wir müs-
sen die Systeme erst einmal einführen. Wir sind davon 
überzeugt, dass es mehr Vorteile als Nachteile hat. Inso-
fern sind wir, meine ich, auf einem guten Weg, um letzt-
endlich eine eigenfinanzierte Krankenversicherung auch 
mit unserer AOK in Mecklenburg-Vorpommern, die letzt-
endlich 70 Prozent aller Versicherten hier innehat, 

(Irene Müller, DIE LINKE: Die Möglichkeit der
Nachzahlung von den Versicherten haben wir ja.)

auf den Weg zu bringen. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der CDU)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Herr Kuhn.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Koplin von der 
Fraktion DIE LINKE.

Torsten Koplin, DIE LINKE: Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich bin mit einer Rede hier ans Red-
nerpult getreten, die Frau Dr. Linke hier gern gehalten 
hätte, denn sie hat sie auch geschrieben. Da sie selbst 
aber erkrankt ist, hat sie mich gebeten, sie hier vorzu-
tragen. Das mache ich gern. 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Seit 
dem 1. April 2007 ist das GKV-Wettbewerbsstärkungs-
gesetz in Kraft, dessen Auswirkungen auf das Gesund-
heitswesen hier bereits mehrfach thematisiert wurden. 
Zum Kernstück dieses Gesetzes gehört der Gesund-
heitsfonds, dessen Einführung am 1. Januar 2009 vorge-
sehen ist und der für das Gesundheitswesen beträcht-
liche Veränderungen bringen wird. Der Einführung des 
Gesundheitsfonds steht nach wie vor eine breite und alle 
gesellschaftliche Gruppen umfassende Ablehnungsfront 
gegenüber, und zwar aus gutem Grunde.

(Michael Roolf, FDP: Jawohl! Jawohl!)

Ich darf in Erinnerung rufen, dass wir auf Antrag mei-
ner Fraktion die mit der Fondseinführung verbundenen 
Veränderungen im Gesundheitswesen hier regelmäßig 
thematisieren. So haben wir im Januar 2007 mit einem 
entsprechenden Antrag die Landesregierung aufgefor-
dert, es anderen Landesregierungen gleichzutun und 
dem GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz nicht zuzu-
stimmen. In der Begründung führten wir damals aus, 
der Entwurf des GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetzes – 
wörtlich – „bietet insbesondere mit dem Gesundheits-
fonds und den künftig staatlich festzusetzenden Beiträ-
gen Lösungen an, die – je nach Kassenlage –“, und der 
Minister hat es mit seinen Worten hier ja auch bestätigt, 
„zu weiteren Beitragserhöhungen führen werden, ohne 
dass damit nennenswerte qualitative Verbesserungen 
einhergehen.“ 

(Jörg Heydorn, SPD: Das stimmt 
doch nicht. Das stimmt doch nicht.)

Sie, verehrter Sozialminister, haben damals – so Frau 
Dr. Linke – mit blumigen und unverbindlichen Worten 
die Vorzüge des Gesetzentwurfes und des Fonds für die 

Versicherten des Landes hier ausgebreitet, obgleich das 
Rürup-Gutachten schon damals andere Schlüsse zuließ. 
Aber um das zu erkennen, hätte man sich mit der Materie 
befassen müssen. Aus Ihren damals vorgetragenen 
Reden konnte tatsächlich der Eindruck entstehen, Sie 
würden das Gesetz und die einschlägigen Gutachten 
überhaupt nicht kennen. 

(Michael Roolf, FDP: Bis heute nicht.)

Das ist kühn, ich weiß. Aber die Realität gibt mir recht, 
schreibt Frau Dr. Linke. 

In Mecklenburg-Vorpommern hat der Fonds seine lan-
gen Schatten bereits vorausgeworfen. Zum Zwecke der 
schnelleren Entschuldung hat die AOK Mecklenburg-Vor-
pommern schon im vergangenen Jahr die durchschnitt-
lichen Beitragssätze auf 15,8 Prozent erhöht. 

(Michael Roolf, FDP: Genauso, genauso. – 
Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Jetzt zu sagen, es wird ein Absenken geben, 

(Michael Roolf, FDP: Ja.)

und das dann auch noch unter vagen Vermutungen, ist 
natürlich sehr abenteuerlich. 

(Michael Roolf, FDP: Ja.)

Diese Kasse liegt mit anderen Kassen damit bundes-
weit an der Spitze. Für eine Kasse, deren Mitglieder zu 
den einkommensschwächsten in Deutschland gehö-
ren, war das eine sehr einschneidende Maßnahme. Ich 
darf in Erinnerung rufen, dass das durchschnittliche 
Jahres einkommen in Mecklenburg-Vorpommern fast 
4.000 Euro unter dem Bundesdurchschnitt liegt. Fraglich 
ist, Herr Minister, ob Sie tatsächlich die reale Situation 
der Versicherten im Land kennen.

(Michael Roolf, FDP: Bis heute nicht.)

Diese Frage stelle ich. 

Ich komme jetzt noch einmal, und das tue ich gern, auf 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Roolf und Grabow 
zurück. Anders als im Januar 2007 wirken die Antwor-
ten, die Sie hier für die Landesregierung zu den Auswir-
kungen der Fondseinführung geben, das möchte ich ein-
mal sagen, hier recht kleinlaut. Sie zitieren Gutachter, die 
auch nicht richtig wissen, was der Fonds bringen wird, 
und erklären dieses Ungewisse dann damit, dass – wört-
lich – „die Gutachter ausdrücklich darauf hinweisen, dass 
sie sich auf Modellrechnungen auf Basis von plausiblen 
Annahmen und mathematischen Gleichungs systemen 
stützen, jedoch zahlreiche zentrale Daten noch nicht in 
regionaler Abgrenzung vorliegen und sich deshalb auch 
andere Werte ergeben können.“ Das ist hier vorhin auch 
noch einmal in Bezug auf das Gutachten, das wir tat-
sächlich nicht vorliegen haben aus dem Juli dieses Jah-
res, geschehen.

Die Gutachter sind Wissenschaftler. Sie stützen sich auf 
Modelle und werden mit derartigen Aussagen ihrer Ver-
antwortung gerecht. Sie, Herr Minister, sind Politiker. 
Worauf stützen Sie Ihre Aussagen? Wo ist Ihre Verant-
wortung für die Bürgerinnen und Bürger – sei es als 
Arbeitnehmer oder als Arbeitgeber –, wenn Sie einem 
Projekt wiederholt Ihre Zustimmung geben, dessen 
Risiken Sie gar nicht kennen

(Michael Roolf, FDP: Genauso.)

und soweit diese sichtbar werden, sich über diese hin-
wegsetzen? 
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Für den Gesundheitsfonds rechnen alle Experten damit, 
dass der künftig einheitliche Beitragssatz über dem 
heutigen durchschnittlichen der Krankenkassen liegen 
wird. Hierfür werden unter anderem folgende Argumente 
angeführt: 

– Mit der Einführung des Fonds müssen die Kassen 
entschuldet sein. 

– Der Gesundheitsfonds soll nach dem GKV-WSG aus-
kömmlich ausgestattet sein. 

– Aufgrund der Änderung des Vertragsarztrechtes vom 
1. Januar 2009 wird die ärztliche Vergütung im ambu-
lanten Bereich grundsätzlich verändert. Anstelle 
des bisherigen einheitlichen Bewertungsmaßstabes, 
EBM, mit Punktwerten und gedeckelten Budgets 
erfolgt die Honorierung der ambulanten medizi-
nischen Leistungen künftig zu festen Beträgen in 
Euro. Für die gleiche Leistung erhalten alle nieder-
gelassenen Vertragsärzte ein annähernd gleiches 
Honorar. Da die Budgetbegrenzung fällt und sich die 
Gesamtvergütung für die niedergelassenen Ärzte an 
der Morbidität der Versicherten orientieren soll, wird 
ein veränderter Gesundheitszustand der Patienten 
eine höhere Honorarsumme erfordern. Experten 
schätzen die zusätzlichen Ausgaben für die ambu-
lante Versorgung auf 2,5 bis 5 Milliarden Euro pro 
Jahr. Für das Jahr ...

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU)

Na selbstverständlich hat das damit etwas zu tun. 

 Für das Jahr 2009 hat die Bundesgesundheitsminis-
terin den niedergelassenen Ärzten 2,7 Milliarden Euro 
zugesichert. Das hat jetzt natürlich etwas, ich weiß 
jetzt nicht, wo der Einwurf herkam, mit den Beitrags-
sätzen zu tun, nämlich mit einem Anstieg von 0,2 bis 
0,3 Prozentpunkten. 

(Jörg Heydorn, SPD: Aber nicht mit dem Fonds.)

Woraus werden die dann wohl bezahlt die Prozent-
punkte, vorweg dann diese Honorare? 

(Jörg Heydorn, SPD: Woraus würden Sie das 
bezahlen, wenn der Fonds nicht kommt?)

– Es steht ferner – nächstes Thema – die finanzielle 
Entlastung der Krankenhäuser an. 

(Zuruf von Harry Glawe, CDU)

 Die Mitarbeiter der Krankenhäuser demonstrieren 
ja heute in Berlin. Die Bundesgesundheitsministerin 
hat ihnen rund 3 Milliarden Euro, ich will das gern 
hier präzisieren, also 3,2 Milliarden Euro, kurzfris-
tige Finanzhilfen in Aussicht gestellt. Damit würde 
der einheitliche Beitragssatz um weitere 0,3 Prozent 
steigen. Zugleich sollen die Krankenhäuser von dem 
Sanierungsbeitrag für die Krankenkassen entlastet 
werden, das sind 0,5 Beitragspunkte, mit dem das 
gesetzliche Krankenkassenweiterentwicklungsgesetz 
die Krankenhäuser ab Juli 2007 belastet hatte. 

– Die Arzneimittelausgaben sind auch gegenwärtig der 
Hauptverursacher für den Anstieg der Gesundheits-
ausgaben. Sowohl das Institut IGES als auch der Ver-
band Forschender Arzneimittelhersteller rechnen für 
das Jahr 2009 mit einem Anstieg der Arzneimittel-
ausgaben um 8 Prozent. Das würde den einheitlichen 
Beitragssatz um weitere 0,2 Prozent erhöhen. 

Daraus könnte sich zum 01.01.2009 eine Erhöhung des 
durchschnittlichen Beitragssatzes von gegenwärtig 14,8 

auf 15,5 bis 16,1 Prozent ergeben, der dann hälftig von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern aufzubringen ist. Der 
Zusatzbeitrag für den Zahnersatz in Höhe von 0,9 Pro-
zent, der allein von den gesetzlich Krankenversicherten 
zu tragen ist, kommt für diese noch hinzu. Daran sei an 
dieser Stelle zu erinnern. 

Für annähernd 80 Prozent der Versicherten wird die 
Einführung des Fonds folglich mit steigenden Beitrags-
sätzen verbunden sein. Die bereits heute deutlich 
höheren Belastungen für die Versicherten werden damit 
verfestigt. Im Gegensatz zu den propagierten Zielen der 
Regierungsparteien werden damit auch die Nettolöhne 
und Nettogehälter weiter sinken. Herr Roolf hat darauf 
ausdrücklich Bezug genommen. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Das stimmt. –
 Michael Roolf, FDP: Richtig, ganz genau.)

Eine weitere Beitragssatzerhöhung um fast einen Pro-
zentpunkt belastet nicht nur die abhängig Beschäftigten, 
sondern auch die Arbeitgeber und Freiberufler in Meck-
lenburg-Vorpommern. Bei Betrieben ohne finanziellen 
Spielraum, und da gibt es viele, kann es tatsächlich zum 
Abbau von Arbeitsplätzen oder Insolvenzen kommen. 

(Michael Roolf, FDP: Richtig.)

Sinkende Steuereinnahmen, sinkende Kaufkraft, wirt-
schaftlicher Abschwung und zunehmende Arbeitslosig-
keit könnten die weiteren Folgen für Mecklenburg-Vor-
pommern werden. 

(Michael Roolf, FDP: Genau so.)

Das ist eine traurige Bilanz für das Land, in dem heute 
schon über 17 Prozent der Bevölkerung Sozialleistungen 
erhalten. Sozialleistung, das ist für mich noch einmal ein 
Stichwort, und zwar das Sozialgesetzbuch XII, denn die 
Kommunen zahlen die Versicherungsbeiträge. Und wenn 
die steigen,

(Michael Roolf, FDP: Die steigen.)

dann steigen auch die Beiträge, die die Kommunen zu 
entrichten haben. 

(Michael Roolf, FDP: Genau.)

Wenn Sie sagen, Herr Sellering, wir werden voraussicht-
lich in dieser gesamten Modellrechnung übers Land 
gerechnet 14 Millionen Euro gutmachen, 

(Michael Roolf, FDP: Das ist Quatsch! Quatsch!)

dann muss dagegengerechnet werden, dass die Kom-
munen mehr zu bezahlen haben. Das ist das alte Spiel. 
Auf der Bundesebene wird etwas angeleiert

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU)

und am Ende der Kette, jetzt in Anführungsstrichen, sind 
die Kommunen, die Arbeitnehmer und die Unternehmer 
diejenigen, die die Zeche für falsche Bundesentschei-
dungen zahlen müssen. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Wer zahlt das?)

Das ist nicht hinnehmbar. 

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE –

Irene Müller, DIE LINKE: Deswegen
haben wir uns mit der SPD auch so gestritten.)

Sehr geehrte Damen und Herren, diese Finanzierungs-
lücken im Gesundheitswesen, also von Neubrandenburg 
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weiß ich, dass die im Moment dabei sind nachzurech-
nen, Modellrechnungen. Wie sieht das für die Kommune 
Neubrandenburg im Jahre 2009 aus? Gerade haben sie 
es auf den Tisch bekommen, sie sollen 5 Millionen Euro 
an sogenannten freiwilligen Leistungen einsparen. Diese 
sogenannte Einsparleistung wäre dann schon wieder 
obsolet, wenn man auf das Jahr 2009 schaut, da die 
Daumenschraube dann noch fester angezogen wird. 
Wo das wohl noch hinführen soll? Ich halte das für eine 
unverantwortliche Politik. 

(Zuruf von Harry Glawe, CDU)

Wo führt das hin? 

(Michael Roolf, FDP: In Brandenburg hatten
wir das bislang nicht. Aber es ist doch egal. 

Letztlich ist ja egal, wo das Geld herkommt. – 
Barbara Borchardt, DIE LINKE: Der

Sozialminister sagt das natürlich nicht.)

Ja, richtig. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Finanzierungs lücken 
im Gesundheitswesen nehmen immer bedrohlichere 
Ausmaße an, daran wird auch der Gesundheitsfonds 
nicht so viel ändern. Gestern streikten die niedergelas-
senen Ärzte, heute die Mitarbeiter der Kranken häuser 
und übermorgen könnten es die Patienten sein. Und 
alle sagen: Wir demonstrieren zu Recht. Die Koalitions-
parteien zeigen sich seit Jahren nicht in der Lage, die 
gesundheitspolitischen Fragen der Gegenwart zu lösen. 
Die Finanzierungsregeln des Gesundheitswesens be-
lasten von Jahr zu Jahr immer stärker die gesetzlich 
Krankenversicherten und die Regierungen nehmen das 
hin. 

Meine Fraktion unterstützt den Antrag der Fraktion der 
FDP, damit sich der Sozialminister und die gesamte Lan-
desregierung endlich mit der konkreten Situation im 
Land befassen und mit politischen Schlussfolgerungen 
zu rechnen ist, die nicht am Leben der Menschen vor-
beigehen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten
der Fraktion der CDU)

Unser gut begründeter Lösungsvorschlag lautet des-
halb, 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 

und das sage ich aus vollem Herzen, Herr Liskow: Kein 
Gesundheitsfonds, sondern eine solidarische Bürger-
versicherung! 

(Heiterkeit bei Abgeordneten
der Fraktion der CDU)

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Herr Koplin.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Dr. Nieszery 
von der Fraktion der SPD.

Dr. Norbert Nieszery, SPD: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! 

Also so eine Pirouette habe ich mein Lebtag noch nicht 
gesehen, Herr Koplin. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Sah aber ganz so aus.)

Die Fraktion DIE LINKE unterstützt diesen Antrag der 
FDP? Das kann ich nicht glauben.

(Heiterkeit bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Also was der Herr Roolf hier vorgetragen hat, ist der 
Schwanengesang auf die Solidarität im Gesundheits-
system, vorgetragen durch den kurzen Hals der FDP. 
Das kann doch nicht sein, das können Sie doch nicht 
unterstützen, Herr Koplin. Also das ist wirklich unglaub-
lich.

Ich darf, bevor ich anfange zu reden, vielleicht …

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Wir unterstützen alles, was zum 

Nachdenken anregen kann in der Richtung.)

Das hat mich wirklich erstaunt. Das passiert mir selten, 
aber das hat mich wirklich erstaunt.

(Michael Roolf, FDP: Ja, aber vielleicht
 kommen Sie auch noch zu der Einsicht.)

Bevor ich anfange, gestatten Sie mir noch eine kleine 
Begrüßung. Ich möchte ganz herzlich einen leitenden 
Mitarbeiter der Techniker Krankenkasse begrüßen, der 
hinten im Publikum sitzt, und ich gehe davon aus, dass 
er nicht ganz unmaßgeblich beteiligt gewesen ist in 
Er arbeitung Ihres Antrages, Herr Roolf. Immerhin gehört 
diese Kasse zu den Kassen, die einen der geringsten 
Beitragssätze haben und demnächst eine der größten 
Krankenkassen in Deutschland werden. 

(Zuruf von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Also ich komme jetzt zum Thema. Eigentlich kann ich mir 
das sparen, weitere Ausführungen zum Fonds an sich zu 
machen. 

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Das ist auch schwierig.)

Ich möchte auch zu dem Fonds gar nichts weiter sagen. 
Es geht mir nur um die Auswirkungen. Sie haben in ver-
schiedenen Bundesländern schon die Anfrage gestellt, 
was der Fonds denn wirklich bringen wird. Und Sie haben 
immer und immer wieder nur eine Antwort gekriegt, 
die ist auch seriös: Wir können es zu diesem Zeitpunkt 
nicht sagen, es geht einfach nicht. Kein Mensch kann 
es sagen, weil die Abrechnung des Fonds und auch die 
Belastung für die jeweiligen Länder und für die Kassen 
vor allen Dingen erst am Ende des Jahres erfolgen wer-
den, und insofern können Ihnen keine belastbaren Daten 
vor diesem Termin zur Verfügung stehen. Und Sie krie-
gen von jeder Landesregierung immer wieder die gleiche 
Antwort, wie Sie die auch von uns bekommen haben. Wir 
können es Ihnen nicht vorhersagen, Herr Roolf.

Worum es Ihnen aber, meine Damen und Herren von der 
FDP, wirklich geht und eigentlich geht, legen Sie in Ihrer 
Begründung dar. Da sehe ich nur ein einziges Ziel und 
das heißt Senkung der Lohnnebenkosten für die Unter-
nehmer, koste es, was es wolle. 

(Michael Roolf, FDP: Nein, nicht Erhöhung.)

Es geht Ihnen ausschließlich um Ihre Klientel, um nichts 
anderes. 

(Gino Leonhard, FDP: Jetzt sind
wir da wieder angekommen.)

Gleichzeitig wollen Sie, dass die Arbeitgeberbeiträge zur 
Gesundheitsversorgung dauerhaft von den Ausgaben 
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der gesetzlichen Krankenversicherung abgekoppelt 
werden. Das heißt im Klartext Entsolidarisierung in der 
Gesundheitsversorgung auf dem Rücken der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, der Versicherten. Und dass 
Sie diesem Antrag zustimmen wollen, verehrte Kollegen 
von der LINKEN, das kann ich beim besten Willen nicht 
begreifen. 

Dafür steht die FDP und das sollten Sie, meine Damen 
und Herren von der FDP, auch Ihren Bürgerinnen und 
Bürgern in unserem Land ganz deutlich so sagen. Sie 
wollen den Wettbewerb, wir auch. Sie jedoch wollen 
allein den Wettbewerb um junge, gesunde und gut ver-
dienende Versicherte. 

(Jörg Heydorn, SPD: Und den Beitragssatz.)

Die Armen, Kranken und sozial schwachen Versicherten 
fallen bei Ihnen hinten runter. Aber gerade die liberale 
FDP ist immer stark darin, bestimmte Interessengruppen 
dann auch wieder von einem fairen Wettbewerb auszu-
sparen. Gemeint sind damit insbesondere die privaten 
Krankenversicherungsunternehmen, die offensichtlich 
auch im Rahmen der Gesundheitsreform zu Ihren bevor-
zugten Pflegekindern gehörten, Herr Roolf. Das dürfen 
Sie nicht bestreiten, oder? 

Leider gibt es immer noch keinen fairen Wettbewerb zwi-
schen der gesetzlichen Krankenversicherung und der 
privaten Krankenversicherung und so haben wir faktisch 
auch weiterhin eine Zweiklassenmedizin. Ich bin nach 
wie vor der Auffassung, dass die unterschiedliche Hono-
rierung der Ärzte nach Versicherungsstatus bei gleicher 
Qualität der Leistung der schlimmste Fehler im Gesund-
heitssystem ist. Ich bin jedoch zuversichtlich, dass 
sich das bei der nächsten Gesundheitsreform vielleicht 
ändern lässt.

Die FDP will den privaten Krankenversicherungsschutz 
für alle. Alle Krankenkassen sollten zu privaten Kranken-
versicherungen werden, die in einem gnadenlosen Wett-
bewerb um die Kunden werben, wobei die Bürgerinnen 
und Bürger, insbesondere die Kranken und Schwachen, 
auf der Strecke bleiben und allenfalls in den Genuss 
einer Minimalversorgung kommen werden. Das, meine 
Damen und Herren von der FDP, wird es mit uns niemals 
geben. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Das steht aber nicht im Antrag, Herr Kollege.)

Ja, aber das können Sie zwischen den Zeilen schon 
noch rauslesen, oder? Ja, ja, natürlich. 

(Peter Ritter, DIE LINKE: Aber wir 
beschließen doch nicht die Zwischenzeilen.)

Ja, ja, Herr Ritter. 

Liebe FDP, Ihnen ist das Verständnis für eine soziale 
und auf Solidarität setzende Gesundheitsreform leider 
gänzlich abhanden gekommen. Bei aller Kritik und allen 
Vorbehalten haben die Reformen der letzten Jahre zu 
zahlreichen Verbesserungen geführt und die Menschen 
haben das bemerkt. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Wie bitte?)

Sicherlich …

Vizepräsident Hans Kreher: Herr Dr. Nieszery, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Herrn 
Roolf? (Zustimmung)

Michael Roolf, FDP: Eine ganz einfache Frage, Herr 
Dr. Nieszery: Wird mit der Einführung des Gesundheits-
fonds sich der Faktor Arbeit verteuern oder wird er güns-
tiger?

Dr. Norbert Nieszery, SPD: Wenn Sie die Kranken-
kassenbeiträge dafür als Maßstab nehmen, wird sich 
natürlich die Arbeit verteuern, weil wir an einheimischen 
Kassen …

Michael Roolf, FDP: Vielen Dank, das reicht schon.

Dr. Norbert Nieszery, SPD: Nein, ich werde Ihre Frage 
weiter beantworten. Sie können mir doch nicht erzählen, 
wann ich Ihre Frage beantwortet habe. Ich beantworte 
Ihre Frage und Sie können doch solange warten, bis ich 
Ihre Frage beantwortet habe.

Michael Roolf, FDP: Aber Sie haben es doch schon 
gesagt.

Dr. Norbert Nieszery, SPD: Wir werden einen einheit-
lichen Kassensatz haben in ganz Deutschland, der über 
dem liegen wird, den die Betriebskrankenkassen haben, 
den die Techniker Krankenkasse hat, den die IKK Direkt 
hat und vielleicht andere, die ausschließlich selektieren 
nach Risikogruppen. 

(Zuruf von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Wir werden einen hohen Krankenkassenbeitrag kriegen, 
der ungefähr auf dem Level ist, den die AOK jetzt hat, 
vielleicht ein bisschen drunter. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Und wir 
werden die Gelegenheit haben, noch

einen Zusatzbeitrag zu zahlen.)

Damit finanzieren wir das Gesundheitssystem solida-
risch. Das ist der Preis für ein solidarisches Gesundheits-
system. Jetzt ist Ihre Frage beantwortet.

Michael Roolf, FDP: Darf ich eine Nachfrage stellen?

Vizepräsident Hans Kreher: Herr Abgeordneter …

Dr. Norbert Nieszery, SPD: Natürlich darf er eine Nach-
frage stellen.

Michael Roolf, FDP: Wird mit der von Ihnen bestätig-
ten Verteuerung des Faktors Arbeit auch ein geringeres 
Netto einkommen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer einhergehen? 

Dr. Norbert Nieszery, SPD: Selbstverständlich, weil 
sie beteiligt werden daran. Natürlich, aber das müssen 
Sie doch wissen als Betriebswirt. Das ist für mich selbst-
verständlich. Natürlich, das ist der Preis, den ich auch 
bereit bin zu zahlen für ein solidarisches …

Michael Roolf, FDP: Sie kriegen die Unterstützung von 
Ihrer Krankenkasse. Sie bezahlen das nicht. Genau das 
ist der Punkt.

Dr. Norbert Nieszery, SPD: Doch, ich bezahle ihn. Ich 
bezahle ihn, weil es solidarisch ist. Ich bezahle meinen 
Beitrag auch.

Michael Roolf, FDP: Sie bezahlen ihn nicht.

Dr. Norbert Nieszery, SPD: Das ist doch nicht zu fas-
sen! Ich bezahle ihn, ich habe ihn jahrelang bezahlt, Herr 
Roolf, ja. 

Michael Roolf, FDP: Ja, ja, vergessen Sie’s! Als Abge-
ordneter bezahlen genau Sie es nicht.

Dr. Norbert Nieszery, SPD: Was bezahl ich nicht? Soll 
ich Ihnen meine Rechnung zeigen, oder was? Wollen 
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Sie meine Rechnung zu den Krankenkassenbei trägen 
sehen? Ich bezahle die Hälfte der Krankenkassenbei-
träge und der Arbeitgeber bezahlt die andere Hälfte, 
genau, wie das in Ihrem Betrieb auch ist, Herr Roolf.

(Irene Müller, DIE LINKE: Ich auch.)

Hören Sie doch zu und erzählen Sie keine Märchen hier!

Michael Roolf, FDP: Und Ihr Zuschuss, den Sie bekom-
men? Ach, es gibt keinen, oder was?

Dr. Norbert Nieszery, SPD: Also hören Sie mal zu, 
Herr Roolf! Wollen Sie mich jetzt hier verscheißern oder 
was?! 

Michael Roolf, FDP: Ich sehe die Realität.

Dr. Norbert Nieszery, SPD: Jeder Arbeitgeber zahlt die 
Hälfte der Krankenkassenbeiträge und der Arbeitnehmer 
die andere Hälfte der Kassenbeiträge.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, so ist das.)

Und hier ist mein Arbeitgeber das Land Mecklenburg-
Vorpommern oder der Landtag Mecklenburg-Vorpom-
mern.

(Raimund Borrmann, NPD: Das stimmt nicht.)

Ist ja egal. Ich krieg den Zuschuss genau wie jeder 
Arbeitnehmer auch.

(Dr. Armin Jäger, CDU: 
Genau dies ist es, richtig. –

Peter Ritter, DIE LINKE: Vielleicht 
hat die FDP eine andere Abrechnung.)

Stimmen Sie ruhig dem Antrag zu, Herr …

(Zurufe von Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE,
und Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, eine Entsolidarisierung im 
Gesundheitswesen, wie die FDP sie will, wo der Zugang 
zu adäquater medizinischer Versorgung allein von der 
Dicke der Brieftasche abhängt, wird es mit uns nicht 
geben, und wir werden aus diesem Grunde auch selbst-
verständlich diesen Antrag ablehnen. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der SPD)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Herr Dr. Nieszery. 

Es hat jetzt das Wort der Abgeordnete Herr Köster von 
der NPD.

Stefan Köster, NPD: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Gesundheitsfonds und seine Auswirkungen 
ist nicht zum ersten Mal Thema hier im Landtag. Und die 
Kritik am Gesundheitsfonds verhallt nicht. Mögen die 
Ursachen der Kritik unterschiedlich sein, unterm Strich 
bleibt festzuhalten, dass der Gesundheitsfonds für die 
meisten Versicherten und Arbeitgeber auch hier in Meck-
lenburg-Vorpommern bereits jetzt schwerwiegende Aus-
wirkungen hat. 

Wer von Ihnen, meine Damen und Herren, ist denn 
überhaupt noch in einer gesetzlichen Krankenkasse 
versichert? 

(Angelika Peters, SPD: Hier, ich!)

Blieb in den letzten 24 Monaten Ihr Beitragssatz kons-
tant, so, wie von der Bundesregierung versprochen, oder 
hat sich der Beitragssatz erhöht? Und diese Erhöhungen 
sind wohl nur der Anfang. So rechnet der Gesundheits-

ökonom Jürgen Wasem beim Start des Gesundheits-
fonds mit einem Einheitsbeitrag von voraussichtlich 
15,7 Prozent, keinesfalls unter 15,5 Prozent. Nicht nur 
deswegen fordert Jürgen Wasem eine Verschiebung des 
Gesundheitsfonds um ein Jahr, weil es zu viele Verän-
derungen gibt, deren Wirkungen noch nicht abgeschätzt 
werden können. „,Sonst wäre es ein Blindflug‘“, so 
Wasem. Und der Gesundheitsökonom führt weiter aus: 
„,Wir würden das System überfrachten, wenn zusätzlich 
zu diesen einschneidenden Veränderungen‘“ – gemeint 
sind unter anderem die Honorarreform der Ärzte und 
die zusätzliche Krankenhausfinanzierung – „,gleichzeitig 
der Fonds eingeführt wird.‘ Eine überhastete Einführung 
könne dazu führen, dass viele Kassen relativ schnell 
Zusatzprämien einführen müssten oder gar pleite gin-
gen“, so die Ärztezeitung am 18. September dieses Jah-
res. 

Und auch am heutigen Vormittag wurde es für mich sehr 
deutlich, nachdem meine Fragen an Herrn Sellering in 
Bezug auf die Auswirkungen der Gesundheitsreformen 
auf die kleinen und mittelständischen Unternehmen 
im Lande nur ziemlich oberflächlich und mit Beschwö-
rungen auf den zwingend notwendigen Wettbewerb 
beantwortet wurden, 

(Zuruf von Ralf Grabow, FDP)

dass die Landesregierung die Gefahren für die Unter-
nehmen und Versicherten nicht sehen will. Darum frage 
ich: Ist die Landesregierung den Menschen im Land ver-
pflichtet oder den Konzernen? 

Und nehmen wir einmal den Extremfall an, dass der 
Finanzbedarf der Kassen die Zusatzprämie von 8 Euro 
übersteigt. Dann muss die betroffene Kasse sich über 
das Einkommen und Vermögen ihrer Versicherten infor-
mieren. Mit welchem Recht, frage ich Sie, werden die 
Bürgerinnen und Bürger in diesem Staat immer mehr 
kontrolliert und gegängelt? Zudem sind die Maßnahmen 
von Ihnen doch nur Stückwerk. Warum beginnen Sie 
nicht endlich mit grundlegenden Maßnahmen zur Ret-
tung und Stärkung der gesetzlichen Krankenkasse? 

Und da wiederhole ich mich erneut: Deutschland benö-
tigt ein Gesundheitssystem, welches möglichst frei von 
betriebswirtschaftlichen Zwängen ist. Statt der mehr 
als 200 Krankenkassen halten wir eine Gesundheits-
kasse für vollkommen ausreichend. Zudem ist es uner-
lässlich, dass unabhängig von Einkommen und beruf-
lichem Status eine Versicherungspflicht für alle in einer 
gesetzlichen Gesundheitskasse besteht und gleiche 
medizinische Leistungen bei jedem Versicherten gleich 
bezahlt werden. Allein diese wenigen Maßnahmen wür-
den unserem Gesundheitswesen unheimlich nützlich 
sein und die Volksversicherung des Begründers staat-
licher Sozial politik der Neuzeit, Reichskanzler Bismarck, 
erhalten. 

Dem Antrag der FDP, wonach die Regierung den Land-
tag über wesentliche Auswirkungen des Gesundheits-
fonds auf unser Land bis zur Novembersitzung 2008 
unterrichten soll, stimmen wir zu, denn Fragen muss 
doch die Landesregierung beantworten können. Oder 
etwa nicht?

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Vizepräsident Hans Kreher: Das Wort hat jetzt der 
Abgeordnete Herr Grabow von der Fraktion der FDP.

Ralf Grabow, FDP: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Ich würde ganz gern die 
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Emotionen wieder ein bisschen herunterholen. Irgendwie 
habe ich das Gefühl, Herr Nieszery, Sie haben das nicht 
verstanden. Ich wollte nicht das Gesundheitsgesetz hier 
in Deutschland ändern, die FDP hat das nicht vorgehabt, 
und so viel weiß ich dann auch schon, dass wir das hier 
nicht könnten. Das können wir nicht, das kann nur die 
Bundesregierung.

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Da steckt
 doch nur Philosophie dahinter.)

Was ich komisch finde, sage ich Ihnen ganz einfach, und 
ich will das nur zitieren, denn ich könnte jetzt noch mal 
Argumente bringen, aber das hat, glaube ich, hier keinen 
Zweck. Ich will auch noch mal erklären, warum wir das 
gemacht haben. Die Anfrage vom 11. Juni ist spannend. 
Wir müssen jetzt nicht reden, wir nehmen uns alle die 
Rede von Herrn Sellering und dann können wir mitkrie-
gen, dass mindestens schon ein Erkenntnisstand da ist, 
oder die Mitarbeiter im Sozialministerium sind nicht gut 
genug qualifiziert. Scheinbar sind jetzt aber Aussagen 
erschienen, sonst hätte ich das gar nicht getan, wenn 
wir uns darüber mal Gedanken machen. Mehr wollten 
wir nicht, wir wollten nur, dass die Landesregierung sich 
Gedanken macht, nicht mehr und nicht weniger, wo die 
Reise hingeht.

(Stefan Köster, NPD: Das wissen die leider nicht.)

Dass man darauf nur reagieren kann, aber dass wir den 
Gesundheitsfonds nicht verhindern können, das ist uns 
bekannt.

Das Interessante ist auch, dass ziemlich alle Exper-
ten gegen den Fonds sind. Fakt ist, dass das Bundes-
gesundheitsministerium andauernd hineinregiert und 
manipuliert. Der Beirat aus Wissenschaftlern beim Bun-
desministerium ist deshalb aus Protest zurückgetre-
ten und das können Sie nicht wegdiskutieren. Die Wis-
senschaftler beklagen die politische Einflussnahme der 
Ministerien, aber auch in den Ländern gibt es keinen 
mehr, der den Fonds wirklich unterstützt – und Sie kön-
nen durch die Gänge des Bundestages schleichen und 
die Gesundheitspolitiker fragen, 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

wenn Sie einen finden, lade ich Sie zum Essen ein, ich 
habe da keinen mehr gefunden –, auch nicht die Lan-
desregierungen von Bayern, von Baden-Württemberg, in 
Baden-Württemberg sind alle vier Fraktionen dagegen, 
und von Schleswig-Holstein.

Ich sage doch gar nicht, dass wir eine Ausweitung der 
Leistungen haben. Das ist uns alles bekannt, dass wir 
uns Gedanken machen wollen. Aber ob dieser Fonds 
das Allheilmittel ist, das habe ich auch nicht gefragt. Ich 
habe einfach nach den Auswirkungen gefragt und, Herr 
Nieszery, die ersten Auswirkungen haben wir. Was die 
AOK im Augenblick macht mit ihren großen Verträgen 
zum Beispiel bei Inkontinenzmitteln,

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Ja, was denn?)

das ist eine Schweinerei, 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP –
Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

und da ist es einfach so, dass der kleine Mittelstand 
sowieso Wasser saufen geht, und genauso, sage ich 
mal, ist es mit den kleinen Rehafirmen.

(Stefan Köster, NPD: Davon 
hat der Minister keine Ahnung.)

Die haben aber die Betroffenen. Das klappt doch nicht, 
wenn sie nachher nicht mehr das bekommen, was sie 
wollen. 

(Zurufe von Reinhard Dankert, SPD,
Dr. Norbert Nieszery, SPD,

und Irene Müller, DIE LINKE)

Herr Nieszery, was passiert denn? Die Krankenkassen 
werden an der Schraube drehen 

(Stefan Köster, NPD: Ganz genau.)

und die zehn Prozent, die die Ärzte jetzt mehr haben, 
das werden Sie sehen, werden sie wieder runtergedreht 
bekommen, weil irgendwoher muss es kommen. Und 
dann haben sie gar nichts davon. 

Ich wollte eigentlich nur, dass wir uns teilweise Gedan-
ken machen. Mein Sinn war heute nicht, hier in diesem 
Hause einen neuen Beschluss herbeizuführen, 

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

weil mir vollkommen klar war, dass wir das nicht kön-
nen. Auf die Idee, das will ich hier noch mal sagen, wenn 
die Antwort etwas besser gewesen wäre, wäre ich viel-
leicht gar nicht gekommen. Nur ich denke, wir müssen 
uns Gedanken machen und die Leute wollen Antwor-
ten haben. Den Leuten wird im Augenblick nicht gesagt, 
dass sie ab 01.01. leider Gottes Nettogehalt verlieren. 
Das wird ihnen nicht gesagt, das habe ich noch nie gele-
sen. Wenn Sie es irgendwo gelesen haben, dann zei-
gen Sie es mir bitte! Insofern bleibt die FDP bei ihrem 
Antrag.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Herr Grabow. 

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Heydorn von 
der SPD.

Jörg Heydorn, SPD: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete!

Herr Grabow, ich kann Ihnen nur empfehlen, Sie müssen 
dann, wenn Sie etwas wollen, seriös bleiben.

Wir geben in diesem Jahr oder ab dem nächsten Jahr 
2,7 Milliarden Euro mehr aus für die Ärzte, 3 Milliar-
den Euro mehr für Krankenhäuser, rund 3 Millionen Euro 
kommen dazu für Arzneimittel. Das muss bezahlt wer-
den und ob wir den Fonds einführen oder nicht, das hat 
gar nichts damit zu tun. Das muss bezahlt werden. Und 
wenn wir bei dem jetzigen System bleiben würden, dann 
müsste das auch bezahlt werden 

(Reinhard Dankert, SPD: Genau.)

und es würde die Beiträge verteuern. Das hat mit dem 
Fonds überhaupt nichts zu tun.

(Irene Müller, DIE LINKE: Und was 
ist mit den heimlichen Beiträgen?)

Und hinzugehen und jetzt den Fonds dafür verantwort-
lich zu machen, wie Ihr Vorsitzender das getan hat, das 
ist entweder so, dass man offenkundig macht, dass man 
keine Ahnung hat oder ein übler Demagoge ist.

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Wenn dann also auch noch behauptet wird, dass die 
Kassen landauf, landab Zusatzbeiträge von ihren Ver-
sicherten erheben müssen, dann ist das etwas, was 
noch keiner weiß. 
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(Irene Müller, DIE LINKE: Das 
kann man ja nachrechnen, ja, ja.)

Alle Kassen sind dabei, diese Zusatzbeiträge verhindern 
zu wollen, denn das ist für sie ein großer Wettbewerbs-
nachteil, und der Fraktionsvorsitzende der FDP sitzt hier 
in diesem Hause und tut so, als wenn er schon wüsste, 
wo die Zusatzbeiträge landen.

Ich will nur eins erzählen: Ich bin mal auf einer gesund-
heitspolitischen Veranstaltung gewesen, wo jemand …

(Udo Pastörs, NPD: Der SPD.)

Das war in Berlin.

… von einer großen Versorgerkasse aus Bayern sich vorn 
hinstellte und kundtat, was sie für eine tolle Geschichte in 
Bayern für Chroniker machen, für eine bestimmte Gruppe 
von Chronikern. Und dem habe ich die Frage gestellt, ob 
er sich das überhaupt erlauben kann, sich in Berlin hin-
zustellen und das laut und offen zu verbreiten,

(Udo Pastörs, NPD: Offensichtlich konnte er das.)

denn er könne sich ja vorstellen, was passierte, wenn 
alle Leute, die diese chronische Erkrankung haben, jetzt 
zu dieser Kasse wechseln. Der sagte nicht mehr viel. 
Vielleicht hat er das in Berlin getan, weil Bayern weit 
weg ist. In Bayern hätte er es auf keinen Fall getan, weil 
er befürchtet hätte, dass all die Leute sich aufmachen 
und sagen, wir gehen in diese Kasse, die haben tolle 
Behandlungsprogramme für Chroniker, die nehmen wir 
in Anspruch. Die Kasse wäre dabei in die Knie gegan-
gen. Das hätte sie belastet ohne Ende.

Und wenn die FDP hier von Wettbewerb redet, dann 
meint sie den Beitragswettbewerb. Sie möchte Kas-
sen besserstellen, die heute dazu imstande sind, nied-
rige Beiträge anzubieten, weil sie eine gute Versicherten-
klientel haben, 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD:
Auf Kosten der Solidarität.)

wenig Kranke und gute Einkommen. Das sind die Wett-
bewerbsvorstellungen von der FDP.

(Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

Das wird sich verändern, es wird eine andere Form von 
Wettbewerb geben, wenn der Gesundheitsfonds, wenn 
die Novellierung in der Krankenversicherung kommt.

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Von Ihnen muss ich mir nichts erzählen lassen, von so 
einem nicht. Sie setzen sich schon jahrelang den Hut mit 
dem Hammer auf, von Ihnen nicht! 

Es wird eine andere Form von Wettbewerb geben. Näm-
lich die Kassen werden künftig dazu imstande sein und 
über die Einführung des Morbi-RSA Wettbewerb führen, 
zum Managen bestimmter kranker Versicherungsgrup-
pen.

(Stefan Köster, NPD: 
Oder wieder Benchmarking.)

Es wird darum gehen, dass insoweit der Wettbewerb 
bei den Kassen sich darum dreht, wie wir vernünftige 
Behandlungsprogramme entwickeln können, um bei-
spielsweise chronisch Kranke besser zu versorgen und 
besser zu behandeln.

Das sind Wettbewerbselemente der Zukunft, die letzt-
endlich was den Leuten bringen, den Kranken bringen, 

den Unterstützungsbedürftigen und nicht nur denjeni-
gen, die gut verdienen und die in Kassen sind, die nied-
rige Beitragssätze anbieten können. Das ist insoweit klar 
und das muss man wissen. 

Und Herr Koplin, er ist nicht mehr im Raum, …

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE:
Doch, der sitzt hinter Ihnen.)

Ja.

… redet über die Belastung der Sozialhilfeträger. Ich 
habe in dem Bereich mal gearbeitet, Herr Koplin, ich kann 
mich erinnern, fast kein Sozialhilfeempfänger, der Hilfe 
zum Lebensunterhalt empfing, war kranken versichert. 
Das haben alles die örtlichen Sozialhilfeträger aus eige-
ner Tasche bezahlen dürfen, was da so an Behandlungs-
kosten anfiel. Das ist ein großer Fortschritt, der heute 
existiert, dass in dem Bereich die Menschen krankenver-
sichert sind. Und wir wollen die Menschen, die Sozialhilfe 
empfangen, doch nicht vom medizinischen Fortschritt 
abkoppeln. Wenn das Gesundheitssystem teurer wird, 
wenn wir mehr Geld ausgeben für Ärzte, wenn wir mehr 
Geld ausgeben für Krankenhäuser und für Arznei mittel, 
dann ist es doch klar, dass auch Sozialhilfe empfänger 
davon betroffen sind. Sie sind auf der einen Seite nicht 
ausgeschlossen und auf der anderen Seite muss das 
Thema Finanzierung sichergestellt sein.

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Das hat Herr Koplin doch gesagt.)

Also insofern ist das eine Sache, die man nicht bekla-
gen kann, sondern die man begrüßen muss. Dass Sozial-
hilfeempfänger heute alle krankenversichert sind, ist eine 
Sache, die man absolut begrüßen muss.

Ich meine, auf das Geschwafel der NPD muss man nicht 
weiter eingehen, aber vielleicht ein Satz. Wenn man 
heute mal unterstellt …

(Udo Pastörs, NPD: Ganz 
ruhig bleiben, Herr Heydorn!)

Wenn man heute mal unterstellt, die Behandlungs kosten 
wären für jeden gleich, auf welchem Niveau denn? 
Wenn die gleich wären auf dem Niveau der gesetzlichen 
Kranken versicherung, wäre das Gesundheitswesen 
noch wesentlich deutlicher unterfinanziert. Wollen Sie 
die hochholen auf die Kosten, die für Privatversicherte 
gezahlt werden? Wer soll das dann noch aufbringen? 
Also hier wird immer so hohles Zeug von sich gegeben, 
aber keiner äußert sich dazu, wie diese Dinge finanziert 
werden sollen. 

(Stefan Köster, NPD: Ja, finanzieren Sie sich mal!)

Und insofern sage ich mal, der Antrag der FDP heute war 
einfach neben der Spur, er wird dem Sachverhalt nicht 
gerecht.

Noch mal zum Fonds zurück: Der Fonds ist von sei-
ner Struktur her völlig neutral. Nicht nur DIE LINKE ist 
ja eine Partei, die das Thema Bürgerversicherung favo-
risiert, sondern Sie wissen, das ist auch ein Thema, was 
die SPD seit Langem besetzt. Und diese Fonds lösung 
ist deswegen zustande gekommen, weil der Fonds 
neutral ist. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Ja, genauso war’s.)

Der Fonds lässt sich in eine Richtung entwickeln. Man 
könnte daraus perspektivisch eine Bürgerversicherung 
machen, man könnte aber auch etwas anderes daraus 
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machen, das, was die CDU wollte, nämlich dass da Bei-
träge eingesammelt und verteilt werden. Also insofern 
ist auch das nicht ein Argument gegen den Fonds, zu 
sagen, der Fonds verhindert die Bürgerversicherung. 
Das stimmt nicht. Und insofern werden wir das sehen, 
Sie haben es vom Minister gehört. 

(Udo Pastörs, NPD: Da wären wir dankbar für.)

Mein Kollege Nieszery und ich haben Ihnen die Sachen 
aufgezeigt, die einfach klar auf der Hand liegen, und des-
wegen kann man diesen FDP-Antrag nur ablehnen.

(Irene Müller, DIE LINKE: Warum
 haben Sie sich dann so lange gegen

 den Fonds gewehrt auf Bundesebene?)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Herr Heydorn. 

Um das Wort hat noch einmal gebeten der Abgeordnete 
Herr Grabow von der FDP.

Ralf Grabow, FDP: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! 

Herr Heydorn, ich mag es nur ungern sagen, aber Sie 
haben leider Gottes den Antrag nicht kapiert. 

(Jörg Heydorn, SPD: Und Sie haben Ihrem 
Fraktionsvorsitzenden nicht zugehört.)

Ganz ruhig bleiben! Ich komme jetzt dazu. Ich komme 
jetzt zu meinem Fraktionsvorsitzenden, der Ängste als 
Unternehmer hat. Die sollten Sie ebenfalls haben und die 
sollte auch der Wirtschaftsminister haben. Wir sollten 
uns wenigstens Gedanken machen, weil Sie Ihren Mit-
arbeitern nämlich zum 01.01. mehr Gehalt zahlen müs-
sen, wenn Sie eine Nullnummer rauskriegen wollen, und 
das sollten Sie wenigstens planen innerhalb von vier 
Wochen. Toll! Wie wollen Sie die Leistungen erbringen? 
BMW, Mazda, das sind die Autohäuser, die das wahr-
scheinlich wegstecken. Da ist so viel Gewinnmarge drin, 
das werden sie alles wegstecken. Und wir hätten Zeit 
gehabt, uns Gedanken zu machen.

(Zuruf von Dr. Norbert Nieszery, SPD)

Ich will mit noch einem Vorurteil aufräumen. Was ist 
denn passiert mit der jetzigen Verhandlung, was ist 
denn passiert mit den riesigen Ausschreibungen? Ich 
erzähle es ungern, aber was ist denn mit den Inkontinenz-
mitteln passiert in vier Regionen? Fragen wir doch mal 
die Betroffenen. Oder ich kriege nicht mehr den Roll-
stuhl, den ich haben wollte, weil irgendeiner gesagt hat, 
ich muss jetzt einen Trabant fahren und nicht mehr einen 
Golf. Ich habe doch nicht einen Mercedes haben wol-
len, aber den Golf will ich haben und wenn das eng wird, 
dann wird es bei den Leuten auch eng. Und Sie werden 
es sehen, Herr Heydorn, das kommt bei den Kleinen, wie 
Sie hier sagen, nicht an.

Ich bin voll mit Ihnen einverstanden, dass wir darüber 
diskutieren, und Sie haben eben selbst zugegeben, dass 
es andere Modelle gegeben hat, und darüber sollte man 
diskutieren, 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

aber das war trotzdem heute nicht mein Antrag. Mein 
Antrag war, dass man sich einen Kopf macht, was unterm 
Strich rauskommt, und einfach vorbereitet ist, was dann 
passiert.

Wir haben dann auch noch mal über das Sozialhilfe-
finanzierungsgesetz nachgedacht, was nächstes Jahr 
passiert mit den Trägern, denn die müssen doch auch 

alle jetzt ihr Personal erhöhen. Oder lassen wir dann ein-
fach die Lohnerhöhung wieder runterkommen? Wir kom-
men nie zum Mindestlohn. Also wir sollten schon sachlich 
bleiben. Dies war ein Prüfauftrag und nichts anderes.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Herr Grabow.

Um das Wort hat noch einmal gebeten Herr Koplin von 
der Fraktion DIE LINKE.

Torsten Koplin, DIE LINKE: Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Die LINKE hat noch eine Minute 
Redezeit und die möchte ich gern nutzen, um zwei Dinge 
klarzustellen.

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Wollen
Sie sich entschuldigen, Herr Koplin? –

Udo Pastörs, NPD: Witzig.)

Hier ging es nicht um die Modelle des Gesundheits-
systems aus Sicht der FDP oder zum Beispiel aus Sicht 
der LINKEN, 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Dann hätten 
Sie Herrn Roolf mal zuhören müssen.)

es ging um diesen Antrag, der besagt, Bericht über ers-
tens, wie viel finanzielle, zweitens, welche finanziel-
len Auswirkungen, drittens, ob und so weiter. Es ist ein 
Fragenkatalog, 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE:
Den es zu beantworten gilt.)

und zwar über die Konsequenzen, die sich ergeben aus 
dem, was dort angeschoben wurde.

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: 
Die Fragen wurden alle schon gestellt.)

Und wer verantwortungsvoll Politik machen will in die-
sem Land, der muss sich solche Fragen stellen, vorlegen 
lassen und Konsequenzen bedenken.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Und noch ein Satz an Herrn Heydorn. Selbstverständlich, 
damit wir nicht falsch verstanden werden, ist es ein Fort-
schritt, dass die Sozialhilfeempfängerinnen und Sozial-
hilfeempfänger versichert sind. Im Gegensatz zu vorher 
ist das ein Fortschritt. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja.)

Aber wozu wir uns einfach auch verpflichten müssen, 
letzte Sekunde, letzter Satz, ist, in solchen Zusammen-
hängen zu denken, hier volkswirtschaftlich zu rechnen 
und nicht betriebswirtschaftlich, und nicht zu sagen, das 
betrifft die und die Kassen. Wenn ich eine gesellschaft-
liche Rechnung aufmache wie Herr Minister Sellering, 
was für das Land dabei herauskommt, dann müssen die 
Kosten, die die Kommunen zusätzlich zu tragen haben, 
mit in die Waagschale. – Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Vizepräsident Hans Kreher: Meine Damen und Herren, 
es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich schließe 
die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tion der FDP auf Drucksache 5/1773. Wer dem zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. – 
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Danke. Die Gegenprobe. – Danke. Enthaltungen? – 
Damit ist der Antrag der Fraktion der FDP auf Drucksa-
che 5/1773 bei Zustimmung der Fraktion DIE LINKE, der 
FDP und der NPD, aber Ablehnung der Fraktion der SPD 
und der CDU abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der NPD hat eine 
Ältestenratssitzung beantragt. Ich unterbreche die Sit-
zung für 15 Minuten und berufe den Ältestenrat ein.

Unterbrechung: 16.28 Uhr

Wiederbeginn: 16.45 Uhr

Vizepräsident Hans Kreher: Meine Damen und Herren, 
wir setzen die unterbrochene Sitzung fort. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 26: Beratung des 
Antrages der Fraktion der NPD – Diskriminierung natio-
naler Jugendarbeit beenden, Drucksache 5/1788.

Antrag der Fraktion der NPD:
Diskriminierung nationaler 
Jugendarbeit beenden
– Drucksache 5/1788 –

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete Herr 
Müller von der NPD.

Tino Müller, NPD: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Anlass für diesen Antrag sind die ungeheuer-
lichen Ereignisse, welche sich im Zusammenhang mit 
der Durchsuchungsaktion am 7. August und der Zelt-
lagerauflösung vom 8. August in Hohen Sprenz im Kreis 
Güstrow zuungunsten der Heimattreuen Deutschen 
Jugend abgespielt haben. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Das Zeltlager war wirklich ungeheuerlich.)

Im Gerichtsbeschluss des Amtsgerichtes Güstrow wird 
die Durchsuchung aller Zelte und der darin befindlichen 
Gegenstände sowie der Fahrzeuge angeordnet. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja, ja. –
Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Die Zulässigkeit der Durchsuchung auch zur Nachtzeit 
gemäß Paragraf 59 Absatz 5 SOG Mecklenburg-Vorpom-
mern wird in dem Beschluss ausdrücklich hervorgeho-
ben. Die Gründe hierfür waren, Zitat: „Nach polizei lichen 
Erkenntnissen ist die Annahme gerechtfertigt, dass in 
dem Zeltlager der HDJ Kindern und Jugendlichen eine 
nicht der freiheitlich-demokratischen Grundordnung ent-
sprechende Ideologie zugänglich gemacht beziehungs-
weise verinnerlicht wird oder werden soll. Es bestehen 
daher zum gegenwärtigen Zeitpunkt erhebliche Gefahren 
für das geistige Wohl von Kindern und Jugendlichen, die 
auch die Zulässigkeit der Durchsuchungen zur Nachtzeit 
rechtfertigen.“ Zitatende.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Wahr-
scheinlich haben sie nur Märchenbücher gehabt.)

Die Durchsuchung des Lagers wurde nach Zeugen-
aussagen äußerst rücksichtslos und brutal durch die 
Beamten durchgeführt. Selbst das Kuscheltier eines 
Grundschulkindes wurde von den wütenden Einsatz-
kräften im Beisein des Kindes aufgeschlitzt. Diese per-
verse Vorgehensweise ist kaum zu überbieten und lässt 
selbst gestandene Stasimitarbeiter vor Neid erblassen. 
Oder, Herr IM Martin Koplin? 

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Ist nicht da.)

Die Ordnungsbeamten drohten den Kindern und Jugend-
lichen sogar mit der Unterbringung in einem Kinderheim. 
Auch das, Herr Ritter, dürfte einigen noch aus der jün-
geren Geschichte bekannt sein. 

(Zuruf von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Nachdem die vor Ort befindlichen Mitarbeiter des 
Jugendamtes dann gegen 22.00 Uhr das Ende der 
Durchsuchung erlebten, verzichteten diese in Abstim-
mung mit dem Jugendamt auf die sofortige Auflösung 
des Lagers. Hierzu heißt es in der Begründung der Ord-
nungsverfügung, Zitat: „In Abstimmung mit dem Jugend-
amt des Landkreises Güstrow ist die Nachtruhe von Kin-
dern als Aspekt der Gesunderhaltung das höherwertige 
Rechtsgut.“ Weiter findet man in der Begründung, Zitat: 
„Diese Tatsachen lassen den Schluss zu, dass in dem 
Lager der heimattreuen Jugendbewegung nach Folklore 
und altdeutschen Liedern gelebt und durch diese Art der 
Brauchtumspflege das Gedankengut der HDJ vermittelt 
wird.“ Zitatende.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Ja, „Hänschen klein“. – Udo Pastörs, NPD:

Das muss natürlich verfolgt werden.)

Natürlich ist es richtig, dass in den Lagern der HDJ alt-
deutsche Volkslieder gesungen werden. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Wie gut, 
dass Sie uns das noch mal bestätigt haben. –

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja.)

Folklore hingegen bedeutet Totentanz 

(Michael Andrejewski, NPD: I, schrecklich!)

und stellt einen Gegensatz zur lebendigen Brauchtums-
pflege dar.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja, ja. –
Zuruf von Dr. Norbert Nieszery, SPD)

Alle Kinder und Jugendlichen besuchten das Zeltlager 
im Beisein von Erziehungsberechtigten oder wiesen ent-
sprechende elterliche Erlaubnisse auf. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Na, entführt haben Sie sie sicher nicht.)

Zwischen allen Erziehungsberechtigten und der HDJ 
bestanden folglich privatrechtliche Rechtsbeziehungen. 
Denn wie Kinder und Jugendliche erzogen werden, fällt 
unter den Schutz der Familien gemäß Artikel 6 Grund-
gesetz. 

Die Durchführung von Zeltlagern ist Ausdruck des elter-
lichen Freiheitsrechts nach Artikel 2 Absatz 1 und Arti-
kel 6 Grundgesetz. Dem Staat steht es somit nicht zu, 
auf der Basis einer zum Ausdruck gebrachten eigenen 
politischen Gesinnung sich an die Stelle der Erziehungs-
berechtigten zu setzen und deren ausdrücklichen Wil-
len zu übergehen. Wenn wieder die politische Gesinnung 
Erwachsener als Richtwert dafür dient, was, wann und 
wo Kinder zu tun haben, wenn wieder die Parteizugehö-
rigkeit der Eltern Kindern verbietet, ihre Freizeit sinnvoll 
zu nutzen und zu gestalten, zum Technischen Hilfswerk 
und zur Feuerwehr zu gehen oder sich im Sportverein zu 
betätigen,

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Das ist wohl
ein bisschen was anderes bei der HDJ, was?!)

dann sind das die letzten Zuckungen eines sich dikta-
torisch gebärenden Staates, bevor dieser zusammen-
bricht. 
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(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Ein System, was Angst vor Kindern und Jugendlichen 
hat, 

(Zuruf von Birgit Schwebs, DIE LINKE)

wird unter schallendem Lachen zum Teufel gejagt. 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: 
Ah ja, von wem denn? Von dir? –

Udo Pastörs, NPD: Warten Sie mal ab!)

Sie alle in Ihrer maßlosen Verklemmtheit, angetrieben 
von Hass und Neid, werden noch sehen, 

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

dass Ihre sogenannte Freiheit, die Sie vor der HDJ schüt-
zen wollen, keinen Pfifferling wert ist. 

(Zurufe von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE, 
und Birgit Schwebs, DIE LINKE)

Und zum Thema „Uniformverbot in der Öffentlichkeit“ 
möchte ich auf Folgendes hinweisen: 

(Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

Das Zeltlager fand auf einem Privatgrundstück in einer 
völlig abgelegenen Gegend unter Ausschluss jeder 
Öffentlichkeit statt. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Eben! Eben! –
Zurufe von Dr. Norbert Nieszery, SPD, 

Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE, und
Birgit Schwebs, DIE LINKE)

Außerdem besteht ein Unterschied zwischen einer Uni-
form und einer einheitlichen Kluft wie bei der HDJ.

Aber wie sieht es nun tatsächlich bei der HDJ aus? 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Prima.)

Mit welchem Anspruch betreibt sie jugendpflegerische 
Arbeit? Zuallererst ist sie eine volks- und heimattreue 
Jugendbewegung für alle deutschen Mädel und Jungen 
im Alter von 7 bis 29 Jahren. 

(Zurufe von Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE, 
und Irene Müller, DIE LINKE)

Sie betreibt aktive Kinder- und Jugendarbeit in Form 
von Zeltlagern, Wanderungen und Sport und vermittelt 
Brauchtum und Kultur.

(Jörg Heydorn, SPD: Lieder singen. –
Dr. Norbert Nieszery, SPD: Genau. –

Birgit Schwebs, DIE LINKE: 
Und Gehirnwäsche.)

Im Bewusstsein, dass der Mensch nur unter Berück-
sichtigung der Naturgesetze und sich ein Volk nur unter 
dem Lebensgesetz beständig erhalten kann, ist die HDJ 
ganzheitlich ausgerichtet. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Dr. Norbert Nieszery, SPD: Ja, ja. –
Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

In Zeiten der Vergiftung der Welt 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Da klatschen
 die von der Wiking-Jugend.)

mit einer Ideologie der Gleichheit, der Geldherrschaft 
und des persönlichen Vorteilsstrebens muss die Jugend-
bewegung auch politisch sein, 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Ja.)

wenn sie gegen Geschichts- und Kulturlosigkeit und die 
Auflösung aller gewachsenen Strukturen ankämpfen 
will. 

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Wäre sie unpolitisch, dann würde sie sich in die Reihe 
mit all den Kinder- und Jugendgruppen stellen, deren 
Leiter und Aktivisten sich längst mit der Erscheinung der 
liberalkapitalistischen Systeme und somit der Ent-
menschlichung abgefunden haben. 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Ah ja! – 
Zuruf von Dr. Margret Seemann, SPD)

Multikultientartung, Kameradendiebstahl, 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Sie haben lieber Monokultur.)

selbstverständlich Drogen und gelegentlich auch sexu-
elle Übergriffe sind nur einige Grundelemente – ich 
betone – Ihrer Jugendarbeit. 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Was? –
Birgit Schwebs, DIE LINKE: Ach so?!)

Nicht so bei der HDJ. Hier werden Werte hochgehalten, 

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Ach so?!)

da zählt Kameradschaft noch etwas,

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Zucht und Ordnung.)

da wird Wert auf Pünktlichkeit, Disziplin, Hilfsbereit-
schaft und Ordnung gelegt. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Ja, sag ich doch. – Irene Müller, DIE LINKE: 

Gehirnwäsche. – Zuruf von Angelika Peters, SPD)

Da werden der Mut und das Opfer geachtet und der Fleiß 
gelobt. 

(Zurufe von Dr. Norbert Nieszery, SPD, 
und Ilka Lochner-Borst, CDU)

Ebenso gehören Bescheidenheit, Gerechtigkeit, Zuver-
lässigkeit und Aufrichtigkeit zu den Tugenden, die in der 
HDJ besonders geschätzt werden und damit Einzug in 
die Jugenderziehung halten.

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Wie sehen die 
Opfer aus? Erzählen Sie uns das mal! –

Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE:
Ihr Vortrag bringt bei uns nichts.)

Mit der Niederringung des Deutschen Reiches 1945 
setzte eine nie dagewesene Entweihung allen deutschen 
Lebens ein. 

(allgemeine Unruhe – Zurufe von 
Dr. Norbert Nieszery, SPD, Angelika Peters, SPD,

 und Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Die deutsche Geschichte wurde in ein Verbrecheralbum 
verwandelt, die deutsche Ausdruckswelt in Kunst und 
Kultur verächtlich gemacht und mit Schmutz übergos-
sen. Die deutsche Gesittung ging verloren.

(Irene Müller, DIE LINKE: Wer 
hat die Bücherverbrennung gemacht? – 

Zuruf von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Diesem Zeitgeist hat die HDJ den Kampf angesagt. 
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(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Ah ja! –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 

Gut, dass Sie diesen Antrag gestellt haben.)

„Oft großer Flamm 

Von Fünklin kam“, 

(Zuruf von Dr. Norbert Nieszery, SPD)

wusste schon der Freiheitspoet Ulrich von Hutten

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Aha!)

mit einem seiner Gedichte den Herrschenden ins Gesicht 
zu schmettern. Auch wissen das die Dunkelmänner 
und -frauen dieser Zeit. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Aha! –
Mathias Löttge, CDU: Wenn der wüsste!)

Vom Hass auf das Wertebeständige getrieben, verfolgen 
Sie in einem globalen Zerfall der Kulturen, 

(Zuruf von Dr. Norbert Nieszery, SPD)

die Welt letztendlich ins Chaos zu stürzen. 

(Egbert Liskow, CDU: 
Das habt ihr ja hingekriegt. –

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Die deutsche Kultur war schon immer gut, ja.)

Es brennen heute zwar keine Scheiterhaufen und nie-
mand wird hier mit Marterinstrumenten gefoltert, 

(Zurufe von Egbert Liskow, CDU, 
und Stefan Köster, NPD)

die Methoden sind etwas raffinierter geworden, doch die 
Zustände erinnern sehr stark an die Hexenverfolgungen 
des Mittelalters. 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Ja. –
Helmut Holter, DIE LINKE: 

Das hatten wir heute schon mal.)

Die HDJ beschwert sich nicht. Sie weiß, im Leben wird 
einem selten etwas geschenkt, und gerade die Freiheit 
muss immer erkämpft werden. 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Reichspogromnacht,
wissen Sie, was das ist? Dafür sind Sie verant-

wortlich. – Zuruf von Angelika Peters, SPD)

Die Freiheit fordert sie für ihr Vaterland ein. 

(Zuruf von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Deutschlands Unabhängigkeit ist ihr Ziel in einem Eu ropa 
der freien Völker und Gedanken.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Sie fordert die Freiheit ein, nach deutscher Art und Weise 
leben zu können und zu dürfen. 

 (Irene Müller, DIE LINKE: Schreien 
Sie vor jungen Leuten auch so rum?)

Da die BRD nur den Schein von Werten und Volksherr-
schaft vorgaukelt, muss sich volkstreue Jugendarbeit als 
Gegengewicht zum liberalistischen Zeitgeist auszeich-
nen. Die Treue zur Heimat und zum Volk ist nicht nur 
Parole, sondern heißt in der HDJ auch, in Schmach und 
Schande zu seinem Lande zu stehen. 

Zur kinder- und jugendgemäßen Erziehung gehören 
selbstverständlich auch der Spaß und das Ausleben des 
jugendlichen Übermuts. 

(Reinhard Dankert, SPD: Ja. –
Dr. Margret Seemann, SPD: Als Drill, ne?! –

Zurufe von Angelika Peters, SPD, 
und Helmut Holter, DIE LINKE)

Ohne wahre Freude und Begeisterung am Fahrtenleben 
durch ihre Mitglieder jenseits von Computer- und Dis-
cowelt wäre die HDJ nicht denkbar. 

(Zuruf von Helmut Holter, DIE LINKE)

In der HDJ müssen die Eltern ihre Kinder nicht zwingen, 
denn wer einmal das Wagnis HDJ zum Erlebnis werden 
ließ, der fühlt sich sofort zu Hause.

(Reinhard Dankert, SPD: Na klar, das wollen
Sie ja auch. – Volker Schlotmann, SPD:

So sehen Sie auch aus!)

Es ist die Heimat, die die BRD nicht bieten kann, 

(Reinhard Dankert, SPD: Ich habe das
Herrn Köster schon angeboten, sich eine

Insel zu kaufen, die unbewohnt ist. 
Da können Sie das dann treiben.)

da die HDJ den Menschen nach lebensgesetzlichen 
Prinzipien so anerkennt, wie ihn Erbwelt 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Erbwelt,
aha! – Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

und Umwelt geprägt haben. Dabei fordert sie die 
Gemeinschaft ein, bei dem sich das Ich im Wir einbrin-
gen kann. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Aha!)

Die besonderen Fähigkeiten des Einzelnen fördert die 
HDJ nach ganzen Kräften, um sie der kleinen Gemein-
schaft HDJ und später der großen Gemeinschaft Volk 
zur Verfügung stellen zu können.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Sie belegen
sehr gut die Gefährlichkeit dieser Truppe.)

Letztlich sieht die HDJ ihr Erziehungsziel darin, bewusste 
und selbst denkende Menschen heranzubilden, die ihr 
Weltbild ohne bundesrepublikanische Scheuklappen 
selbstständig entwickeln, 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Das kann man
nicht mehr hören! – Angelika Peters, SPD:

Das glauben Sie doch selber nicht! –
Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

die den Mut haben, in Zeiten geistiger Verwirrung klar zu 
erkennen, 

(Zurufe von Angelika Peters, SPD, 
und Barbara Borchardt, DIE LINKE)

was falsch und schändlich für das Vaterland ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Irene Müller, DIE LINKE: Sie verteidigen sich

 doch auch mit der Waffe, wenn es sein muss. –
Zurufe von Dr. Norbert Nieszery, SPD, 

Angelika Peters, SPD, und
Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Vizepräsident Hans Kreher: Meine Damen und Herren, 
im Ältestenrat wurde eine Aussprache mit einer Dauer 
von 60 Minuten vereinbart. Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch, dann ist das so beschlossen. Ich eröffne 
die Aussprache.

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Markige Männer.)
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Das Wort hat der Abgeordnete Herr Ritter von der Frak-
tion DIE LINKE.

(Michael Andrejewski, NPD: Ein Loblied
 auf die FDJ. – Stefan Köster, NPD:
Jetzt kommt der kleine Pionier. –

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Herr Borrmann, der könnte das doch singen.)

Peter Ritter, DIE LINKE: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Stellen wir uns mal einen Augenblick lang vor, 

(Stefan Köster, NPD: Wo ist denn Ihr Halstuch?!)

wir sind im Ferienlager. 

(Michael Andrejewski, NPD: Im FDJ-Lager.)

Der lustige Herr Bormann mit der großen Propellerfliege 
am Hals singt mit den Kindern fröhliche Lieder.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU und DIE LINKE –

Zuruf von Dr. Norbert Nieszery, SPD)

Der im Zweikampf erfahrene Herr Köster lädt ein zum 
sportlichen Wettkampf.

(Stefan Köster, NPD: Das ist doch in Ordnung. –
Zuruf von Angelika Peters, SPD)

Der kleine Trommler Herr Müller übt mit den Kindern 
Topfschlagen. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU und DIE LINKE)

Der gute Onkel Pastörs liest Märchen vor. 

(Raimund Borrmann, NPD: 
Über Raubritter vielleicht.)

Die Bücher hat er sich bei seinem Freund Andrejewski 
aus dessen Volksbücherei ausgeliehen. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja. –
Raimund Borrmann, NPD: So ist es auch. –

Zuruf von Stefan Köster, NPD)

Und schließlich kommt noch der Ladenbesitzer Lüssow 
und bringt den Jungen und Mädel schicke Hemden und 
Blusen.

(Beifall und Heiterkeit bei Abgeordneten der
Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE –

Zurufe von Michael Andrejewski, NPD,
 und Raimund Borrmann, NPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein solches 
Bild versuchen uns die Herren von der NPD von ihrer 
nationalen Jugendarbeit zu vermitteln.

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Das haben wir eben gehört.)

Sie wollen uns glauben machen, dass die Kinder- und 
Jugendarbeit der „Heimattreuen Deutschen Jugend“ ein 
wertvoller Beitrag zur Erziehung der Kinder und Jugend-
lichen sei und deshalb nicht länger diskriminiert werden 
dürfe. 

(Raimund Borrmann, NPD: Ja, so ist es auch.)

Nein, meine Herren von der NPD-Fraktion, Sie irren sich, 
und zwar gewaltig!

(Raimund Borrmann, NPD: Nein.)

Das Wirken der HDJ ist ganz im Sinne des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes eine Gefährdung des Kindeswohls.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU, DIE LINKE und FDP –

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: So ist es.)

Ihr Antrag, Herr Borrmann, müsste deshalb heißen:

(Raimund Borrmann, NPD: Euer System ist eine
Gefährdung des Kindeswohls, euer System. –

Zuruf von Tino Müller, NPD)

„Nationale Jugendarbeit beenden, HDJ verbieten“! 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
 der SPD, CDU und DIE LINKE – 

Stefan Köster, NPD: Herr Ritter, die 
DDR ist normal, die DDR ist Geschichte. – 

Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

Da er nicht so lautet, Herr Köster, wird es Sie nicht ver-
wundern, dass ich im Namen der demokratischen Frak-
tionen klar und deutlich Nein zu Ihrem Antrag sage. 

(Michael Andrejewski, NPD: Auch der 
zweifelhaften Demokraten. – Stefan Köster, NPD:

Die FDP ist doch überhaupt gar nicht da.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, HDJ, das klingt so ähn-
lich wie HJ,

(Volker Schlotmann, SPD: So soll es wohl auch 
sein. – Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 

Soll ja auch.)

und so soll es im Sinne der Mitglieder und Förderer, die 
auch hier in der NPD-Fraktion sitzen, wohl auch sein. 

(Stefan Köster, NPD: Sind Sie neidisch? –
Zuruf von Tino Müller, NPD)

Natürlich vermeidet die HDJ mehr oder weniger 
geschickt, Bezüge zur HJ oder zur verbotenen Wiking-
Ju gend herzustellen. 

(Michael Andrejewski, NPD: 
Danke für die Erkenntnis!)

Doch zahlreiche NPD-Funktionäre von heute mar-
schierten schon damals voller Inbrunst in den Reihen 
der Wiking-Jugend. Herr Pastörs, Sie wissen, was ich 
meine. 

(Stefan Köster, NPD: Es war schön. 
Sie hätten mitmachen sollen.)

Und es sind eben nicht nur die personellen Parallelen 
zwischen Wiking-Jugend und HDJ, 

(Michael Andrejewski, NPD: 
In welchen Reihen sind Sie marschiert?)

es ist vor allem der geistige Unrat, der den Kindern und 
Jugendlichen eingetrichtert wird.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU, DIE LINKE und FDP –

Tino Müller, NPD: Sie müssen es ja wissen!)

Kaum im Lager der HDJ angekommen, werden sie mit 
„Heil Dir“ begrüßt. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Aha! –
Stefan Köster, NPD: Das ist doch in Ordnung.)

Sie sollen zu mutigen Kämpfern für die Freiheit ihres 
Vaterlandes erzogen werden. „Kampf“ ist übrigens der 
zentrale Leitbegriff der HDJ. 

(Stefan Köster, NPD: Leben ist Kampf.)



Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 5. Wahlperiode – 49. Sitzung am 25. September 2008 79

Und so ist es eben auch kein Wunder, 

(Michael Andrejewski, NPD: 
Betriebskampfgruppen.)

dass einer der Leitsätze der HDJ lautet: „Mein Glaube ist 
Kampf.“ 

(Michael Andrejewski, NPD, und 
Raimund Borrmann, NPD: Klassenkampf.)

Toleranz dagegen ist ein Fremdwort. 

(Raimund Borrmann, NPD: Was war denn 
 der Klassenkampf? Sie waren doch ein

 Vertreter des Klassenkampfes!)

Inhaltlich so aufgestellt, ist es natürlich auch nicht ver-
wunderlich, 

(Michael Andrejewski, NPD: 
Ist der Klassenkampf vorbei?)

dass in den HDJ-Lagern ein besonderes Geschichtsbild 
vermittelt wird. 

(Raimund Borrmann, NPD: Herr Ritter, 
Sie haben doch an der Parteischule den 
Klassenkampf gelehrt. Das ist es doch. – 

Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

Und wenn im „Funkenflug“, Herr Borrmann, berichtet 
wird, dass der NPD-Fraktionschef in einem Redebeitrag 
durch die deutsch-europäische Vergangenheit führte, ist 
uns klar, welche Beschreibung das hatte. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Und so, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ist es 
natürlich auch nicht verwunderlich,

(Stefan Köster, NPD: Sie sind
 ja ein richtig großer Held.)

dass mit den Kleinen noch einmal nachempfunden wird, 
was die geistigen Vorfahren der Herren Pastörs und Co. 
schon einmal zelebriert haben. So liest man bei der 
HDJ, ich zitiere: „Mit dem Pommernwimpel voran mar-
schierten wir unbehelligt in Swinemünde ein.“ 

(Stefan Köster, NPD: Ja.)

Sind nicht schon einmal Deutsche in Polen einmar-
schiert? 

(Stefan Köster, NPD: Swinemünde ist deutsch.)

Herr Köster, haben Sie vergessen, was nach diesem Ein-
marsch folgte?

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: 
Das blendet ihr aus. – 

Michael Andrejewski, NPD: Sind schon
mal Polen in Deutschland einmarschiert? –

Zurufe von Volker Schlotmann, SPD,
und Irene Müller, DIE LINKE)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, angesichts 
dieser Tatsachen bleibt uns aber nicht nur die Ablehnung 
Ihres Antrages, 

(Udo Pastörs, NPD: Sie verzapfen 
 abstruses Zeug, Herr Ritter!)

wir sind verpflichtet, über das Treiben und die Zielstel-
lungen der HDJ, deren Führer oft genug ihre wahre Her-
kunft verschweigen, aufzuklären. 

(Michael Andrejewski, NPD: 
Wahre Herkunft verschweigen!)

Denn es geht nicht nur um die Gefährdung des Kindes-
wohls,

(Michael Andrejewski, NPD: 
Verschweigen Sie Ihre Eltern?)

es geht um die Gefährdung unseres demokratischen 
Gemeinwesens.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU, DIE LINKE und FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf ihrer Internetseite 
oder Weltnetzseite schwärmt die HDJ davon, 

(Stefan Köster, NPD: Sie sind doch selbst
verfassungsfeindlich, steht doch hier.)

dass so manche Ehepaare von heute schon als Kinder 
gemeinsam auf Fahrt und im Zeltlager waren und heute 
gern ihre Kinder in die Lager schicken. 

(Tino Müller, NPD: Oh, wie schrecklich!)

So heißt es bei der HDJ: „So wuchs und wächst die 
volkstreue Familie in Deutschland.“

(Stefan Köster, NPD: Jawoll.)

Wir sehen, dass es sich bei dieser Entwicklung um eine 
gefährliche politische Inzucht handelt.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU, DIE LINKE und FDP –

Jörg Heydorn, SPD, und 
Dr. Norbert Nieszery, SPD: Jawohl!) 

Wir dürfen daher nicht weiter tatenlos zusehen, wie 
sie in einheitlichen „T-Hemden“ am Lagerfeuer sit-
zen, Gemüsekuchen essen und die Kinder verdummen. 
Ich bin daher der festen Überzeugung, dass wir neben 
der inhaltlichen Auseinandersetzung mit der HDJ und 
dem weiteren Ausbau demokratisch verfasster Jugend-
strukturen 

(Stefan Köster, NPD: So wie 
Ihre vermummten Freunde?!)

ein Verbot der HDJ mit aller Konsequenz auf die Tages-
ordnung setzen müssen. – Danke schön.

 (Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen
der SPD, CDU, DIE LINKE und FDP –

Dr. Norbert Nieszery, SPD: Sehr gut, Herr Ritter! –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Jawohl! –

Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Genau. –
Zuruf von Stefan Köster, NPD)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke. 

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Müller von der 
NPD.

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Noch mal? –
Stefan Köster, NPD: Ja, natürlich, 
Sie haben ja noch nicht genug! – 

Michael Andrejewski, NPD: Sie schreien
doch nach mehr! – Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Tino Müller, NPD: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Peter Lustig! Ihr Gegeifer lässt erahnen, worin Ihr 
Problem mit der HDJ besteht. 

(Dr. Margret Seemann, SPD: Selbst das 
haben sie Ihnen schon vorher aufgeschrieben.)
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Doch dies hält mich nicht davon ab, weiterhin die höchste 
Auszeichnung des Landes für die ehrenamtliche Tätig-
keit der HDJ zu fordern. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja.)

Aber nicht nur die Jugendarbeit der HDJ, sondern auch 
das Angebot der NPD für Jugendliche und Kinder passt 
Ihnen nicht in den Kram. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Fordern Sie mal!)

Beim Kinderfest in Ueckermünde beispielsweise konnte 
man kommunale Stadtvertreter Flugblätter verteilen 
sehen. Um nicht selber Jugendarbeit betreiben zu müs-
sen, machen Sie es sich einfach und schwingen die 
Verbotskeule oder Sie beteiligen sich direkt am Verfall 
unserer Jugend. 

(Birger Lüssow, NPD: So ist es.)

Wie sonst sind Ihre großzügigen Almosen beim Jugend-
camp Prora zu deuten? 

(Zuruf von Reinhard Dankert, SPD)

363 Personen mussten allein bei der Abschlussver-
anstaltung dieses Rauschfestes durch medizinisches 
Personal behandelt werden. 

Oder schauen wir noch tiefer in linke Jugendarbeit. 
Beleidigung, Bedrohung, Diebstahl, Sachbeschädigung, 
Brandstiftung, unterlassene Hilfeleistung, sexuelle Nöti-
gung, sexueller Missbrauch widerstandsunfähiger Per-
sonen, Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz und 
gegen das Asylgesetz

(Stefan Köster, NPD: Das ist Ihre Jugendarbeit. –
Udo Pastörs, NPD: Das ist bei Ihnen üblich.)

sind nur Auszüge von Straftaten, begangen beim alljähr-
lichen Punkrockfestival Force Attack in der Nähe von 
Rostock. 

(Udo Pastörs, NPD: Das ist Jugendarbeit. –
Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

Das, werte Systembücklinge, ist Ihre Jugendarbeit. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Und das ist linke Jugendarbeit. –

Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

Wir von der HDJ wie von der NPD haben diesem Verfall 
unserer Jugend den Kampf angesagt und daran werden 
Ihre Verbote auch nichts ändern. 

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: 
Sie sehen doch, was dabei rauskommt, 
wenn man solche Jugendarbeit macht!)

Glaube ich nicht, Herr Innenminister. 

Und zum viel beschworenen Geschirrhandtuch, das die 
Beamten da ja beschlagnahmt haben, ist eigentlich nur 
Folgendes zu sagen: 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Gemäß der Fragestunde vom 14.06.2007 zum Thema 
Bewaffnung von linksautonomen G8-Gegnern bleibt laut 
der Logik des Innenministers Caffier eine Kartoffel immer 
noch eine Kartoffel und ein Nagel bleibt immer noch ein 
Nagel, 

(Raimund Borrmann, NPD: Genau.)

auch wenn die Kartoffel mit Nägeln bestückt ist. 

(Michael Andrejewski, NPD: Ja, 
ganz harmlos. – Stefan Köster, NPD: 

Das ist das Spielzeug der Linken.)

Also, werte Systemfreunde, ein Handtuch 

(Volker Schlotmann, SPD: 
Da kennen Sie sich mit aus, ja?)

bleibt somit ein Handtuch, ob mit oder ohne Rune. 

(lang anhaltender Beifall bei
 Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Vizepräsident Hans Kreher: Meine Damen und Herren, 
es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich schließe 
die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tion der NPD auf Drucksache 5/1788. Wer dem zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. – 
Danke. Die Gegenprobe. – Danke. Enthaltungen? – 
Damit ist der Antrag der Fraktion der NPD auf Druck-
sache 5/1788 bei Zustimmung der NPD-Fraktion, aber 
Ablehnung der Fraktion der LINKEN, der SPD, der CDU 
und der FDP abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf den Tagesord-
nungspunkt 27: Beratung des Antrages der Fraktionen 
der CDU und SPD – Spielend die Sprache des Nach-
barn erlernen – Polnisch in Kindertagesstätten, Druck-
sache 5/1794. Hierzu liegt Ihnen ein Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 5/1833 vor. 

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD:
Spielend die Sprache des Nachbarn erlernen – 
Polnisch in Kindertagesstätten
– Drucksache 5/1794 –

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
– Drucksache 5/1833 –

Das Wort zur Begründung hat die Abgeordnete Frau 
Lochner-Borst von der CDU.

Ilka Lochner-Borst, CDU: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Menschen im grenz-
nahen Raum auf beiden Seiten der Grenze arbeiten 
gemeinsam an einer erfolgreichen Zukunftsgestaltung. 

(Michael Andrejewski, NPD: Na klar doch! 
Wie in der Propaganda!)

Die Chancen für kulturelle und wirtschaftliche Initial-
zündungen in unseren östlichen Landesteilen sind riesig. 
Diese wollen und müssen wir nutzen. Von der dynamisch 
wachsenden Großstadt Stettin können die Regionen 
Uecker-Randow und Ostvorpommern profitieren. 

(Michael Andrejewski, NPD: Als Provinzen!)

Der Großraum Stettin wiederum kann durch die Land-
kreise als neuer Wohn-, Erholungs- und Lebensbereich 
gewinnen. 

(Michael Andrejewski, NPD: Ja, großartig!)

Beide Seiten profitieren voneinander. 

(Michael Andrejewski, NPD: 
Der eine wird geschluckt.)

Deutsche und polnische Bürgerinnen und Bürger, deut-
sche und polnische Nachbarn engagieren sich bereits 
für ihre gemeinsame Zukunft im gemeinsamen Haus 
Europa.
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(Michael Andrejewski, NPD: Ist das schön
 alles! – Raimund Borrmann, NPD: 
Gilt das auch für die Vertriebenen?)

Kinder und Jugendliche erfahren und erleben dieses 
nachbarschaftliche Zusammenwachsen als normalen 
Lebensumstand. 

(Michael Andrejewski, NPD: 
Was für ein schönes Bildchen!)

Und das ist auch gut so, meine Herren von der NPD. 

(Heinz Müller, SPD: Sehr richtig.)

Am 3. September 2008 war im „Nordkurier“ Folgendes 
zu lesen, ich zitiere: „Deutsche und Polen gemeinsam 
kreativ … Durch Begegnungen Vorurteile abbauen – 
das ist ein Anliegen der von der Deutsch-Polnischen 
Gesellschaft in Mecklenburg-Vorpommern organisierten 
Polnischen Wochen.“ Zitatende. 

(Michael Andrejewski, NPD: Deutsch-
Sowjetische Freundschaft! DSF ist wieder da!)

Diesmal wurde eine Kunstbegegnung organisiert. Künst-
ler halfen Kindern dabei, sich künstlerisch auszuprobie-
ren. 

(Michael Andrejewski, NPD: Immer das Gleiche.)

Die Schülerinnen und Schüler erfuhren, wie man gemein-
sam „auf ein Ziel hin zusammenarbeitet“. Die polnische 
Deutschlehrerin sagte hinterher, „dass die ,Kunstbegeg-
nung‘ für die Jugendlichen eine gute Gelegenheit sei, 
Sprachbarrieren abzubauen, Vorurteilen entgegenzu-
wirken und … Freundschaften zu knüpfen“. Diese Gele-
genheiten fordern und fördern wir ausdrücklich. Diese 
Gelegenheiten unterstützen wir und diese Gelegenheiten 
brauchen unseren Zuspruch, denn noch zu oft werden 
sie von Menschen bekrittelt und behindert, deren geis-
tiger Horizont braun eingefärbt ist. Wir wollen unseren 
jungen Leuten beiderseits der Grenze Perspektiven und 
Zukunft geben. 

(Volker Schlotmann, SPD: So ist es.)

Daher sehen wir die Notwendigkeiten, ihnen auch das 
Erlernen der Sprache des Nachbarn zu ermöglichen. Die 
Überwindung der Sprachbarriere steht dabei an aller-
erster Stelle, um gutes Miteinander langfristig zu gestal-
ten. 

(Raimund Borrmann, NPD: 
Deutsch war mal verboten.)

Sprache ist die entscheidende Voraussetzung für Ver-
stehen. Sie prägt das Denken und legt den Grundstein 
für Demokratie und Toleranz. 

Die Deutsch-Polnische Gesellschaft leistet mit ihrem 
Projekt „Polnisch in der Kindertagesstätte“ einen nach-
haltigen Beitrag bei der sprachlichen Frühförderung 
von Kindern und stärkt somit den lebenslangen Soziali-
sationsprozess im europäischen Kontext. Diese Bemü-
hungen wollen wir hier ausdrücklich unterstützen. 

Darüber hinaus fordern wir die Verantwortlichen in den 
Kommunen, die Träger der Kitas sowie die Eltern auf, 
diese Möglichkeit der sprachlichen Frühförderung zu 
nutzen und zu unterstützen. Dies tun wir umso vehe-
menter, als es Männlein in diesem Land gibt, die solche 
Art des gedeihlichen Miteinanders als multikulturellen 
Extremismus bezeichnen. 

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und DIE LINKE –

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: So ist es. –
Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir bitten um 
Ihre Zustimmung zu unserem Antrag. – Herzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Frau Lochner-
Borst. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat wurde eine 
Aussprache mit einer Dauer von 45 Minuten vereinbart. 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch, dann ist das so 
beschlossen. Ich eröffne die Aussprache. 

Um das Wort hat zunächst gebeten der Bildungsminister 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern Herr Tesch. Herr 
Tesch, Sie haben das Wort.

Minister Henry Tesch: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren Abgeordnete! Der berühmte 
Sprachphilosoph Ludwig Wittgenstein hat einmal gesagt: 
„Die Grenzen meiner Sprache bedeuten die Grenzen mei-
ner Welt.“ Im Zeitalter der Globalisierung, Europapolitik 
und interkultureller Gesellschaft steht die Verständigung 
mit anderen Menschen im Vordergrund. Ein wichtiges – 
wie ich finde – Werkzeug hierzu ist die sprachliche Kom-
munikation. Neben einer großen und einer mittelgroßen 
Weltsprache sollte man möglichst eine Sprache aus der 
angrenzenden Region beherrschen. 

(Raimund Borrmann, NPD: Fragen Sie
 doch mal, warum da nicht Deutsch

 gesprochen wird, Herr Minister!)

Dafür sprechen ganz pragmatische Gründe, zum Bei-
spiel im Rahmen der grenzüberschreitenden wirt-
schaftlichen Kooperationen, der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit von Personen, Organisationen, Insti-
tutionen, Kommunen, Verwaltungseinrichtungen, zum 
Beispiel auch Ministerien, des täglichen grenzüber-
schreitenden Personenverkehrs und des täglichen Ein-
kaufstourismus sowie der Nutzung von Dienstleistungen 
im Nachbarland. Will man Defiziten in der sprachlichen 
Entwicklung rechtzeitig entgegenwirken, ist die frühkind-
liche Sprachförderung, das heißt vor der Einschulung, 
von besonderer Bedeutung. In der Koalitionsvereinba-
rung haben wir ausdrücklich festgelegt, dass der Früh-
beginn des Fremdsprachenunterrichts weiter ausgebaut 
werden muss. Die erste Fremdsprache beginnt seit dem 
letzten Schuljahr verpflichtend ab der 3. Klasse. 

Doch es geht noch besser. Mit ihrem Antrag unterstützen 
die Fraktionen der CDU und SPD die Bemühungen der 
Landesregierung sowie der Deutsch-Polnischen Gesell-
schaft, Polnisch in Kindertagesstätten im grenznahen 
Raum anzubieten und qualitativ weiterzuentwickeln. 
Als erstes Modellprojekt startete im Dezember 2005 
die zweisprachige Kinder- und Jugenderziehung in der 
Grenzregion Wollin/Usedom, das damals in der Ver-
antwortung des Sozialministeriums lag. Es wurde 2006 
erfolgreich abgeschlossen. Seit 2007 läuft das neue 
Modellprojekt „Mehrsprachige Erziehung – Polnisch in 
Kindergärten und weiterführenden Einrichtungen“, das 
vom Bildungsministerium jährlich mit 20.000 Euro unter-
stützt wird. Zudem wird das Vorhaben aus Mitteln des 
Europäischen Sozialfonds, der Kommunen, des Projekt-
trägers und durch Sponsoren finanziert. Das Projekt ist 
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bis zum Ende des Jahres 2013 geplant, um seine Nach-
haltigkeit zu sichern. 

Mit dem Modellprojekt „Mehrsprachige Erziehung – 
Polnisch in Kindergärten und weiterführenden Einrich-
tungen“ wollen wir das grundlegende Interesse der Kin-
der am Erlernen der polnischen Sprache wecken. Mit-
hilfe von Muttersprachlerinnen soll den Kindern in den 
Kindertagesstätten der Grenzregion die polnische Spra-
che vermittelt werden. 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Ziel des systematischen Sprachenlernens ist es, eine 
kommunikative und eine interkulturelle Kompetenz auf-
zubauen. 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Wir alle kennen das Phänomen, dass ein Auslandsaufent-
halt von einem halben Jahr in vielen Fällen zu einer weit 
besseren funktionalen Beherrschung einer Fremdspra-
che führt als ein mehrjähriger Fremdsprachenunterricht 
in den Schulen. Ein Kind erlernt spielend seine Mutter-
sprache und unter Umständen noch eine Fremdsprache, 
ohne je einen Muttersprachen- und Fremdsprachenkurs 
zu besuchen und grammatische Lückentests zu absol-
vieren. Das Geheimnis liegt in der Immersion, das Ein-
tauchen in die fremde Sprache, und dem Wunsch, ja, die 
Notwendigkeit, mit dieser Sprache etwas zu tun. 

(Udo Pastörs, NPD: Nicht zu fassen!)

In vielen deutschen Kindertagesstätten hat dieses Prin-
zip Eingang gefunden, und die Statistik des Vereins für 
frühe Mehrsprachigkeit an Kindertageseinrichtungen 
und Schulen verweist auf über 500 bilinguale Kinder-
tagesstätten in Deutschland. Von denen befindet sich 
fast die Hälfte in Grenzregionen zu Frankreich. Wie etwa 
bei einer zweisprachigen Familie, wo jedes Elternteil 
konsequent seine Muttersprache spricht, sprechen die 
jeweils deutschen und französischen Erzieherinnen nur 
ihre Muttersprache und geben damit schon den Kleins-
ten das Signal, dass eine Verständigung mit ihnen immer 
mit einem Wechsel der Sprache einhergeht. Kleine Kin-
der erwerben eine zweite Sprache in der gleichen Mühe-
losigkeit wie die erste. Der frühe Beginn mit Fremdspra-
chen fördert dazu die gesamte geistige Entwicklung. 

(Udo Pastörs, NPD: Das ist Dressur.)

Die Kinder lernen, flexibler zu denken, und versuchen, 
sich in andere Menschen hineinzuversetzen. 

Über lange Zeit herrschte die Befürchtung, dass eine 
frühe Begegnung mit einer fremden Sprache zu Defiziten 
beim Erlernen der Muttersprache führen könnte. Jedoch 
erleben die Eltern, wie neugierig ihre Kinder auf fremde 
Wörter sind, wie sie diese vergleichen mit deutschen 
Wörtern, wie sie sogar grammatikalische Phänomene 
vergleichen und wie stolz sie auf jedes neue Wort sind. 
Am leichtesten erlernen wir eine oder mehrere Fremd-
sprachen in frühester Kindheit. Das Gehirn ist überdies 
für das spätere Erlernen weiterer Sprachen optimal vor-
bereitet. Die Forschung hat die genannte Befürchtung 
eindeutig widerlegt. 

Kindertageseinrichtungen verfügen über ideale Voraus-
setzungen, um Kindern die Chance einer zusätzlichen 
Sprache spielerisch, kindgerecht, ohne Überforderung 
oder Zwang, aber mit viel Spaß zu eröffnen. Insgesamt 
haben wir im Land 13 Kindertagesstätten, die sich auf 
den Weg gemacht haben, die Sprache des polnischen 
Nachbarn zu lernen. Hier spielt die AWO-Kindertages-

stätte „Uns lütt Puppenstuv“ im Seebad Ahlbeck eine 
Vorreiterrolle. Sie pflegt schon seit vielen Jahren regel-
mäßige freundschaftliche Kontakte mit dem Kindergar-
ten Nummer 1 in Swinemünde. Sie hat seit drei Jah-
ren eine polnische Erzieherin fest angestellt. Somit ist 
gewährleistet, dass die Kinder nicht nur sporadisch, 
sondern regelmäßig mit der polnischen Sprache in Kon-
takt treten. Ahlbeck erfüllt damit die Voraussetzung für 
eine optimale Sprachentwicklung der Kinder. Als Motto 
für ihre vorbildliche Arbeit schreibt die Kindertagesstätte 
Ahlbeck, Zitat: „Unsere Kinder wollen wir auf die Zukunft 
im europäischen Haus vorbereiten, sie zur Weltoffenheit, 
Toleranz und Solidarität erziehen und ihre Bildung dies-
bezüglich fördern.“ 

Ich weiß allerdings auch um die Probleme, die sich aus 
der Festlegung zum Fachkräftegebot im Kindertages-
förderungsgesetz ergeben. Die in diesem Projekt tätigen 
Muttersprachler sind hiernach keine Fachkräfte für die 
Arbeit in Kindertageseinrichtungen, trotz ihrer pädago-
gischen Ausbildung. Im Zuge der noch in dieser Legis-
laturperiode anstehenden Novellierung des Kindertages-
förderungsgesetzes gehe ich davon aus, dass auch 
dieser Mangel beseitigt wird. 

Während auf der polnischen Seite Kenntnisse über 
Deutschland und deutsche Sprachfertigkeiten recht ver-
breitet sind und im schulischen Bereich gefördert wer-
den sowie als gesuchtes Qualifikationsmerkmal bei der 
Besetzung von Arbeitsplätzen gelten, beschränkt sich 
ein entsprechendes Angebot auf der deutschen Seite 
auf eben nur vereinzelte Kindertageseinrichtungen und 
Schulen. 

Demgegenüber nimmt bereits jetzt die Nachfrage nach 
einer derartigen Basisqualifikation in den an Polen 
angrenzenden Bundesländern zu. So haben Schul-
absolventen mit Polnischkenntnissen bessere Chancen 
auf Lehr- und Ausbildungsstellen im Handel, im Gewerbe 
und in der Verwaltung. Unsere bisherigen Erfahrungen 
machen deutlich, dass gerade in den grenznahen länd-
lichen Regionen durch den Kontakt zur polnischen Spra-
che und Kultur das interkulturelle Verständnis nachhaltig 
gestärkt wird. Beginnt Spracherwerb in einer Fremd-
sprache im frühen Kindesalter, ist das eine gute Basis für 
interkulturelle Kompetenz und Neugierde auf den ande-
ren. 

Selbstverständlich werden im europäischen Raum auch 
dadurch Grenzen hörbar transparenter, wenn Nach-
barn sich gut verstehen, ohne ihre Identität aufzugeben. 
Man braucht Sprache, um sich Bildung erschließen und 
aneignen zu können. Insofern hat ein Kind mit hochent-
wickeltem Sprachvermögen bessere Bildungschancen 
als ein Kind, dessen Sprachentwicklung verzögert oder 
gestört ist. Deshalb ist es uns sehr wichtig, sowohl die 
wissenschaftlichen Erkenntnisse als auch das genannte 
Ziel der Koalitionsvereinbarung durch das Modell projekt 
„Mehrsprachige Erziehung – Polnisch in Kindertages-
einrichtungen und weiterführenden Einrichtungen“ 
gemeinsam mit der Deutsch-Polnischen Gesellschaft 
in Mecklenburg-Vorpommern mit Leben zu erfüllen. Ich 
freue mich über den Antrag der Fraktionen. – Herzlichen 
Dank.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU –

Präsidentin Sylvia Bretschneider 
übernimmt den Vorsitz.)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Minister. 
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Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Koplin von der 
Fraktion DIE LINKE. 

Torsten Koplin, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Auch wir freuen uns über die-
sen Antrag, und ich darf namens der Fraktion DIE LINKE 
sagen, dass wir den Antrag der Fraktionen der CDU und 
SPD unterstützen. Dabei bleiben wir uns treu, und zwar 
war bereits beim Verfassen des KiföG im Jahre 2003 
wichtig, dass Bildung im frühkindlichen Stadium betont 
wird. Und es ist hier in diesem Haus nach vielen Streit-
gesprächen mittlerweile unbestritten, dass wir auf dem 
Gebiet der Bildung mit dem KiföG einen richtigen Schub 
nach vorne gemacht haben. Um das zu verstärken und 
zu vertiefen, denke ich mal, ist die Intention des uns vor-
gelegten Antrages auch ein wichtiger Punkt. 

Uns ist es auch weiterhin deshalb wichtig, weil wir uns 
treu bleiben im Zusammenhang mit Fragen der Inte-
gration von Migrantinnen und Migranten. Ich darf dar-
auf verweisen, dass wir im Mai 2006 eine entsprechende 
Konzeption auf den Weg gebracht haben, aus der ja 
auch das Modellprojekt für die mehrsprachige Erzie-
hung abgeleitet ist. Die Bedeutung einer solchen mehr-
sprachigen Erziehung ist vom Minister hier ausführlich 
dargelegt worden und die Reflexion aus Sicht der Eltern 
ist doch bemerkenswert. Ich darf noch mal darauf ver-
weisen, dass die Deutsch-Polnische Gesellschaft vor 
einiger Zeit eine Umfrage gemacht hat in diesen 13 Ein-
richtungen. Mehr als 400 Elternhäuser sind befragt 
worden, ob sie es denn für richtig halten und gut hal-
ten, dass das Erlernen der polnischen Sprache in der 
Kinder einrichtung möglich ist. Etwas über 200 Eltern-
häuser haben sich an dieser Umfrage beteiligt und ledig-
lich 5 Elternhäuser haben gesagt, dass sie es für nicht 
gut halten. Alle anderen haben gesagt, das sei eine gute 
Sache und sollte auch entsprechend gefördert, unter-
stützt und vor allen Dingen weitergeführt werden. 

Gleichwohl möchte ich hier oder muss ich auch boh-
rende Nachfragen stellen, Frau Lochner-Borst – vielleicht 
könnten Sie nachher mal darauf eingehen in der Erwi-
derung –, zu zwei Dingen. Denn diese Sache unterstüt-
zen wir, das Anliegen so gesehen ist aber nicht neu. Wir 
haben im Frühjahr dieses Jahres Ihnen einen Antrag vor-
gelegt – europäisches interkulturelles Jahr – und da war 
das Erlernen der polnischen Sprache ausdrücklich ein 
Bestandteil. Und damals wurde seitens der Koali tionäre 
gesagt, den Antrag brauchen wir nicht, wir brauchen das 
nicht. 

(Ilka Lochner-Borst, CDU: 
Da ist mehr drin, Herr Koplin.)

Ja, und vielleicht können Sie darauf eingehen, weil das 
für mich zumindest eine Widersprüchlichkeit ist. 

Und die zweite Widersprüchlichkeit ist aus meiner Sicht 
darin zu sehen: Wir haben jetzt hier dieses Modell projekt 
und die mehrsprachige Erziehung in Bezug auf die 
polnische Sprache. Es gibt viele Einrichtungen, die 
andere Sprachen anbieten, ich nehme mal zum Beispiel 
die englische Sprache. Die Mittel hierfür, um diese Ange-
bote also in vielen, vielen Einrichtungen unterbreiten zu 
können, sind genommen worden aus den Mitteln des 
vorschulischen Jahres, also die für die vorschulische 
Erziehung bereitgestellt wurden. Genau diesen Bereich 
haben Sie gerade geschleift, durch die Reduzierung. 
Und das passt irgendwie nicht zusammen. Vielleicht kön-
nen Sie darauf noch mal eingehen, wie jetzt einerseits 
hier die Wichtigkeit betont werden kann, unbestritten, 

aber an anderer Stelle entsprechende Initiativen abge-
lehnt wurden beziehungsweise die Mittel dafür und die 
Ressourcen dafür eingegrenzt werden. 

Ich empfand die Rede – damit möchte ich abschließen – 
des Bildungsministers als eine Laudatio auf unseren 
Änderungsantrag, wo wir gesagt haben ...

(Heiterkeit bei Harry Glawe, CDU)

Doch, doch, ganz klar. Es ist betont worden, wie wichtig 
das ist, mit vielen Fakten und Argumenten in Bezug auf 
die frühkindliche Erziehung und Bildung. 

Die Frage ist natürlich: Wie gestaltet sich ein solcher 
Prozess denn für alle Einrichtungen im Land? Und wie 
verbindlich machen wir das? Machen wir das deklarato-
risch und sagen, die 20.000 Euro stellen wir bereit und 
unterstützen das? Oder gilt das dann für alle Kinder? 
Wenn das für alle Kinder gilt, und da steht ja der Gleich-
behandlungsgrundsatz vor, dann ist es auch eine Frage, 
die bei der Aufstellung des Haushaltes eine Rolle spielen 
muss, deswegen unser Punkt 3.1. Und unser Punkt 3.2 
sagt, dass wir im Zusammenhang mit der Überarbeitung 
des Kindertagesförderungsgesetzes natürlich da auch 
noch mal präzisieren müssen. Und, Herr Minister, wenn 
ich das richtig verstanden habe, haben Sie das somit 
eigentlich auch schon angekündigt, dass das eine Rolle 
spielen soll. Und wenn das der Fall ist, Herr Glawe, 

(Zuruf von Harry Glawe, CDU)

dann können wir doch eigentlich damit rechnen als Frak-
tion DIE LINKE, dass Sie unserem Änderungsantrag, 
besser gesagt einem Ergänzungsantrag, zustimmen 
können. Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit und 
bin sehr gespannt auf die Argumente, die jetzt noch fol-
gen werden.

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Koplin. 

Das Wort hat jetzt Herr Heydorn für die Fraktion der 
SPD.

Jörg Heydorn, SPD: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren Abgeordnete! Schlitzohrig wie immer kommt 
Herr Koplin daher. 

(Michael Roolf, FDP: Um die Ecke.)

Ich habe damit gerechnet, dass das Thema ...

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Das unterscheidet ihn völlig von 
Ihnen, Herr Heydorn. – Zuruf von 
Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Das ist richtig, ja. 

Ich habe damit gerechnet, dass das Thema Mittel 
der vorschulischen Bildung hier heute noch mal ange-
sprochen wird. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Ja, das ist es ja vorhin schon. – Zuruf 
von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Nur, das haben wir ja in diesem Hause schon des Öfteren 
thematisiert, und es ist in der Vergangenheit eher so 
gewesen, dass diese Mittel für die vorschulische Bil-
dung nicht festgelegt und nicht definiert wurden. Ich hab 
schon öfter darauf hingewiesen, dass mit diesen Mitteln 
die unterschiedlichsten Dinge gemacht wurden. 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Aber auch das.)
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Es wurde Sprachförderung finanziert, es wurden Inves-
titionsgüter angeschafft wie Filmausstattung und so 
weiter und so fort. Es ist mitnichten so, dass die Redu-
zierung bei den vorschulischen Mitteln jetzt dazu führt, 
dass das Thema Sprachförderung nicht mehr finanziert 
werden kann. Also das wird weiter zu gewährleisten sein. 
Das ist der erste Punkt. 

Der zweite Punkt, Herr Koplin, wir werden dieses Thema 
sicherlich aufgreifen, wenn wir in dieser Legislatur-
periode noch die Novellierung des Kindertagesstätten-
förderungsgesetzes anschieben, da ist das ein wichtiger 
Punkt dabei. 

Ich will nicht weiter auf das Thema frühkindliche Päda-
gogik eingehen und den Wissensstand, den man da 
heute hat. Der Minister hat ausführlich ausgeführt, dass 
das Thema bilinguales Großwerden heute für Kinder 
eine sehr förderliche Geschichte ist. Das sollte man also, 
kann man vielleicht auch versuchen, flächendeckend zu 
realisieren, da, wo es durch die Eltern gewünscht ist. Das 
ist also die eine Dimension dieses Antrages. Das ist die 
eine Dimension dieses Antrages, dass man darauf auf-
merksam macht und sagt, es ist sinnvoll, schon in Kin-
dertageseinrichtungen Kinder bilingual groß werden zu 
lassen. 

Auf die andere Dimension des Antrags ist meine Kollegin 
Lochner-Borst eingegangen und Herr Borrmann hat mir 
durch einen Zwischenruf ein Stichwort gegeben. Er hat 
nämlich dazwischengerufen: „Deutsch war mal verbo-
ten da.“ Das ist richtig. In Polen war Deutsch verboten. 
Aber wo sind wir heute? Und für mich sieht die Sache 
ganz anders aus als für die Kollegen oder Nicht-Kolle-
gen von der NPD, denn Europa ist für uns eine Erfolgs-
geschichte. 

(Michael Andrejewski, NPD: Ha!)

Deutsch ist heute nicht mehr verboten. 

(Raimund Borrmann, NPD: Aber vergessen!)

Die Kollegin Lochner-Borst hat beschrieben ...

(Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

Die Kollegin Lochner-Borst hat beschrieben, 

(Udo Pastörs, NPD: Weil keine Deutschen 
mehr da sind. Die hat man totgeschlagen oder

weggejagt. – Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

welche Entwicklung wir in der grenznahen Region haben. 
Menschen kommen zusammen, Menschen begegnen 
sich. Der eine zieht hierüber, der andere zieht hier zu 
uns. 

(Michael Andrejewski, NPD: Ja, ganz toll!)

Es ist im Grunde sogar viel Kreativität damit verbunden. 
Und wir wollen sie zurückdrängen, für uns haben sie in 
diesem Lande nichts zu suchen und deswegen unter-
stützen wir explizit Maßnahmen, die darauf gerichtet 
sind, das herzustellen. 

(Michael Andrejewski, NPD: 
Die aber nichts bewirken.)

Wir wollen die Begegnung von Menschen in der grenz-
nahen Region zu Polen. Wir wollen sie isolieren und wir 
wollen sie loswerden. Sie haben hier nichts zu suchen. 
Und das ist das andere Element dieses Antrages. 

(Raimund Borrmann, NPD: Sie vertreiben 
die eigenen Landsleute. Dazu sind Sie fähig!)

Und deswegen bitte ich Sie hier heute um Zustimmung 
zu diesem Antrag. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der SPD –
Raimund Borrmann, NPD: Das haben 
schon mal Kommunisten gemacht.)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Heydorn.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Kreher für die 
Fraktion der FDP. Bitte schön, Herr Vizepräsident.

Hans Kreher, FDP: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! 

(Raimund Borrmann, NPD: 
Am besten vertreiben Sie sie ins Meer!)

Ich glaube, ich brauche hier nicht lange Worte zu 
machen. Dieser Antrag hat die Unterstützung der FDP. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Wir wissen aus Erfahrung, dass gerade in Grenzberei-
chen, wenn auf beiden Seiten die Sprache des anderen 
beherrscht wird, das dazu beiträgt, dass die Menschen 
auch lernen, miteinander umzugehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen 
der SPD, CDU und FDP)

Und wir wissen zweitens, das hat der Minister schon 
ausgeführt, dass es wirklich so ist – auch wenn Herr Pas-
törs das wahrscheinlich bestreiten wird –, dass, wenn 
früh verschiedene Sprachen gelernt werden, dadurch 
das Gehirn gleich flexibler ist und in der Lage ist, andere 
Sprachen, auch weitere Sprachen, besser zu erlernen. 

(Michael Andrejewski, NPD: 
Vielleicht auch verwirrter.)

Das eben ist – das hat der Minister vorhin gesagt –, das 
eben ist bewiesen, dass das, was Sie gesagt haben, 
falsch ist. 

(Tino Müller, NPD: Experten sagen was anderes. –
Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

Es hat sogar dazu beigetragen – hören Sie gut zu –, es 
hat sogar dazu beigetragen, dass die eigene Sprache 
durch die Kenntnis einer anderen Sprache bereichert 
wird, 

(Raimund Borrmann, NPD: 
Wahnsinn ist auch eine Bereicherung.)

dass dadurch das Wissen und das Können in der 
eigenen Sprache wirklich verbessert werden. Das sind 
die Erfahrungen, die tausendfach inzwischen bestätigt 
sind, 

(Michael Andrejewski, NPD: 
Tausendfach bestätigt, ja.)

die können Sie nicht mehr bestreiten. 

(Raimund Borrmann, NPD: Tausendmal berührt
und tausendmal ist nichts passiert. – Heiterkeit 

bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Der Änderungsantrag, der von den LINKEN vorliegt ...

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Der Änderungsantrag, der von den LINKEN vorliegt, 
scheint uns logisch zu sein, wenn ...

(Michael Roolf, FDP: Scheint.)
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Nein, er ist logisch. Er ist logisch. 

Wenn wir also wollen, dass da etwas in Gang gebracht 
wird, müssen wir uns natürlich auch Gedanken machen, 
wie das in den einzelnen Bereichen verwirklicht wird. Wir 
werden also Ihrem Änderungs- oder Ergänzungsantrag 
zustimmen, allerdings sagen wir auch, wenn er abge-
lehnt wird, dann werden wir dem Grundantrag trotzdem 
zustimmen, allerdings – meine Damen und Herren von 
der Koalition – dann darauf achten, dass auch in Zukunft 
die Voraussetzungen geschaffen werden, dass wir vor 
Ort nicht mit einer Forderung stehen, aber die Mittel und 
Möglichkeiten dazu nicht da sind. Darauf werden wir 
dann sehr genau achten, auch darauf, was mit dem KiföG 
geschieht. Danke schön, meine Damen und Herren. Wir 
werden uns also so verhalten, wie ich es eben gesagt 
habe. – Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen DIE LINKE und FDP)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Kreher. 

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Müller von der 
Fraktion der NPD.

(Jörg Heydorn, SPD: Der Kampf geht weiter.)

Tino Müller, NPD: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! 

(Jörg Heydorn, SPD: Der Kampf geht weiter.)

Die Vermittlung der polnischen Sprache in Kindergärten 
soll, das zeigt ein Blick auf die Netzseite der Deutsch-
Polnischen Gesellschaft, nach der sogenannten Immer-
sionsmethode erfolgen. Der Anspruch genannter 
Methode lautet, Kindern eine zweite Sprache so gut zu 
vermitteln, dass sie wie eine eigentliche Muttersprache 
benutzt werden kann. Schnullerpolnisch also. 

(Jörg Heydorn, SPD: Sie können nicht mal eine!)

Genutzt werden soll gerade bei der Immersion die tat-
sächlich hohe Auffassungsgabe von Vorschulkindern. 
Sie saugen Wissen auf wie ein Schwamm. 

(Jörg Heydorn, SPD: Und wo ist das Problem?)

Die Schlussfolgerung aber lautet, am besten alles gleich-
zeitig machen. Sprachüberschneidungen sind dabei 
gang und gäbe, weil die Kinder unbewusst verlernen, 
zwischen Muttersprache und Fremdsprache zu unter-
scheiden. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Das geht doch nicht ins Blut über. – 

Irene Müller, DIE LINKE: Ach du meine Güte!)

Letztlich unterbricht der Immersionsunterricht einen Pro-
zess, in dessen Mittelpunkt zunächst ein muttersprach-
lich gewachsenes Begriffssystem stand. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Wie eine
Infektion. – Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Ein völlig anderes Begriffssystem verhindert nunmehr 
die weitere Nutzung und Schärfung der eigenen Begriffe. 
Kinder werden einer Vielschichtigkeit ausgesetzt, die sie 
schlichtweg überfordert.

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Falsch.)

Die Deutsche Akademie für Sprache und Dichtung, also 
im Gegensatz zur Landesregierung durchaus Experten 

auf diesem Gebiet, warnte davor, Kinder zu früh mit 
Fremdsprachen zu überfordern. Laut Akademie präsident 
...

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Das ist ja ein Blödsinn, was Sie erzählen. –

Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Hören Sie doch einfach zu, Herr Methling! 

Laut Akademiepräsident Reichert sind viele Grundschü-
ler nicht mehr richtig des Deutschen mächtig. In dieser 
Situation noch eine Fremdsprache dazuzusetzen, wäre 
unverantwortlich. 

(Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE,
und Irene Müller, DIE LINKE)

Vergessen wird, dass sich die Welt zuerst über die aus-
geformte Muttersprache erschließt. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Der Antrag
lautet: Spielend Polnisch lernen in der Kita.)

Dadurch entsteht ein echtes Grundgerüst, auf dem sys-
tematisch andere Bereiche aufbauen beziehungsweise 
erschlossen werden können. 

(Michael Andrejewski, NPD: Spielend, ja.)

Dazu gehört natürlich auch die Fremdsprache. Sprache 
ist ein geschichtlich gewachsener Organismus. Nicht 
umsonst setzen Kolonialherren alles daran, die Sprache 
in den von ihnen besetzten Gebieten zu unterdrücken. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Na, da haben ja Ihre Vorgänger gute 

Erfahrungen. – Irene Müller, DIE LINKE: 
Und das sind Ihre Vorbilder, ja?)

Wer die Sprache nicht achtet, achtet auch nicht sein 
eigenes Volk. 

Und nun ein Fakt zum Schluss: Während sich die 
Gesamtkosten Ihres zweifelhaften Projektes bis 2013 
auf knapp 1,6 Millionen Euro belaufen, werden in meiner 
Heimatgemeinde die Spielplätze aus Geldnot plattge-
macht. 

(Raimund Borrmann, NPD: So ist es.)

In der Gemeinde Meiersberg müssen die Kinder bereits 
auf einen Teil ihres Spielplatzes verzichten. Laut Bürger-
meister Seike ist einfach kein Geld mehr da. 

(Raimund Borrmann, NPD: Ja.)

Meine Fraktion hält fröhlich spielende Kinder für sinn-
voller, als sie mit einer nutzlosen Fremdsprache zu belas-
ten. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Und wir stehen auch nicht alleine da, Herr Methling. Die 
Ahlbecker Gemeinde hat sich kürzlich gegen eine Mit-
gliedschaft in der Deutsch-Polnischen Gesellschaft aus-
gesprochen. 

(Udo Pastörs, NPD: Sehr mutig.
Das ist Zivilcourage.)

Ein Vertreter meinte dazu, 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Wissen
Sie auch warum? Wissen Sie auch warum? – 

Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

Herr Methling, Zitat: „Wir haben als Gemeinde mehr 
davon, wenn wir uns mit unserer Partnereinheit der 
Bundeswehr beschäftigen.“ 
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(Michael Andrejewski, NPD: Ja.)

Löcknitzer Elternvertreter haben es sogar geschafft, 
das Deutsch-Polnisch-Projekt im dortigen Kindergarten 
abzuwenden. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Sie kennen

genau die Gründe und vertuschen sie hier.)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Das Wort hat jetzt 
die Abgeordnete Frau Lochner-Borst für die Fraktion der 
CDU.

Ilka Lochner-Borst, CDU: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der vorliegende Antrag reiht sich in 
die Diskussion zur frühkindlichen Förderung und Erzie-
hung ein. Er bildet ein Mosaiksteinchen in der entste-
henden frühkindlichen Bildungskonzeption für Kinder 
im Alter zwischen null und zehn Jahren, die derzeit im 
Bildungsministerium erarbeitet wird. Der Minister und 
meine Vorredner haben inhaltlich schon ausführlich zu 
diesem Thema gesprochen. 

Zum Antrag der Fraktion DIE LINKE: Herr Koplin, zum 
einen hatten Sie den Antrag angesprochen, den Sie etwa 
vor einem halben oder dreiviertel Jahr bereits gestellt 
haben. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE:
Schon viel früher.)

In diesem Antrag ging es aber nicht nur um das Erler-
nen der polnischen Sprache, sondern um ein paar Dinge 
mehr. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Glauben Sie nicht, dass Sie es hier schaffen werden, 
dass wir einem Antrag wegen einem einzigen Punkt, 
dem wir zustimmen könnten, 

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Das haben Sie verborgen.)

dann in seiner Gänze zustimmen, weil da viele andere 
Dinge drin waren, denen wir nicht zustimmen wollten. 

Zum vorliegenden Änderungsantrag sage ich Ihnen, wir 
werden diesen Änderungsantrag ablehnen. Ich will Ihnen 
auch sagen, warum:

Zu Punkt 1 stellt Ihr Antrag für uns einen indirekten Vor-
griff auf den Haushalt dar. 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: 
Das machen Sie woanders ja auch.)

Dem können wir in der Form nicht zustimmen. 

Der Punkt 2 wird ohnehin bei der Änderung beziehungs-
weise der Vorbereitung der Änderung des KiföG berück-
sichtigt und deshalb gibt es für uns keine Veranlassung, 
hier zuzustimmen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der CDU)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 
Lochner-Borst.

Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der Frak-
tion DIE LINKE auf Drucksache 5/1833 abstimmen. Wer 
dem Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. – Wer 

stimmt dagegen? – Gibt es Stimmenthaltungen? – Das 
ist nicht der Fall. Damit ist der Änderungsantrag der 
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 5/1833 bei Zustim-
mung der Fraktionen DIE LINKE und FDP sowie Gegen-
stimmen der Fraktionen der SPD, CDU und NPD abge-
lehnt. 

Wer dem Antrag der Fraktionen der CDU und SPD auf 
Drucksache 5/1794 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich jetzt um ein Handzeichen. – Wer stimmt dagegen? – 
Wer enthält sich? – Damit ist der Antrag der Fraktionen 
der CDU und SPD auf Drucksache 5/1794 bei Zustim-
mung der Fraktionen der SPD, CDU, FDP und Teilen der 
Fraktion DIE LINKE sowie Gegenstimmen der Fraktion 
der NPD und drei Stimmenthaltungen aus der Fraktion 
DIE LINKE angenommen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 28: Beratung 
des Antrages der Fraktion DIE LINKE – Unterrichtung 
über den weiteren Umgang mit den Richtlinien bzw. den 
Richtlinienentwürfen der Landesregierung zur teilweisen 
Entlastung der Eltern von den Elternbeiträgen sowie zur 
teilweisen Entlastung der Eltern von den Kosten der Mit-
tagsversorgung in der Kindertagesförderung, auf Druck-
sache 5/1641. Hierzu liegen Ihnen ein Änderungsan-
trag der Fraktion der FDP auf Drucksache 5/1821 sowie 
ein Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf Druck-
sache 5/1826 vor. 

Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Unterrichtung über den weiteren Umgang mit 
den Richtlinien bzw. den Richtlinienentwürfen 
der Landesregierung zur teilweisen Entlastung
der Eltern von den Elternbeiträgen sowie zur
teilweisen Entlastung der Eltern von den 
Kosten der Mittagsversorgung in 
der Kindertagesförderung
– Drucksache 5/1641 –

Änderungsantrag der Fraktion der FDP
– Drucksache 5/1821 –

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
– Drucksache 5/1826 –

Das Wort zur Begründung hat die Abgeordnete Frau Mül-
ler von der Fraktion DIE LINKE. 

Irene Müller, DIE LINKE: Werte Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Am 2. Juli dieses Jahres versuchte 
meine Fraktion hier einen Dringlichkeitsantrag einzubrin-
gen, einen Dringlichkeitsantrag die Richtlinien betreffend 
der Kita-Mittagessenentlastung und der Elternbeitrags-
entlastung. Sie hatten sich dazu entschieden, diesen 
Dringlichkeitsantrag abzulehnen, weil nach Ihrer Mei-
nung alles in Ordnung ist, dass alles am Laufen ist, 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE:
Das glauben sie immer noch.)

dass alles, wie angekündigt – ich wiederhole, wie ange-
kündigt – zur vollsten Zufriedenheit gegeben wird. 

Wir hatten einen Grund, einen großen Grund, diesen 
Dringlichkeitsantrag hier darzustellen. Wir hatten akute 
Kritik vernommen von Trägern, von Kommunen, dass 
sie nicht wissen, auf welche Art und Weise sie agie-
ren sollen, dass sie ganz einfach nicht wissen über die 
Sommerpause hinaus, was sie wie vorbereiten müssen, 
damit zu Beginn der sogenannten neuen Saison in den 
Kitas alles so läuft, wie das Gesetz es besagt. Wir wis-
sen heute, dass wir nicht nur Grund zur Annahme hatten, 
dass es nicht richtig läuft, sondern dass diese Annahme 
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völlig berechtigt war. Sie kam ja schließlich auch von uns 
und wurde von Frau Dr. Linke dargebracht als Resul-
tat aus den Dingen, die wir im Sozialausschuss zu den 
Richtlinien erfahren durften beziehungsweise aufgrund 
unserer Anfragen nicht erfahren durften, weil sie einfach 
nicht beantwortet wurden. 

Alles das, was im Vorfeld nicht beachtet worden war, 
worüber wir im Vorfeld aufgrund der Abstimmung der 
Koalitionsfraktionen nicht sprechen konnten, müssen 
jetzt Ämter, Behörden, Träger und Eltern ausbaden. Des-
wegen ist der Änderungsantrag von uns, so, wie er ist, 
wie er Ihnen vorliegt, kein Änderungsantrag des Inhaltes, 
leider, denn nach Ihrer Ankündigung müsste ja alles in 
Ordnung sein. Es ist ein Änderungsantrag über die Über-
schrift, denn jetzt haben wir die Richtlinien und sind 
damit auch nicht besser dran. 

Nicht, dass wir nicht wussten, meine Damen und Herren, 
was alles benötigt wird, wie alles geregelt und gerich-
tet sein muss, um diesem Projekt wirklich positiven Vor-
schub zu geben. Wir wussten es. Es gab zwei Landtags-
anhörungen, eine von der Landesregierung beantragt 
und eine von der Koalitionsfraktion. Bei beiden Anhö-
rungen hatten wir teilweise unterschiedliche und teil-
weise die gleichen Anzuhörenden. Jedes Mal haben sie 
uns dargestellt, was sie wollen, wie sie es brauchen, wo 
sie denken, wie welche Dinge gestrickt werden müssen, 
und was überhaupt nicht klappt. Leider wurde von Ihnen 
als Koalitionsfraktionen, und auch von Ihnen, Herr Sozial-
minister, alles unter den Tisch gefegt und ignoriert. 

Die Kritik darüber, dass nicht ordentlich miteinander 
gearbeitet wurde, zieht sich fort. Sie hatten gesagt, dass 
Sie eine Arbeitsgruppe bilden werden aus Vertretern der 
kommunalen Spitzenverbände, mit denen ordentlich und 
vorschriftsmäßig beraten wird, wie die Richtlinien auszu-
sehen haben. Jawohl, Herr Sozialminister, es ist wahr, die 
Arbeitsgruppe wurde gebildet. Allerdings liegt uns kein 
Wissen vor, wann die Arbeitsgruppe mal getagt hätte. 

Wir äußern weiter die Kritik, dass die Entwürfe für die 
Richtlinien viel zu spät kamen. Sie kamen zu spät für 
uns alle. Sie kamen zu spät für uns hier im Parlament, 
sie kamen zu spät für die Kommunen, für die Träger und 
letztendlich für die Cateringfirmen, die für das Mittag-
essen verantwortlich sind und nach den Richt linien 
erfahren durften, dass sie auch für die Ausgabe des 
Essens verantwortlich sind, da sie dann irgendwie sehen 
müssen, wie sie zu diesem Geld zurückkommen. 

(Jörg Heydorn, SPD: Das macht ein 
Caterer. Ein Caterer gibt Essen aus.)

Die Caterer sind keine Menschen, die bitte schön auf-
grund der Besichtigung von Papieren einschätzen kön-
nen, ob sie Bedürftige oder Nichtbedürftige vor sich 
haben. Und es gibt Caterer in Mecklenburg-Vorpom-
mern …

(Harry Glawe, CDU: Ein Caterer 
erstellte immer schon eine Rechnung.)

Sie können hier noch so monoton vor sich hinmurmeln.

Es gibt Caterer in Mecklenburg-Vorpommern, die den 
Preis für ihr Mittagessen erhöht haben, weil sie Angst 
davor haben, dass sie nicht in der richtigen Zeit, so, wie 
es gesagt worden ist, das Geld zurückbekommen. Ich 
kann hier die Namen sagen, denn ich bin ganz zufällig 
Mitglied im Paritätischen Landesvorstand.

(Harry Glawe, CDU: 
Deshalb läuft der auch nicht.)

Dort haben wir das Thema sehr intensiv auf der Liste 
gehabt.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Der
ist gar nicht so gemütlich, wie er aussieht.)

Es wurden diese Richtlinien ohne transparente Arbeit 
und ohne transparente Verfahrensweise einfach so über 
alle drübergestülpt. Das ist unsere Kritik. 

Das Fazit: Zu spät, zu selbstherrlich und am Bedürfnis 
der Kinder vorbei. Das ist das kurze, aber niederschmet-
ternde Fazit, was ich zu diesen ganzen Dingen hier vor-
gebe. 

Dabei bin ich überhaupt noch nicht beim Bundesinvesti-
tionsgesetz für Kitas. Ich habe noch nichts davon gehört, 
dass unser Sozialminister Stellung genommen hat zu der 
Kritik, dass es hier in Mecklenburg-Vorpommern noch 
keine Richtlinien gibt, wie dieses Bundesinvestitions-
gesetz umgesetzt wird, obwohl seit dem 02.06. dieses 
Jahres bereits die Richtlinien des Bundes da sind, obwohl 
seit Januar dieses Jahres bereits das Programm da ist, 
obwohl – und so viel ich weiß, sitzen ja die Gesundheits-
minister regelmäßig zusammen – es andere Bundeslän-
der gibt, die schon seit März dieses Jahres diese Richt-
linien für ihr Land erlassen haben, damit die Kitas, die 
Träger und die Kommunen wissen, wo und wie sie was 
gestalten können. 

Gestatten Sie mir, hier einen sehr bekannten sowje-
tischen Politiker zu zitieren: „Wer zu spät kommt, den 
bestraft das Leben.“ 

(Udo Pastörs NPD: Wer zu früh 
kommt, den aber auch. – Zuruf von
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Sie, Herr Sozialminister, bestrafen, Kinder, Eltern, Kom-
munen und Träger, weil Sie zu spät Dinge bringen, zu 
oberflächlich Dinge bringen, damit Leistungen kürzen, 
damit Kommunen belasten, Eltern belasten, Leistungen 
gar nicht auszahlen und, und, und. Wieso bestrafen Sie 
sie so? Sie haben ein Ministerium, Sie haben die Macht 
und eigentlich auch die Pflicht, dafür zu sorgen, dass 
alles zur rechten Zeit da ist, 

(Zuruf von Volker Schlotmann, SPD)

damit mit dem auch gearbeitet werden kann. Sie tun 
es einfach nicht. Sie tun es bis zum letzten Tag Ihrer 
Amtszeit nicht. Und da pike ich jetzt auch wieder ganz 
bewusst in die Wunde, Herr Heydorn, Sie haben auch 
andere Dinge, andere Leistungen gekürzt, die dringend 
gebraucht werden, wie zum Beispiel die 2 Millionen Euro 
aus der Kita-Förderung, die wir extra dafür eingestellt 
hatten, damit Kostenzusätze aufgefangen werden. Sie 
wissen ganz genau, dass die zweiprozentige Steigerung 
des Landesanteils nicht reicht. Das ist Ihnen ganz egal. 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU)

Ja, das macht nichts. 

Die Kommunen und der Städte- und Gemeindetag zei-
gen heute schon einen deutlichen Anstieg der Kostenbei-
träge in den Kitas an. Wir müssen das nehmen, und zwar 
im Kopf aufnehmen und daran arbeiten. Es kommt zu 
einer größeren Belastung der Eltern, es kommt zu einer 
größeren Belastung der Kommunen und keiner sagt, wie 
es getragen werden soll. Durch die sehr umfangreiche 
und überdimensionale Art und Weise, wie Anträge auf 
die Entlastung von Kita-Kosten gestellt werden sollen 
beziehungsweise wie sie abgerechnet werden sollen, 
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sind berechtigte Fragen der Träger von Kindertagesstät-
ten: Wer bezahlt uns diese Kosten? Wer tritt dafür ein? 
Wir sind absolut dagegen, dass durch solche Dinge wie 
diese Richtlinien weiterhin die Kommunen dazu verdon-
nert werden, Kredite beziehungsweise Zwischenkredite 
aufzunehmen, um solche Kosten zu bezahlen. Das kann 
nicht unsere Politik sein. Das war die ganzen Jahre nicht 
unsere Politik und es darf auch nicht in diese Aktion 
abgleiten. 

Viel schlimmer ist es noch, und da gibt es x Träger, die 
das immer wieder bestätigen, beim Mittagessen. Etliche 
Caterer haben, wie gesagt, jetzt im Vorfeld das Essen-
geld aus unterschiedlichen Gründen erhöht. Sie haben 
es getan, weil sie ganz genau gesagt haben, wir sind 
nicht dafür verantwortlich, dass wir hier rechnen und uns 
Geld zurückholen, wir sind auch nicht dafür verantwort-
lich, Bedürftigkeiten zu prüfen und so weiter und so fort. 

(Egbert Liskow, CDU: Die 
sind für gar nichts verantwortlich.)

Wir sind verantwortlich für das Essen, für das Austeilen, 
für schmackhaftes Essen, für kindgerechtes Essen, aber 
nicht dafür, der Landesregierung ihre Arbeit zu machen. 

Eine Frage in einer Kleinen Anfrage von Herrn Torsten 
Koplin im April dieses Jahres konnten Sie, Herr Minis-
ter, nicht beantworten. Sie konnten auch die Fragen im 
Sozialausschuss nicht beantworten. Sie wollten die Fra-
gen hier als Dringlichkeitsantrag nicht beantworten. Und 
so – diese Worte gönne ich Ihnen jetzt hier – haben wir 
seit Ihrem Antritt ständig mit Dingen zu tun, die Sie uns 
nicht beantworten können, die nicht ordentlich vorberei-
tet sind, die über uns drübergestülpt werden, ohne die 
Wirkungen zu bedenken. 

Das ging los mit Ihrem Erlass ...

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Frau Müller, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen.

Irene Müller, DIE LINKE: Schon ganz? Haben Sie ver-
gessen, mich zu informieren?

(Udo Pastörs, NPD: Halbganz.)

Halbganz.

Sie haben, wie gesagt, diesen Erlass im Dezem-
ber 2006 über uns gebracht, bei dem es um die Kosten 
in den Pflegeheimen ging. Sie haben bis über die ganzen 
Gesetzentwürfe zu der Anerkennung von Pflegeberufen 
und so weiter Zeitverzögerung zugelassen, inhaltliche 
Dinge unbearbeitet gelassen, das ging bis zum Sozial-
hilfefinanzierungsgesetz, über das wir ja noch reden 
müssen, und landete gestern beim Nachteilsausgleichs-
gesetz und der Kürzung des Landesblindengeldes.

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Frau Müller, jetzt ist 
aber die Redezeit wirklich schon sehr überzogen.

Irene Müller, DIE LINKE: Ja, da haben Sie mich zu spät 
...

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Nein, nicht zu spät. 

Irene Müller, DIE LINKE: Ja, aber ich kann das Licht hier 
nicht sehen, Entschuldigung!

Sie haben Ihre Hausaufgaben nicht gemacht. Ich bitte im 
Namen der Träger, unserem Antrag heute zuzustimmen. 

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 
Müller. 

Im Ältestenrat wurde eine Aussprache mit einer Dauer 
von 45 Minuten vereinbart. Ich sehe und höre dazu kei-
nen Widerspruch, dann ist das so beschlossen. Ich 
eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat zunächst der Sozialminister des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern Herr Sellering.

Minister Erwin Sellering: Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Bei dem Antrag geht es um 
den Umgang mit den Richtlinien der Landesregierung. 
Der ganze Antrag zielt wohl darauf ab, Kritik an diesen 
Richtlinien zu üben. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE:
Das ist auch nötig.)

Ich kann das zurückgeben. Ich finde den Umgang, den 
Sie mit diesen Richtlinien haben, sehr, sehr enttäu-
schend. Ich muss auch deutlich sagen, Sie haben eben 
angesprochen, dass wir häufig hier in diesem Hause 
in der gleichen Weise miteinander kommunizieren. Ich 
gebe zu, auch ich habe den Eindruck, dass wir in der Tat, 
wir beide, Ihre Fraktion mit mir, ein durchgehendes Kom-
munikationsmuster haben. Ich habe als Sozialminister 
dieses Landes in Umsetzung dessen, was die Koalition 
hier beschlossen hat, zahlreiche positive Maßnahmen 
für Kinder und Bedürftige auf den Weg gebracht. Immer 
wieder geht es nur stereotyp, dass Sie sich in den Pro-
blemen, die es natürlich hier und da gibt, suhlen, dass 
Sie Schulnoten verteilen, dass Sie immer wieder sagen, 
also was Sie da gemacht haben, das reicht noch nicht, 
das ist nicht gut genug. 

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Mit diesen Richtlinien, die Sie ansprechen, haben wir 
zwei sehr wichtige Projekte auf den Weg gebracht. Wir 
haben mit sehr viel Geld sehr viel Gutes für Kinder und 
für Familien hier im Land getan. 

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Zu diesem Kommunikationsmuster, was ich eben 
beschrieben habe, liebe Frau Müller, 

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

gehört leider auch ein sehr hartnäckiges Nicht-verste-
hen-Wollen, da Sie immer wieder von vorne Dinge wie-
derholen, die dreimal erklärt worden sind. Zum Beispiel 
bei den Richtlinien hier den Vorwurf, dass wir so teure 
Verwaltungskosten haben und am Ende bei den Kindern 
nichts ankommt, das ist völliger Unsinn, völliger Unsinn. 
Das ist nicht so. Oder dass Sie sagen, die wissen nicht, 
wann sie ihr Geld zurückbekommen, das ist völlig falsch. 
Es geht nicht um das Problem, Geld zurückzubekom-
men, sondern wir zahlen im Voraus. Jeweils für mehrere 
Monate kann man das in Anspruch nehmen. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Das war
uns bisher nicht klar. Das muss ja

erst einmal gemeldet werden.)

Man kann, wenn wir etwas Gutes tun, das verstehe ich 
natürlich, als Opposition nicht sagen, das war gut. Aber 
immer nur zu versuchen, kleinere Sachen zu finden, die 
vielleicht nicht gut gelaufen sind, 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Die Sie aber immer abgestritten haben.)
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und sich darauf zu stützen, finde ich eigentlich traurig.

Ich will vielleicht ein bisschen was zur Umsetzung berich-
ten. Es hat natürlich Gespräche geben müssen mit der 
kommunalen Ebene. Es hat deshalb Gespräche mit der 
kommunalen Ebene geben müssen, weil die kommunale 
Ebene wahrgenommen hat, dass hier die Koalitions-
fraktionen viel Geld angefasst haben, um Kindern Leis-
tungen zu geben. Und die erste Reaktion war natürlich, 
dass sie gefragt haben, 

(Harry Glawe, CDU: Was haben wir davon?)

was bleibt davon bei uns. Das ist doch selbstverständ-
lich.

Ja, was haben wir davon. 

Und da ist es so, dass wir keinerlei Geld für Verwaltungs-
kosten zahlen, weil die Verwaltungskosten so gering 
sind. Bei den Caterern ist es ähnlich. 

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Da ist es ähnlich.)

Und jetzt wird mir natürlich gesagt, liebe Damen und 
Herren von der Linkspartei, in der Begründung heißt es: 
„Erste Stellungnahmen zu den Richtlinienentwürfen las-
sen massive Zweifel an einer sachgerechten Umsetzung 
aufkommen.“ Falls es solche Zweifel gegeben hat, sind 
diese durch viele Gespräche sämtlich ausgeräumt wor-
den. 

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Was?! –
Irene Müller, DIE LINKE: Den Paritätischen

hatten wir gerade erst, da war nichts ausgeräumt.)

Doch, die sind alle ausgeräumt durch viele Einzel-
gespräche. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Das stimmt nicht.)

Und jeder, der guten Willens etwas für die Kinder tun will 
oder tun wollte, der hat von uns ganz schnell und unbüro-
kratisch die Hilfe bekommen, damit das geschehen 
konnte. Ich will nur mal zwei Zahlen nennen:

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Ganz
unbürokratisch ganz viele Zahlen nennen.)

Das Ganze ist in Kraft getreten, Frau Schwebs, zum 
1. September. Nach 14 Tagen lagen 500 Anträge vor. Wir 
erwarten insgesamt etwa 1.000 Anträge. 500 Anträge 
lagen vor und nach 14 Tagen waren bereits 300 Anträge 
bewilligt. Ich finde, viel mehr kann man von der Umset-
zung einer Richtlinie nicht verlangen. 

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Das, was wir wollten, ist angekommen. Es ist bei den 
Eltern angekommen und die Eltern nehmen das sehr 
gerne in Anspruch. Es gibt so viele immer wiederholte 
Dinge, die einfach falsch sind, wie zum Beispiel die, dass 
die Caterer die Bedürftigkeit der Eltern prüfen. Das ist 
einfach böswilliger Quatsch, böswilliger Quatsch. 

(Harry Glawe, CDU: Das ist Quatsch!)

Die Eltern haben bestimmte Bescheide und müssen nur 
sagen, ich habe so einen Bescheid, dann reicht das. Da 
prüft niemand nach, wie die Zahlen sind, da prüft nie-
mand den Bescheid nach. Vor allen Dingen müssen sie 
natürlich nicht ihre Vermögens- und Einkommensverhält-
nisse angeben und dann prüft der Caterer. Das ist völ-
liger Unsinn. Wir sagen einfach, derjenige, der ohnehin 
einen Bescheid bekommen hat, der wird natürlich auch 
beim Mittagessen bedacht.

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Insofern kann ich Ihnen versichern, aber ich will jetzt 
nicht in Einzelheiten gehen, denn es steht auf unserer 
Homepage. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Aber das Schreiben 
vom Paritätischen Verband haben Sie?)

Ich habe es mehrfach erläutert, im Grunde, und das ist 
eigentlich das Ärgerliche, 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Den Ärger kann ich verstehen.)

wissen auch Sie Bescheid über alle Einzelfragen. Aber 
Sie stellen sich hier hin und tun so, als ob Sie es nicht 
wüssten. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Ach,
das ist doch nicht wahr, Herr Sellering.)

Das ist nicht gut. Wir haben ein sehr einfaches Verfah-
ren gewählt und dieses Verfahren läuft und kommt den 
Kindern zugute. Erkennen Sie das doch einfach an! – 
Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Minister. 

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Heydorn von 
der Fraktion der SPD.

Jörg Heydorn, SPD: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren Abgeordnete! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Links-
fraktion, wir nehmen hier eine Menge Geld in die Hand für 
diese familienpolitischen Maßnahmen. Und das, was Sie 
hier an den Richtlinien rumkritteln, um das zu kriti sieren, 
ist einfach kleinkariert. Es tut mir leid. Es ist kleinkariert, 
hier mit Argumenten zu kommen, da ist die Beteiligung 
nicht richtig gelaufen. Natürlich ist die Beteiligung rich-
tig gelaufen. Es gibt ein formales Beteiligungsverfahren 
mit den kommunalen Landesverbänden und so weiter 
und so fort. Das sind ja alles Dinge, die passiert sind. Wir 
haben das im Sozialausschuss gehabt. Also keine fun-
damentale Kritik an den Richtlinien, sondern ein Rum-
kritteln an Kleinigkeiten. Ich finde, das hätten Sie sich 
schenken können. Das würde ich ... 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Dann machen Sie weiter die Augen 

zu vor den Problemen!)

Welche Probleme? Welche Probleme? Man muss doch 
die Frage stellen: Wo sind denn die Ursachen für die Pro-
bleme? 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Na ja!)

Ich habe beispielsweise in der Zeitung gelesen, dass sich 
eine junge Mutter beklagt. Ich bin dankbar für die Unter-
stützung, sagt die Frau, aber ich finde es ungeheuerlich, 
dass ich dem Caterer meinen Bewilligungsbescheid vor-
legen muss. Wo steht das in der Richtlinie, dass dem 
Caterer ein Bewilligungsbescheid vorgelegt werden 
muss? Das steht da nicht drin. Das ist auch völlig falsch. 
Wenn dem Caterer das Jugendamt eine Bescheinigung 
ausstellt, dann fällt er unter den Begünstigtenkreis und 
somit ist die Sache erledigt. Und wenn man im Grunde 
nun schon bei dem Thema Datenschutz ist und man 
auf der einen Seite will, dass Leute Leistungen erhalten, 
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vergünstigte Leistungen erhalten, dann muss ich doch 
auch ein Minimum an Informationen weiter geben. Also 
der, der die Leistung erbringt, muss doch ein Minimum 
an Informationen haben. Und wenn der Caterer die Mög-
lichkeit hat, also diese Informationen, dann wird das 
Essen geliefert. Ich bin ja in dieser Szene auch kein 
Neuling und habe viele Klagen von Caterern gehört, die 
gesagt haben: Ja, wir liefern dann. Wir liefern das Essen, 
das wird zur Verfügung gestellt, aber wir haben Außen-
stände, weil die Eltern nicht zahlen und so weiter und so 
fort. 

(Harry Glawe, CDU: Und das machen wir jetzt.)

Das ist immer wieder in Größenordnungen beklagt wor-
den. Wir schaffen jetzt Möglichkeiten, damit die Caterer 
auf eine sehr einfache Art und Weise an ihr Geld kom-
men. Aber das wird kritisiert. Ich habe die Caterer immer 
ganz anders verstanden, und zwar so, dass sie gesagt 
haben: Wir liefern, bekommen aber das Geld nicht. 

Jetzt gibt es die Möglichkeit, sich das Geld per Anfor-
derung vom Landesamt abzuholen, 

(Zuruf von Werner Kuhn, CDU)

und das ist einfach und wunderbar. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Haben 
Sie die Briefe vom Paritätischen, 

Herr Minister? Da steht es nämlich drin.)

Ich will noch einmal kurz Folgendes sagen: Wir haben 
uns ja bei diesen Richtlinien von bestimmten Ideen lei-
ten lassen und die sind Ihnen, Frau Müller, doch auch 
nachvollziehbar von den zuständigen Leuten im Sozial-
ausschuss dargelegt worden. 

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Eben nicht. Die Probleme in der 

Praxis sind eben nicht geklärt worden.)

Auf der einen Seite haben wir gesagt, alles für die Eltern 
und für die Kinder, kein Geld für Verwaltung. Das haben 
wir gemacht. 

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Wir gewährleisten mit diesen Richtlinien, dass das Geld 
bei den Bedürftigen ankommt und nicht über irgend-
welche Konnexitätssachverhalte bei anderen Behörden 
hängen bleibt. So, das mag dem einen gefallen, dem 
anderen gefällt es nicht.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Dann machen Sie weiter die Augen zu!)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Herr Heydorn, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Polzin?

Jörg Heydorn, SPD: Bitte sehr.

Heike Polzin, SPD: Herr Heydorn, ist Ihnen bekannt, 
dass es ein ähnliches Verfahren sehr funktionierend und 
sehr lange selbstverständlich bereits an Schulen gibt, in 
welchem bedürftige Kinder quasi eine Bescheinigung 
abgeben und die Lernmittelfreiheit erhalten, dieses ohne 
zusätzlichen Personalaufwand, ohne zusätzliche Büro-
kratie, ganz einfach, indem man das in der Schule abgibt 
und damit in die Vergünstigung der Lernmittelfreiheit 
kommt?

Jörg Heydorn, SPD: Das ist mir bekannt.

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Ich bin Ihnen sehr dankbar, dass Sie noch einmal darauf 
aufmerksam machen. Vielleicht ist es einigen anderen 
hier in dem Hause nicht bekannt, dass es ähnliche Ver-
fahren sehr erfolgreich in anderen Bereichen gibt. Danke 
schön. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Das war eine gute Hilfestellung. – 

Heike Polzin, SPD: Das war auch so gedacht.)

Aber ich will gleich an Herrn Professor Methling anknüp-
fen, also nicht nach dem Motto: „Machen Sie weiter die 
Augen zu!“ Ich will Ihnen die Augen öffnen, 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja?)

damit Sie sehen, wie vernünftig das hier im Lande läuft. 
So ist das. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Dann haben Sie nicht
die Briefe vom Paritätischen geöffnet. Fragen 

Sie mal Ihren Minister, was da drinsteht!)

Die zweite Maxime, die wir uns gestellt haben, ist, es soll 
einfach zu handeln sein. Das Verfahren soll einfach zu 
handeln sein. Ich habe mich damit beschäftigt und mir 
die Internetseite des Sozialministeriums angeguckt. Ich 
habe mir die Vordrucke angeguckt, die auszufüllen sind. 
Ich habe es mir angesehen. Es ist völlig einfach zu han-
deln. Natürlich gibt es bei allem, was man anfängt, was 
man neu anfängt, überall das eine oder andere Hinder-
nis, das zu überwinden ist. Aber die Dinge laufen doch. 
Hier in Schwerin habe ich gehört, die Kita gGmbH kommt 
damit problemlos klar und andere kommen …

(Harry Glawe, CDU: Mittlerweile.
Mittlerweile kommen die damit klar.)

Ja, so ist es.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Mit denen haben wir auch gesprochen.)

Und dann muss man sich mal ansehen, wie denn die 
Interessenlage ist. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Sie
sprechen mit solchen und wir mit anderen.)

Herr Professor Methling, ich habe in meinem Wahlkreis 
einige, dazu gehören soziale Brennpunkte, einige Kinder-
tagesstätten, zu denen ich seit Jahren guten Kontakt 
habe. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Das gibt es
auch in Rostock. – Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE:

Das haben wir in Ludwigslust anders erlebt.)

Und diese Kindertagesstätten haben mir häufig gesagt, 
sie finden Folgendes schwierig: Sie finden schwierig, 
dass sie viele Kinder haben, die kommen, bei denen sie 
wissen, die werden nicht ordentlich mit Essen versorgt. 
Da haben wir doch etwas gemacht. Wir schaffen hier die 
Möglichkeit, dass Kinder, die bedürftig sind, heute ein-
fach ein Essen erhalten. Somit ist es auch im Interesse 
der Träger, denn das sind oft gemeinnützige Einrich-
tungen. Und da kann man doch nicht herkommen und 
sagen, die Träger sind ja völlig überfordert, weil sie auf 
zwei Seiten ein paar Kreuze machen müssen. Das kann 
doch wohl nicht sein. 

(Zuruf von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)
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Wenn es in ihrem Interesse ist, dass Kinder ein Essen 
bekommen, dann kann man doch von denen wohl ver-
langen, da ein paar Kreuze zu machen. 

(Harry Glawe, CDU: Ja, die Kreuze!)

Oder ist das zu viel verlangt? 

Ich sage abschließend, es ist ein Verfahren gewählt wor-
den, das nicht zu kritisieren ist. Das Geld kommt bei den 
Leuten an und es hat sich eingelaufen. Insofern, Frau 
Müller, es tut mir leid, war das eine kleinkarierte Kritik. 
Wir werden Ihren Antrag hier ablehnen.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der SPD – 
Irene Müller, DIE LINKE: Eine kleinkarierte 

Rede zu großen Problemen.)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Heydorn. 

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Grabow für die 
Fraktion der FDP.

Ralf Grabow, FDP: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Ich habe wieder das Gefühl, man redet aneinan-
der vorbei. In der letzten Sitzung des Sozialausschusses 
habe ich einen Antrag gestellt, denn es gibt Briefe und die 
liegen beim Sozialministerium: Was hat man gewollt? – 
Dass die Träger eingeladen werden. Und wir haben das 
doch jetzt an verschiedenen Stellen live miterlebt. Wenn 
wir die Träger nicht mitnehmen und es egal ist, 

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

dann wird es auch nicht unbedingt zu hundert Prozent 
umgesetzt. 

(Vizepräsident Andreas Bluhm
übernimmt den Vorsitz.)

Also was haben wir gesagt? Es gibt Kritik der Träger, 
lasst sie uns in den Ausschuss einladen, gebt ihnen doch 
wenigstens die Plattform, dass sie ihre Kritik sagen. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Alles in Ordnung. 
Herr Heydorn hat festgestellt, das ist alles okay. – 

Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Aber, meine beiden Herren von CDU und SPD, nichts ist, 
sechs Monate warten wir. Es ist in Rostock so – 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Alles paletti.)

und ich darf vielleicht sagen, ich bin Ligamitglied, dazu 
gehört die AWO, die Diakonie, Deutsches Rotes Kreuz. 

(Harry Glawe, CDU: Ja.)

Ja, Herr Glawe, Sie waren ja im Sommer da, deswegen 
kann ich das ja so sagen, 

(Harry Glawe, CDU: Ja.)

dass Sie eine Rundreise gemacht haben, auch andere. 
Und wenn die mich kritisieren, zum Beispiel für die Stadt 
Rostock, 

(Harry Glawe, CDU: Sie waren 
aber nicht da, als ich da war.)

und sagen zum Beispiel … 

(Harry Glawe, CDU: Da haben Sie gefehlt.)

Das muss ja nichts damit zu tun haben. 

Drei Monate warten die. Was ist, wenn ich dann den 
Bescheid nicht bekomme? Was ist, wenn, ich sag mal, 

ich rechne das nachher ab, wie weit kommt der Landes-
rechnungshof, 

(Harry Glawe, CDU: Oh!)

das sind meiner Meinung nach auch Probleme, die man 
lösen kann. Ich habe mit keiner Silbe gesagt, dass das 
nichts Gutes ist, 

(Zuruf von Heike Polzin, SPD)

aber man kann die Ängste, und die Sache kann man ...

(Heike Polzin, SPD: Ängste, 
Ängste, aber keine Probleme!)

Nein, man kann aber die Ängste und die Anregungen der 
Träger ernst nehmen.

(Irene Müller, DIE LINKE: Die
müssen mit ihrem Geld haushalten. –

Zuruf von Harry Glawe, CDU)

Man hätte sie in den Ausschuss einladen können und 
hätte ihnen eine Plattform geboten, dann hätten wir den 
Antrag heute gar nicht gebraucht. Wir hätten uns näm-
lich mit den Trägern verständigen können, dann hätten 
wir fast eineinhalb Stunden gespart, und wir hätten mehr 
getan.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Wir hätten Verständnis erzeugt bei den Trägern und sie 
nicht ganz alleine gelassen. Und der Irrglaube, ich sag 
mal so, das ist so eine schmale ...

(Peter Ritter, DIE LINKE: 
Die Briefe an die Jugendhilfeausschüsse, 

die vom Minister nicht beantwortet werden.)

Ich würde jetzt am liebsten mal einen Test machen. Ich 
habe die Verordnung mitgebracht. Ich würde die ja gerne 
72-mal austeilen und die Zeit stoppen, mal gucken, wie 
lange Sie brauchen, um das auszufüllen. 

(Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

So einfach. Und da dürfen Sie nicht vergessen, in den 
Ballungsgebieten, zum Beispiel in Groß Klein, da sagt 
mir die AWO, Herr Klüsener: Du, Ralf, ich muss einen 
danebenstellen, weil ich so viele bildungsferne Damen 
habe, die diesen Antrag nicht ausfüllen können, 
geschweige dass ... 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Na ja, 
Herr Grabow, da sehen Sie wieder, 

die Regierung sieht das anders.)

Und da sagt er berechtigterweise bei seinen drei Kitas: 
Wenn ich die Verwaltungsgebühr mal hochrechne, und 
ich will einfach nur ...

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Die haben 
mit allen gesprochen, die das können.)

Ich glaube schon, dass da …

(Zurufe von Heike Polzin, SPD,
und Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Ich muss aber nicht sechs Monate warten. Und ich sage 
mal ehrlicherweise, man hätte hier einiges ändern kön-
nen. 

Ein spannendes Thema, Herr Minister, haben Sie ganz 
ausgelassen. Ich habe ja noch einen Änderungsan-
trag. Ich dachte, da gehen Sie drauf ein. Wo kommen 
denn jetzt die Millionen her? Das Thema ist heute kom-
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plett ausgelassen worden, wo wir gerne – im Änderungs-
antrag – gewusst hätten, wo kommt das Geld denn jetzt 
her. Da gibt es ja so einen Brief aus dem Bundesminis-
terium. 

(Harry Glawe, CDU: Es gibt viele Briefe.)

Die Frage hätte ich noch: Was machen wir? Dass wir es 
bezahlen müssen, ist klar. Wir können nicht den Eltern 
sagen, Irrtum vom Amt, aber es wäre vielleicht auch ein 
beruhigendes Gefühl, klar zu sagen, okay, liebe Eltern, 
es wird sich nichts ändern. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Ich würde sagen, 
wir kürzen das Landesblindengeld noch mehr.)

Egal wo, wenn wir einen Fehler gemacht haben, das Geld 
werden wir im Haushalt finden, zumindest verstehe ich 
es so, eine klare Ansage nach draußen. Man kann Fehler 
machen, wir haben zwar schon ein paar Mal darauf hin-
gewiesen, aber um den Eltern ...

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Wenn es 
nötig ist, finden wir schon ein paar Millionen.)

Wir haben viele Bildungsferne. Viele nehmen das ernst. 
Sie haben auch Angst. Sie haben auch Angst, dass jetzt 
das Schöne, was sie vielleicht irgendwo hatten, verlo-
ren geht. Und diese Ängste können wir nehmen mit ein-
fachen Erklärungen, und das kostet uns ein Lächeln. 
Dafür wollte ich eigentlich werben. – Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP –
Harry Glawe, CDU: Das war alles? –

Zuruf von Egbert Liskow, CDU)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Herr Gra-
bow. 

Es hat jetzt das Wort für die Fraktion der CDU der Abge-
ordnete Herr Kuhn. Bitte, Herr Abgeordneter.

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU)

Werner Kuhn, CDU: Herr Präsident! Meine lieben Kol-
leginnen und Kollegen! Es ist natürlich spannend, wenn 
man – nachdem nur einige Wochen eine solche Richt-
linie in Kraft ist – sofort eine Evaluierung fordert und eine 
Auswertung, was alles passiert ist,

(Birgt Schwebs, DIE LINKE: 
Das haben wir schon vorher gefordert.)

was vonseiten der Opposition gekommen ist, wo du 
überhaupt noch nicht die Erfahrungen hast, die du 
eigentlich brauchst. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Nein, wir
haben gefordert, die Richtlinien ordentlich 
zu schreiben, und nicht zu evaluieren. So 
war es. Das steht ja wohl gar nicht drin. 
Sie können schon wieder nicht lesen.)

Und wir reden natürlich heute über die Entlastung der 
Eltern bei den Kosten der Kindertagesbetreuung im letz-
ten Kindergartenjahr in einer Höhe von bis zu 80 Euro 
pro Monat und Kind 

(Egbert Liskow, CDU: Hört, hört!)

und über das kostenlose Mittagessen für sozial 
Schwache in Krippe und Kindergarten. DIE LINKE wollte 
als Fraktion Hintergrundinformationen zu den entspre-
chenden Förderrichtlinien haben, 

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Ja, rechtzeitig.)

die sie zwischenzeitlich auch im Detail vom federführen-
den Ministerium – 

(Irene Müller, DIE LINKE: Wir
wollten keine Hintergrundinformationen, 

wir wollten ganz einfach wissen, wie es geht.)

Herr Minister Sellering hat das noch mal betont – erhal-
ten hat. 

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Wer hat 
Ihnen denn das erzählt, Herr Kuhn? Wer 

hat Ihnen das aufgeschrieben? Wir haben 
keine Hintergrundinformationen erhalten. –

Zuruf von Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE)

Und bei dem heutigen Antrag der Fraktion handelt es 
sich – und Sie haben es ja vorhin gesagt – um Ihren sei-
nerzeit eingebrachten Dringlichkeitsantrag, Datum 02.07., 
der jetzt automatisch auf der Tagesordnung ist. Er wurde 
auch eins zu eins noch mal im Sozialausschuss am 
04.07. dieses Jahres auf die Tagesordnung der 32. Sit-
zung unseres Ausschusses gesetzt, und der Minister 
selbst war anwesend und hat umfassende Unterrichtung 
gegeben. Ich bitte Sie!

(Irene Müller, DIE LINKE: Unterrichtung, 
aber nicht Antwort auf unsere Frage.
Das sind zwei verschiedene Dinge.)

Mittlerweile minimiert sich ja auch das, was an Erfah-
rungsbericht und Kritik da ist. Vonseiten der FDP weicht 
man dann schon aus, man hätte das ein bisschen didak-
tisch wertvoller machen sollen und was weiß ich 

(Michael Roolf, FDP: Na, na, na, na, na!)

und Hilfestellungen bei den Bildungsfernen, 

(Michael Roolf, FDP: Na, na, na, na, na! –
Zurufe von Irene Müller, DIE LINKE,

und Birgit Schwebs, DIE LINKE)

aber eigentlich wollte ich ja nur wissen, wo denn das 
Geld eigentlich herkommt, Herr Minister. 

(Zurufe von Irene Müller, DIE LINKE,
und Ralf Grabow, FDP)

Alles andere ist ja mittlerweile schon in einer Situation, 
die man gar nicht mehr so kritisieren kann, dass es einer 
Opposition würdig ist. Und Ihre Bildungsschecks, die Sie 
seinerzeit ja auch alle entwickelt haben,

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der CDU –
Heiterkeit bei Abgeordneten der Fraktion 
der FDP – Zuruf von Hans Kreher, FDP)

die konnten Sie ja eh nie einlösen, aber die Große Koali-
tion hat das auf den Weg gebracht. 

(Peter Ritter, DIE LINKE: Ja, weil
unsere Ideen nicht schlecht waren.)

Gerade Eltern mit Kindern, die tagtäglich Ihrer Arbeit 
nachgehen und tatsächlich Kosten haben, sie davon zu 
entlasten, ob das das letzte Kindergartenjahr ist oder 
auch die Essensversorgung – wir freuen uns und sind 
stolz darauf, dass wir das gemeinsam erreichen konn-
ten. 

(Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will einfach 
die Situation mal nutzen, und Sie haben das natürlich 
selber auch getan. Ich weiß nicht, ob Sie nur mit Ihrem 
Caterer gesprochen haben …
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(Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Was heißt denn „nur“?)

Ich bin einfach in eine Kindertagesstätte in Ribnitz-Dam-
garten gegangen, auch ein sozialer Brennpunkt in einer 
Plattenbausiedlung.

(Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE,
Irene Müller, DIE LINKE, und
Michael Andrejewski, NPD)

Die Gruppe im letzten Kindergartenjahr, die Vorschul-
gruppe sozusagen, hat eine Klassenstärke von 50 Kin-
dern. 

(Torsten Koplin, DIE LINKE: Klasse?)

Oh, sage ich, das ist ja interessant, das war ja sicher 
schwierig, die 50 Kinder und deren Eltern dann alle mit 
den Daten zu versorgen. Nein, sagt die Leiterin der Ein-
richtung, 30 von den Kindern bekommen ja schon eine 
Hilfe, also die komplette Erstattung für die Elternbeiträge

(Peter Ritter, DIE LINKE: 
Ach, das ist ja interessant.)

einschließlich auch des Essengeldes vom Jugendamt.

(Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

Und wir haben natürlich auch alle Daten da, damit wir 
solche Anträge, die in der Richtlinie ausgefertigt worden 
sind, umgehend umsetzen können. Und mit den 20 Eltern 
habe ich natürlich Kontakt aufgenommen. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten 
der Fraktionen DIE LINKE und FDP – 
Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Na, mit 

wie vielen Muttis haben Sie denn gearbeitet?) 

Wir sind doch täglich in irgendeiner Weise, 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: 
Wie viele haben ihnen denn geholfen?)

wenn dem Kind was passiert oder wenn ich irgendeine 
Nachricht geben muss, telefonisch miteinander verbun-
den. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Oi, oi, oi, oi! –
Irene Müller, DIE LINKE: Mann, Mann, Mann!)

Und wir haben die Anträge ausgefüllt, eine Eltern-
versammlung gemacht, und die haben schon den zwei-
ten Monat die Erstattung bekommen. 

(Zurufe von Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE,
Birgit Schwebs, DIE LINKE,

und Udo Pastörs, NPD)

Das ist tatsächlich Realität. 

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Und da ist bei Ganztagskindertagesstättenplätzen 
mit einem Beitrag von 125 Euro eine Erstattung von 
80 Euro – 

(Zuruf von Heike Polzin, SPD)

45 Euro müssen die Eltern noch selber tragen – die 
Realität, und die sind glücklich darüber, dass nicht in 
irgendeiner Weise dann noch Verwaltungskosten, sozu-
sagen Regiekosten, Herr Minister, 

(Heike Polzin, SPD: 
Das ist genau wie in der Schule.)

von den ganz wichtigen Stellen, die das hätten gerne 
durchleiten wollen, passieren. Wir haben es eins zu eins 
umgesetzt und das ist in Ordnung. 

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Und mit einer Mär will ich auch noch mal aufräumen.

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

also da finde ich ja die ganzen Kommunalvertreter ganz 
toll. Und der Städte- und Gemeindetag, der hat natürlich 
just in dem Moment, 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: 
Haben wir ein Glück.)

als wir die Richtlinie umsetzen wollten – und wir haben 
sie umgesetzt –, eine Riesenpressekampagne gemacht: 
Kostenexplosion in den Kindertagesstätten bis zu 
70 Prozent. Ich sage zu der Leiterin: Da wollte ich von 
Ihnen noch mal eine Auskunft haben. Wie sieht das denn 
eigentlich aus mit den 125 Euro, die Sie dann als Eltern-
beiträge haben, um wie viel werden die denn steigen? 
70 Prozent davon, das wäre ja eine enorme Summe, 
da sind wir fast auf 200. Da sagt sie: Wir haben natür-
lich eine ganz normale Kostensteigerung durch Energie, 
durch Personal und alles, was wir zu verkraften haben, 
die hält sich in einem Rahmen von drei bis fünf Prozent, 
und das wird dann auch mit den Kommunen und mit 
dem Land ausgehandelt. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Ah ja! 2 Prozent, ne?)

Kritikpunkte, da müssen wir uns natürlich auch in der 
Zukunft bei der Novellierung des Kindertagesstätten-
förderungsgesetzes miteinander auf eine vernünftige 
Basis stellen 

(Irene Müller, DIE LINKE: Ja, ja.)

und sagen, wie sieht das aus mit dem Schlüssel, wie 
sieht das aus mit der Bezahlung und, und, und, und mit 
der Deckelung, aber dazu sind wir bereit, Herr Minister, 

(Irene Müller, DIE LINKE: Kündigen 
Sie mal an, Herr Kuhn! Herr Sellering
kann das ja nicht mal ankündigen.)

das habe ich den Damen und auch Herren da in der 
Kindertagesstätte gesagt. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Sie sollten sich 
trotzdem nicht über den Städte- und Gemeindetag 

lustig machen. Wenn die hier vor Ihnen sitzen, 
sind Sie wieder so klein mit Hut.)

Und ich will Ihnen was sagen: Sie haben nur große 
Ankündigungen gemacht als LINKE seinerzeit. Wir haben 
es umgesetzt, und das ist vernünftig für unsere Eltern 

(Unruhe und Heiterkeit bei Abgeordneten der
Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE –
Harry Glawe, CDU: Wir haben es gemacht.)

und unsere Familien.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Herr 
Abgeordneter.

Es hat jetzt das Wort für die Fraktion der NPD der Abge-
ordnete Müller. Bitte, Herr Abgeordneter.

(Zurufe von Angelika Peters, SPD, 
und Torsten Koplin, DIE LINKE)
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Tino Müller, NPD: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Hinter den verschachtelten Beschreibungen der 
beiden hier zur Debatte stehenden Richtlinien sollte man 
Richtlinien zur Förderung von Familien vermuten können. 
Und genau aus diesem Grund könnte eine Unterrich-
tung durch die Landesregierung zur Richtlinienumset-
zung durchaus aufschlussreich sein. Dass die Umset-
zung der entworfenen Richtlinien nicht leicht wird, liegt 
auf der Hand. Schließlich geht es um die Förderung der 
Mittagsverpflegung bedürftiger Kinder und um die Bezu-
schussung von Elternbeiträgen, somit also um weitge-
hend unbekanntes Gebiet für die Landesregierung, ist 
sie es doch eher gewohnt, Aktivitäten zur Entfaltung von 
oft betrügerischen Investoren zu entfalten, wenn Förder-
gelder auch dann noch ausgereicht werden, wenn schon 
Ermittlungen wegen Subventionsbetrugs und anderer 
Dinge gegen die Empfänger laufen. 

Und da machen auch die SED-Nachfolger keine Aus-
nahme. So haben Sie die fragwürdige Förderung ent-
sprechender Unternehmungen in den acht Jahren, in 
denen Sie Regierungsverantwortung mittrugen, selbst 
gefördert und unterstützt, zumindest aber toleriert. Für 
meine Fraktion stellt sich allerdings auch die Frage, 
warum Sie Ihren Wissensdurst nicht einfach in der Som-
merpause mittels einer Kleinen Anfrage getilgt haben, 
nachdem Ihr Antrag in der letzten Plenarsitzung nicht auf 
die Tagesordnung genommen wurde. Dazu hätten Sie 
nur den Vortext umformulieren und die Begründung aus 
dem vorliegenden Antrag weglassen müssen. Auch der 
gerade noch eingebrachte Punkt 11 hätte sich dort ein-
bauen lassen. Den Antrag hätten Sie weiterhin in dem 
Geschäftsgang lassen können, die Erkenntnis aus den 
Antworten der Landesregierung hätten Sie aber längst 
haben können. Wir werden dem Antrag auf Unterrichtung 
durch die Landesregierung zustimmen, schon allein, um 
für mehr Transparenz zu sorgen.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Es hat jetzt das Wort für 
die Fraktion DIE LINKE die Abgeordnete Frau Schwebs. 
Bitte, Frau Abgeordnete.

Birgit Schwebs, DIE LINKE: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren Abgeordnete! Meine 
Kol legin Müller hat ja unseren Antrag eingebracht und 
auf die Probleme hingewiesen, die auch der Grund für 
unseren Antrag im Juli waren. Und angesichts der Infor-
mationen, die wir von den Eltern und von Kita-Trägern 
und von Caterern bekommen, gehen wir davon aus, dass 
die Probleme sich inzwischen nicht in Wohlgefallen auf-
gelöst haben, wie Sie es hier gerne vorstellen. 

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE – 

Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

Ich verstehe Ihre Aufregung und Ihr Unverständnis 
bezüglich unseres Anliegens und des Anliegens der 
FDP-Fraktion nicht. Wenn alles so toll und unproblema-
tisch geregelt sein würde, dann könnten Sie doch mit 
Erfolgsberichten protzen noch und nöcher. Warum dann 
keine öffentliche Anhörung der Träger? 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Ja, ja, ja.)

Warum lehnen Sie denn das ab, sich die Erfahrungen der 
Träger im Sozialausschuss anzuhören? 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Weil sie so 
bescheiden sind. – Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: 

Ein Schelm, wer Arges dabei denkt!)

Es reicht auch nicht, einzuräumen, dass es hier und da 
zu Unstimmigkeiten und Verzögerungen gekommen ist. 
Es geht uns um eine grundsätzliche Beleuchtung und 
Bewertung dessen, was Sie, Herr Minister, und Sie, 
meine Damen und Herren Abgeordnete von CDU und 
SPD, hier auf den Weg gebracht haben. 

Und Herr Minister, wenn Sie seriöse Kritik von uns ein-
fordern, ich denke, dann sollten Sie auch selbst seriös 
sein. Ich habe nicht gehört, dass jemand aus unserer 
Fraktion gesagt hat, die Caterer sollten die Bedürftigkeit 
prüfen. Sie prüfen sie auch nicht, das ist klar, aber sie 
sammeln die Bescheide ein. Sie sind dafür verantwort-
lich, dass die Bescheide eingereicht werden, sie müssen 
die eintreiben. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: 
Bevor sie anfangen können zu kochen.)

Dahinter steht ein Zeitaufwand, der für Caterer – die 
Essen kochen und Essen verteilen, wie Sie richtig vor-
gestellt haben hier, meine Damen und Herren von den 
Koalitionsfraktionen – eigentlich nicht eingeplant ist. 

Und das, meine Damen und Herren, was bei uns – und 
scheinbar nicht nur bei uns – an Informationen über 
die Umsetzung der Richtlinien ankommt, das ist bisher 
alles andere als eine Erfolgsmeldung. Wenn dann ein 
Caterer sagt, er hat von den Exemplaren der Formulare, 
die er ausgegeben hat, und das ist dann auch so für ihn 
Pi mal Daumen die Anzahl der Essen, die er bezuschusst 
bekommt aus dem Landesministerium, nur ein Zehntel 
zurückbekommt, dann weiß ich nicht, wo da die Sicher-
heit ist für den Caterer. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Genau.)

Gestern haben insbesondere Sie, Herr Minister, beim 
Landesblindengeld auf ein Benchmark hingewiesen, das 
notwendig wäre und das Sie angestellt hätten. Bench-
mark oder Benchmarking bedeutet übersetzt, Maßstäbe 
festzulegen oder zu setzen. Und würden Sie in diesem 
Falle so argumentieren wie in der Debatte um das Blin-
dengeld, dann hieße das zu fragen, was können wir 
uns bei der Förderung von Kindern leisten – eine, wie 
ich meine, in dem einem wie dem anderen Falle völlig 
absurde Herangehensweise. 

Wir müssen uns fragen, meine Damen und Herren, was 
die Kinder brauchen – in diesem Fall geht es um die im 
Vorschulalter –, was sie für eine gute gedeihliche Ent-
wicklung benötigen, die ihnen eine selbstbestimmte 
Zukunft ermöglicht oder wenigstens die Chance darauf 
eröffnet. Was wir uns als Land in diesem Fall nicht leis-
ten können, das ist durch Anhörungen auch in diesem 
Landtag und durch Studien hinlänglich belegt. Wir kön-
nen es uns nicht leisten, Kinder zu stigmatisieren und sie 
in ihren Bildungschancen zu benachteiligen, denn, meine 
Damen und Herren, natürlich wird man stigmatisiert. Wie 
geht es denn Eltern, denen die Kita-Leiterin oder der 
Caterer tagelang auflauert am Eingang der Kita oder am 
Spielplatz, wenn die Kinder abgeholt werden, und fragt, 
wo ist denn die Kopie der Bescheinigung über Bedürftig-
keit? Ist es überhaupt Aufgabe der Caterer, sich hinzu-
stellen, wenn die Kinder abgeholt werden, und die Eltern 
zu fragen, wo die Bescheinigung ist?

(Irene Müller, DIE LINKE: Nein. –
Zuruf von Heike Polzin, SPD)

Ich denke, der Zeitaufwand ist ungerechtfertigt. Wir 
können es uns nicht leisten, meine Damen und Herren, 
Kinder im Vorschulalter von der ganztägigen Kinder-
tagesbetreuung auszuschließen, 
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(Zuruf von Ute Schildt, SPD)

weil sie keinen gesetzlichen Anspruch darauf haben und 
Eltern sich die Betreuungskosten nicht leisten können. 
Wir können es uns nicht leisten, dass Einrichtungen ihre 
Angebote wegen der steigenden Kosten und der gekürz-
ten Landesmittel einschränken. Wir können es uns nicht 
leisten, dass Leistungen für Bedürftige nicht abge rufen 
werden, weil der bürokratische Aufwand zu hoch ist. 
Und der Caterer, der sich in der Presse geäußert hat, ist 
beileibe kein Einzelfall, auch Träger von Kindertagesstät-
ten klagen über zusätzliche Bürokratie. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Da brauchen
Sie bloß die Jugendhilfeausschuss-

vorsitzenden einmal einzuladen.)

Wir können es uns nicht leisten, meine Damen und 
Herren, vielleicht 60 Prozent der Eltern von Elternbeiträ-
gen zu entlasten, wenn gleichzeitig trotzdem die Kosten 
pro Platz steigen und die Kommunen auf der Kostenstei-
gerung sitzen bleiben, 

(Harry Glawe, CDU: Das ist 
doch im KiföG formuliert.)

denn die Kita-Träger haben es angekündigt, und Herr … 

(Zuruf von Harry Glawe, CDU)

Der Kollege von der FDP,

(allgemeine Heiterkeit –
Michael Roolf, FDP: Grabow.)

Herr Grabow, hat es ja auch aus Rostock berichtet, dass 
die Kitaträger mehr bürokratischen Aufwand haben und 
dass sie das bei den nächsten Verhandlungen über die 
Leistungsvereinbarung mit dem Jugendamt einfordern 
werden, diesen höheren bürokratischen Aufwand. Und 
das haben wir nicht nur von Herrn Grabow aus Rostock 
gehört, sondern da gibt es auch Informationen aus 
Neukloster, aus Warin, aus Rostock, der Caterer aus 
Demmin, aus dem Landkreis Bad Doberan haben mir 
ebenfalls verschiedene Träger das berichtet. 

Verstöße gegen Bundesvorgaben, meine Damen und 
Herren, können wir uns auch nicht leisten, wenn damit 
Mittel in unserem Land nicht sachgerecht zum Einsatz 
und den Kindern im Lande dadurch nicht zugute kom-
men. Deshalb gab es den Dringlichkeitsantrag vor der 
Sommerpause, deshalb gab es heute diese Debatte 
und deshalb hat auch die FDP ihren Änderungsantrag 
gemacht. 

(Udo Pastörs, NPD: Jawohl.)

Wir wollen Informationen darüber, in welcher Höhe und 
zu welchen Anteilen die Finanzierung der Maßnahmen 
durch Bundes- und Landesmittel erfolgt. Das ist uns 
natürlich nicht klar. Und Gleiches gilt für möglicherweise 
ungerechtfertigte Auflagen in den Richtlinien. 

Meine Damen und Herren Abgeordnete! Sehr geehrter 
Herr Minister Sellering! Geben Sie dem Gesetzgeber, 
den Volksvertretern dieses Landes, umfassend Auskunft, 
und nehmen Sie die Fragen und Sorgen der Menschen in 
diesem Land endlich ernst! Nicht mehr, aber auch nicht 
weniger fordern wir mit unserem Antrag. – Herzlichen 
Dank.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Frau 
Abgeordnete.

Es hat jetzt noch einmal ums Wort gebeten der Abge-
ordnete Herr Heydorn. Bitte schön, Herr Abgeordneter.

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: 
Jetzt belehrt der uns noch mal.)

Jörg Heydorn, SPD: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! 

Frau Schwebs, Sie haben ja viel erzählt, nur zur Sache 
gesprochen haben Sie nicht. 

(Beifall und Heiterkeit bei 
Abgeordneten der Fraktion der CDU)

Also die Dinge, die Sie hier angeführt haben, haben ja 
ganz und gar nichts mit der Richtlinie zu tun. 

(Harry Glawe, CDU: So ist es.)

Also es geht im Grunde genommen um die Finanzierung 
von Essen 

(Zuruf von Harry Glawe, CDU)

und es geht um die Ermäßigung von Elternbeiträgen. 
Das sind die Dinge, die über die Richtlinie geregelt wer-
den, natürlich. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Das eine 
hat doch mit dem anderen nichts zu tun.)

Sie sagen, warum geben wir nicht die Gelegenheit, diese 
Dinge im Rahmen einer Sozialausschussanhörung zu 
klären. Das kann ich Ihnen sagen: Die Probleme, die 
lokal existieren, haben nichts mit der Richtlinie zu tun. 

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Die sind 
aber flächendeckend, die Probleme.)

Was heißt, die sind flächendeckend, die Probleme? Das 
sind lokale Probleme, die lokal gelöst werden können. 

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Das stimmt doch gar nicht. – Zurufe
von Barbara Borchardt, DIE LINKE,
und Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE)

Und wenn die örtlichen Jugendhilfeträger die Bescheini-
gungen nicht schnell genug ausstellen können, dann ist 
das keine Sache, die das Sozialministerium betrifft. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Nein, nein.)

Das sind Dinge, die kann man lokal klären, und auch die 
örtliche Ebene ist Träger der Daseinsvorsorge. Vielleicht 
sollten Sie da mal richtig am Gitter rappeln. Dann sind 
Sie an der richtigen Stelle, aber nicht da, wo eine Menge 
Geld weitergegeben wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der SPD –
Zuruf von Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE)

Das ist im Grunde genommen die Realität. 

Und auch die Frage von Herrn Grabow wundert mich, 
was das für Gelder sind, die wir ausgeben. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Sie 
sind ganz schön weit vom Leben weg. 

Wo haben Sie eigentlich Ihre Kita besucht?)

Das sind Landesmittel. Das sind Mittel, die sind bei uns 
im Haushalt eingestellt, 

(Zuruf von Werner Kuhn, CDU)

das sind Landesmittel, die wir weitergeben. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Wann, wo, wie?)
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Das ist für dieses Land eine große Kraftanstrengung, 
was wir da machen. Und die Bundesmittel, die Sie 
an sprechen, die haben doch damit gar nichts zu tun. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Nein?)

Nein, die haben überhaupt nichts damit zu tun. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Aber das ist 
eine Richtlinie, die längst da sein müsste.)

Wir haben es auf der einen Seite mit Landesmitteln zu 
tun und wir haben es auf der anderen Seite mit Bundes-
mitteln zu tun, und diese Bundesmittel differenzieren 
sich in Investitionskosten, 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja. –
Irene Müller, DIE LINKE: Ja, genau.)

die wir in vollem Umfang weitergeben, und in Betriebs-
kosten. So ist das. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Ich sprach diese 
Richtlinie auch an, die es immer noch nicht gibt.)

Und wir geben für die Förderung der Eltern und der 
Kinder in diesem Land im großen Umfang Landesmittel 
aus. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja.)

Sie sollten uns beklatschen und nicht beschimpfen. Das 
ist die Realität. – Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU –

Zuruf von Werner Kuhn, CDU) 

Vizepräsident Andreas Bluhm: Gestatten Sie eine 
Anfrage der Abgeordneten Frau Schwebs?

Jörg Heydorn, SPD: Gerne.

Vizepräsident Andreas Bluhm: Bitte.

Birgit Schwebs, DIE LINKE: Wenn ich etwas falsch 
verstanden habe, Herr Heydorn, lasse ich mich gern 
belehren, aber könnten Sie mir vielleicht die Kritik von 
Frau von der Leyen an der Vergabe der Mittel erklären, 
die auch öffentlich durch die Presse gegangen ist? 

(Harry Glawe, CDU:
Frau von der Leyen hat nicht kritisiert.)

Habe ich da Frau von der Leyen falsch verstanden oder 
hat Frau von der Leyen etwas falsch verstanden?

(Werner Kuhn, CDU: Das hat die 
Presse in den falschen Hals gekriegt.)

Jörg Heydorn, SPD: Frau von der Leyen hat da irgend-
was kritisiert, und da geht es um die Verwendung der 
Betriebskostenmittel. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Ah ja!)

Aber das hat doch nichts damit zu tun, was wir in dem 
Bereich jetzt von Essenfinanzierung ausgeben. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Also ich weiß, wie die Regelungen zustande gekommen 
sind, da gab es Absprachen quasi am grünen Tisch. Wir 
haben, was die Bundesmittel angeht, 

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Keine Richtlinie, richtig.)

auf der einen Seite eine klare Regelung, klare gesetz-
liche Regelung, wenn ich richtig informiert bin, was die 

Investitionskosten angeht. Da gibt es Sanktionsmöglich-
keiten des Bundes, und das zumindest ist klar geregelt. 
Was die Betriebskostenmittel angeht, gibt es eine derar-
tig klare Regelung nicht. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Das Essen ist ja kein Betriebskostenposten.)

Das Land Mecklenburg-Vorpommern gibt im Rahmen 
der Kindertagesstättenförderung sehr, sehr viel Geld 
für dieses Thema aus. Deswegen sind wir der Meinung, 
dass diese Betriebskostenmittel dem Land zustehen, 
übrigens wie im Land Brandenburg auch. Aber das jetzt 
alles durcheinanderzubringen und zu sagen, das Land 
nimmt diese Betriebskostenmittel ein, um auf der ande-
ren Seite die Essensgeschichten zu finanzieren, das ist 
eine böswillige Interpretation. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Wir machen etwas, weil wir meinen, das ist im Grunde 
genommen das, was da in den Vereinbarungen ausge-
handelt worden ist, 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Hoffentlich!)

und wir machen das so, wie es beispielsweise auch das 
Land Brandenburg macht. – Bitte sehr.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Herr 
Abgeordneter. 

Es hat jetzt ums Wort gebeten für die Fraktion der CDU 
der Abgeordnete Herr Glawe. Bitte schön, Herr Abge-
ordneter.

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Wie viele 
Kinder und Familien betreut er denn?)

Harry Glawe, CDU: Also, wenn Sie fragen, wie viele 
Kinder ich habe, ich hab drei. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Das wissen wir. 
Nein, ich meine, in diesem Prozess betreuen.)

Und davon sind mittlerweile leider keine mehr im Kinder-
garten, aber in der Schule, da ist noch jemand.

Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! 
Entschuldigen Sie bitte! Also die Debatte, die scheint ja 
hier sehr abenteuerlich zu verlaufen, und ich stelle mir so 
langsam die Frage, was hat der Paritätische Wohlfahrts-
verband von diesen Richtlinien verstanden, 

(Irene Müller, DIE LINKE: Ach, 
ich denke, die Träger schon recht viel, 

die sind nämlich in der Praxis.)

denn es wird immer wieder gesagt, die Paritäter tragen 
vor, dass sie die Richtlinien nicht richtig lesen können. 

(Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

Das ist schon ein starkes Stück, muss ich mal sagen. 

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Vom Grundsatz her noch mal für alle: Wenn die Träger 
insgesamt in Mecklenburg-Vorpommern – und das sind 
ja wohl zumindest, Kita-Einrichtungen haben wir rund 
1.060 – nicht begreifen, dass sie die Antragssteller sind, 
dann kann ich denen nicht helfen, denn am Ende ver-
zichten sie auf das Geld, 
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(Irene Müller, DIE LINKE: 
Darum geht es überhaupt nicht.)

und zwar bei den Elternentlastungen und beim Essen, 
und das kann doch wohl nicht der Sinn sein. 

Bevor wir diese Richtlinien auf den Weg gebracht haben, 
war die politische Mehrheitsmeinung hier auch im Land-
tag: Wir müssen dafür Sorge tragen, dass das Geld 
dahin kommt, dass es den Eltern und den Trägern zugute 
kommt, 

(Irene Müller, DIE LINKE: Richtig.)

und speziell im Interesse der Kinder, dass ein kosten-
loses Mittagessen 

(Irene Müller, DIE LINKE: Richtig. 
Birgit Schwebs, DIE LINKE: Ja.)

für alle sozialhilfebedürftigen Kinder angeboten wird. 

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Ja.)

Nun machen wir das, nun ist es falsch, 

(Zurufe von Barbara Borchardt, DIE LINKE,
Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE,

und Birgit Schwebs, DIE LINKE)

nun regen sich Träger und Kita oder Caterer auf, dass 
das alles nicht richtig wäre. Das kann es doch wohl nicht 
sein. 

(Unruhe bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE –

Zuruf von Werner Kuhn, CDU)

Worum geht es denn hier eigentlich, meine Damen und 
Herren? 

(Zuruf von Irene Müller, DIE LINKE)

Wir entlasten die Eltern 

(Irene Müller, DIE LINKE: Keiner hat an dem
Gesetz gemäkelt, an der Richtlinie. – 

Zuruf von Ralf Grabow, FDP)

von den Kosten der häuslichen Ersparnis, was heißt 
denn das eigentlich? 

(Zuruf von Birgit Schwebs, DIE LINKE)

Wir gewähren ein Mittagessen, das Jugendamt bezahlt 
…

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Gefährlich an der Realität vorbei. –

Birgit Schwebs, DIE LINKE: Ja.)

Hören Sie doch mal zu!

… die Differenz zwischen der häuslichen Ersparnis und 
den tatsächlichen Kosten eines Mittagessens in einem 
jeweiligen Landkreis oder einer kreisfreien Stadt. 

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Am Gesetz hat doch gar keiner gemäkelt.)

Da kann ich Ihnen nur empfehlen, Herr Grabow, gucken 
Sie sich mal die Bescheide der Stadt Rostock genauer 
an, ob es da tatsächlich was zum Mittagessen gibt bei 
Ihnen in der Stadt. 

(Werner Kuhn, CDU: Ja.)

Da müssen Sie vielleicht in Ihrer Verwaltung mal nach-
fragen, was da los ist,

(Egbert Liskow, CDU: Genau. –
Zuruf von Werner Kuhn, CDU)

mein lieber Kollege. 

(Michael Roolf, FDP: 
Das ist ja wohl der Gipfel! –

Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Hier die Dinger vorzutragen und sich nicht Bescheide 
richtig anzugucken, finde ich schon abenteuerlich, meine 
Damen und Herren. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Wenn man 
Fragen stellt, wird man ausgemeckert hier.)

Aber so viel zu meinem Gespräch in Rostock. Sie waren 
ja nicht da, aber ich war da. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten 
der Fraktion der CDU – 

Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Was?)

Meine Damen und Herren, insgesamt, denke ich, hat die 
Koalition hier familienpolitische Maßnahmen in Größen-
ordnungen auf den Weg gebracht. 20,5 Millionen Euro 
sind eingestellt im Haushalt dafür, und zwar für die Ent-
lastung der Eltern, also deren Kinder vor Eintritt in die 
Grundschule. Immerhin werden davon über 9.000 Fami-
lien profitieren. Das sind im Jahr 960 Euro. Ich meine 
schon, dass das eine familienpolitische Maßnahme ist, 
die man jeden Tag beklatschen muss in diesem Land. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der CDU –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Richtig. – 

Zuruf von Michael Roolf, FDP)

Des Weiteren werden die Kinder von sozial schwachen 
Familien – das sind immerhin geschätzte 18.500 Kinder – 
jeden Tag mit einem warmen Mittagessen versorgt. Und 
da staune ich schon, dass einige Caterer, ich sage mal, 
schon fast die Frechheit haben, Verwaltungskosten von 
50 Cent pro Maßnahme und Essensausgabe zu verlan-
gen. 

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Ach so, Sie wissen das. Aha!)

Das halte ich schlicht gesagt fast für sittenwidrig, meine 
Damen und Herren. 

(Werner Kuhn, CDU: So etwas unterstützen Sie? 
Das ist ja unglaublich. – Zuruf von

Birgit Schwebs, DIE LINKE)

Dieses Geld stellen wir als Land zur Entlastung der 
Eltern 

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Genau das war die Fragestellung heute.)

und der Elternhäuser zur Verfügung. Und, meine Damen 
und Herren, es kann doch nicht sein, dass auch Jugend-
ämter sich dieser Aufgabe teilweise verweigern, indem 
sie Bescheinigungen nicht ausstellen oder verzögert 
ausstellen et cetera. 

Aber was haben wir noch gemacht als Landesregie-
rung hier bei den Richtlinien? Bei den Richtlinien ist Fol-
gendes gemacht worden: Man kann aufgrund einer Pro-
gnose – und da sage ich Ihnen, man kannte im August 
die Prognosen, wie viele Kinder haben einen entlas-
tenden Bescheid vom Jugendamt, die kannte man –, 
man hätte aufgrund dieser Prognose

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Hätte man.)
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Geld beantragen können, und zwar nach der Formel, die 
in der „Ostsee-Zeitung“ ja als äußert schwierig bezeich-
net wurde, ich will sie hier mal nennen: 17 Tage unter-
stellte Anwesenheit von Kindern mal 12 Monate, mal 
4,5 Prozent, 

(Irene Müller, DIE LINKE: Ohne Richtlinie 
Geld beantragen, na sagen Sie mal! 

Die Träger sind doch nicht bescheuert!)

mal Anzahl der Kinder. Ob das keiner ausrechnen kann, 
das weiß ich nicht, also ich denke, schon. 

(Zuruf von Birgit Schwebs, DIE LINKE)

Das ist die einzige Hausaufgabe, die die Caterer oder 
Träger zu leisten hatten. 

(Zurufe von Werner Kuhn, CDU,
und Irene Müller, DIE LINKE)

Ja, meine Damen und Herren, also einfacher ging es 
schon nicht mehr. 

(Zuruf von Ralf Grabow, FDP)

Und als Zweites, auch die Beantragung der Mittel für die 
Entlastung der Eltern – 80, 48 oder 32 Euro, je nachdem, 
ob man einen Ganztags-, Teilzeit- oder Halbtagsplatz 
hatte – war überschaubar. Man kennt heute schon die 
Kinder – bis auf zwei, drei – in der Jahrgangsstufe fünf, 
die zur Vorschule wechseln, die kennt man in den Ein-
richtungen, meine Damen und Herren. Was Sie uns hier 
erzählen wollen, ist reiner Schnee. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten 
der Fraktion der CDU)

Also das geht einfach nicht, und das müssten Sie doch 
eigentlich auch wissen. Und daraufhin wird diese Sum-
me x beantragt für 12 Monate. Das Land erstellt darauf-
hin einen Bescheid für 12 Monate, und dann wird nach 
12 Monaten gegengerechnet, spitz gegengerechnet, 
zugegebenermaßen. 

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Dann zahlen die das 
alles zurück, weil die Anzahl nicht erreicht wurde.)

Aber andererseits wird nach Eingang des Antrages – der 
Minister hat es vorgetragen – ein Bescheid erstellt, und 
es gibt für acht Wochen eine Vorauszahlung. Also die 
meisten Träger haben heute schon mehr Geld drin in der 
Kasse, als sie eigentlich erst im Oktober hätten. Wo ist 
da die Gefahr, wo liegt da das Problem? 

Und ich darf Sie noch mal darauf hinweisen – Werner 
Kuhn hat es richtig vorgetragen –, da, wo ernsthaft und 
richtig gearbeitet wird, gibt es keine Probleme. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Da, wo die Richtlinien nicht richtig ausgelegt werden, 
gibt es nur Theater. Das muss endlich zu Ende sein. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Da sind wir uns einig.)

Ja, genau.

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Das wollen 
wir alles gern mal vor den Trägern hören.)

Ich sage, es kann nicht sein, wenn wir 20,5 Millionen Euro 
zusätzlich ins System bringen, dass alle denken, wir zie-
hen 20,5 Millionen Euro ab. Das ist doch wohl ein Wahn-
sinniger, meine Damen und Herren. 

(Heike Polzin, SPD: Das kommt mir alles 
bekannt vor. – Zuruf von Werner Kuhn, CDU)

Wir entlasten Familien, wir sorgen dafür, dass Kinder ein 
warmes Mittagessen bekommen, darin waren sich alle 
gesellschaftlichen Kräfte und auch alle Fraktionen hier 
im Haus, bis auf die NPD wohl, einig, dass das wichtig 
und richtig ist. 

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Das stimmt.)

Jetzt wird hier sozusagen alles umgedreht und auf den 
Kopf gestellt, und es wird so getan, 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

als wenn die Entlastung der Eltern nicht funktioniert. 
Genau das Gegenteil ist der Fall. Deswegen kann ich Sie 
nur alle aufrufen, sich endlich dafür einzusetzen, dass 
eine Aufklärung stattfindet und keine Verunsicherung 
mehr. Und in besonderer Weise wende ich mich hier an 
DIE LINKE in diesem Haus, die wahrscheinlich immer 
wieder da für Unruhe sorgt. 

(Birgit Schwebs, DIE LINKE: Na, wenn 
Richtlinien erst abgeklärt werden müssen!)

Meine Damen und Herren, die Richtlinien sind sehr ein-
fach, und jeder, der eine Frage hat, kann telefonisch 
nachfragen, wie das zu machen ist. Es ist einfach so, ich 
muss vier Kreuze aufsetzen, eine Summe einsetzen und 
einen Antrag unterschreiben. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Dann habe ich noch vier bis acht Wochen Zeit, sogar 
noch die Unterschriften der Eltern nachzureichen, kriege 
die erste Tranche der Vorauszahlungen sozusagen auf 
gut Glauben, so weit sind wir ja. Und das soll noch nicht 
reichen? Ich verstehe die Welt nicht mehr. – Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der SPD)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Herr 
Abgeordneter. 

Es hat jetzt das Wort für die Fraktion DIE LINKE der 
Abgeordnete Herr Ritter. Bitte, Herr Abgeordneter.

Peter Ritter, DIE LINKE: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die überhebliche Art und 
Weise von einigen Rednerinnen der Koalitionsfrak tionen 
geht mir mächtig auf den Zeiger. Ich will Ihnen auch 
sagen, warum. 

(Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

Ich bin seit über zehn Jahren Vorsitzender eines 
Jugendhilfeausschusses gewesen, bis letzte Woche 
zugegebenermaßen. 

(Raimund Borrmann, NPD: Zu alt dafür.)

Ich habe in keinem Jahr zu keiner Problematik so eine 
parteiübergreifende Kritik erlebt wie zu diesen Richt-
linien. 

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Und dass Sie sich hier hinstellen, Herr Glawe, und sagen, 
es gibt Jugendämter, die verweigern sich, dieses oder 
jenes umzusetzen, 

(Zurufe von Harry Glawe, CDU,
und Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE)

dazu empfehle ich Ihnen mal einen Blick in das Jugend-
amt des Landkreises Demmin. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter arbeiten bis zum Umfallen. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Ja.)
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Sie sind nicht mal mehr in der Lage, die Ermäßigungs-
anträge, die im Amt vorliegen, zeitgerecht zu bearbeiten. 
Zusätzliches Personal können wir nicht einstellen, weil 
wir permanent Post vom Innenminister bekommen, wir 
sollen weiter einsparen. 

(Zuruf von Werner Kuhn, CDU)

Und da sagen Sie, die Leute vor Ort verweigern sich.

(Unruhe bei Abgeordneten
der Fraktionen der SPD und CDU –

Zuruf von Wolf-Dieter Ringguth, CDU)

Und wie … 

(Wolf-Dieter Ringguth, CDU: Lorenz, jetzt
hast du noch Schuld. Der Sozialminister hat

nichts damit zu tun. Du bist jetzt schuld, 
dass die Caterer ihr Geld nicht kriegen.)

Nein, er ist überhaupt nicht schuld.

Und wie Sie mit der berechtigten Kritik von den Betrof-
fenen umgehen, das ist schon ein starkes Stück. Der 
Jugendhilfeausschuss das Landkreises Demmin hat 
nach Erscheinen der Richtlinien parteiübergreifend – und 
ich schwöre, ohne dass ich das angeleiert habe – einen 
Brief an den Sozialminister geschrieben und die …

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Herr Ritter, gestatten 
Sie eine Anfrage des Abgeordneten Heydorn?

Peter Ritter, DIE LINKE: Nein, ich gestatte keine Frage.

… berechtigten Kritiken formuliert. 

(Harry Glawe, CDU: Die kennen wir ja.)

Wir haben bis heute nicht mal eine Antwort vom Sozial-
minister bekommen. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Das sind 
die Tatsachen. – Harry Glawe, CDU:

Herr Heydorn wollte eine Frage stellen.)

Und da wird den Ämtern vorgeworfen beziehungsweise 
den Jugendhilfeausschüssen, die arbeiten nicht richtig, 
die verweigern sich. 

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: 
Das ist das Letzte!)

Sie wissen nicht, wie es vor Ort aussieht, und machen 
hier dicke Backen. 

(Harry Glawe, CDU: Nun ist es aber genug. 
Nun reicht es aber. Nun reicht es aber.)

Das lasse ich nicht durchgehen.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Ich schließe damit die Ausspra-
che. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der Frak-
tion der FDP auf Drucksache 5/1821 abstimmen. Wer 
dem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um sein Handzeichen. – Danke schön. Die Gegen-
probe. – Danke schön. Stimmenthaltungen? – Damit ist 
der Änderungsantrag der Fraktion der FDP auf Druck-
sache 5/1821 bei Zustimmung durch die Fraktionen 

DIE LINKE, FDP und NPD sowie Gegenstimmen der 
Fraktionen der SPD und CDU abgelehnt. 

Ich lasse nun über den Änderungsantrag der Fraktion 
DIE LINKE auf Drucksache 5/1826 abstimmen. Wer die-
sem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um sein Handzeichen. – Danke schön. Die Gegen-
probe. – Danke schön. Stimmenthaltungen? – Damit ist 
der Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf Druck-
sache 5/1826 bei Zustimmung durch die Fraktionen 
DIE LINKE, FDP und NPD sowie Gegenstimmen durch 
die Fraktionen der SPD und CDU abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den unveränderten 
Antrag der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 5/1641. 
Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
jetzt um sein Handzeichen. – Danke schön. Die Gegen-
probe. – Danke. Stimmenthaltungen? – Damit ist der 
Antrag der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 5/1641 
bei Zustimmung durch die Fraktionen DIE LINKE, FDP 
und NPD sowie Gegenstimmen durch die Fraktionen der 
SPD und CDU abgelehnt. 

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 29: Beratung 
des Antrages der Fraktion der FDP – FSC-Zertifizierung 
von Nationalparken beenden, auf Druck sache 5/1775. 

Antrag der Fraktion der FDP:
FSC-Zertifizierung von 
Nationalparken beenden
– Drucksache 5/1775 –

Das Wort zur Begründung hat die Abgeordnete Frau 
Reese von der Fraktion der FDP. Bitte schön, Frau Abge-
ordnete.

Sigrun Reese, FDP: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 
Kollegen Abgeordnete! Ich denke, es ist jetzt sicherlich 
schwer für mich, nach einem so emotionalen Thema auf 
ein Sachthema zurückzukommen, die FSC-Zertifizierung 
von Nationalparken in unserem Land. Ich will trotzdem 
versuchen, Ihre Aufmerksamkeit auf dieses Thema zu 
lenken. 

Die Zertifizierung von Waldbewirtschaftungsformen ist 
ein Instrument, um eine nachhaltige ökologische Ent-
wicklung von Wald- und Forststandorten zu dokumen-
tieren und somit zur Erhaltung unserer Landschaft bei-
zutragen. Weiterhin ist mit der Zertifizierung auch ein 
Qualitätsmanagement verbunden, welches dem Kun-
den eine bessere Orientierung am Markt ermöglichen 
soll. Meines Wissens hat dies bisher jedoch in Meck-
lenburg-Vorpommern noch nicht zu nennenswerten 
Erlös steigerungen geführt. Die bei uns gebräuchlichsten 
Zertifikate sind die Zertifikate des Forest Stewardship 
Council, kurz FSC, und die Pan-European Forest Certi-
fication, kurz PEFC. Das FSC ist ein gemeinnütziger ein-
getragener Verein nach mexikanischem Recht und das 
PEFC ist ein gemeinnütziger eingetragener Verein in 
Luxemburg, nach deren Grundsätzen die Zertifikate ver-
geben werden.

Ziel der Zertifizierung nach den FSC-Kriterien ist die För-
derung einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung, die 
ökologisch, sozial und wirtschaftlich verträglich ist. Wei-
terhin dient die PEFC-Zertifizierung der Imageverbes-
serung der Forstwirtschaft und des Rohstoffes Holz, da 
durch Monokulturen und brutales Abholzen von Natur-
wäldern Raubbau vor allen Dingen in Süd- und Nord-
amerika, aber zunehmend auch in Russland betrieben 
wird. Beide sogenannten Zertifizierungssysteme sind 
rein privatrechtlicher Natur, von den Umweltverbänden, 
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Waldbesitzern und Unternehmen der Forst- und Holz-
wirtschaft getragen und akzeptiert. Aber einen verbind-
lichen Rechtscharakter haben diese Zertifikate nicht. 

Mit dem Ziel, das Holz aus den Wäldern unseres Landes 
besser vermarkten zu können, hatte sich die Landes-
regierung im Jahr 2002 dazu entschlossen, die Wald-
flächen des Landes zertifizieren zu lassen. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Es geht nicht nur um das Zertifikat, es

geht um die Art des Wirtschaftens.)

In den Großschutzgebieten, zu denen auch die National-
parke gehören, war eine Zertifizierung nach den FSC-
Standards vorgesehen. Die übrigen Waldflächen der 
Landesforst sollten nach dem PEFC-Standard zertifiziert 
werden. Sowohl das PEFC-Zertifikat als auch das FSC-
Zertifikat sind auf die Waldbewirtschaftung ausgelegt. 
Auch wenn nach der FSC-Richtlinie eine Einbeziehung 
von Schutzgebieten durchaus möglich sein soll, sieht 
meine Fraktion jedoch einen Widerspruch mit den Zielen 
der FSC-Zertifizierung und denen eines Nationalparks. 

Ich will an dieser Stelle aber klar sagen, dass wir als 
FDP-Fraktion uns nicht generell gegen die Zertifizierung 
von Waldflächen mit dem dazugehörigen Management 
aussprechen wollen. Solange Waldbesitzer sich freiwillig 
darauf einigen, eine Zertifizierung durchführen zu wollen, 
weil sie sich dadurch Vorteile im wirtschaftlichen Wett-
bewerb erhoffen, sollen sie dies herzlich gerne tun. Es 
erschließt sich mir allerdings nicht, warum eine Zertifi-
zierung der Nationalparke nach den FSC-Kriterien 2002 
angeordnet wurde. 

Das Bundesnaturschutzgesetz definiert in Paragraf 24 
Nationalparke als rechtsverbindlich festgesetzte, einheit-
lich zu schützende Gebiete. Die Länder haben sicherzu-
stellen, dass Nationalparke unter Berücksichtigung ihres 
Schutzzweckes wie Naturschutzgebiete geschützt wer-
den. Durch die Behandlung eines Nationalparks wie ein 
Naturschutzgebiet ist eine wirtschaftliche Betätigung, sei 
es durch Land-, Forst- und Wasserwirtschaft, Jagd und 
Fischerei, weitestgehend auszuschließen. Ausnahmen 
werden nur unter strengen Auflagen der Naturschutz-
behörden erteilt. Durch die gleichwertige Behandlung 
eines Nationalparks mit einem Naturschutzgebiet lassen 
sich Rückschlüsse auf die anzuwendenden Bewirtschaf-
tungsmöglichkeiten ziehen. Mit dem FSC-Zertifikat soll 
eine nachhaltige, ökologische und soziale Waldbewirt-
schaftung erreicht werden. Dieses Ziel ist mit der Ein-
stufung eines Nationalparks als gleichwertig mit einem 
Naturschutzgebiet bereits sowieso gegeben. Aus die-
sen Gründen bedarf es keiner weiteren Zertifizierung 
nach der FSC-Richtlinie, sondern eines detaillierten, öko-
logisch sinnvollen Naturparkplanes, welcher auch eine 
gesunde Entwicklung des Gebietes erlaubt. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Kennen Sie die Unterschiede?)

In diesem Plan sind die konkreten Pflege- und Entwick-
lungsziele eines Nationalparkes fest verankert. Weiter-
hin gibt es seit dem Jahr 2005 eine Waldbehandlungs-
richtlinie, welche die Grundlage für den Umbau der 
immer noch weitestgehend naturfernen Forste in natur-
nahe, sich selbst regulierende Wälder bildet. Ebenso 
gibt es Verordnungen über die Ausübung der Jagd in 
den National parken. Die eben genannten Ausführungen 
sollen verdeutlichen, dass es in den Nationalparken 
bereits eine Vielzahl an Gesetzen und sonstigen recht-
lichen Regelungen gibt, die die Handlungsspielräume in 
National parken umfassend festlegen. 

Es ist für mich unverständlich, warum gerade in diesen 
schon fast überregulierten Gebieten noch eine weitere 
Regulierung im Sinne einer zwingend vorgeschriebenen 
Zertifizierung nach wirtschaftlichen Betrachtungsweisen 
sinnvoll sein soll. Durch die in den Nationalparken bereits 
geltenden Bewirtschaftungsvorschriften sollte auf dem 
Markt mindestens ein gleich hoher Preis wie bei einer 
wie auch immer gearteten Zertifizierung erzielt werden 
können. Und da Minister Backhaus ja gerne neue Label 
erfindet, warum nicht auch: Gewachsen unter kontrollier-
ten ökologischen Bedingungen in Nationalparken Meck-
lenburg-Vorpommerns? Am 29. Mai …

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja,
müssen wir. Ja, weil wir Klimaaktien verkaufen.)

Ja, das ist eine gute Idee, ne? Genau, eine gute Idee. 

Am 29. Mai dieses Jahres wurde im Agrarausschuss eine 
Anhörung gerade zu diesem Thema der FSC-Zertifizie-
rung von Nationalparken durchgeführt. Im Ergebnis der 
Beratung wurde von einem Großteil der anzuhörenden 
Sachverständigen erklärt, dass sie eine FSC-Zertifizie-
rung unserer Nationalparke als nicht zwingend sinnvoll 
und notwendig erachten. Auch die Landesforstanstalt 
stellte die Zertifizierung infrage, da sie Differenzen mit 
den Zielstellungen der Zertifizierung und des National-
parks sieht. Seitens der Umweltverbände und auch des 
Ministeriums wird oft auf die touristische Ausstrahlung 
der Nationalparke abgestellt und die Zertifizierung auch 
mit diesem Argument begründet. Ich möchte hier nur so 
viel sagen, dass auch vom Tourismusverband Fischland-
Darß-Zingst eine FSC-Zertifizierung als nicht zwingend 
förderlich angesehen wird. Die Entwicklung der Besu-
cherzahlen wird sich nicht verändern, ob mit oder ohne 
Zertifizierung, wie ja der Zeitraum des nicht vorhande-
nen Zertifikates deutlich bewiesen hat. 

Meine sehr geehrten Kollegen, eine Beendigung der 
FSC-Zertifizierung von Nationalparken bedeutet nicht, 
dass hier nun jeder tun und lassen kann, was er will. 
Nichtsdestotrotz ist bei einer Beendigung der Zertifizie-
rung weiterhin auf die konsequente Umsetzung der in 
den Nationalparkplänen formulierten Ziele der National-
parke zu achten. Das Land muss hier seiner Kontroll-
pflicht unbedingt Folge leisten, um einen geregelten 
Übergang von einer bewirtschafteten Nationalparkfläche 
hin zu sich selbst regulierenden Flächen zu erreichen. 

Abschließend möchte ich nur noch einmal klarstellend 
bemerken, dass sich für unsere Fraktion vom Grundsatz 
her Widersprüche zwischen den Zielen der Zertifizie-
rungssysteme und den von den Nationalparken zu errei-
chenden Zielen ergeben. Wir sind nicht der Auffassung, 
dass die Zertifizierung nach den FSC-Kriterien allgemein 
ungeeignet zur Zertifizierung der Bewirtschaftung von 
Waldflächen ist. Sehr geehrte Kollegen, ich bitte Sie um 
Zustimmung zu unserem Antrag. – Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Frau 
Reese. 

Im Ältestenrat wurde eine Aussprache mit einer Dauer 
von bis zu 60 Minuten vereinbart. Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch, dann ist das so beschlossen. Ich 
eröffne die Aussprache. 

Als Erster hat ums Wort gebeten in Vertretung des Minis-
ters für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz 
der Innenminister. Bitte schön, Herr Innenminister, Sie 
haben das Wort.
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(Michael Roolf, FDP: Der neue Bauernminister. –
Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

Minister Lorenz Caffier: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nachdem ich gerade noch für die Kinder-
gärten zuständig war, jetzt zu den Nationalparks. 

(Zuruf von Peter Ritter, DIE LINKE)

Die Fraktion der FDP hat einen Antrag in den Landtag 
eingebracht, in dem die Landesregierung aufgefordert 
wird, die FSC-Zertifizierung in den Nationalparken des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern ab dem Jahre 2009 
auslaufen zu lassen. 

Lassen Sie mich dazu einige fachliche Hintergründe 
erläutern: Waldflächen in den Nationalparks von Meck-
lenburg-Vorpommern sind aus Wirtschaftswäldern 
hervorgegangen. Zur Erhöhung der Naturnähe und 
zur Sicherung der Waldstabilität wurde in nicht hei-
mischen Beständen und in naturfernen Kiefernwäldern 
Holz genutzt. Und es wird auch noch für einen länge-
ren Zeitraum in den Nationalparken forstliche Eingriffe 
geben. Dabei fällt nutzbares Holz an, welches dem Holz-
markt zugeführt wird. Es war vor diesem Hintergrund 
bei allen bekannten Problemen durchaus vorteilhaft, 
diese bisherigen Holznutzungen durch einen internatio-
nal agierenden Zertifizierer begutachten zu lassen. Die 
Nationalparke konnten mit dem FSC-Zertifikat gegen-
über der Öffentlichkeit und den Holzmarktkunden die 
Umweltgerechtigkeit dieser forstlichen Eingriffe auch 
begründen und darstellen. 

Ferner beinhaltet das FSC-Zertifizierungsverfahren zum 
Teil auch Zertifizierungsregelungen für strenge Schutz-
gebiete und geht damit über eine Zertifizierung reiner 
Wirtschaftsbetriebe weit hinaus. Dies ist aber sicherlich 
kein Grund, am Status quo immer festzuhalten. Vor dem 
Hintergrund der sich verändernden Holznutzung in den 
Nationalparken ist die Diskussion über eine Fortführung 
dieses Zertifizierungssystems sicherlich gerechtfertigt. 
Sie sollte aber ergebnisoffen geführt und nicht bereits 
mit Festlegungen gespickt werden, bevor diese Diskus-
sionen abgeschlossen sind. 

Nationalparke repräsentieren als einzigartige Naturland-
schaften ein natürliches Erbe, das es weltweit zu erhalten 
gilt. Hierzu bedarf es natürlich eines effektiven Manage-
ment- und Überprüfungssystems. Dabei muss das 
Management der Nationalparke eine Vielzahl von Para-
metern, insbesondere aus den Bereichen Bildung, nach-
haltige Entwicklung, Einbeziehung der örtlichen Interes-
senten, Öffentlichkeitsarbeit, aber auch Qualitätsziele 
aus dem Bereich Wald enthalten. Ob dieser umfassende 
Ansatz durch eine Forstzertifizierung wie beispiels-
weise FSC oder PEFC, die prioritär für Wirtschaftswälder 
geschaffen wurden, in Nationalparken überprüft werden 
kann, ist diskussionswürdig. 

Der Bund und die Länder haben sich gemeinsam mit 
EUROPARC Deutschland zusammengesetzt und Quali-
tätskriterien und -standards für deutsche National-
parke erarbeitet. Ziel ist es, die Managementqualitäten 
der Nationalparke zu evaluieren, um auf Grundlage von 
einheitlichen Qualitätszielen, -standards und -kriterien 
den Prozess der Qualitätserhaltung und -verbesserung 
voranzutreiben. Genau diesen Prozess müssen wir in 
unseren Nationalparken forcieren. Eins wird aber jetzt 
bereits deutlich: Die Qualitätskriterien und -standards für 
deutsche Nationalparke können eine FSC-Zertifizierung 
nur begrenzt ersetzen, da sie auf eine umfassende Eva-
luierung der Managementqualität der Nationalparke und 

nicht speziell auf die des Waldes abzielen. Es werden 
nur wenige Waldparameter erfasst und bewertet, dafür 
aber umso mehr Parameter aus den Bereichen Gebiets-
betreuung, Umweltbildung, Öffentlichkeitsarbeit, For-
schung und vieles andere mehr. 

Es ist also, sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-
nete der FDP-Fraktion, zu kurz gesprungen, einfach so 
die Zertifizierung in den Nationalparken abzuschaffen 
oder bis dato auslaufen zu lassen. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Na ja, wie üblich!)

Bevor nicht tragfähige Alternativen vorliegen und ange-
wendet werden können, sind Schnellschüsse fehl am 
Platz und schaden dem Image der Nationalparke unseres 
Landes und damit auch der touristischen Infrastruktur in 
Mecklenburg-Vorpommern mehr, als sie nützen. – Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten
der Fraktionen der SPD und CDU – 

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ich 
 möchte mal wissen, wer hinter dem Antrag steckt.)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Herr 
Minister. 

Es hat jetzt das Wort für die Fraktion DIE LINKE die 
Abgeordnete Frau Schwebs. Bitte schön, Frau Abgeord-
nete.

Birgit Schwebs, DIE LINKE: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die naturnahe Waldbewirtschaf-
tung steht angesichts des Klimawandels vor großen 
Herausforderungen. Und es wird auch hier bei uns im 
Land immer deutlicher, dass der Wald beziehungsweise 
die Waldbewirtschaftung immer mehr als ein Kosten-
faktor begriffen wird. Gewinne werden maximiert, Perso-
nal wird abgebaut beziehungsweise in den Großschutz-
gebieten auf minimalem Niveau vorgehalten, auch in 
unserer Landesforstanstalt. Am Ende bleibt zwar immer 
die Hoffnung, dass die Gemeinwohlfunktionen des 
Waldes schon irgendwie erhalten bleiben werden, ob sie 
in Erfüllung gehen, werden aber erst die nächsten Jahr-
zehnte zeigen. 

Die Prognosen für den weiteren Klimawandel hingegen 
verheißen nichts Gutes für den deutschen Wald. Extreme 
Witterungsereignisse wie Stürme und starke Nieder-
schläge nehmen zu und es gibt Trends zu höheren Tem-
peraturen und Winterniederschlägen sowie zur Sommer-
trockenheit. Der Wald als langlebige Land nutzungsform 
wird besonders hart von den Klimaveränderungen 
betroffen sein, weil die Bäume mit den heutigen und 
den künftigen Klimabedingungen der nächsten 100 bis 
150 Jahre zurechtkommen müssen. Deshalb muss der 
Wald fit dafür gemacht werden oder besser fit gehalten 
werden. Er darf nicht nur als Holzlieferant bewirtschaftet 
werden, insbesondere nicht der Staatswald. Der Maß-
stab in diesem Fall ist die Erhaltung der Multifunktio-
nalität des Waldes. Und wenn der Wald multifunktional 
bewirtschaftet wird, dann sollte dieses auch nach außen 
hin dokumentiert werden. Und was, meine Damen und 
Herren, könnte sich da besser eignen als ein Zertifizie-
rungssystem, das für eine nachhaltige Bewirtschaftung 
steht, das auf die Einbeziehung der sogenannten Stake-
holder setzt und das transparent ist. Und nachhaltige 
Bewirtschaftung heißt in diesem Falle bei FSC, dass öko-
nomische, ökologische und soziale Faktoren gleichwer-
tig berücksichtigt werden. 
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Sicher gibt es da unterschiedliche Systeme, darauf hat 
Frau Reese von der FDP hingewiesen – PEFC, Naturland, 
EUROPARC hat Kriterien entwickelt oder auch ISO 9001 – 
wie es in der Anhörung teilweise formuliert wurde. Aber 
meine Fraktion favorisiert für den Landeswald und ins-
besondere in Schutzgebieten die Zertifizierung nach 
FSC. Dieses ist auch ein international akzeptiertes Ver-
fahren, das für eine schonende Waldbewirtschaftung 
steht. 

FSC, meine Damen und Herren, steht in der Regel für 
die Produktion von Holz unter klar definierten Rahmen-
bedingungen. Aber unsere Nationalparke, und das 
wurde auch in der von meiner Fraktion beantragten 
Anhörung zum Thema FSC-Zertifizierung deutlich, sind 
noch National parke im Entwicklungsstadium. Auch der 
Minister hat darauf hingewiesen. Und so werden wir sie 
wohl noch über 10 oder 20 Jahre bewirtschaften müs-
sen. So lange wird in den Nationalparken an den unter-
schiedlichsten Stellen noch Holz geschlagen und werden 
andere Pflegemaßnahmen durchgeführt. Und dies sollte 
nach FSC-Kriterien erfolgen, auch wenn diese nicht so 
kostengünstig sind. 

Meine Damen und Herren, auch an dieser Stelle möchte 
ich Sie noch einmal an den Ausspruch von Kofi Annan 
erinnern: „Das aktive Engagement der Bürgergesell-
schaft ist eine Voraussetzung für einen bedeutenden 
Fortschritt in Richtung Nachhaltigkeit.“ Ich denke, das 
passt auch in diesem Falle wieder. Gerade weil die Zer-
tifizierung nach FSC dieses öffentliche Engagement der 
Bürgergesellschaft herausfordert, sind wir der Auffas-
sung, dass die FSC-Zertifizierung für die Landesflächen 
in den Großschutzgebieten fortzuführen ist. Ich könnte 
mir sogar vorstellen, um dem Kriterium der nachhaltigen 
Bewirtschaftung in diesen Gebieten gerecht zu werden, 
dieses nach außen hin zu demonstrieren und so der Vor-
bildwirkung der öffentlichen Hand gerecht zu werden, 
damit die Bewirtschaftung nach FSC-Kriterien als gute 
fachliche Praxis der Forstwirtschaft in den Großschutz-
gebieten festgeschrieben wird. 

Deshalb, meine Damen und Herren, lehnen wir den 
Antrag der FDP glatt ab. Hinzuzufügen bleibt, Frau 
Reese, die FSC-Zertifizierung ist 2002 den Nationalpar-
ken keinesfalls übergestülpt worden, sondern in einem 
intensiven Diskussionsprozess mit den Verwaltungen der 
Schutzgebiete, mit Kommunen, mit Besitzern angren-
zender Privatwälder, 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Rostock macht das übrigens auch.)

mit Naturschutzverbänden und Fördervereinen ist diese 
FSC-Zertifizierung damals ganz bewusst entschieden 
worden. Ich denke, diese Öffentlichkeit und Transparenz 
sollten wir uns doch gerade in den Schutzgebieten erhal-
ten. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Frau 
Schwebs. 

Es hat jetzt das Wort für die Fraktion der SPD die Abge-
ordnete Frau Schildt. Bitte schön, Frau Abgeordnete.

Ute Schildt, SPD: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die FDP macht es kurz und bündig: „FSC-
Zerti fizierung von Nationalparken beenden“. Das passt 
in die Struktur, vollendete Tatsachen schaffen, Unter-
suchungsausschüsse einsetzen, Regierungserklärungen 

fordern, ganz nach dem Motto: Wir kommen und han-
deln, schnell, liberal und verbindlich. 

(Hans Kreher, FDP: Richtig. – 
Zuruf von Volker Schlotmann, SPD)

Meinen Sie, meine Damen und Herren von der FDP, …

Doch das ist nicht so. Ich glaube, ein bisschen mehr 
Gründlichkeit ist schon notwendig, wenn man Verände-
rungen schaffen will. Dazu gehört schon eine saubere 
Recherche, eine genaue Befassung mit den Themen, um 
dann endgültig Veränderungen einzuläuten. Wir tun das. 

(Zuruf von Hans Kreher, FDP)

In unserem Land, das haben Sie sehr umfangreich aus-
geführt, Frau Reese, 

(Hans Kreher, FDP: Ja, sehr 
gewissenhaft, ne? Ja, sehr gewissenhaft.)

haben wir zwei verschiedene Zertifizierungssysteme 
und für die staatlichen Flächen, die sich in Naturparken 
und im Forstamt Radelübbe befinden, das sind 
29.500 Hektar insgesamt, haben wir die FSC-Zertifizie-
rung vorliegen. Da gelten sehr umfangreiche Standards, 
die durch ein Monitoring gewährleistet werden und auch 
immer einer Prüfung unterliegen. Das ist auch sehr wich-
tig, schließlich geht es um Flächen, die einen besonderen 
Schutzstatus haben, die neben der Umweltbildung, der 
nachhaltigen Naturerhaltung, Bildungsaufträgen, Ein-
beziehung der örtlichen Interessen und Öffentlichkeits-
arbeiten Qualitätsziele haben. Es ist auch unser Ansatz, 
diese Flächen weiter einem Schutz zu unterlegen. 

Und eines ist gut in Erinnerung, wie 2007 die Medien 
über die FSC-Aberkennung im Nationalpark Jas-
mund und Vorpommersche Boddenlandschaft berich-
tet haben. Wir sind deshalb als Ausschuss sehr inten-
siv in dieser Thematik gewesen. Es ist ein laufender 
Prozess. Wir haben das Monitoring weiter im Auge zu 
behalten. Holz einschlag, Wildbestandsregulierung und 
orga nisatorische Grundlagen unterliegen nun mal einem 
Monitoring. Wir wissen, dass große Initiativen zur Rück-
erlangung des Siegels erfolgreich waren. Dieses Siegel 
ist sehr wichtig, um einen Markteintritt für das Holz aus 
diesen Regionen zu bekommen und sichere Preise zu 
sichern. Deshalb muss es, wenn man so ein Siegel ein-
fach abschafft, eine adäquate Bedingung geben, die das 
rechtfertigt. 

Auch die Naturschutzverbände haben sich zu diesem 
Antrag schon geäußert, denn die Angst ist groß, dass 
wir etwas abschaffen, ohne eine adäquate Lösung dafür 
zu finden. Zurzeit ist die FSC-Zertifizierung der einzige 
Standard, Entwicklung und Management eines National-
parks zu evaluieren. Zwischen Bund und Ländern und 
EUROPARC Deutschland sowie anderen Akteuren wur-
den bereits Abstimmungen zur Entwicklung von Quali-
tätskriterien und Standards für deutsche Nationalparke 
erarbeitet. Und es wäre und ist sinnvoll, diese Standards 
für unser Land zu prüfen, da sie allgemeingültig sind. 
Diese sollen dem Ziel dienen, auf der Grundlage von 
einheitlichen Qualitätszielen, -standards und -kriterien 
den Prozess von Qualitätserhaltung und Qualitätsverbes-
serung in Nationalparken voranzutreiben. Möglicher-
weise stellt die Umsetzung der Alternative zur gegen-
wärtigen FSC-Zertifizierung eine Alternative dar. Das ist 
zu prüfen, und zwar gründlich zu prüfen. Deshalb bean-
tragen wir, den Antrag in den Ausschuss zu überweisen, 
um das mit aller Gründlichkeit dort fortzusetzen.
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(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der SPD –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Und wo soll 
das hinführen? – Birgit Schwebs, DIE LINKE:

Ja, mit welchem Ergebnis?)

Vizepräsident Andreas Bluhm: Danke schön, Frau 
Schildt. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Das hat
der Antrag nicht verdient. – Michael Roolf, FDP:

Jetzt sind Sie aber ungerecht.)

Es hat jetzt das Wort für die Fraktion der NPD der Abge-
ordnete Borrmann. Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Raimund Borrmann, NPD: Bürger des Landes! 

(Unruhe bei Abgeordneten
der Fraktionen der SPD und DIE LINKE)

Der Antrag der FDP-Fraktion, die FSC-Zertifizierung ...

Vizepräsident Andreas Bluhm: Herr Abgeordneter 
Borrmann, ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf wegen 
erneuter Missachtung der Ordnung des Hauses. Bitte 
fahren Sie fort.

Raimund Borrmann, NPD: Der Antrag der FDP-Frak-
tion, die FSC-Zertifizierung von Nationalparken zu been-
den, wirft auf den ersten Blick ein makaberes Licht auf 
die Arbeit dieser und der vorherigen Regierung. Es wird 
für die Besiegelung einer Qualität Geld ausgegeben, 
obwohl diese Qualität „Nationalpark“ gar nicht durch 
FSC, sondern allein schon durch die Gesetze definiert 
und nach diesen kontrolliert werden müsste. Warum also 
Geld für Unsinn bezahlen? 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Sie haben auch zu wenig Ahnung.)

Ebenso gut könnte sich der Ministerpräsident ohne Fahr-
erlaubnis einer Fahrprüfung unterziehen, 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Hier
 haben Sie schon fachkundiger vorgetragen.)

obwohl er ja ständig kutschiert wird, oder Minister Sel-
lering für sich selbst Landesblindengeld beantragen ob 
seiner Blindheit für den berechtigten Anspruch auf ange-
messenen Nachteilsausgleich von Sehbehinderten, 

(Dr. Margret Seemann, SPD: Sie Witzbold!)

oder Frau Keler auf ihre letzten Tage eine Ausbildung 
zur Bürokraft für verschwundene Akten absolvieren, 
obgleich es ja bekanntlich auch findige Staatsanwälte 
gibt. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Über Ihre
politische Blindheit hatte ich gestern gesprochen.)

Der FDP-Antrag ist ein Schlag ins Gesicht dieser Regie-
rung, eine Desavouierung ihres Ansehens beim Volk: 
Seht her, diese hochbezahlten Diener – denn nichts 
anderes heißt ja Minister – verschleudern unsere Steuer-
gelder mit dem Segen der Parlamentsmehrheit, die ja 
diese Haushalte und damit bislang auch die Zertifizie-
rungskosten gebilligt hat.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Erstaunlich, wie Sie Ihre kostbare

Zeit verschleudern.)

Es, Zitat, „ist nach einem mit der Parkverwaltung abge-
stimmten Plan zu verfahren, da eine direkte forstliche 
Nutzung … nicht vorgesehen ist“, heißt es in der Begrün-
dung des FDP-Antrages. Die logische Schlussfolgerung 

der FDP: Wenn also keine direkte Forstwirtschaft im 
Nationalpark stattfindet, ist es hinfällig, Nationalparke 
nach FSC zu zertifizieren. Diese Logik scheint unerschüt-
terlich, solange die FDP sich im bloßen Sein, nicht aber 
im Werden ergeht. Vielleicht stände es besser mit der 
Philosophie der FDP, wenn sie weniger der Antirechts-
hysterie verfallen wäre, statt auf jeder Tagung ihre unge-
teilte Aufmerksamkeit NPD-Mitgliedern zu schenken sich 
lieber der Sache selbst widmen würde. 

Nehmen wir zum Beispiel die Tagung des Waldbe-
sitzerverbandes von Mecklenburg-Vorpommern am 
26. April 2008. Neben den zahlreichen Willkommens-
heißungen der Landtagsabgeordneten Schlupp und 
Reese und deren Grußworte ging es auch um die Zerti-
fizierung von Waldflächen. Als aufmerksamer Zu hörer 
ist mir keineswegs entgangen, was Ihre schriftliche 
Antragsbegründung hier vermissen lässt, die Begrün-
dung dafür, warum man eigentlich eine Zertifizierung 
ins Auge gefasst hatte. Unsere Nationalparke, auch 
der Minister sagte das, sind ja nicht vom Himmel gefal-
len, sondern wurden erst nach der Wende nach neuen 
gesetzlichen Bestimmungen, wie Sie hier zum Teil selbst 
ausführen, eingerichtet. Die Gehölze in den Wäldern sind 
nun einmal keine NPD-Abgeordneten, die man auf Zuruf 
aus jeder Versammlung schmeißen und mit präsidialer 
Anordnung bei der leisesten Renitenz aus dem Landtag 
expedieren kann. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Bäume knarren auch nicht so wie Sie.)

Macht nichts. 

Der Charakter von Wäldern ändert sich ja erst im Laufe 
von ein bis zwei Generationen. In diesen 20 bis 40 Jahren 
ist ein Übergang von einem wirtschaftlichen Forst betrieb 
zum reinen Nationalpark ein fließender Übergang, in dem 
zunächst die forstliche Nutzung überwiegt. Die Landes-
forstanstalt, so war es auf der Wald besitzertagung zu 
vernehmen, hatte den Übergang vom Nationalpark durch 
Holzeinschlag und Verkauf dieser eingeschlagenen Fest-
meter zu begleiten. 

(Vizepräsident Hans Kreher 
übernimmt den Vorsitz.)

Sie ging zunächst von wirtschaftlichen Überlegungen 
aus und versprach sich durch die Zertifizierung einen 
höheren Holzpreis als bei unzertifiziertem Holz. Auf der 
Waldbesitzertagung schien mir eine Mehrheit die gegen-
teilige Erfahrung gemacht zu haben, beim Holzpreis 
spiele die Zertifizierung keine Rolle. Im Gegenteil, die 
Zertifizierung vermindere durch ihre Kosten sogar den 
Verkaufserlös. Es sind also viel mehr wirtschaftliche als 
rechtliche Erwägungen, die für einen Ausstieg aus der 
FSC-Begutachtung sprechen.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Wie 
viel Privatwald hat denn der Nationalpark?)

Geradezu absurd wird diese Prozedur, wenn man dieses 
Gütesiegel bezahlt, aber wegen kleinlicher Mängel aus 
dem Kreis der erlauchten Mitglieder herausfällt. Hat 
denn Minister Backhaus nichts anderes zu tun, als sich 
mit diesem Krümelkram zu beschäftigen? Was nützt ein 
strahlendes Etikett, wenn es am Ende funktionslos bleibt 
und sich niemand für dieses erwärmt? Scheint die Sonne 
noch so schön, einmal muss sie eben untergehn.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD – 
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Die Sonne

 scheint ins Kellerloch, lass sie doch!)
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Vizepräsident Hans Kreher: Das Wort hat jetzt der 
Abgeordnete Herr Lietz von der Fraktion der CDU.

Matthias Lietz, CDU: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! 

Frau Reese, Sie haben Ihren Antrag klar und ausführlich 
hier dargestellt. Ich danke Ihnen dafür. Die CDU-Fraktion 
teilt das Anliegen Ihres Antrages, aber ebenso deutlich 
ist durch Minister Backhaus klargestellt worden, dass 
es noch eine Reihe Fragen zu klären gilt, bis wir dazu 
kommen, dieses Zertifikat vielleicht einmal nicht mehr zu 
benötigen. 

(Zurufe von Egbert Liskow, CDU, und
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Deshalb unterstütze ich den Antrag und wir werden 
gemeinsam für die Koalition die Überweisung in den 
Agrarausschuss beantragen. – Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der CDU)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Herr Lietz.

Das Wort hat jetzt noch einmal die Abgeordnete Frau 
Reese von der FDP.

Sigrun Reese, FDP: Sehr geehrte Kollegen Abgeord-
nete! Selbstverständlich stehen wir einer Überweisung 
in den Agrarausschuss ganz offen gegenüber. Allerdings 
möchte ich doch noch anmerken, dass wir unseren 
Antrag nicht für einen Schnellschuss halten. Und ich erin-
nere noch mal an die bereits stattgefundene An hörung. 
Das Thema ist ja nicht völlig neu, es ist schon diskutiert 
worden. Trotzdem begrüße ich Ihren Antrag auf Über-
weisung und wir werden uns dem selbstverständlich 
anschließen. – Danke schön.

 (Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Frau Reese.

Meine Damen und Herren, es liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor. Ich schließe die Aussprache.

Im Rahmen der Debatte ist beantragt worden, den Antrag 
der Fraktion der FDP auf Drucksache 5/1775 zur Bera-
tung an den Agrarausschuss zu überweisen. Wer stimmt 
für diesen Überweisungsvorschlag? – Danke. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Die wollen den FSC abbügeln. Da 
können wir doch nicht zustimmen.)

Die Gegenprobe. – Danke. Enthaltungen? – Damit ist die-
ser Überweisungsvorschlag bei Zustimmung der Frak-
tion der SPD, der CDU, der FDP und der NPD, einigen 
Zustimmungen der LINKEN, … 

(Unruhe bei Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE)

Eine Zustimmung? – Nein.

(Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: 
Gegenstimmen und eine Enthaltung!)

… bei Gegenstimmen aus den Reihen der Fraktion DIE 
LINKE und einigen Enthaltungen ist dieser …

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Sollen wir das wiederholen, Herr Präsident? –

Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE: Eine 
Enthaltung, Herr Kreher, und nicht 
einige. – Raimund Borrmann, NPD:
Stimmen Sie doch noch mal ab!)

Eine Enthaltung?

(Zurufe von Abgeordneten
der Fraktion DIE LINKE)

Bei zwei Enthaltungen, ansonsten Gegenstimmen von 
der Fraktion DIE LINKE wurde diesem Überweisungs-
vorschlag zugestimmt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 30: Beratung 
des Antrages der Fraktion der NPD – SGB II ändern und 
Mietschulden klar definieren, Drucksache 5/1789.

Antrag der Fraktion der NPD:
SGB II ändern und Mietschulden 
klar definieren
– Drucksache 5/1789 –

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete Herr 
Borrmann von der NPD.

(Raimund Borrmann, NPD: Nein, nicht ich!)

Nein? Oh!

(Michael Andrejewski, NPD: Nein, ich!)

Das Wort hat also der Abgeordnete Herr Andrejewski 
von der NPD.

Michael Andrejewski, NPD: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lange Zeit haben die Sozialbehör-
den versucht, die Leistungsempfänger über ihre wah-
ren Ansprüche zu täuschen. Anträge auf Erstattung von 
Heizkostennachzahlungen wurden abgelehnt mit dem 
Argument, die Richtlinien der Behörden würden nur 
bestimmte Beträge für Heizungsaufwendungen gestat-
ten und die wären überschritten. Es hat sich aber mitt-
lerweile herumgesprochen, dass die tatsächlichen Hei-
zungskosten zu erstatten sind. Und immer mehr Leute 
wissen, was sie an Tatsachen vortragen müssen, um 
die Prozesse vor den Sozialgerichten zu gewinnen. 
Un sanierter Plattenbau mit 20 Jahre alten Fenstern, 
durch die der Wind pfeift und bei heftigem Regen auch 
noch Wasser kommt, wie vielerorts noch üblich, reichen, 
um jede Heizungsrechnung zu rechtfertigen.

Angesichts dieser für die Bürokratie unangenehmen 
Lage mit unangenehm aufgeklärten Bürgern hat sich das 
Jobcenter Ueckermünde einen neuen Supertrick einfal-
len lassen. Wenn der Vermieter die Betriebskostennach-
forderung erstellt, setzt er dem Mieter ein Zahlungsziel. 
Routinemäßig steht das auf jeder Rechnung. Die meis-
ten Vermieter wissen natürlich, dass diejenigen Mieter, 
die Hartz-IV-Empfänger sind, über das Geld nicht verfü-
gen, nicht sofort bezahlen können, erst entsprechende 
Anträge zu stellen haben, dass es Monate dauert, bis die 
Zahlung erfolgt, und sie so lange warten müssen. Das ist 
jedes Jahr das gleiche Spiel. Der Zahlungstermin steht in 
der Praxis nur auf dem Papier. Wegen der elend langen 
Bearbeitungsdauer sehen viele Leute auch keinen Sinn 
darin, den Antrag sofort zu stellen, sondern sie erledi-
gen das, wenn sie Zeit haben, wenn sie das nächste Mal 
ohnehin in der sogenannten Arbeitsagentur sind, auch 
um Fahrtkosten und Porto zu sparen. Aber dann kann es 
plötzlich zu spät sein, denn wenn der Leistungsbezieher 
seinen Antrag erst stellt, nachdem er die Rechnung beim 
Vermieter hätte bezahlen müssen, wenn er also in Ver-
zug geraten ist, sind das laut Jobcenter Ueckermünde 
auf einmal keine Heizungskosten mehr. Die haben sich 
dann in Mietschulden verwandelt und für sie werden 
ganz andere Regeln geltend gemacht.

Sie sagen im Jobcenter Ueckermünde, es läge nun 
kein gegenwärtiger Bedarf mehr vor im Sinne des Para-
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grafen 22 (1) SGB II, der zu übernehmen sei, wie die 
Gerichte mittlerweile einstimmig sagen, sondern Schul-
den im Sinne des Paragrafen 22 (5) SGB II. Sie können 
übernommen werden, heißt es in der Vorschrift, soweit 
dies zur Sicherung der Unterkunft oder zur Behebung 
einer vergleichbaren Notlage gerechtfertigt ist, und sie 
sollen übernommen werden, wenn dies gerechtfertigt 
und notwendig ist, weil sonst Wohnungslosigkeit einzu-
treten droht. Sie werden nicht mehr erstattet, sondern 
Geldleistungen sollen als Darlehen erbracht werden. So 
kann man sich aus seinen Verpflichtungen auch heraus-
winden. 

Der traurige Witz daran ist, dass die Behörden nie zah-
len müssen, denn durch eine nicht rechtzeitig bezahlte 
Betriebskostennachzahlungsrechnung kann man gar 
nicht obdachlos werden. Die berechtigt einen Vermie-
ter nämlich nicht zur Kündigung im Gegensatz zu mehr-
fach nicht überwiesenen Monatsmieten. Die Behörde 
sagt also, das sind Schulden im Sinne des Gesetzes, 
aber die brauchen wir nicht mal als Darlehen zu gewäh-
ren, denn wegen deines Zahlungsverzugs, lieber Bürger, 
ist deine Unterkunft nicht gefährdet wie im Mietrecht. 
Der Vermieter kann dir gar nicht kündigen. Und was 
sind vergleichbare Notlagen, die laut Gesetz der Gefahr 
des Wohnungsverlustes gleichstehen? Der Begriff ist so 
schwammig, dass der Willkür Tür und Tor geöffnet sind.

Was kann der Leistungsbezieher nun gegen dieses 
neue Manöver machen? Erstens natürlich den Antrag 
rechtzeitig stellen. Auf diese Notwendigkeit muss man 
die Leute jetzt immer und immer wieder aufmerksam 
machen, was wir auch tun werden, damit möglichst 
wenige Bürger in diese Falle laufen. Ist das versäumt 
worden, kann der Betroffene versuchen, die Argumenta-
tion des Amtes gegen es selbst zu kehren. Das können 
gar keine Schulden im Sinne des Gesetzes sein, so ließe 
sich sagen, gerade weil diese Verbindlichkeiten eben 
nicht zur Obdachlosigkeit führen können. Schwachpunkt 
auch hier die diffusen vergleichbaren Notlagen. Trotz-
dem sollte man es versuchen. Vielleicht gehen die Sozial-
gerichte ja mit und die Sache hat durchaus das Potenzial 
für ein Grundsatzurteil des Bundessozialgerichtes, auch 
wenn das dauert.

Das alles könnte man sich aber durch eine Gesetzes-
änderung ersparen. Im Paragrafen 22 (5) SGB II könnte 
etwa stehen: Betriebskostennachforderungen sind keine 
Schulden im Sinne dieses Gesetzes. Durch diesen einen 
Satz könnte man sich diese ganze Flut von Prozes-
sen, die kommen wird, wenn weitere Ämter diesen Trick 
anwenden, ersparen.

Die neue Praxis des Jobcenters Ueckermünde ist eine 
große Gefahr für die Leistungsempfänger und kann sie in 
eine aussichtslose Verschuldung stürzen, denn wenn die 
Heizungsnachzahlungen bei den jetzigen Heizungs- und 
Ölpreisen nicht übernommen werden, hat er ganz schnell 
500, 600 Euro Schulden. Von denen kommt er nie wie-
der runter. Das führt zum Kontoverlust und so weiter, zur 
Existenzvernichtung, wenn man das noch Existenz nen-
nen kann, was ein Hartz-IV-Empfänger hat. Besonders 
heimtückisch dabei ist der Umstand, dass solche Metho-
den genau in dem Augenblick heimlich, still und leise 
angewendet werden, wenn die Bundes regierung laut-
hals verkündet, sie würde sich jetzt der Bürger mit gerin-
gem Einkommen annehmen und ihnen bei den Heizkos-
ten helfen. Es seien Zuschüsse angedacht, haben Herr 
Steinbrück und Frau Merkel gesagt. Die Bundestags-
wahl wirft ihre Schatten voraus. Aber mit diesen Tricks 

holt man sich das Geld zurück. Was die eine Hand gibt, 
das nimmt die andere Hand gleich wieder weg.

(Raimund Borrmann, NPD: Sehr richtig.) 

Wir sind gespannt auf die nächsten schmutzigen Tricks 
und wir werden dem auch weiterhin Widerstand ent-
gegensetzen. – Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Vizepräsident Hans Kreher: Meine Damen und Herren, 
im Ältestenrat wurde eine Aussprache mit einer Dauer 
von 60 Minuten vereinbart. Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch, dann ist es so beschlossen. Ich eröffne die 
Aussprache.

Um das Wort gebeten hat Frau Tegtmeier von der Frak-
tion der SPD.

Martina Tegtmeier, SPD: Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Es ist ein zweifelhaftes Vergnügen, 
zu einem Antrag der NPD zu reden.

(Udo Pastörs, NPD: Dann lassen Sie es doch! –
Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

Wie die meisten von Ihnen, sehr geehrte Damen und 
Herren, musste ich mir in den letzten beiden Jahren fast 
in jeder Landtagssitzung und eigentlich auch bei jedem 
einzelnen Redebeitrag der Fensterfraktion unverschämte 
Beleidigungen und Verunglimpfungen meiner Person als 
Abgeordnete, 

(Stefan Köster, NPD: Soll ich Ihnen ein Taschen-
tuch reichen? – Michael Andrejewski, NPD: 

Wie heißen Sie eigentlich?)

aber auch Verunglimpfungen und Beleidigungen mei-
ner Partei von den selbsternannten Saubermännern, den 
Gutmenschen in Aktion anhören. 

(Stefan Köster, NPD: 
Gutmenschen sind doch Sie!)

Darum ist es einmal ganz gut, einen Antwortsatz los-
zuwerden.

Übrigens, Herr Müller, Sie hatten vorhin in Ihrem Beitrag 
das Wort „Folter“ verwandt. Ihnen zuzuhören, ist reine 
Folter, das kann ich Ihnen versichern.

Nun zu meinem Satz, den ich gern einmal loswerden 
möchte.

(Zurufe von Raimund Borrmann, NPD, 
und Stefan Köster, NPD)

Da stellen sich ausgerechnet die Vertreter der NPD, der 
Partei, die für mich ganz persönlich eine Volksverräter-
nachfolgepartei ist,

(Heiterkeit bei Abgeordneten 
der Fraktion der NPD)

hin, deren Mutterpartei 

(Raimund Borrmann, NPD: Ich 
dachte, das ist die SPD. Wer hat 

uns verraten? Die Sozialdemokraten. –
Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

das von Ihnen immer wieder zitierte deutsche Volk auf 
einen Irrweg in Tod und Verderben geführt hat – das 
nenne ich übrigens Völkermord, Herr Köster –,

(Stefan Köster, NPD: Frau Tegtmeier, 
Sie sind lustig. – Udo Pastörs, NPD:
Sagen Sie doch was zum Thema!)
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und dies mit einer Menschenverachtung, die ihresglei-
chen niemals wieder finden darf.

(Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

Und Sie erdreisten sich, hier andere zu beschimpfen, 
das, genau das ist einfach widerlich.

(Stefan Köster, NPD: Sie sind lustig. –
Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

Aber nicht nur Redebeiträge dieser Partei sind unver-
schämt, sondern Ihre Anträge oftmals von wenig Sach-
kenntnis getrübt. 

(Udo Pastörs, NPD: Das ist ja schön.)

Es ist leider Realität, dass einige Individuen den Rechts-
staat fordern, indem sie die Unwissenheit und Unsicher-
heit von Menschen für ihre Zwecke auszunutzen ver-
suchen, und die Findigkeit einiger ist da größer als die 
anderer. Die Herren von der Fensterfraktion kennen sich 
hier ja auch besonders gut aus. Dies führt dazu, dass 
dann eventuell die Rechtsprechung eingreifen muss. 

(Udo Pastörs, NPD: Sprechen Sie zur Sache!)

Und Herr Borrmann hat das hier eigentlich auch ausge-
führt, dass Rechtsprechung zu genau dieser Proble matik 
existiert.

Ihr Antrag ist überflüssig 

(Stefan Köster, NPD: Genau wie Sie.)

und unsinnig, denn wer sich mit der Materie befasst hat – 
und das haben Sie ja hier darzustellen versucht und aus-
führlich getan –, kann die Behauptung in der Begründung 
des Antrags nur als hanebüchen, wenn nicht gar als voll-
kommen falsch bewerten, weil Dinge miteinander ver-
mischt werden, die zusammengenommen einen falschen 
Eindruck vermitteln. Ich nenne hier nur Betriebskosten, 
Mietnebenkosten, Heizkosten und so weiter. Dies erkennt 
man spätestens auf den zweiten Blick, wenn man näm-
lich Paragraf 22 SGB II mal genau anschaut und dann 
eventuell noch einen Blick in die Betriebskostenverord-
nung des Bundes riskiert. Ich werde Ihnen natürlich nicht 
sagen, welche falschen Schlussfolgerungen Sie hier 
meistens gezogen haben. 

(Michael Andrejewski, NPD: 
Weil Sie nichts wissen.)

Das finden Sie sicherlich selbst heraus. Und ich werde 
Sie auch nicht auffordern, uns künftig von solchen 
An trägen zu verschonen,

(Michael Andrejewski, NPD: Das ist sinnlos.)

ablehnen werden wir sie jedoch allemal. – Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktionen der SPD und CDU –

Stefan Köster, NPD: Sie sind lustig. –
Raimund Borrmann, NPD: 

Eine richtige Ulknudel.) 

Vizepräsident Hans Kreher: Das Wort hat jetzt der 
Abgeordnete Herr Andrejewski von der NPD.

Michael Andrejewski, NPD: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auf dieses Geblubber werde ich 
nicht weiter eingehen, das ist wirklich keiner Mühe wert. 

(Zuruf von Reinhard Dankert, SPD)

Stattdessen möchte ich lieber noch einmal darauf hin-
weisen, dass die Auslegung von Vorschriften im SGB II 

mindestens genauso gefährlich ist wie die Vorschriften 
selbst. Noch schlimmer als der Skandal mit den Heiz-
kosten, zu dem die Dame, deren Name ich gar nicht 
weiß, nichts zu sagen wusste, sind die Möglichkeiten, 
den Paragrafen 10 des SGB II zu missbrauchen und 
ungünstig auszulegen. Dort heißt es: „Dem erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen ist jede Arbeit zumutbar ...“ Und 
dann kommen die Ausnahmen. Die Frage, ob Prostitu-
tion zumutbar wäre, hätte ich für unmöglich gehalten, 
aber ich habe einmal nachgelesen im Kommentar zum 
SGB II – Eicher/Spellbrink – zu Paragraf 10 und festge-
stellt, dass das ernsthaft diskutiert wird und vielleicht 
vor der Tür steht. Rechtlich geht das. Ich zitiere: „Ob 
auch die Prostitution sittenwidrig ist, ist nach Erlass des 
Prostitutionsgesetzes“ – Abkürzung „ProstGesetz“

(Heiterkeit bei Abgeordneten 
der Fraktion der NPD)

vom 20.12.2001, in Kraft getreten am 01.01.2002, was es 
alles gibt – 

(Reinhard Dankert, SPD: Womit Sie sich alles
beschäftigen?! – Dr. Armin Jäger, CDU: 

Deswegen hat sein Examen 
auch so lange gebraucht.)

„strittig geblieben, obgleich die Gesetzesbegründung 
ausdrücklich die früher von der Rechtsprechung ange-
nommene Sittenwidrigkeit beseitigen wollte.“ 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Auf 
so eine Idee können nur Juristen kommen.)

„Richtigerweise“ – heißt es weiter – „erstreckt sich diese 
bei Paragraf 138 BGB ansetzende Wertung auf alle 
anderen Normen, anhand derer bislang die Sittenwidrig-
keit der Prostitution angenommen wurde.“

Jetzt wird es interessant. Nimmt man an, dass Prostitu-
tion nicht mehr sittenwidrig ist, und das folgt aus dem 
Prostitutionsgesetz, dann läge es nahe, die angebotene 
Arbeit oder bislang nicht reale Eingliederungsleistung 
in die Prostitution, mit Schulung und so, im Bereich der 
Prostitution als zumutbar anzusehen.

(Stefan Köster, NPD: Sind die 
Behörden pervers! Das ist ja ekelhaft!)

Das ist die theoretische Rechtslage. Jetzt kommt der 
Gnadenakt.

(Volker Schlotmann, SPD: Und dafür haben Sie
36 Semester gebraucht? Mann o Mann! –

Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Nach Ansicht des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit stehen jedoch im Rahmen des SGB III in 
der Regel – in der Regel, Ausnahmen vorbehalten – 
perso nen bezogene Gründe der Zumutbarkeit entge-
gen. Außerdem habe sich die Bundesanstalt für Arbeit 
aus grundsätzlichen Erwägungen entschieden, keine 
Arbeitsvermittlung in diesem Bereich durchzuführen. 
Wieso nur in der Regel Bedenken bestehen und welchen 
Inhalt die grundsätzlichen Erwägungen haben, wird nicht 
erläutert. 

Also noch mal zusammengefasst: Durch das Prostitu-
tionsgesetz wurde die Prostitution aus der Sittenwidrig-
keit herausgenommen und zu einem normalen Job. Das 
sind Ihre Vorstellungen von Sittlichkeit. Darauf zielt auch 
Ihre Jugendarbeit, Gott sei Dank im Gegensatz zu der 
der HDJ. 
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(Raimund Borrmann, NPD: Und die Mitarbeiter 
von Herrn Jäger. – Dr. Armin Jäger, CDU: 

Sie haben keine Ahnung!)

So, und nachdem Prostitution nicht mehr sittenwidrig 
ist, ist das ganz zwingend eine zumutbare Arbeit, zu der 
man theoretisch ohne Weiteres Leistungsempfänge-
rinnen zwingen könnte. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Toben Sie 
doch Ihre Komplexe woanders aus! –
Raimund Borrmann, NPD: Das ist Ihre

christliche Weltanschauung, was Sie betreiben.)

Nur der Gnadenakt ist, dass das Wirtschaftsministerium 
sagt: In der Regel machen wir das nicht, aber Ausnah-
men vorbehalten. 

Und wenn jetzt noch Ihr Freund Michel Friedman alias 
„Paolo Pinkel“ Wirtschaftsminister wird, dann geht’s los, 
und dann erleben wir eine neue Stufe in der Entwicklung 
dieses grandiosen Sozialstaats. – Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Dr. Armin Jäger, CDU: Der tobt auf 

unsere Kosten seine Komplexe aus.)

Vizepräsident Hans Kreher: Meine Damen und Herren, 
es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich schließe 
die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tion der NPD auf Drucksache 5/1789. Wer dem zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. – 
Danke. Die Gegenprobe. – Danke. Enthaltungen? – 
Damit ist der Antrag der Fraktion der NPD auf Druck-
sache 5/1789 bei Zustimmung der Fraktion der NPD, 
aber Gegenstimmen der Fraktion DIE LINKE, der SPD, 
der CDU und der FDP abgelehnt. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 35: Beratung 
des Antrages der Fraktion der NPD – Lehrermangel an 
öffentlichen Schulen stoppen, Drucksache 5/1791.

Antrag der Fraktion der NPD:
Lehrermangel an öffentlichen Schulen stoppen
– Drucksache 5/1791 –

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete Herr 
Lüssow von der NPD.

(Reinhard Dankert, SPD: Namentliche 
Abstimmung nicht vergessen! – 

Dr. Armin Jäger, CDU:
Ja, Reinhard, schreib ihm das auf!)

Birger Lüssow, NPD: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! 

Herr Tesch, wer hier im Landtag die Klappe hält und wer 
nicht, das entscheiden nicht Sie, sondern die Wähler. 

(Volker Schlotmann, SPD: Nein, der Präsident.
Sie kennen nicht die Geschäftsordnung.)

Wenn Sie mit dem Ergebnis demokratischer Wahlen Pro-
bleme haben, dann wandern Sie doch aus! 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Tatsache ist, dass in Mecklenburg-Vorpommern Biblio-
theken und Schulen schlecht ausgestattet sind, und 
dafür sind Sie verantwortlich.

(Zurufe von Dr. Armin Jäger, CDU,
und Egbert Liskow, CDU)

Fragen Sie doch mal beim Deutschen Bibliotheks-
verband nach oder lesen Sie einfach die Protokolle des 
Bildungsausschusses! Ihre großartigen Zahlen sagen 
doch gar nichts aus. 10 Euro in eine marode Struktur 
gesteckt sind wenig. 10 Euro und eine gute Bibliotheks-
struktur sind viel.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Zur Sache!)

Herr Tesch, Sie sind Bildungsminister und nicht Ober-
lehrer. Die Bürger sind nicht Ihre Schüler. Wir werden 
dafür sorgen, dass die Bürger von Ihrer Pleitepolitik 
erfahren, 

(Zuruf von Stefan Köster, NPD)

und dann haben Sie, Herr Tesch, Sendepause.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Das Land Mecklenburg-Vorpommern steht nach der letz-
ten Studie in Sachen Bildung im Bundesvergleich wieder 
einmal an letzter Stelle. Auch wenn es darum geht, das 
Recht auf Bildung für unsere Kinder zu gewährleisten, tut 
sich diese Regierung schwer. Seit Jahren wird voraus-
gesagt und davor gewarnt, dass es in naher Zukunft zu 
wenige Lehrer für unsere Schulkinder geben wird. Ins-
besondere an Berufsschulen und Grundschulen kann 
der Bedarf an Lehrerpersonal nicht mehr gedeckt wer-
den. Es ist ein Dilemma, aber bezeichnend für die gegen-
wärtige Politik, dass ein angemessener Unterricht gerade 
in naturwissenschaftlichen Fächern bald nicht mehr an 
jeder Schule angeboten werden kann.

(Zuruf von Minister Henry Tesch)

Überhaupt mutet es befremdlich an, dass hierzulande 
schon jetzt ein Mangel an Lehrern herrscht, obwohl es 
kaum noch Kinder gibt. Das ist eine Tatsache, die nicht 
mal von Ihnen geleugnet werden kann. Die Zahl der Ein-
wohner in unserem Land nimmt stetig ab. Der Alters-
schnitt der verbliebenen Landsleute, die noch nicht 
ihre Koffer packen und wegziehen mussten, wird immer 
höher. Ebenso verhält es sich mit den hier im Lande 
gebliebenen Lehrern. Über die Hälfte aller Lehrer an den 
Schulen insgesamt sind älter als 50 Jahre. In absehbarer 
Zeit werden sie ihren Platz räumen und sich zur Ruhe 
setzen, nach einer langen, anstrengenden und verdienst-
vollen Arbeit leben, wie ich hier betonen möchte,

(Zuruf von Minister Henry Tesch)

denn viele Lehrer wissen um ihre besondere Verantwor-
tung, die sie im Volk zu tragen haben, im Gegensatz zu 
Ihnen, meine Damen und Herren des Landtages. 

(Harry Glawe, CDU: Ja, ja. –
Zuruf von Minister Henry Tesch)

Die allgemeine demografische Entwicklung ist Ihnen 
nicht erst seit gestern bekannt. 

(Zuruf von Minister Henry Tesch)

Auch werden sich schon …

Vizepräsident Hans Kreher: Herr Tesch, ich weise Sie 
darauf hin, dass von der Ministerbank keine Zwischen-
rufe geduldet werden können.

(Udo Pastörs, NPD: Hören Sie mal auf zu pöbeln, 
Herr Minister! Pöbler! Das können Sie, was 
anderes nicht! Gehen Sie doch heim, Herr 
Minister! – Gabriele Mû‰Èan, DIE LINKE:

Das ist einen Ordnungsruf wert. –
Zuruf von Stefan Köster, NPD)
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Birger Lüssow, NPD: Auch werden die Studenten und 
Lehramtsanwärter von vornherein überlegen, wieso 
gerade sie im Land bleiben sollten, obwohl schon die 
Jugend in großen Strömen abwandert. Desto skanda-
löser ist Ihre Untätigkeit in diesem sogenannten Hohen 
Hause. Was setzt die Landesregierung dem entgegen? 
Was hätte sie in jüngster Vergangenheit zumindest in die 
Wege leiten können? Waren Sie vorausschauend genug 
und erhöhten die Stellen für Lehramtsanwärter oder 
sahen Sie sich etwa in der Verantwortung, den Rahmen 
für eine schulische Ausbildung zu sichern, welcher von 
der Sparpolitik ausnahmsweise verschont bleibt?

(Zuruf von Harry Glawe, CDU)

Nein, nichts von dem! Sie trugen keineswegs Sorge, 
alles in Ihrer Macht Stehende zu veranlassen, um diese 
Missstände abzuschaffen. Stattdessen leben Sie in der 
Illusion, die Leute mit ihren Alibiinitiativen weiterhin ein-
lullen zu können. Ich sage es Ihnen: Ihre einzige Antwort 
auf die zunehmende Krise ist immer noch Ihr Werbe-
spruch: Wer genauso platt und flach ist wie der Bodden, 
studiere im Mehrwert. Dann seien Sie doch ehrlich und 
sagen Sie, dass Sie nicht willens sind, die verkümmerte 
Bildungssituation zu beenden und eine Wende einleiten 
zu wollen. Ihnen müsste das Wohl unseres Volkes und 
damit ebenso das Wohl unserer Kleinen am Herzen lie-
gen, um ernsthaft die Misere von PISA-Studie und 
Lehrermangel beenden zu wollen. Ihnen fehlt nicht nur 
die Kraft, nachhaltig einen Wechsel in der Bildungs-
politik in diesem Land anzustreben, Sie wollen es nicht 
oder Sie können es nicht. Die Interessen des deutschen 
Volkes sind auch hier nicht die Ihrigen. 

(Zuruf von Sylvia Bretschneider, SPD)

Oder, um Sie zitieren zu dürfen, Herr Tesch: „Wenn man 
mit dabei sein will, muss man die Tageszeitungen lesen. 
Das ist Bildung.“ Ein entscheidendes Nein, Herr Tesch, 
das ist keine Bildung, das ist Umerziehung. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
 Herr Tesch war selber Lehrer, und zwar ein guter.)

Wollen Sie den Eltern in diesem Land zumuten, dass die 
Kinder ihr Wissen der Tagespresse entnehmen sollen, 
um, wie Sie sagen, dabei sein zu wollen?

(Dr. Armin Jäger, CDU: Das ist doch lächerlich!)

Lassen Sie mich dies anhand der letzten Wochen ver-
deutlichen, ob es Sie wirklich interessiert, dass der 
Schulbetrieb überhaupt aufrechterhalten bleibt. Die 
katastrophalen Zustände an den Schulen in unserem 
Land traten doch deutlich genug am ersten Schultag 
vor ein paar Wochen hervor. Die Erstklässler konnten 
an einem so wichtigen Tag schon einmal die Erfahrung 
machen, wie die Landesregierung in den zwei Jahren 
um ihre Zukunft bedacht war, Herr Tesch. Kommende 
Generationen wird es noch schlimmer treffen.

Sieht Ihre Alternative vielleicht so aus, dass man mehr 
Schüler in eine Unterrichtsklasse hineinstopft? Die Situ-
ation an den Berufsschulen allein in meiner Heimatstadt 
Rostock ist schlichtweg gesagt desolat. In der ersten 
Unterrichtswoche kam es insgesamt zu 1.000 Stunden-
ausfällen, weil kein ausreichender Ersatz für Berufsschul-
lehrer gefunden wurde, die in Altersteilzeit gegangen 
sind. In der Landeshauptstadt Schwerin kam es eben-
falls zu 300 Ausfallstunden, die belegen, dass im ganzen 
Land die Ausbildung unserer Jugend nicht gewährleistet 
werden kann. In verantwortungsloser Weise werden die 
verbliebenen Lehrer allein in diesem Turnus mit einem 

Arbeitspensum konfrontiert, dass eine qualitative fach-
bezogene Ausbildung nicht mehr stattfinden kann.

(Zuruf von Dr. Armin Jäger, CDU)

Viele spielen nicht nur mit dem Gedanken, sich über 
die Ländergrenzen hinweg zu bewerben, wo ein durch-
aus besserer Lehrrahmen existiert. Es muss unverzüg-
lich damit begonnen werden, noch nicht ausgewanderte 
Lehrkräfte an unser Bundesland zu binden. Der Anfang 
würde mit einer deutlichen und nachhaltigen Verbes-
serung von Weiterbildungsmöglichkeiten gemacht wer-
den können. Ziel muss es außerdem sein, die Heran-
wachsenden in der richtigen Wahl des Berufes zu 
bestärken.

(Zuruf von Minister Henry Tesch)

Es kann nicht sein, dass rund zwei Drittel der an öffent-
lichen Schulen beschäftigten Lehrer auf Teilzeitbasis 
arbeiten. In einigen Gesprächen mit teilzeitbeschäftigten 
Lehrkräften musste ich erfahren, wie schäbig zudem die 
Bezahlung ist. 

Mir ist ebenfalls aus Rostock ein Fall bekannt, in dem die 
Missstände im Bildungssystem Mecklenburg-Vorpom-
merns ganz deutlich auf den Punkt gebracht werden. Ein 
Lehrer in einer Seefahrtsschule beschwerte sich mas-
siv gegen die Ungleichbehandlung gegenüber anderen 
Lehrern. 

(Zuruf von Angelika Peters, SPD)

xxx xxxxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxx 
xx xxxx xxx xxxxxxxxxxxxxxxxxx xx xxxxxxxxxx, 
xxxxxx xx xxxxxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxxxxxxxxx xx 
xxxxxxxxxx xxxxxxxxxxxx xxx xxxxxx xxxx xxxxxx 
xx xxxxxxx xxxxxxxxxx. xxxxxxxxxxxx xxxxxxxx xx 
xxxxxxxxxx xxxxxxxxxxxxx, xxxxx xx xxxx xxxx xxxx 
xxx xxxxx xxxxx xxxxxxx xxxxxxx. xxx xxxxx xxxxxx 
xxx xxx xxxxxxxxxxxx xxx: xxxxxx xx xxxxxxx xxxx 
xxxx xxxxxx xx xxxxxxxxxxxxx xxxxxxx xxxxxxxxxx 
xxxxxxxx, xxxx xxx xxx xxxxxx xxx xxxxxxxxxxxx xx 
xxxx xxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxxxx xxxxxxxx.* 

(Zurufe von Angelika Peters, SPD,
und Raimund Borrmann, NPD)

xx xxxxxx xxx xxxx xxxxxx xxxxxxxxxx xxxx xxx 
xxxxxxx xxxxxxxxxxxx, xxxxxx xx xxx xxxx xxxxx 
xxxxxx-xxxxxxxxxx xxx xxxxxxxxx xxxxxx.*

(Zuruf von Ute Schildt, SPD)

xxx xxxxxxxxxx xxx xxxxxxxxxxxxxxxxxx xxxxxxx 
xxxxxxx, xxxx xx xxxxxxx xxxx xxx xxxxxxxxxxxxxxx 
xxxxxxx xxxxxx xx xxx xxxxxxxxxx xx xxxxxxx xxxx,* 

(Raimund Borrmann, NPD: Setzen
Sie sich wieder hin, Frau Peters! –

Angelika Peters, SPD: Was ich mache,
 entscheide ich. – Raimund Borrmann, NPD: 

Nein, das entscheidet der Präsident.)

xx xxx xxxxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxxxx xxx xxxxxxxxxxx 
xxxx xxxx xxx xxxxxxxxxxx xxxxxxxxx xx xxxxxx.* 

(allgemeine Unruhe)

Vizepräsident Hans Kreher: Herr Abgeordneter, ich 
möchte Sie unterbrechen. Sie haben hier etwas aus dem 
Petitionsausschuss zitiert.

(Jörg Vierkant, CDU: Der ist nicht öffentlich. –
Gino Leonhard, FDP: Oh, oh!)

*  aus datenschutzrechtlichen Gründen unleserlich gedruckte Textpassage
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Das entspricht einem nichtöffentlichen Bereich. Ich 
weise Sie darauf hin, dass das nicht zulässig ist.

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Das ist keine abgeschlossene Petition. –

Dr. Armin Jäger, CDU: Was haben Sie denn da 
wieder dem armen Menschen aufgeschrieben? –

Zuruf von Angelika Peters, SPD)

Herr Lüssow, Sie haben das Wort.

Birger Lüssow, NPD: So, es geht weiter.

(Egbert Liskow, CDU: Er kann doch nichts dafür. – 
Dr. Armin Jäger, CDU: Nein, er kann nichts dafür.)

Man glaubt, dass in Mecklenburg-Vorpommern das 
Prinzip herrscht „Gleiche Tätigkeit verlangt eine gleiche 
Bezahlung“. Dem ist aber nicht so. 

(Zuruf von Stefan Köster, NPD)

In anderen Bundesländern bestehen auch Dienstmöglich-
keiten für hoch qualifizierte Quereinsteiger. 

(Zurufe von Heinz Müller, SPD, 
und Stefan Köster, NPD)

Außerdem winken vielerorts der Beamtenstatus und 
ebenso höhere Bezüge. Raten Sie doch mal, wie lange 
dieser demotivierte und enttäuschte Rostocker noch 
im Land bleiben wird? Da es für Sie, meine Damen und 
Herren, wichtiger ist, den Wirtschaftsstandort Meck-
lenburg-Vorpommern zu stärken und Sie die Einwohner 
des Landes als „Humanressourcen“ definieren, können 
Sie es dennoch nicht gutheißen, dass andere Bundes-
länder die hier verbliebenen Fachkräfte im Bildungs-
sektor clever abwerben. Dies hat Methode, und der oft 
beschworene kooperative Föderalismus spielt hierbei 
keine Rolle. Jedes Kultusministerium ist auf seinen eige-
nen Vorteil bedacht. Ein regelrechter Wettstreit um die 
fähigen Köpfe unter den Lehrkräften ist entbrannt. Man 
darf es dem Lehrpersonal daher nicht verübeln, wenn sie 
so schnell wie möglich das Weite suchen und dort hin-
gehen, wo dem Beruf des Lehrers noch halbwegs Ach-
tung entgegengebracht wird. Öffentliche Kampagnen, 
Werbekampagnen in oberen Klassenstufen oder ähn-
liche Initiativen könnten schon früh genug die Jugend in 
den Klassenzimmern ansprechen, um sie dazu zu ani-
mieren, die Laufbahn eines Lehrers einzuschlagen. Sie, 
meine Damen und Herren, sind doch sonst so bemüht, 
kreativ und vielfältig den Kampf gegen Rechts in einer 
äußerst medienwirksamen Weise zu führen. 

(Sylvia Bretschneider, SPD: 
Wir schaffen das auch!)

Setzen Sie Ihre Kampagnenerfahrung doch für die Auf-
wertung des Lehrerberufs ein! 

Um nachhaltig die Lehrer an unseren Schulen binden zu 
können, ist es nur verständlich, über eine Verbeamtung 
von studierten Lehrern nach zehn Jahren Berufspraxis 
nachzudenken. Blickt man hinüber zum Nachbarn Nie-
dersachsen, so stellt man fest, dass dort der Beamten-
status weitaus öfter als hier erteilt wird. In Meck-
lenburg-Vorpommern sind Lehrer nur in Ausnahmefällen 
verbeamtet. Die Zahl der als Beamte beschäftigten und 
gegebenenfalls in Altersteilzeit befindlichen Lehrkräfte 
ist daher verschwindend gering und beinahe null. Dies 
zeigt uns, dass der Anreiz, als Lehrer hier im Lande zu 
bleiben, erst geschaffen werden muss.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Sie haben 
wirklich keine Ahnung, keine Ahnung.)

Das stellt für Sie, Herr Tesch, eine Herausforderung dar, 
die Sie zu bewältigen nicht in der Lage oder überhaupt 
willens sind. 

Ich komme zum Schluss. Auch die restlichen Vertre-
ter der Blockparteien werden sich nicht dazu aufraffen, 
unseren Antrag zu befürworten.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Sicher nicht. –
Harry Glawe, CDU: Gut für Ihre Statistik.)

Das liegt daran, dass Ihnen die Probleme unserer Lands-
leute bis in alle Ewigkeit verschlossen bleiben werden.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Woher

haben Sie nur den Hass? – Dr. Armin Jäger, CDU:
Sie sollten ihm nicht so komplizierte Texte 

aufschreiben. Man schwitzt immer, 
ob er das schaffen kann.)

Vizepräsident Hans Kreher: Herr Pastörs, Sie hat-
ten vorhin, nachdem ich den Minister darauf hingewie-
sen habe, wie es hier von der Regierungsbank ab laufen 
muss, diesen als einen Pöbler bezeichnet. Ich erteile 
Ihnen einen Ordnungsruf.

(Unruhe bei Abgeordneten der Fraktion 
der NPD – Stefan Köster, NPD: 

Die Wahrheit darf man nicht mehr sagen.)

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat wurde eine 
Aussprache mit einer Dauer von 60 Minuten vereinbart. 

(Zurufe von Stefan Köster, NPD, 
und Udo Pastörs, NPD)

Ich sehe und höre keinen Widerspruch, dann ist das so 
beschlossen. Ich eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat der Abgeordnete Herr Vierkant von der 
CDU.

(Zuruf von Stefan Köster, NPD)

Jörg Vierkant, CDU: Also bevor ich zum Thema komme: 
Das, was Sie, Herr Lüssow, hier aus dem Petitions-
ausschuss berichtet haben, 

(Raimund Borrmann, NPD: Das ist eine
Behauptung. Das ist eine Behauptung.)

das ist eine nicht öffentliche Angelegenheit. 

(Stefan Köster, NPD: 
Woher wollen Sie das denn wissen? –

Angelika Peters, SPD: Sie haben zitiert.)

Der Landtag ist öffentlich 

(Stefan Köster, NPD: 
Herr Lüssow darf mit Leuten reden.)

und deshalb würde ich sagen,

(Raimund Borrmann, NPD: Es gibt auch Bürger, 
die zu uns kommen, Herr Abgeordneter!)

Herr Müller, da hätten Sie Ihren Fraktionskollegen wirk-
lich schützen müssen an dieser Stelle. 

(Zuruf von Minister Henry Tesch –
Stefan Köster, NPD: Seien Sie ruhig 

da hinten! Sie dürfen eh nichts sagen.)

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Dieser Antrag, der einen Lehrer-
mangel an öffentlichen Schulen suggeriert, den es so 
nicht gibt, 
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(Zuruf von Toralf Schnur, FDP)

gründet wohl eher auf den Wissensmangel einiger Herren 
in diesem Hause. Dies ist zwar bedauerlich, aber ich bin 
natürlich gerne bereit, Nachhilfe zu geben. 

(Udo Pastörs, NPD: Gerne. Wir hören! –
Zuruf von Toralf Schnur, FDP)

Wenn Sie sich schon in Ihrer Antragsbegründung 
auf eine Studie beziehen, gehört es dazu, die Quelle 
be ziehungsweise den Autor dieser Studie zu nennen. 
Wenn Sie dies nicht tun, lässt das nur einen Schluss zu: 
Es gibt keine Studie oder Sie kennen den Autor nicht. 
In beiden Fällen ist es daher ratsam, sich sein Wissen 
auf einer sehr breiten Basis anzueignen. 

(Raimund Borrmann, NPD: 
Dann versuchen Sie es doch selbst. –

Udo Pastörs, NPD: So, wie Sie das machen.)

Sehr geehrte Damen und Herren, es gibt keine Studie, 

(Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

die insbesondere in naturwissenschaftlichen Fächern 
einen erheblichen Engpass an geeignetem Lehrpersonal 
für unser Land prognostiziert. 

(Raimund Borrmann, NPD: Ja,
in eurer Welt gibt es gar nichts.)

Es gibt jedoch den Bildungsmonitor 2008 von der Initia-
tive „Neue soziale Marktwirtschaft“. 

(Raimund Borrmann, NPD: Oh ja!)

Darin können des Lesens Kundige Folgendes erfahren: 
„Der MINT-Bereich bleibt die Stärke Mecklenburg-Vor-
pommerns.“ 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Genau.)

Beispielsweise war bei uns der Anteil der Hochschul-
absolventen in Mathematik und in den Naturwissen-
schaften „im Jahr 2006 mit 20,6 Prozent der höchste in 
Deutschland“. Der Bundesdurchschnitt lag übrigens hier 
bei 15,4 Prozent. Eine gezielte Abwerbung von Lehrkräf-
ten aus unserem Land ist nicht zu verzeichnen. 

Im Länderaustauschverfahren für Lehrer zwischen den 
Bundesländern haben über einen Zeitraum von 14 Jah-
ren insgesamt 286 Lehrer von Mecklenburg-Vorpom-
mern in ein anderes Bundesland gewechselt. Im gleichen 
Zeitraum wurden 159 Lehrkräfte aus anderen Bundes-
ländern von uns übernommen. Im Jahr 2008 haben ins-
gesamt 22 Lehrer nach einem Auflösungsvertrag gemäß 
Anlage 7 des Lehrerpersonalkonzeptes – der ihnen übri-
gens auch für die Dauer von zwei Jahren eine Möglichkeit 
der Rückkehr nach Mecklenburg-Vorpommern garan-
tiert – in den Schuldienst eines anderen Bundeslandes 
gewechselt. Darüber hinaus besteht eine spezielle Ver-
einbarung mit Hamburg. Diese bietet Lehrkräften nach 
einem Wechsel sogar für einen Zeitraum von fünf Jahren 
eine Rückkehrgarantie. Von dieser Wechsel möglichkeit 
haben allein in diesem Jahr insgesamt fünf Lehrer aus 
Mecklenburg-Vorpommern Gebrauch gemacht. De facto 
haben uns also in den vergangenen Jahren rund 20 Leh-
rer pro Jahr verlassen. Hier kann also weder von einer 
„gezielten Abwerbung“ noch von einem „drohenden 
Lehrermangel“ und auch nicht von einem „Missstand“ 
gesprochen werden. Ihre Behauptungen sind einfach 
falsch. 

In 2008 haben wir 95 Lehrer neu in den Schuldienst 
unseres Landes eingestellt. 

(Raimund Borrmann, NPD: 95?!)

Darüber hinaus wurden 151 Plätze für den Vorbereitungs-
dienst für ein Lehramt an Schulen eingerichtet.

(Michael Andrejewski, NPD: Wow! –
Raimund Borrmann, NPD: Gigantisch!)

Diese wurden im Zuge des Bewerbungsverfahrens auch 
besetzt. Das sind belegbare Fakten, die Ihren Antrag 
ad absurdum führen. 

(Raimund Borrmann, NPD: 
Die reichen aber nicht.)

Wir lehnen ihn ab. – Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktionen 
der SPD, CDU und DIE LINKE)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Herr Vierkant. 

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Lüssow von der 
NPD.

(Dr. Klaus-Michael Körner, SPD: 
Der kann doch gar nicht reden. Der kann 
doch nur lesen oder nicht einmal das. – 

Zuruf von Stefan Köster, NPD)

Birger Lüssow, NPD: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! 

(Zuruf von Raimund Borrmann, NPD)

Wie ich schon erläuterte, ist der Mangel an Lehrern – 
besonders an beruflichen Schulen und Grundschulen – 
recht groß. In Mecklenburg-Vorpommern können jetzt 
schon nicht mehr alle Stellen besetzt werden. Die Folge 
ist, dass seit Beginn dieses Schuljahres das blanke 
Chaos ausgebrochen ist. 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Wo waren Sie 
eigentlich die letzten fünf Minuten?)

Der Unterrichtsausfall beläuft sich auf Tausende Stunden 
und steigt mit jedem Tag.

(Dr. Armin Jäger, CDU: 
Sie haben gar nicht zugehört.)

Es ist eigentlich unverständlich, 

(Dr. Armin Jäger, CDU: 
Der liest nur seinen Text ab. – 

Torsten Koplin, DIE LINKE: 
Diese Baustelle haben wir schon.)

wieso das Bildungsministerium erst ab dem Monat 
November beginnt, 

(Dr. Armin Jäger, CDU: Das ist falsch. 
Da haben Sie überhaupt nicht zugehört. –

Jörg Vierkant, CDU: Das ist doch nicht wahr.)

den Stundenausfall an öffentlichen Schulen aufzuneh-
men. Das heißt, mir ist es verständlich. Es hilft Ihnen wie-
der einmal mehr, die kommenden Statistiken zu manipu-
lieren 

(Reinhard Dankert, SPD: Ach so!)

und Ihre katastrophalen Fehler in der Bildungspolitik zu 
kaschieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Dr. Armin Jäger, CDU: Gut, gut. –

Raimund Borrmann, NPD: So ist es.)

Die Lehrergewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft 
kam ebenfalls zu dem richtigen Schluss, dass, ich zitiere, 
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„die Landesregierung den Bedarf völlig falsch einge-
schätzt hat.“ Zitatende. Es nützt nichts, den Schwarzen 
Peter auf andere zu schieben. Es ist unzweifelhaft Ihr 
Verschulden, Herr Tesch, welches Sie nicht ableugnen 
können. Vielleicht müssten Sie mal wieder die Schulbank 
drücken, um ausrechnen zu können, welcher Jahrgang 
wie viele Lehrer benötigt. Zu Ihrer Inaktivität kommt in 
erschwerendem Maße noch hinzu, dass Sie nicht mehr 
viel Spielraum und vor allem Zeit haben, das Ruder 
herumzureißen. Die stetige Vergreisung unseres Volkes 
schreitet rapide voran 

(Raimund Borrmann, NPD: Genau.)

und macht selbstverständlich auch vor dem Lehrkörper 
nicht halt.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Manche sind auch jung und vergreist! –

Zuruf von Dr. Klaus-Michael Körner, SPD)

Seit Regierungsantritt, Herr Tesch, ist Ihnen klar, dass 
nur ein Prozent der damals unterrichtenden Lehrer jün-
ger als 30 Jahre alt war. 

(Zuruf von Stefan Köster, NPD)

Was hielt Sie damals davon ab, bereits ein Notprogramm 
gegen den absehbaren Lehrermangel zu entwickeln? 

Ich kann nur einmal mehr die Forderungen der NPD dar-
legen, die konsequent Maßnahmen gegen den Mangel 
an Lehrern in unserem Land einleiten könnten: 

(Zuruf von Ute Schildt, SPD)

Praktizierende Lehrer erhalten ab sofort Aussicht auf 
eine Verbeamtung unter Voraussetzung der entspre-
chenden Qualifikationen. Fehlen diese, so sind unver-
züglich berufsbegleitende Weiterbildungsmöglichkeiten 
zu schaffen. Die derzeitig teilzeitbeschäftigten Lehrer 
sind dadurch beschleunigt in eine vollzeitliche Anstel-
lung zu bringen. Dies gilt ebenso für motivierte Querein-
steiger, die gerade in Mangelfächern für den Unterricht 
gewonnen werden sollen. Der Lehrerberuf muss end-
lich anerkannt und mit Kampagnen im Ansehen aufge-
wertet werden. Das Unterrichtsmaterial gehört auf den 
aktuellsten Stand gebracht. Qualifizierte Lehrer, die an 
öffentlichen Schulen mindestens zehn Jahre tätig waren, 
erhalten automatisch die Option einer Verbeamtung. 

Herr Tesch, bleiben Sie weiterhin inaktiv, so werden Sie, 
das Regierungskabinett, Ihre Partei und nicht zu ver-
gessen die anderen Blockparteien von der kommen-
den Generation Heranwachsender dafür verantwortlich 
gemacht werden. Wir von der NPD-Fraktion tun dies 
heute schon.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD –
Harry Glawe, CDU: Toll! – 

Irene Müller, DIE LINKE: Wofür?)

Im Namen meiner Fraktion beantrage ich namentliche 
Abstimmung.

(Beifall und Heiterkeit bei Abgeordneten der
Fraktion der NPD – Dr. Armin Jäger, CDU: 

Das ist doch kein Zirkus hier.)

Vizepräsident Hans Kreher: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Es wurde eben eine namentliche Abstimmung beantragt. 
Die Fraktion der NPD hat gemäß Paragraf 91 Absatz 1 
unserer Geschäftsordnung zum Tagesordnungspunkt 35 
zur Drucksache 5/1791 eine namentliche Abstimmung 
beantragt.

Meine Damen und Herren, wir beginnen nun mit der 
Abstimmung. Dazu werden Sie hier vom Präsidium 
namentlich aufgerufen und gebeten, vom Platz aus Ihre 
Stimme mit Ja, Nein oder Enthaltung abzugeben. Ich 
bitte den Schriftführer, die Schriftführerin, die Namen 
aufzurufen. 

(Die namentliche Abstimmung 
 wird durchgeführt.)

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 
Stimme nicht abgegeben hat? – Das ist nicht der Fall. Ich 
schließe die Abstimmung. Ich bitte die Schriftführer, mit 
der Auszählung zu beginnen. Ich unterbreche für zwei 
Minuten.

Unterbrechung: 19.44 Uhr

Wiederbeginn: 19.45 Uhr

Vizepräsident Hans Kreher: Meine Damen und Herren, 
wir setzen die Sitzung fort. 

An der Abstimmung haben insgesamt 54 Abgeordnete 
teilgenommen. Mit Ja stimmten 6 Abgeordnete, mit Nein 
stimmten 48 Abgeordnete. Damit ist der Antrag der Frak-
tion der NPD abgelehnt.

Meine Damen und Herren, ich rufe auf den Tages-
ordnungspunkt 34: Beratung des Antrages der Frak-
tion DIE LINKE – Beschlossene Wohngelderhöhung vor-
ziehen, Drucksache 5/1778. 

Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Beschlossene Wohngelderhöhung vorziehen
– Drucksache 5/1778 –

Das Wort zur Begründung hat die Abgeordnete Frau 
Lück von der Fraktion DIE LINKE.

Regine Lück, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Manchmal kommt ja aus 
dem fernen Berlin auch eine gute Idee. Diesmal kam sie 
von Herrn Peter Struck, es geht nämlich um die Erhö-
hung des Wohngeldes, und der tat das als Leiter der 
SPD-Arbeitsgruppe Energie. Das ganze Konzept, mit 
dem für Geringverdiener die gestiegenen Energiepreise 
aufgefangen werden sollen, sollte eigentlich bei der 
Klausur der SPD am 7. September am Schwielowsee 
beschlossen werden. Dann kam ja bekanntermaßen alles 
etwas anders. Das Ergebnis dieser Klausur ist ja bereits 
in die Geschichte eingegangen. Dennoch gebe ich die 
Hoffnung nicht auf, dass die SPD es wirklich ernst meint, 
Geringverdiener von Energiekosten zu entlasten. 

Ich zitiere den SPD-Bundesbauminister Tiefensee aus 
der Zeitung „Die Welt“ vom 6. September: „Wenn die 
Nachzahlungsforderungen für die Heizkostenrechnung 
eintreffen, sollen die Menschen mit schmalem Geldbeu-
tel eine Sonderzahlung erhalten.“ Er verspricht, den bun-
desweit rund 600.000 Wohngeldempfängern im kom-
menden Frühjahr mit einer Heizkostenhilfe von einmalig 
150 Euro unter die Arme zu greifen. Die Umsetzung und 
die Kosten von 120 Millionen Euro für Bund und Länder 
werden auf der Bauministerkonferenz heute und morgen 
in Gelsenkirchen erörtert. Das zumindest galt vor der 
SPD-Klausur. Schauen wir mal. 

Fest steht: Die LINKEN wollen und können nicht taten-
los zusehen, wenn die Bürgerinnen und Bürger wieder 
einmal die Zeche bezahlen sollen. Eine Erhöhung des 
Wohngeldes nach acht Jahren Stagnation ist dringend 
geboten. Derzeit ist der Wohngeldzuschuss völlig unzu-
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reichend und hilft nicht wirklich. Fakt ist, die Änderung 
des Wohngeldgesetzes setzt sich aus mehreren Verän-
derungen zusammen. So werden die Beiträge nach der 
Wohngeldtabelle um acht Prozent angehoben. Es wer-
den zehn Prozent höhere Mietkosten als bisher für die 
Wohngeldberechtigungen zugelassen. Verschiedene 
Baualtersklassen von Gebäuden werden zukünftig keine 
Rolle mehr spielen. 

Wirklich neu am Wohngeldgesetz ist, dass die Heizkos-
ten künftig mit 50 Cent pro Quadratmeter und Monat bei 
der Wohngeldberechnung berücksichtigt werden sollen. 
Ich erinnere daran, dass ursprünglich lediglich Verein-
fachungen und Klarstellungen erfolgen sollten. Die ein-
zige inhaltliche Änderung des ersten Entwurfes zur 
Wohngeldnovelle war der Wegfall der Baualtersklassen. 
Davon hätten lediglich Wohngeldempfänger, die in vor 
1992 fertiggestellten Wohnungen leben, profitiert. 

Nachgebessert wurde erst im Ergebnis der im De-
z ember 2007 erfolgten Anhörung im Bundesverkehrs-
ausschuss. In dieser Anhörung haben alle einbezogenen 
Sachverständigen eindrucksvoll dargestellt, dass eine 
Wohngeldnovelle ohne wirkliche Anhebung des Wohn-
geldes unsinnig ist. Ende Juli 2008 veröffentlichte das 
Statistische Landesamt Daten zur Wohnsituation 2006. 
Fest steht, dass rund die Hälfte aller Mieterhaushalte 
im Land mehr als ein Viertel vom verfügbaren Einkom-
men für die Bruttokaltmiete ausgeben müssen. Bei den 
Single haushalten sind es sogar zwei von drei Haus-
halten. 

Wie erschreckend diese Zahlen sind, wird deutlich, wenn 
man weiß, dass in der Fachliteratur als zumutbare Miet-
belastung die Verwendung von bis zu einem Viertel des 
Haushaltseinkommens für Wohnkosten gilt, dass Wohn-
geldzahlungen beim Einkommen bereits berücksich-
tigt wurden und dass die zweite Miete – die Kosten für 
Strom, Heizung und Warmwasser – noch hinzukommt. 
Beispielsweise hat E.ON Hanse-Gas in Mecklenburg-
Vorpommern von Januar 2005 bis heute die Preise um 
50 Prozent erhöht. Im selben Zeitraum stiegen die Strom-
preise bei der WEMAG um 30 Prozent. Angesichts die-
ser Entwicklung ist die Schmerzgrenze nicht nur längst 
erreicht, sondern weit überschritten. Ende 2007 hatten 
wir rund 27.500 Haushalte im Land mit Wohngeldbezug. 
Das heißt, mehr als doppelt so viele Haushalte wie im 
Bundesdurchschnitt sind auf diesen Zuschuss angewie-
sen. Damit sind wir der unrühmliche Spitzenreiter, und 
das, obwohl die Zahl der Wohngeldberechtigten weiter 
stetig abnimmt. 

Nach wie vor sind viele gezwungen, wegen der Über-
nahme der Kosten für Unterkunft und Heizung in 
Hartz IV zu wechseln. Die Einbeziehung von Heizkosten, 
auch beim Wohngeld, war also mehr als überfällig. Der 
Struck-Vorschlag, die Wohngelderhöhung um drei Mo-
nate vorzuziehen, und Tiefensees Vorstoß zur Einmal-
zahlung bedeuten, auch die SPD hat erkannt, dass die 
verabschiedete Wohngelderhöhung schon jetzt von der 
Lebenswirklichkeit überholt ist. Die angestrebte Entlas-
tung der Wohngeldempfänger verpufft, weil sie für die 
horrenden Energiekosten draufgeht. 

Die Wohngeldberechtigten – und potenziellen Wähler! – 
werden bei planmäßigem Inkrafttreten des Wohngeld-
gesetzes ab Januar 2009 nichts in ihrem Portemonnaie 
merken. Das dann um durchschnittlich 50 Euro höhere 
Wohngeld wird aufgefressen durch die Kosten für Strom, 
Heizung, Warmwasser sowie durch die allgemeine Infla-
tionsrate. Für viele wird die Heizung kalt bleiben in die-

sem bevorstehenden Winter, wenn die Politik nicht 
schnellstens Nägel mit Köpfen macht. Insbesondere 
Rentnerinnen und Rentner, die die größte Gruppe der 
Wohngeldempfänger stellen, müssen sich warm anzie-
hen und natürlich auch die Schmach ertragen, Grund-
sicherung im Alter beantragen zu müssen, und das, 
obwohl die meisten 40 Jahre und mehr gearbeitet haben. 
Die Zahl der Menschen, die darüber hinaus in Hartz IV 
abrutschen, steigt mit Sicherheit. 

Also, meine Damen und Herren, ich versichere Ihnen, 
dass bei gutem Willen ein Vorziehen möglich ist, denn 
die ursprünglich geplante Wohngeldnovelle sollte bereits 
seit Jahresbeginn in Kraft treten. Seinerzeit wurde davon 
ausgegangen, dass die Aufhebung der Baualtersklas-
sen rund 120 Millionen Euro Mehrkosten verursacht, 
die von Bund und Ländern je zur Hälfte getragen wer-
den müssen. Diese Mehrkosten wurden bereits in die 
Haushaltspläne eingestellt. Auch im Landeshaushalts-
plan 2008/2009 kann man das nachlesen. Wegen der 
Verschiebung der Wohngeldreform werden 3 Millio-
nen Euro von den im Landeshaushalt 2008 für Wohn-
geldzahlungen eingeplanten 28,5 Millionen Euro nicht 
ausgeschöpft werden. Dies ist die gerade eingetroffene 
Antwort der Landes regierung auf meine Kleine Anfrage. 

Ich behaupte, dass auch alle anderen Bundesländer 
und der Bund selbst diese Mehrkosten in ihrer Planung 
berücksichtigt haben und die Mittel nicht ausgeschöpft 
werden. Peter Struck geht von Mehrkosten in Höhe von 
60 bis 70 Millionen Euro für das Vorziehen der Wohngeld-
erhöhung aus. Nach Angaben von Bundesbauminis-
ter Tiefensee würde eine Einmalzahlung rund 120 Millio-
nen Euro Mehrkosten bedeuten. Noch einmal: Das Geld 
ist da, weil es bereits in den Haushalten steht. Wenn Bun-
destag und Bundesrat es wollen, ist entweder ein Vorzie-
hen oder eine Einmalzahlung machbar. Es ist auch nicht 
zu spät zum Handeln, man kann ein Gesetz sehr wohl 
auch rückwirkend in Kraft setzen. Wie Sie wissen, ist das 
Neunte Gesetz zur Änderung des Wohngeldgesetzes 
auch rückwirkend in Kraft getreten. Die aufgrund einer 
Gerichtsentscheidung vorgenommene Gesetzesände-
rung wurde am 13. Juli 2005 veröffentlicht und regelte 
rückwirkend die Einkommensermittlung für Heimbewoh-
ner im Zeitraum von 2001 bis 2004. 

Wenn Sie das Interesse der Bürgerinnen und Bürger im 
Auge haben, sollten Sie unserem Antrag Ihre Zustim-
mung geben. Dabei spreche ich insbesondere auch die 
Kolleginnen und Kollegen der SPD an. Ihre Zustimmung 
wäre ein gutes Signal für mehr soziale Gerechtigkeit bei 
uns in Mecklenburg-Vorpommern.

(Beifall bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Frau Lück. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat wurde eine 
Aussprache mit einer Dauer von 45 Minuten vereinbart. 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch, damit ist das so 
beschlossen. Ich eröffne die Aussprache.

Das Wort hat Frau Tegtmeier von der Fraktion der SPD.

Martina Tegtmeier, SPD: Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Auf seiner Sitzung am 4. Juli hat der 
Bundesrat in der Tat mit seiner Zustimmung zum Gesetz 
zur Neuregelung des Wohngeldrechts und zur Änderung 
des Sozialgesetzbuches den Weg frei gemacht für eine 
in der jüngeren Geschichte beispiellosen Erhöhung des 
Wohngeldes. Bund und Länder werden für die beschlos-
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senen Leistungsverbesserungen über eine halbe Milli-
arde Euro zur Verfügung stellen, Geld, das ausschließlich 
sozial schwachen Haushalten zugute kommt. Damit trägt 
der Staat den seit der letzten Wohngelderhöhung gestie-
genen Mieten und Heizkosten Rechnung. Erstmals in der 
Geschichte des Wohngeldes werden auch die Heizkos-
ten in die Wohngeldberechnung mit einbezogen. Das 
stellt einen Paradigmenwechsel dar in der Geschichte 
des Wohngeldes, von dem ich im letzten Jahr noch nicht 
geglaubt habe, dass er wahr werden würde. Dazu hatte 
ich auch hier an dieser Stelle gesprochen, und ich muss 
sagen, ich bin da positiv überrascht worden.

Die hierfür geschaffene Regelung, nach Haushaltsgrößen 
gestaffelte Pauschalbeiträge für Heizkosten einzuführen, 
hat mehrere Vorteile. Sie fügt sich problemlos in die Sys-
tematik der Wohngeldberechnung ein und ist daher im 
Vollzug auch relativ problemlos handhabbar. Die Heiz-
kosten werden im Ergebnis mit der gleichen Rate bezu-
schusst wie die Bruttokaltmiete, denn das Wohngeld ist 
nur ein Zuschuss zu den Mietkosten und keine Leistung 
zur vollständigen Kostenübernahme. Es bleibt jedoch – 
anders als bei der Vollkostenübernahme – ein Anreiz zum 
sparsamen Umgang mit Heizenergie und zum Bewohnen 
energetisch vorteilhafter Wohnungen erhalten. 

Frau Lück führte aus, dass Peter Struck am 04.09. 
öffentlich ankündigte, dass die SPD-Fraktion im Bund 
sich für eine Vorziehung der Wohngelderhöhung einset-
zen würde. Das konnten wir nicht nur der Presse entneh-
men, das konnten wir auch der Antragsbegründung der 
Fraktion DIE LINKE entnehmen. 

Dies ist also ein fahrender Zug, den man mit diesem 
Antrag gern noch überholen möchte, auf den die Frak-
tion DIE LINKE hier mit aufsteigt, obwohl das …

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Ach, Sie sind schon abgefahren und 

wir haben es gar nicht gemerkt.)

Sie haben es gar nicht gemerkt, ja.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Das ist ja interessant.)

Am 10.09. nun stellte die Fraktion DIE LINKE den Antrag 
hier an den Landtag. Am 17.09. konnte man in der „Süd-
deutschen Zeitung“ lesen, dass Frau Merkel diesen Vor-
schlag unterstützen würde. Die Idee des Vorschlags ist, 
dass vor dem Hintergrund der enorm gestiegenen Heiz-
energiekosten und den zu erwartenden hohen Nachzah-
lungen für die Bürgerinnen und Bürger im Frühjahr/Som-
mer 2009 die höheren Leistungen der am 01.01.2009 in 
Kraft tretenden Wohngeldnovelle für die gesamte Länge 
der Heizperiode ab 01.10.2008 wirksam werden sollen. 
Die Umsetzung soll in Form einer Einmalzahlung zwi-
schen April und Juli 2009, dem Zeitraum der zu erwar-
tenden Nachzahlung, erfolgen. Auf Bundesebene wird 
derzeit die Umsetzung geprüft. Morgen wird der Deut-
sche Bundestag darüber beraten. Hier liegt nämlich 
auch ein Antrag der Fraktion DIE LINKE dazu vor. Das 
hatte Frau Lück eben, glaube ich, noch nicht gesagt. 
Also morgen ist das Ganze im Bundestag auf der Tages-
ordnung.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Ja, was
soll das denn? Was soll das Ganze?)

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE besteht aus zwei 
Punkten, zum einen, eine Bundesratsinitiative zu initi-
ieren, um die Wohngelderhöhung vorzuziehen. In dem 
Zusammenhang möchte ich darauf hinweisen, dass es 

der Bundesrat war, der im letzten Jahr die Wohngeld-
erhöhung zunächst gestoppt hat,

(Dr. Armin Jäger, CDU: Das stimmt, ja.)

die der Bundestag bereits beschlossen hatte –

(Dr. Armin Jäger, CDU: Richtig.)

zwar aus einem anderen Grund in diesem Zusammen-
hang, aber der Bundesrat hat das hier ausgebremst. 

(Zuruf von Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Im zweiten Punkt führen Sie hier Fragen zur Haushalts-
deckung auf. Diese sind Ihnen bereits durch die Beant-
wortung Ihrer Kleinen Anfrage eigentlich umfänglich 
beantwortet worden. Meine Fraktion ist daher der Auf-
fassung, dass dieser Antrag zurzeit nicht erforderlich ist 
und wir ihm deswegen auch nicht zustimmen werden. – 
Danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der SPD –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Zurzeit

nicht, aha! Na mal sehen, vielleicht
bringen wir ihn ja noch mal.)

Vizepräsident Hans Kreher: Danke, Frau Tegtmeier. 

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Schnur von der 
FDP.

Toralf Schnur, FDP: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Antrag ist 
nicht nur zum jetzigen Zeitpunkt überholt, eigentlich hat 
er sich erledigt. Wir haben die Situation, dass wir über 
die Presse ja nun – ich glaube, seit etwa einer Woche – 
erfahren haben, dass im Grunde genommen genau das 
Anliegen, was Sie beantragt haben, letzten Endes durch 
die Bundesregierung auch umgesetzt werden soll.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Es liest 
nicht jeder Zeitung. – Zuruf von

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Damit könnte man jetzt im Grunde sagen, der Antrag ist 
abzuschließen, weil dem Anliegen entsprochen worden 
ist, 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Stimmen Sie doch zu, Herr Schnur!)

um das mal in die Worte des Petitionsausschusses zu 
übertragen. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Das ist ja richtig ein Schwerarbeiter heute.)

Aber was ich ganz gerne noch dazu sagen möchte, ist 
ein ganz anderer Punkt. Es wird hier von der LINKEN – 
und das ist etwas, was mich selber auch so ein bisschen 
stört – im Zusammenhang mit Wohngeld immer gleich 
das Thema Hartz IV reingeschoben.

(Präsidentin Sylvia Bretschneider 
übernimmt den Vorsitz.)

Das ist eine grundsätzliche Debatte, die man an der 
Stelle führt, wo das eine aber mit dem anderen nicht 
zwingend etwas zu tun hat.

(Dr. Armin Jäger, CDU: Richtig.)

Denn, und das sollte man wissen, fragen Sie mal in den 
Sozialämtern nach, was der Unterschied ist.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Sollte man wissen, ja.)
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Das ist nämlich an sich schon gar nicht so einfach, 

(Irene Müller, DIE LINKE: Hartz-IV-Empfänger
bekommen Wohngeld. Das ist nun mal so.)

aber letzten Endes, sage ich mal, relativ leicht zu erklä-
ren. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Das kann doch nicht sein, dass sie

die Unterschiede nicht kennen.)

Ich kann das jetzt mal machen: Der Unterschied zwischen 
Hartz IV und Wohngeld beantragen ist nämlich der, dass 
der Wohngeldempfänger nicht mehr arbeits fähig ist und 
der andere, der Hartz-IV-Empfänger, arbeitsfähig ist. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Er wendet sich auch an verschiedene 

Behörden, Herr Schnur. So ist das nicht.)

Dass man bei der Wohngelderhöhung einen Paradigmen-
wechsel vornimmt, ist etwas, was im Grunde genommen 
seit Jahren, seit 1999 so ist. Da gab es den ersten Antrag 
von der FDP, das wissen Sie natürlich nicht, 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Das wissen wir nicht, nein.)

der genau dieses Thema der Heizkostenerstattung letz-
ten Endes zum Inhalt hatte. 

(Andreas Bluhm, DIE LINKE:
Das haben Sie sich ausgesucht.)

Die FDP hat seit Jahren genau diese Geschichte gefor-
dert, um diese Kosten mit aufzunehmen. Und es ist so, 
natürlich haben Sie insoweit auch recht, Frau Lück, das 
will ich Ihnen zugestehen, dass Sie mit den 50 Cent 
pro Quadratmeter an Heizkostenerstattung letzten 
Endes nicht das Ziel erreicht haben. Das sehen wir, wenn 
wir die durchschnittlichen Werte, die wir bei den Kosten 
der Unterkunft pro Quadratmeter Heizkosten angesetzt 
haben, dass es zu wenig ist. Das sehe ich auch so. 

Aber wir müssen uns insgesamt doch eine Frage stellen 
lassen. Wenn wir eine Situation haben, dass bereits die 
Bundesregierung gehandelt hat, dann werden Sie letz-
ten Endes mit einer rückwirkenden Gesetzesänderung 
zum 1. Januar im Grunde genommen nur eines tun: Sie 
handeln und – Frau Tegtmeier, das ist gar nicht so unzu-
treffend formuliert – springen auf einen Zug auf. Sie wol-
len auf dem Mehr dann noch wieder mehr. Das ist auch 
der klassische Stil der Linken. 

(Regine Lück, DIE LINKE: Wir wollen das,
was der Haushaltsplan eingestellt hat.

Nicht mehr und nicht weniger.)

Sie haben an der Stelle, ich sage es mal so, was solche 
Geschichten betrifft, immer relativ schwammige Vorstel-
lungen.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Das ist wie
bei Ihnen. Immer mehr und weniger Steuern. –

Zurufe von Dr. Armin Jäger, CDU, und
 Irene Müller, DIE LINKE)

Und wenn dann irgendjemand eine Forderung aufmacht, 
dann ist die Erste, die auf dem Zug sitzt, DIE LINKE, die 
sagt: Wir brauchen noch mehr. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP – 
Dr. Armin Jäger, CDU: Richtig.)

Ich erinnere in dem Zusammenhang nur an eine Diskus-
sion, und die sollten Sie sich einfach mal vor Augen füh-
ren, das vergessen Sie nämlich allzu gerne. 

(Irene Müller, DIE LINKE: 
Sie haben wohl nicht zugehört?!)

Die Linkspartei war es, die sich im Bundestagswahl-
kampf 2005 mit der Forderung von 1.400 Euro für 
Hartz-IV-Empfänger hingestellt und diese Forderung auf-
gemacht hat. 

(Irene Müller, DIE LINKE: Das Geld 
ist da. Es ist eingestellt, Herr Schnur.)

Auf mehrfache Nachfragen in den Veranstaltungen zum 
Bundestagswahlkampf konnte mir kein Linker so recht 
erklären, warum eigentlich 1.400 Euro. 

(Regine Lück, DIE LINKE: 
Es geht um Mindestlohn. – 

Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Es geht um Mindestlohn, Herr Schnur.

Wenn Sie keine Ahnung haben.)

Ich habe gesagt, dann nehmen Sie doch zweieinhalb-
tausend Euro. Das ist doch völlig egal, was Sie nehmen. 
Am Ende, und das ist nämlich der entscheidende Punkt, 
muss es auch mal irgendwann jemand bezahlen,

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Also,
wenn Sie schon zitieren, dann aber richtig.)

und das vergessen Sie bei jedweder Diskussion. 

(Unruhe bei Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE – 

Irene Müller, DIE LINKE: Herr Schnur,
Sie bringen alles durcheinander.)

Sie sagen nie, wann und wer das bezahlen soll. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Sie fordern, fordern, fordern, aber erklären uns nie, dass 
im Grunde genommen auch jemand diese Geschichte 
bezahlen muss. 

(Andreas Bluhm, DIE LINKE: Sie haben nicht
zugehört. – Irene Müller, DIE LINKE:
Gerade haben wir es erklärt. Hätten
Sie uns mal zugehört. – Zuruf von 
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE)

Deswegen lehnen wir Ihren Antrag ab.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der FDP)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Schnur.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Stein von der 
CDU. 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE:
Wir erteilen ja keine Zensuren.)

Peter Stein, CDU: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Ich mache es kurz, denn Frau Tegtmeier hat 
schon vieles von dem gesagt, was ich auch hätte sagen 
wollen. Es ist nun mal nur die zweitbeste Variante der 
Tätigkeit hier im Landtag, Opposition zu sein. Und wenn 
andere eine gute Idee haben und sie tragen, denn man 
ist eine Große Koalition hier im Land und wir haben das 
Glück, auch im Bundestag in der Bundesregierung eine 
Große Koalition zu haben …
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(Andreas Bluhm, DIE LINKE: Aber ob 
das immer ein Glück ist? Ob das immer 

ein Glück ist, das ist noch fraglich. –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:

 Na, ob das immer glückt? Die beiden sind 
im Moment sehr, sehr glücklich. Die sind 

auf allen Ebenen sehr glücklich, Herr Stein.)

Ich will sogar sagen, eine sehr gute Idee zum richtigen 
Zeitpunkt wurde jetzt zu einem Ergebnis gebracht. Man 
kann sich darüber streiten, ob es vielleicht Sinn gemacht 
hätte, solche Erhöhungen zu Beginn einer Heizperiode 
bereits wirksam werden zu lassen. Die Informationen, die 
uns zur Verfügung stehen, sind natürlich auch die, dass 
es technisch umsetzbar sein muss. Wir wissen, dass es 
heute in der Bauministerkonferenz, vielleicht auch mor-
gen erst, besprochen wird und es morgen im Bundestag 
dazu eine Debatte gibt. Wir vertrauen einfach mal den 
Großkoalitionären in Berlin, 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Oh ja! –
Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: Ja.)

dass sie morgen entweder – und jetzt komme ich zum 
Punkt – die ganze Sache in Ihrem Sinne, so, wie Ihr 
Antrag ist, beschleunigen. Dann hat der Antrag sich 
erledigt. Oder in Berlin wird beschlossen, es geht nicht, 
aus welchen Gründen auch immer. Dann bleibt es beim 
01.01. Aus diesem Grunde werden wir den Antrag hier 
heute auch ablehnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der CDU –
Barbara Borchardt, DIE LINKE: Das ist aber sehr

eigenständig. Das muss man wohl sagen. –
Zuruf von Dr. Armin Jäger, CDU)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 
Stein.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Andrejewski für 
die Fraktion der NPD.

Michael Andrejewski, NPD: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Gegen eine Vorziehung der Wohn-
gelderhöhung kann man ja wohl kaum sein. Aber wie-
der wird es eine Menge anspruchsberechtigter Bür-
ger geben, denen diese Erhöhung nichts nützt, weil sie 
weder wissen, dass sie überhaupt Ansprüche geltend 
machen können, noch wie sie das anstellen sollen. Der 
Staat betreibt nämlich keinerlei aktive Aufklärungsarbeit 
in dieser Hinsicht. Er meldet sich nur von sich aus, wenn 
er Geld vom Bürger will. Dann sammelt er alle nur greif-
baren Daten – Sozialbehörden und Finanzamt sind ver-
netzt –, damit eine Lohnsteuerrückzahlung etwa eines 
Hartz-IV-Empfängers sofort als Einkommen registriert 
und auch kassiert werden kann. Wie wäre es denn mal 
mit Behördenschreiben, in denen es heißt: „Wir machen 
Sie darauf aufmerksam, dass Sie wohngeldberechtigt 
sind. Bitte kommen Sie doch mal vorbei.“?

Das Finanzamt kennt die Einkommensverhältnisse, das 
Einwohnermeldeamt weiß, wer in einer Wohnung alles 
gemeldet ist, das Versorgungsamt kennt den Grad der 
Behinderung, das Jugendamt hat die Information über 
Unterhaltsverpflichtungen oder Ansprüche und so wei-
ter. Wenn die Ämter all ihr Wissen zusammenfügen wür-
den, dann müssten sie imstande sein anzugeben, wem 
in aller Wahrscheinlichkeit Wohngeld zusteht. Und 
es wäre mal was ganz Neues, wenn sie das den Men-
schen auch von sich aus mitteilen würden. Aber das wird 
nie geschehen. Sollte nämlich jeder Bürger über seine 
gesetzlichen Ansprüche genau im Bilde sein und diese 

auch einfordern, dann könnte dieses Parteiensystem 
dichtmachen und stünde vor dem Kollaps, so wie jetzt 
schon die Sozial gerichtsbarkeit. 

Daher ist es uns eine große Freude, entsprechende Auf-
klärungsarbeit zu leisten als Zentralrat der ethnischen 
Deutschen, die das auch sein wollen. Der Begriff stammt 
aus dem Kommentar zur Landesverfassung. Kümmern 
wir uns um unser Volk. Und jedes Mal, wenn ein Ange-
höriger unseres Volkes erfährt, wie man die Befreiung 
von den Rundfunkgebühren beantragt oder Wohngeld 
oder Berufsausbildungsbeihilfe oder BAföG, Kindergeld, 
Erziehungsgeld, Arbeitslosengeld II, Sozialgeld, was 
auch immer, und das auch bekommt, ist das ein Sieg für 
uns und eine Niederlage für das herrschende System,

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

vollkommen legal, ohne dass Verfassung oder Staats-
schutz irgendwas dagegen machen können.

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Sie sind ja wie Robin Hood.)

Und eine geradezu poetische Gerechtigkeit liegt darin, 
dass sich der Parteienstaat durch unsere Beratungs-
praxis nun genötigt sieht nachzuziehen und ebenfalls 
Sozialberatung zu betreiben, womit er sich auf lange 
Sicht selbst den Boden unter den Füßen wegzieht, denn 
es kostet jedes Mal Geld, wenn jemand seine Ansprüche 
geltend macht. Und Sie gehen bankrott. 

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Wir stimmen dem Antrag zu. Und bald wird sich in vielen 
Briefkästen eine gut verständliche Anleitung finden, wie 
Wohngeld beantragt werden muss. Im Augenblick wird 
gerade gemäß unserer Ankündigung flächen deckend 
etwas zu Ihrer Diätenerhöhung verteilt, und zwar im 
Zusammenhang mit der gleichzeitigen Kürzung des Blin-
dengelds. 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: 
Von der Sie auch profitieren.)

Das wird sehr zur Popularität der Großen Koalition und 
des neuen Ministerpräsidenten beitragen. – Ich danke 
Ihnen.

(Beifall bei Abgeordneten der Fraktion der NPD)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Das Wort hat jetzt 
die Abgeordnete Frau Lück für die Fraktion DIE LINKE.

Regine Lück, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! 

Herr Schnur, Sie müssen mich nicht belehren, was 
Wohngeld ist und was Kosten der Unterkunft sind. 

(Toralf Schnur, FDP: Na, Gott sei Dank!)

Ich bin seit 2002 im Geschäft. Da fühle ich mich wirklich 
als Fachfrau in der Politik, auf diesem Gebiet auf jeden 
Fall.

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Pünktlich zu 
Beginn der Heizperiode schnellen die Heizkosten in die 
Höhe.

(Zuruf von Toralf Schnur, FDP)

Alle Einfamilienhausbesitzer mit einer Gasheizung haben 
ab sofort um 20 bis 30 Euro monatlich höhere Abschläge 
zu zahlen. Die Ferngasanbieter haben diese Hiobs-
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botschaft im August an alle Haushalte versandt. Pech 
auch für alle Mieterinnen und Mieter, sie erwartet bei 
der nächsten Betriebskostenabrechnung eine deftige 
Nachzahlung und eine enorme Anhebung der Betriebs-
kostenpauschale. Dass die Kosten steigen, ohne dass 
die Löhne wachsen, ist nicht neu. Neu ist aber die 
Rasanz, mit der die Kostenspirale sich dreht.

Bei der Einbeziehung einer Heizkostenpauschale in 
die Wohngeldberechnung ist man davon ausgegan-
gen, dass rund 90 Cent pro Quadratmeter Wohnfläche 
monatlich für Heizkosten anfallen. 50 Cent sollen nun bei 
der Wohngeldberechnung erstattet werden. Dies wird 
scheinbar auch noch logisch erklärt. Die Menschen sol-
len nämlich zum sparsamen Umgang angeregt werden. 
Ich finde Sparen auch richtig, aber das Sparen bei den 
Bedürftigen ist an dieser Stelle grundfalsch, denn mitt-
lerweile kommt man mit 90 Cent je Quadratmeter Wohn-
raumfläche im Monat nicht mehr aus. Die Heizkosten 
sind bereits jetzt mit über 1 Euro je Quadratmeter Wohn-
fläche gestiegen, und das wird nicht das Ende der Fah-
nenstange sein.

Dabei hat das große Abrechnungsunternehmen ista fest-
gestellt, dass Wohnungen in Mecklenburg-Vorpommern 
bundesweit den niedrigsten Energieverbrauch haben. 
Das liegt daran, dass seit der Wende viel in die Gebäu-
desanierung investiert wurde. Das ist auch gut so. Das 
liegt aber auch daran, dass die Menschen in unserem 
Land nicht erst seit heute mit jedem Cent rechnen müs-
sen. Sie versuchen ohnehin schon zu sparen, wo es 
geht. Viele Mieter haben aber auch kaum noch die Mög-
lichkeit, ihre Heizkosten merklich zu beeinflussen.

Ich will ein Beispiel aus Rostock bringen: Mehrere ver-
zweifelte Rentnerinnen und Rentner besuchten unser 
Bürgerbüro. Sie klagten über außergewöhnlich hohe 
Heizkosten, die sie im Vergleich zu anderen Mieterinnen 
und Mietern im selben Haus zahlen müssen. Die Jahres-
heizkosten unterschieden sich um sage und schreibe 
1.660 Euro. Falsch sind die Abrechnungen nicht, aber 
völlig ungerecht. Obwohl rund 80 Prozent der Gebäu-
desubstanz in unserem Land modernisiert wurde, sind 
viele Heizleitungen, ich meine diese Strangleitungen, 
praktisch noch nicht gedämmt. So kommt es, dass ins-
besondere berufstätige Mieter ihre Heizkörper abdre-
hen, weil die Wärme der Rohre ausreicht, die Wohnung 
zu erwärmen. Diejenigen Mieter aber, die tagsüber zu 
Hause sind, die aufgrund von Krankheit oder Alter oder 
wegen der Kinder einen erhöhten Wärmebedarf haben, 
nutzen natürlich auch die Heizkörper. Wärmeverluste 
durch ungedämmte Leitungen werden von den Ablese-
geräten aber nicht erfasst, deshalb zahlen diese Mieter 
faktisch die verbrauchsabhängigen Kosten für alle Mieter 
in diesem Haus mit. Und das ist kein Einzelfall. Ich meine, 
das ist ungerecht, es kann aber zurzeit nicht beanstan-
det werden. Allein die Gebäudeeigentümer können fest-
legen, in welchem Verhältnis verbrauchsabhängige und 
verbrauchsunabhängige Kosten zur Heizkostenberech-
nung herangezogen werden. 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE:
Sehr richtig.)

Mit Jahresbeginn 2009 wird, soweit der Bundes-
rat zustimmt, die Heizkostenverordnung geändert. 
Abrechnungsvorschläge für meinen Beispielfall werden 
gemacht. Ob sich dann etwas ändert an der Abrech-
nungspraxis? Wir werden abwarten.

Meine Damen und Herren, DIE LINKE fordert, bei der 
Wohngeldberechnung die tatsächlichen Heizkosten 

zu berücksichtigen. Auch mit der Forderung des Deut-
schen Mieterbundes, zumindest eine Verdopplung des 
Heizkostenanteils auf 1 Euro vorzunehmen, können wir 
mitgehen. 50 Cent Heizkosten pro Quadratmeter Wohn-
fläche bleiben eben ein Tropfen auf den heißen Stein. Da 
sind wir uns einig, das kann deshalb nur ein Anfang sein. 
Für mich war auch der Zeitraum zwischen der Wohn-
geldreform 2001 und 2009 viel zu lang. Abhilfe kann 
nur eine stetige Anpassung an die Preis-, Kosten- und 
Einkommensentwicklung schaffen. Das ist versäumt 
worden. Stattdessen muss diese Reform in Kürze wie-
der angepasst werden. Das Geld für diesen technokra-
tischen Aufwand hätte man sinnvoller den Wohngeld-
berechtigten zukommen lassen können. Die hätten es 
uns gedankt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Fraktionen, für Sie 
ist anscheinend dieser Antrag schon erledigt, erledigt, 
weil auch einige Unionspolitiker wie Herr Röttgen sich ein 
Vorziehen vorstellen können. Gleichzeitig lehnt das aber 
auch ein Finanzexperte wie Steffen Kampeter ab. In Sack 
und Tüten ist für mich eine frühere Wohngeld erhöhung 
oder Einmalzahlung noch lange nicht. Sicherheit gibt nur 
eine vom Bundestag beschlossene Änderung des Wohn-
geldgesetzes, der der Bundesrat zugestimmt hat. Mit 
Absichtsbekundungen ist noch keinem geholfen. Des-
halb stimmen Sie unserem Antrag zu!

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 
Lück. 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tion DIE LINKE auf Drucksache 5/1778. Wer dem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. – Wer stimmt dagegen? – Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Damit ist der Antrag der Fraktion DIE LINKE 
auf Drucksache 5/1778 

(Dr. Wolfgang Methling, DIE LINKE: 
Wir werden auch mal eine namentliche 

Abstimmung beim nächsten Antrag machen.) 

bei Zustimmung der Fraktion DIE LINKE, Gegenstimmen 
der Fraktionen der SPD, CDU und FDP, einer Zustim-
mung aus der Fraktion der NPD und Enthaltung bei der 
Fraktion der NPD abgelehnt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind damit 
am Schluss der heutigen Tagesordnung. Ich berufe die 
nächste Sitzung des Landtages für Freitag, den 26. Sep-
tember 2008, 9.00 Uhr ein. Die Sitzung ist geschlossen. 
Schönen Feierabend!

Schluss: 20.17 Uhr

Es fehlten die Abgeordneten Dr. Till Backhaus, Norbert 
Baunach, Dr. Marianne Linke, Beate Schlupp, Dr. Hen-
ning von Storch, Karin Strenz und Udo Timm.
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Geschäftsbereich des Ministers für Wirtschaft, 
Arbeit und Tourismus 

Zu Frage 15

„Zusatzfrage zu Frage 15 des Abgeordneten Andre-
jewski, Fraktion der NPD

,Inwieweit spielte dabei angesichts des leichten Erd-
bebens bei Rostock Anfang des Jahrzehnts, Stand auf 
der Richterskala zwei Komma noch was, die Erdbeben-
gefahr eine Rolle? Könnte sich das auf diese Gegend 
erstrecken im Rahmen der seismologischen Unter-
suchungen?‘

Antwort

In Norddeutschland gibt es keine Plattengrenzen und 
es treten vereinzelt schwache Beben innerhalb der tek-
tonischen Platten auf (Intraplattenbeben). Aus histo-
rischer Zeit sind keine starken Schadensbeben für Nord-
deutschland bekannt. Die Zahl der instrumentell erfassten 
Intraplattenbeben ist sehr gering. Am 2. Juni 1977 ereig-
nete sich ein tektonisches Beben bei Soltau mit einer 
Lokalbeben Magnitude (Richter) von 4,0. Weitere Bei-
spiele sind das Wittenburg-Beben vom 19.05.2000 
(bei Zarrenthin, ML=3,4) und das Rostock-Beben vom 
21. Juli 2001 (bei Bobbin, etwa 2 km östlich von Gnoien, 
ML=3,4). Das Epizentrum bei Bobbin lag etwa 9000 m 
tief. Für das Beben von Zarrenthin liegen keine makro-
seismischen Beobachtungen vor, das Beben von Bobbin 
wurde nur von wenigen Menschen schwach verspürt. 
Auf Grund der geringen, isolierten Seismizität von tekto-
nischen Intraplattenbeben in Norddeutschland ist nicht 
zu erwarten, dass hier großflächige, aktive Schwäche-
zonen existieren, die das Potential für sehr starke Scha-
densbeben haben.

Daneben gibt es auch induzierte Beben. Im Zusammen-
hang mit der Erdgasförderung in Norddeutschland ereig-
nen sich hin und wieder Erdbeben, die als induzierte 
seismische Ereignisse bezeichnet werden müssen. Ihre 
Magnituden haben bisher nicht den Wert von ML = 3,0 
erreicht. Auch durch Bergbau können Beben induziert 
werden. Der Einsturz ausgedehnter Höhlungen kann sehr 
starke Erschütterungen hervorrufen, die in der umlie-
genden Region als, üblicherweise schwaches, Erdbe-
ben wahrgenommen werden können. Der bisher stärkste 
durch Bergbau verursachte Gebirgsschlag geschah am 
13. März 1989 bei Völkershausen. Das Beben war bis zu 
300 km weit spürbar und erreichte die Lokalmagnitude 
ML=5,6. Ein weiteres Beispiel war ein Gebirgsschlag der 
Stärke 5,5 auf der Richterskala in Theutschenthal am 
11. September 1996. Dieses Beben wurde sogar welt-
weit von Seismographen registriert.

In 5 km Entfernung wird ein Erdgaskavernenfeld im 
Steinsalz betrieben. Für die Erdgaskavernen bestand 
zu keiner Zeit Gefahr, da die typischen viskoplastischen 
Material eigenschaften des Salzes die seismische Druck-

Schriftliche Beantwortung

zu den Fragen 15, 18, 24 und 28
der

Fragestunde
– Drucksache 5/1816(neu) –

welle absorbieren, das heißt ein Beben unterirdisch 
kaum spürbar ist.

In Vertretung

Dr. Stefan Rudolph“

Geschäftsbereich des Ministers für Landwirtschaft, 
Umwelt und Verbraucherschutz 

Zu Frage 18

„Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

im Rahmen der Fragestunde der 49. Sitzung des Land-
tages wurde von der Abgeordneten Sigrun Reese, Frak-
tion der FDP, zu Frage 18 eine Nachfrage gestellt, die ich 
wie folgt beantworte:

,Wird es künftig einen Weg zur und von der Brücke weg 
geben können?‘

Die in Rede stehende Brücke einschließlich einer ent-
sprechenden Zuwegung ist Bestandteil eines umfas-
senden regionalen Projektes ,Abenteuer Natur im 
Peenetal‘ des Vereins ,Vorpommersche Dorfstraße‘. 

Aus naturschutzfachlicher Sicht stehen einer Zuwegung 
keine Bedenken entgegen. 

Das weitere Verfahren hinsichtlich der Zuwegung liegt 
jedoch in der Zuständigkeit der betroffenen Gemeinden. 

Dabei bedarf es insbesondere noch der Klärung 
eigentums rechtlicher Fragen und sonstiger Abstim-
mungen, u. a. zur Verkehrssicherungspflicht.

Mit freundlichem Gruß

Dr. Till Backhaus“

Geschäftsbereich des Ministers für Soziales und 
Gesundheit 

Zu Frage 24 

„Ralf Grabow, FDP: Darf ich eine Zusatzfrage stellen? 
(Zustimmung)

,Was kostet die Entwicklung dieser Software und durch 
wen wird diese Software entwickelt?‘ 

Minister Erwin Sellering: ,Es geht um einen Auftrag, 
den wir über das DVZ vergeben haben, und den Preis 
müsste ich Ihnen nachliefern.‘

,Die Auftragssumme für das Komplettpaket betrug 
47,6 T€, davon 20,2 T€ für die Schnittstelle zum Zentra-
len Informationsregister des Innenministeriums.‘“ 

Zu Frage 28

„,Stefan Köster, NPD: Eine zweite Zusatzfrage, Herr 
Minister: Wie bewertet die Landesregierung die nega-
tiven Erfahrungen von Betreuungseinrichtungen mit der 
Inkontinenzprodukteversorgung in Mecklenburg-Vor-
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pommern, weil die Pflegeheime nicht wie früher Inkon-
tinenzprodukte für alle Bewohner von einem Lieferanten 
beziehen können, sondern je nach Krankenkasse ein 
anderes Produkt eingesetzt werden muss? 

Minister Erwin Sellering: Ich bitte um Verständnis, dass 
ich diese sehr spezielle Frage, die sich aus meiner Sicht 
hier nicht abgezeichnet hat, schriftlich beantworte.‘

,Änderungen bei der Versorgung mit Inkontinenzartikeln 
resultieren daraus, dass diese als Hilfsmittel seit dem 
1. April 2008 von den Krankenkassen nach § 127 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch ausgeschrieben wer-
den. 

Das Ministerium für Soziales und Gesundheit beobachtet 
als Rechtsaufsicht über die AOK Mecklenburg-Vorpom-
mern die Entwicklung in diesem Bereich aufmerksam.

Das Ministerium hat die AOK Mecklenburg-Vorpom-
mern mehrfach zur Stellungnahme zur Qualität von Inkon-
tinenzartikeln aufgefordert. Die AOK hat mitgeteilt, dass 
bei Ausschreibungen die Erfüllung von Qualitätsanforde-
rungen von Inkontinenzartikeln neben dem Preis berück-
sichtigt würden. Nach Auskunft der AOK werden im Ein-
zelfall bei Versicherten bestehende Qualitätsprobleme 
mit diesen gemeinsam geklärt.

Hinzuweisen ist außerdem darauf, dass nach der zum 
1. Januar 2009 in Kraft getretenen Neuregelung in § 127 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch die Krankenkas-
sen zukünftig nicht mehr ausschreiben müssen, sondern 
ausschreiben können. Dazu wird es künftig Empfeh-
lungen des Spitzenverbandes Bund und der Spitzen-
organe der Hilfsmittelanbieter geben, wann Ausschrei-
bungen zweckmäßig sind.‘“



Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 5. Wahlperiode – 49. Sitzung am 25. September 2008 119

  1.  Andrejewski, Michael NPD

  2.  Bluhm, Andreas DIE LINKE

  3.  Borchardt, Barbara DIE LINKE

  4.  Borchert, Rudolf SPD

  5.  Borrmann, Raimund NPD

  6.  Bretschneider, Sylvia SPD

  7.  Brodkorb, Mathias SPD

  8.  Caffier, Lorenz CDU

  9.  Dankert, Reinhard SPD

10.  Glawe, Harry CDU

11.  Grabow, Ralf FDP

12.  Heydorn, Jörg SPD

13.  Holter, Helmut DIE LINKE

14.  Holznagel, Renate CDU

15.  Dr. Jäger, Armin CDU

16.  Kokert, Vincent CDU

17.  Koplin, Torsten DIE LINKE

18.  Dr. Körner, Klaus-Michael SPD

19.  Köster, Stefan NPD

20.  Kreher, Hans FDP

21.  Kuhn, Werner CDU

22.  Lenz, Burkhard CDU

23.  Leonhard, Gino FDP

24.  Lietz, Matthias CDU

25.  Liskow, Egbert CDU

26.  Lochner-Borst, Ilka CDU

27.  Löttge, Mathias CDU

28.  Lück, Regine DIE LINKE

29.  Lüssow, Birger NPD

30.  Mû‰Èan, Gabriele DIE LINKE

 

Alphabetisches Namensverzeichnis

der Abgeordneten, die an der Wahl des vom Land Mecklenburg-Vorpommern zu
benennenden Mitglieds im Beirat nach § 39 Abs. 1 des Gesetzes über die Unterlagen

des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (Stasi-Unterlagen-Gesetz – StUG)
gemäß § 9 Ausführungsgesetz zum Gesetz über die Unterlagen des Staats-

sicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (Stasi-Unterlagen-Gesetz – 
Ausführungsgesetz – StUG-AG) teilgenommen haben

– Drucksache 5/1723 –

31.  Müller, Detlef SPD

32.  Müller, Heinz SPD

33.  Müller, Irene DIE LINKE

34.  Müller, Tino NPD

35.  Pastörs, Udo NPD

36.  Peters, Angelika SPD

37.  Polzin, Heike SPD

38.  Ratjen, Sebastian FDP

39.  Reese, Sigrun FDP

40.  Reinhardt, Marc CDU

41.  Ringguth, Wolf-Dieter CDU

42.  Dr. Ringstorff, Harald SPD

43.  Ritter, Peter DIE LINKE

44.  Roolf, Michael FDP

45.  Rühs, Günter CDU

46.  Schildt, Ute SPD

47.  Schlotmann, Volker SPD

48.  Schnur, Toralf FDP

49.  Schulte, Jochen SPD

50.  Schwarz, Thomas SPD

51.  Schwebs, Birgit DIE LINKE

52.  Dr. Seemann, Margret SPD

53.  Seidel, Jürgen CDU

54.  Sellering, Erwin SPD

55.  Stein, Peter CDU

56.  Dr. Tack, Fritz DIE LINKE

57.  Tegtmeier, Martina SPD

58.  Vierkant, Jörg CDU

59.  Waldmüller, Wolfgang CDU

60.  Dr. Zielenkiewitz, Gerd SPD



120 Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 5. Wahlperiode – 49. Sitzung am 25. September 2008

Jastimmen

 NPD

  Andrejewski, Michael

  Borrmann, Raimund

  Köster, Stefan

  Lüssow, Birger

  Müller, Tino

  Pastörs, Udo

Neinstimmen

 SPD

  Borchert, Rudolf

  Bretschneider, Sylvia

  Brodkorb, Mathias

  Dankert, Reinhard

  Heydorn, Jörg

  Dr. Körner, Klaus-Michael

  Müller, Heinz

  Dr. Nieszery, Norbert

  Peters, Angelika

  Polzin, Heike

  Schildt, Ute

  Schlotmann, Volker

  Schulte, Jochen

  Schwarz, Thomas

  Dr. Seemann, Margret

  Sellering, Erwin

  Tegtmeier, Martina

 CDU

  Caffier, Lorenz

  Glawe, Harry

  Dr. Jäger, Armin

  Kokert, Vincent

  Kuhn, Werner

  Lenz, Burkhard

  Lietz, Matthias

  Liskow, Egbert

Namentliche Abstimmung

über den 
Antrag der Fraktion der NPD

Lehrermangel an öffentlichen Schulen stoppen
– Drucksache 5/1791 –

  Löttge, Mathias

  Ringguth, Wolf-Dieter

  Rühs, Günter

  Seidel, Jürgen

  Stein, Peter

  Vierkant, Jörg

  Waldmüller, Wolfgang

 DIE LINKE

  Bluhm, Andreas

  Borchardt, Barbara

  Holter, Helmut

  Koplin, Torsten

  Lück, Regine

  Mû‰Èan, Gabriele

  Dr. Methling, Wolfgang

  Müller, Irene

  Ritter, Peter

  Schwebs, Birgit

  Dr. Tack, Fritz

 FDP

  Kreher, Hans

  Leonhard, Gino

  Reese, Sigrun

  Roolf, Michael

  Schnur, Toralf

Endgültiges Ergebnis:

Abgegebene Stimmen .................................................  54
Gültige Stimmen ..........................................................  54
Jastimmen ......................................................................  6
Neinstimmen ................................................................  48
Enthaltungen ...................................................................  -


